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Zusammenfassung 

1 Lage der Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1973/74 


Abwanderung verlangsamt 

Der Rückgang des Arbeitskräfteeinsatzes in der Landwirtschaft hat 
sich verlangsamt. Während im Durchschnitt der letzten zehn Jahre 
die Zahl der Vollarbeitskräfte (AK) um jährlich 4,4 ®/o zurückging, 
verminderte sie sich im Wirtschaftsjahr 1973/74 infolge des geringe- 
ren Angebots an außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen nur um 
3 ®/o. Der Rückgang der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe lag mit 
4,2 ®/o etwas über der durchschnittlichen Abnahmerate der letzten 
zehn Jahre. 


Stagnierende Durchschnittseinkommen 

Die Wertschöpfung der Landwirtschaft insgesamt lag 1973/74 mit 
19,4 Mrd. DM nur um 0,4 ®/o höher als im Vorjahr. Ursache für diesen 
geringen Anstieg war, daß einmal das Niveau der Erzeugerpreise im 
Durchschnitt aller Produkte gegenüber dem Vorjahr nahezu konstant 
blieb (+ 0,1 ®/o) imd zum anderen sich die Einkaufspreise landwirt- 
schaftlicher Betriebsmittel mn durchschnittlich 9,8 ®/o verteuerten. Je 
Arbeitskraft stieg die Wertschöpfimg 1973/74 um 3,4 ®/o auf 14 969 DM. 
Die Steigerungsrate war damit geringer als die der Wertschöpfimg je 
Erwerbstätigen in den übrigen Wirtschaftsbereichen (+ 10,2 ®/o). 

Die für das Bundesgebiet hochgerechneten Buchführungsergebnisse 
der Testbetriebe zeigen folgendes Bild: In den landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben über der Grenze nach § 4 Landwirtschafts- 
gesetz (LwG) nahm das Betriebseinkommen je Arbeitskraft im Durch- 
schnitt des Bundesgebiets 1973/74 gegenüber dem Vorjahr um 3,4 ®/o 
auf 21 211 DM zu. Aufgrund eines starken Anstiegs der Zinsbelastimg 
und der Zunahme der Pachtzahlungen konnte das Reineinkommen 
(Gewinn) je Familienarbeitskraft jedoch nicht verbessert werden. Es 
entsprach 1973/74 mit 19 972 DM je Familienarbeitskraft nur knapp 
dem Ergebnis des Vorjahres (— 0,3 ®/o). 

Der Vergleich gemäß § 4 LwG zwischen dem landwirtschaftlichen 
Reineinkommen (Vergleichsreineinkommen) imd der Summe der Ver- 
gleichsansätze (= gewerblicher Vergleichslohn, Betriebsleiterzuschlag 
und Zinsanspruch) zeigt, daß das Einkommen aus landwirtschaftlicher 
Tätigkeit in Betrieben mit einer Größe bis zu 50 000 DM Standard- 
betriebseinkonunen niedriger war als die vergleichbaren Einkommen 
in der übrigen Wirtschaft. Die kleine Gruppe der Betriebe über 
50 000 DM Standardbetriebseinkommen erzielte im Durchschnitt ein 
Einkommen, das höher war als die Summe der Vergleichsansätze. 


Unterschiedliche Einkommensentwicklung innerhalb der Landwirtschaft 

Die Marktfnichtbetriebe und die Veredlungsbetriebe konnten mit 
einem Anstieg des Reineinkommens je Familienarbeitskraft um 12,5 
bzw. 4,9 ®/o ein überdurchschnittliches Ergebnis erzielen. Vermindert 
hat sich dagegen um 2,7 ®/o das Reineinkommen der Gemischtbetriebe. 
Noch stärkere Einkommensrückgänge hatten die Futterbaubetriebe. 
Nachdem sich ihr Reineinkommen je Familienarbeitskraft im Vorjahr 
um 21 ®/o verbessert hatte, verminderte es sich 1973/74 um 5,5 ®/o. 
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Die relative Einkommensstreuung innerhalb der Landwirtschaft ist 
nahezu unverändert geblieben. Das Verhältnis des durchschnittlichen 
Reineinkommens des unteren Viertels der Betriebe zu dem des oberen 
Viertels betrug 1973/74 wie auch 1969/70 1 : 6,1. 


Weiterhin rege Investitionstätigkeit 

Im Wirtschaftsjahr 1973/74 wurde in gleichem Maße investiert wie 
im Vorjahr. Die Bruttoinvestitionen von durchschnittlich 630 DM/ha 
wurden zu 50®/o durch Abschreibungen, zu 6®/o durch Abgänge bei 
Grimd und Boden, zu 1 1 ®/o durch zusätzlich aufgenommenes Fremd- 
kapital imd zu 33®/o aus sonstigen Eigenmitteln finanziert. Diese 
Eigenmittel, die teilweise aus außerbetrieblichen Einkünften stammen 
können, entsprachen 20 ®/o des Reineinkommens. 


Erwerbseinkommen insgesamt auf Vorjahreshöhe 

Wird in den Haupterwerbsbetrieben über der Grenze nach § 4 LwG 
dem Reineinkommen (Gewinn) das außerbetriebliche Erwerbsein- 
kommen hinzugerechnet und diese Summe auf die betrieblich und 
außerbetrieblich eingesetzten Familienarbeitskräfte bezogen, so ergibt 
sich für 1973/74 ein Erwerbseinkommen je Familienarbeitskraft von 
20 807 DM, das dem vorjährigen etwa entspricht (-1- 1,1 ®/o). Im Durch- 
schnitt stammten 8 ®/o dieses Einkommens aus außerbetrieblicher 
Tätigkeit. 

Die Haupterwerbsbetriebe unter der Grenze nach § 4 LwG erzielten 
1973/74 ein Erwerbseinkommen von 14 925 DM je Familienarbeits- 
kraft. Die außerbetrieblichen Einkünfte hatten hier einen Anteil von 
41 ®/o. 


Einkommensergänzungen durch auBerbetriebiiche Einkommen 

Nach den Ergebnissen der Landwirtschaftszählung waren 1972 in rd. 
zwei Dritteln aller Betriebe (700 000 Betriebe) außerbetriebliche Ein- 
kommen vorhanden. Im Durchschnitt dieser Betriebe wurde ein land- 
wirtschaftliches Betriebseinkommen (Standardbetriebseinkommen) 
von rd. 8 700 DM je Betrieb durch außerbetriebliche Einkommen aus 
Erwerbs- und Nichterwerbsquellen um 10 900 DM je Betrieb ergänzt. 

Die mit Buchführungsunterlagen ermittelten Einkommen der Neben- 
erwerbsbetriebe des Testbetriebsnetzes zeigen für 1973/74, daß über 
eine kombinierte Erwerbstätigkeit ein Gesamteinkommen erreicht 
werden kann, das hinter dem in den Haupterwerbsbetrieben über der 
Grenze nach § 4 LwG nicht zurückzustehen braucht. Voraussetzung 
dafür sind außerbetriebliche Erwerbsmöglichkeiten und eine arbeits- 
sparende Organiation der Nebenerwerbsbetriebe. 


Einkommensanstieg in den Weinbaubetrieben, unterschiedliche 
Entwicklung im Gartenbau 

Bei den weinbaulichen Haupterwerbsbetrieben nahm das Reinein- 
kommen je Familienarbeitskraft 1973/74 in den Betrieben mit Flach- 
und Hanglagen lun 4,6 ®/o auf 30 590 DM zu, in den Betrieben mit 
Steillagen um 1,7 ®/o auf 22 534 DM. 

Im Gartenbau erzielten die Zierpflanzenbaubetriebe einen Einkom- 
mensanstieg von + 2,1 ®/o und die Baumschulen von 14,0®/o. Rückläufig 
entwickelten sich die Reineinkommen in den Gemüsebau-, Gemischt- 
und besonders in den Obstbaubetrieben. In den Obstbaubetrieben 
hatte sich allerdings das Einkommen im Vorjahr verdoppelt. 
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2 Voraussichtliche Entwicklung der Landwirtschaft im 
Wirtschaftsjahr 1974/75 


Weiterer Kostenanstieg zu erwarten 

Bei den Vorleistungen liegen im laufenden Wirtschaftsjahr 1974/75 
die Preise für Energie und die übrigen Güter gewerblicher Herkunft 
höher als im Vorjahr, insbesondere kommen die kräftig angestiege- 
nen Düngemittelpreise 1974/75 voll zur Geltung. Dagegen dürfte die 
Futtermittelpreisentwicklung eher einen dämpfenden Einfluß auf den 
Kostenanstieg haben. 


Unterschiediiche Entwicklung auf den Agrarmärkten 

Bei Getreide und Zuckerrüben erzielten die Erzeuger für die Ernte 
1974 aufgrund der Agrarpreisbeschlüsse vom 23. März imd 2. Oktober 
1974 und teilweise auch aufgrund der anhaltenden Verknappungs- 
tendenzen auf den Weltmärkten höhere Preise als im Vorjahr. Hinzu 
kommt, daß 1974 die bisher größte Getreideernte in der Bundes- 
republik eingebracht wurde. Die Erzeugerpreise für wichtige andere 
Bodenprodukte, Kartoffeln und Gemüse, lagen jedoch in der ersten 
Hälfte des Wirtschaftsjahres 1974/75 erheblich imter dem Niveau des 
Vorjahres. 

Bei Milch ist für 1974/75 eine leichte Zunahme der Anlieferungen an 
die Molkereien und ein deutlicher Anstieg des Milchauszahlimgs- 
preises gegenüber dem Vorjahr zu erwarten. Aufgrund der Marktlage 
wird die Verbesserung der Erzeugerpreise jedoch niedriger sein als 
die Anhebung der Marktordnungspreise für 1974/75. Auf dem deut- 
schen Rindfleischmarkt zeichnen sich seit Juli 1974 deutliche Stabili- 
sierungstendenzen ab. Im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1974/75 
werden die Erzeugerpreise voraussichtlich mindestens auf Vorjahres- 
höhe liegen. Merklich unter dem Vorjahresniveau werden 1974/75 die 
Erzeugerpreise für Schlachtschweine bleiben. Trotz eines größeren 
Angebots wird daher mit einem Rückgang der Einnahmen aus 
Schweineverkäufen gerechnet. 


Vorschätzung der Einkommen für 1974/75 

Die Vorschätzung der Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft 
im laufenden Wirtschaftsjahr 1974/75 ist mit großen Unsicherheiten 
behaftet. Bei Drucklegung dieses Berichtes kann kaum mit hinreichen- 
der Genauigkeit beurteilt werden, wie sich die Preise auf wichtigen 
Absatz- und Bezugsmärkten in der zweiten Hälfte des Wirtschafts- 
jahres 1974/75 entwickeln werden. Noch schwieriger ist zu beurteilen, 
in welchem Umfang die Zahl der in der Landwirtschaft Tätigen weiter 
abnehmen wird. Unter diesen Vorbehalten wird folgender Ausblick 
auf das Wirtschaftsjahr 1974/75 gegeben: 

Der Produktionswert der Landwirtschaft insgesamt wird für 1974/75 
auf 46,3 bis 47,2 Mrd. DM (4-0,3 bis -f 2,3 ®/o) geschätzt. Bei den Vor- 
leistungen wird mit einem Anstieg auf 23,1 bis 23,7 Mrd. DM (+ 3,4 
bis + 6,1 ®/o) gerechnet. Die Wertschöpfung insgesamt dürfte schät- 
zungsweise 18,3 bis 19,2 Mrd. DM betragen und damit das Vorjahres- 
ergebnis nicht ganz erreichen. Bei einer Abwanderimg von 3 ®/o würde 
sich daraus eine Wertschöpfung je Vollarbeitskraft von 14 500 bis 
15 300 DM (— 3 bis -f 2®/o) und bei einer Abwanderung von 4,5 ®/o 
von 14 700 bis 15 500 DM (— 1 bis -f 4 ®/o) errechnen. 

Im Durchschnitt aller Betriebsformen und Größenklassen wird für die 
landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach § 4 
LwG erwartet, daß sich das Reineinkommen je Familienarbeitskraft 
1 974/75 schätzungsweise um etwa 3 bis 8 ®/o verbessern wird. 
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Die bisher vorliegenden Informationen deuten darauf hin^ daß die 
landwirtsdiaftlidien Einkommen im Wirtsdiaftsjahr 1975/76 voraus- 
sichtlich stärker ansteigen werden als im Durchschnitt der beiden Vor- 
jahre. 


3 Nahrungsmittelpreise und -Versorgung 

Nahrungsmittel wirkten 1973/74 preisstabilisierend 

Der Preisindex für Nahrungsmittel (Verbraucherpreise) erhöhte sich 
im Wirtschaftsjahr 1973/74 gegenüber dem Vorjahr um 6,2 ®/o und war 
damit geringer als der Anstieg des Lebenshaltungskostenindex ins- 
gesamt (+7,1 ®/o). In der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 1974/75 
stiegen die Nahrungsmittelpreise gegenüber dem Vorjahr lediglich 
um 5,2 ®/o und wirkten damit weiterhin dämpfend auf den Anstieg der 
Lebenshaltimgskosten insgesamt (+ 6,8 ®/o). Unterstützt durch sach- 
gerechte Information und Aufklänmg haben auch die Verbraucher 
selbst durch ihr Einkaufsverhalten zu dieser Entwicklung beigetragen. 

Der Anteil der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten Ausgaben 
der Verbraucher hat sich in den letzten Jahren vermindert. 1973/74 
betrug er (einschließlich Verzehr in Gaststätten) noch 24 ®/o. 

Versorgungssicherung ein weltweites Problem 

Durch die angespannte Weltemährungslage kommt der Nahmngs- 
mittelversorgung in der Gemeinschaft und weltweit eine große Be- 
deutung zu. Der Europäischen Gemeinschaft ist es gelungen, eine 
kontinuierliche und ausreichende Versorgung zu angemessenen Prei- 
sen in den Mitgliedstaaten zu sichern. 


4 Aktivitäten im Bereich der Agrar- und Ernährungspolitik 
Stützungsniveau erheblich angehoben 

Die Marktordnungspreise (Stützungsniveau) wurden durch den Be- 
schluß des EG-Ministerrates vom 23. März 1974 für das Wirtschafts- 
jahr 1974/75 um durchschnittlich 8,5 bis 9 ®/o angehoben. Aufgrund der 
besonderen wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Landwirtschaft im 
Jahre 1974 beschloß der Ministerrat am 2. Oktober 1974, alle Markt- 
ordnimgspreise für das laufende Wirtschaftsjahr 1974/75 ab 7. Okto- 
ber 1974 um weitere 5 ®/o zu erhöhen. 

Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrarpolitik eingeleitet 

Der zusätzlichen Preisanhebimg hat die Bundesregierung erst zuge- 
stimmt, nachdem sichergestellt war, daß 1. diese Preisanhebung bei 
den Preisvorschlägen für das Wirtschaftsjahr 1975/76 einbezogen 
wird, 2. die Regeln der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag bezüglich der 
Gewährung von Beihilfen strikt eingehalten werden und 3. die Kom- 
mission bis zum 1. März eine Bestandsaufnahme der gemeinsamen 
Agrarpolitik gegebenenfalls mit entsprechenden Schlußfolgemngen 
vorlegt, um eine eingehende Erörterung im Rat und im Europäischen 
Parlament zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat inzwischen ihre Analyse der gemeinsamen 
Agrarpolitik der Kommission zugeleitet. Sie stellt darin u. a. fest, daß 
wesentliche Ziele des EWG-Vertrages, so der freie Warenverkehr, die 
Steigenmg der Produktivität in der Landwirtschaft, die Sicherstellung 
der Versorgung und die Gewährleistung angemessener Verbraucher- 
preise, weitgehend verwirklicht sind. Andere wichtige Ziele, insbe- 
sondere das Marktgleichgewicht bei wichtigen Produkten, die volle 
Teilnahme der Landwirtschaft an der Einkommensentwicklung (ins- 
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besondere in einigen Regionen), die Herstellung unverfälschter Wett- 
bewerbsbedingungen und die Verbesserung der Agrarstruktur ent- 
sprechend den regionalen und wirtschaftspolitischen Erfordernissen 
konnten nicht oder nur teilweise erreicht werden. 


Agrarpreispolitik weiterhin wesentlicher Faktor der Einkommenspolitik 

Der Spielraum der Agrarpreispolitik ist durch die Schwierigkeiten des 
Marktausgleichs auf einigen Märkten begrenzt. Außerdem sind die 
stabilitätspolitischen Erfordernisse zu berücksichtigen. Dennoch wird 
die Markt- und Preispolitik auch zukünftig ein wesentlicher Faktor 
der landwirtschaftlichen Einkommenspolitik bleiben. Sie muß insge- 
samt gesehen den leistungsfähigen Betrieben unter Berücksichtigimg 
der Kostenentwicklung Einkommen ermöglidien, die eine angemes- 
sene Lebenshaltimg und eine Weiterentwicklung dieser Betriebe aus 
eigener Kraft erlauben. Von diesen überlegimgen hat sich die Bun- 
desregierung auch bei den im Januar 1975 geführten Verhandlungen 
über die Marktordnungspreise für das Wirtschciftsjahr 1975/76 leiten 
lassen. 

Das Grenzausgleichssystem der VO Nr. 974/71 wurde 1974 im wesent- 
lichen in unveränderter Form fortgeführt. Dem deutschen Grenzaus- 
gleich lag die volle DM-Aufwertungsrate von 12,03 ®/o zugrunde. 
Durch die Festsetzung sogenannter „Grüner Paritäten ** wurde der 
Grenzausgleich in einigen Abwertungsländem vermindert. 

Durch Entscheidung des EG-Ministerrates wurde die Bundesrepublik 
Deutschland ermächtigt, den Aufwertungsausgleich über die Mehr- 
wertsteuer für die Aufwertung von 1969 über 1973 hinaus fortzu- 
führen. Er wird nach wie vor in Form einer Erhöhimg der Mehrwert- 
steuer um 3 Prozentpimkte bei gleichzeitigem Kürzimgsanspnich in 
dieser Höhe gewährt. 


Marktpolitik 

Durch Beschluß des EG-Rates vom 22. Oktober 1974 wurde das bis- 
herige Quotensystem der Zuckermarktordnung um weitere fünf Jahre 
verlängert und zur Sicherstellung der Versorgung der Gemeinschaft 
eine Anhebung der Quoten beschlossen. 

Bei Milch imd Rindfleisch haben sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
hinsichtlich einer Anpassung von Angebot und Nachfrage erhebliche 
Schwierigkeiten ergeben. Die Interventionsbestände an Butter gingen 
zwar im Vergleich zum Vorjahr zurück, jedoch verursachten die Fort- 
setzimg der Butterverbilligungsmaßnahmen und insbesondere die er- 
heblich angestiegenen Interventionsbestände an Magermilchpulver 
hohe Kosten. Zur Stabilisierung des Rindermarktes hat der Minister- 
rat der Europäischen Gemeinschaften im Verlaufe des Jahres 1974 ein 
ganzes Bündel von Maßnahmen beschlossen, wie z. B. die Drosselung 
des Imports, die Fortfühnmg der Dauerintervention, finanzielle Bei- 
hilfen für die private Einlagerung und Erzeugerprämien für Bullen, 
Ochsen imd Färsen. 

Die am 29. April 1974 von Italien eingeführte Bardepotpflicht führte 
vor allem anfangs bei Milch und Rindfleisch zu einer Beeinträchtigung 
des Handels. Die Bundesregierung hat sich mit Nachdruck für einen 
raschen Abbau der Bardepotpflicht eingesetzt. Seit dem 23. Oktober 
1974 ist sie für alle Agrarwaren, mit Ausnahme einiger unbedeuten- 
der Produkte, aufgehoben. 


Vorsteuerpauschale um 1 Vo angehoben 

Durch die gestiegene Vorsteuerbelastung der Land- und Forstwirt- 
schaft wurde eine Anhebung der Vorsteuerpauschale erforderlich. Die 


17 


Drucksache 7/3210 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bundesregierung hat daher 1974 beschlossen, die Vor steuerpauschalen 
für Landwirte von 5 ®/o auf 6 ®/o und für Forstwirte von 3 ®/o auf 4 ®/o 
anzuheben. Nach Verabschiedung einer entsprechenden Gesetzesvor- 
lage durch die parlamentarischen Gremien konnten die erhöhten 
Vorsteuerpauschalen — wie vorgesehen — am 1. Januar 1975 in Kraft 
treten. 


Qualitätsverbesserung in der Erzeugung 

In der pflanzlichen und tierischen Erzeugung hat für die Bundesregie- 
rung die Sicherung und Verbesserung der Qualität der Nahrimgsgüter 
weiterhin hohe Priorität. So hat die Bundesregienmg u. a. den Ent- 
wurf eines neuen Futtermittelgesetzes vorgelegt imd die Vorausset- 
zungen zur Durchsetzung eines umweltschonenden Pflanzenschutzes 
verbessert. 


Nebenerwerbsbetriebe erhalten besondere Förderung 

Die Agrarstrukturpolitik ist im Jahre 1974 durch einige wichtige Maß- 
nahmen ergänzt und spezifischen regionalen Besonderheiten angepaßt 
worden. Um insbesondere die arbeitswirtschaftlichen Probleme der 
Nebenerwerbsbetriebe besser als bisher lösen zu können, ist die ein- 
zelbetriebliche Investitionsförderung seit dem 1. Januar 1975 durch 
Einfühnmg einer Umstellungs- und Anpassungshilfe für die Neben- 
erwerbslandwirte ergänzt worden. 


Maßnahmen zugunsten der Berggebiete und anderer benachteiligter 
Gebiete in Kraft gesetzt 

Wegen der besonders schwierigen Situation der Landwirtschaft in den 
von Natur benachteiligten Gebieten hat die Bundesregierung bereits 
für 1974 Haushaltsmittel für Maßnahmen zugunsten der Betriebe in 
diesen Gebieten bereitgestellt. Der Planungsausschuß für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur imd des Küsten- 
schutzes“ hat zum 1. Oktober 1974 die Grundsätze für die Fördenmg 
landwirtschaftlicher Betriebe in Berggebieten und anderen benach- 
teiligten Gebieten in Kraft gesetzt. Unter diese Förderimgsgnmdsätze 
fallen 29,3 ®/o der LF des Bundesgebietes. Die Betriebe in diesen Ge- 
bieten erhalten eine günstigere und umfassendere Investitionsförde- 
rung als nach dem Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm. Zur Ver- 
meidung eines überhöhten Einkommensabstandes in den am stärksten 
benachteiligten Gebieten und zur Erhaltung der Kulturlandschaft wird 
darüber hinaus für 9,3 ®/o der LF (Berggebiete und andere besonders 
stark benachteiligte Gebiete) eine Ausgleichszulage gewährt. 


Investitionszulage auch für die Landwirtschaft 

Die Investitionszulage im Rahmen des Konjunkturprogrammes der 
Bundesregierung in Höhe von 7,5 ®/o wird auch an Betriebe der Land- 
und Forstwirtschaft gezahlt. Damit werden Investitionsanreize im 
einzelbetrieblichen aber auch im überbetrieblichen Bereich ausgelöst. 


Steigende Ausgaben für die soziale Sicherung der Landwirte 

Für agrarsoziale Maßnahmen stellte der Bund 1974 insgesamt 2 336 
Millionen DM — das sind rd. 43 ®/o der Gesamtausgaben im Einzel- 
plan 10 — bereit. Im Haushaltsentwurf 1975 ist ein Betrag von 2 539 
Millionen DM veranschlagt. Hohe Ausgabesteigerungen entstehen 
vor allem im Rahmen der landwirtschaftlichen Alterssichenmg (ein- 
schließlich Landabgaberente) durch beträchtliche Leistungsverbesse- 
nmgen. Die Höhe der Bundesmittel für die landwirtschaftliche Alters- 
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hilfe verändert sich von Jahr zu Jahr in gleichem Umfang wie der 
Aufwand für die Altersgelder. Die Altersgelder wurden zum 1. Januar 
1975 entsprechend dem Steigenmgssatz der Renten aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung um ll,2®/o angehoben. Zum 1, Januar 1976 
ist im Entwurf des 18. Rentenanpassungsgesetzes eine Anhebung um 
11,1 ®/o vorgesehen. 


Finanzierung 

Zur Finanzierimg der agrar- und emährungspolitischen Maßnahmen 
sind im Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Emähnmg, Landwirtschaft und Forsten — für 1975 Ausgaben in 
Höhe von 5,48 Mrd. DM (1974: 5,37 Mrd. DM) vorgesehen. Die Aus- 
gaben steigen gegenüber dem Vorjahr um 2,0 ®/o. Schwerpunkte sind 
wie in den Jahren zuvor die Mittelansätze für die landwirtschaftliche 
Sozialpolitik und für die Entwicklung des ländlichen Raumes. 

Nach Schätzungen der EG-Kommission werden 1975 die Marktord- 
nungsausgaben der EG (EAGFL, Abteilung Garantie) 3,98 Mrd. RE 
(= 14,5 Mrd. DM) betragen. Das bedeutet eine Zunahme gegenüber 
den voraussichtlichen Ausgaben des Jahres 1974 (3,5 Mrd. RE = 12,8 
Mrd. DM) von 13,7 «/o. 
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Teil I 

Lage der Agrarwirtschaft 

1 Landwirtschaft 


1.1 Struktur 

1- Der strukturelle Wandel in der Landwirtschaft 
zeigt sich insbesondere in der zurückgehenden Zahl 
der in der Landwirtsdiafl Tätigen, in der Verände- 
rung der Belriebsgrößenslruktur und in dem ständig 
zunehmenden Kapital einsatz. Hinzu kommt, daß 
immer mehr Haupterwerbslandwiile eine außerland- 
wirtsdiaftlidie ErwerUstätigkeit aufnebmen und ih- 
ren Betrieb im Nebenerwerb weiterbewirtschaften. 
Der sdi ritt weise Übergang vonr Beruf des Landwirts 
zu einem anderen und die Kombination von zwei 
Einkommensquellen, zum Teil seit mehreren Gene- 
rationen, sind Erscheinungen, die in ihrer zahlen- 
mäßigen Bedeutung und Vielfalt die Lebensverhält- 
nisse der ländlidien Bevölkerung gegenüber ande- 
ren Bevölkerungsgruppen besonders kennzeidinen 
und zum Teil auch begünstigen. Nebenerwerbsland- 
wirtschaft ist in vielen Fällen die nächsUiegende 
Möglidikeit, soziale Belastungen beim Berufswech- 
sel zu mildern und Vermögenswerte zu erhalten. 

Das Ausmaß des stnikUirellen Wandels in der Land- 
wirtschaft wird im wesentlidren von drei Faktoren 
bestimmt: 

— den Unterschieden in den Einkommens- und Le- 
bensverhältnissen zwisdien Landwirtsdiaft und 
übriger Wirtschaft, 

— dem Angebot an außerlandwirtschaftlidren Ar- 
beitsplätzen in den ländlidien Gebieten und 

— dem Anpassungsvermögen und der Anpassungs- 
bereitsdiaft der in der Landwirtsdiaft Tätigen^ 


Erwerbstätige 

2. Die Abwanderung aus der landwirtsdiafllichen 
Erwerbstätigkeit war in den letzten beiden Jahren 
geringer als ini Dujdisdinitt der letzten zehn Jahre, 
Während sich die Zahl der Erwerbstätigen in der 
Landwirtsdiaft von 1904 bis 1974 um durdischnittlidi 
4,5 Vo je Jahr verminderte, betrug 1973 die Ab- 
nahmerate gegenüber dem Vorjahr 4,1 % und lag 
1974 bei 3,0 Vo. Insgesamt waren 1974 nodi 1,9 Mil- 
lionen Personen in der Land- und Forstwirtschaft 
erwerbstätig {Übersicht l und Materialband, Ta- 
belle 1). 

3. Wird unter Berüdcsichtigung von Teilbesdiäfti- 
gungszeiten, Tätigkeiten für den Familienhaushalt 


ü. ä, der tat 5 ach liehe Arbeitseinsatz in den landwirt- 
schaftlichen Betrieben — gemessen in Vollarbeils- 
kräften (AK) — ermittelt, ergibt sich in den Ton* 
denzen das gleiche Bild wie in der Statifdik der Er- 
werbstätigen. Der Arbeitseinsatz in der Landwirt- 
schaft beiief sich 1973/74 auf 1,3 Millionen VoU- 
arbeitskräfte. Er hat gegenüber dem Vorjahr um 
3.0 Vo und in den letzten zehn Jahren um durdi- 
schnitllich 4,4 Vo jähriidi abgenommen. Dieser Rück- 
gang beruht auf einer Verminderung der aussdiließ- 
lich im landwirtsdiaftlichen Betrieb beschäftigten 
Famiiienarbeitskräfte sowie der ständig und nidit- 
ständig beschäftigten Lohnarbeitskräfte. Die Zahl 
der teilbesdiäftigten landwirtsdmfUidien Familien- 
arbeitskräfte, die hauptberuflich einer anderen Er- 
werbstätigkeit nachgehen, hat sidi dagegen in den 
letzten zehn Jahren kaum verändert (Materialband, 
Tabellen 2 bis 4). 

4. In den letzten zehn Jahren hat sowohl die Zahl 
der landwirtscliaftlichen Erwerbslätigen aJs audi der 
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft — gemessen in 
Vollarbeitskräften — jeweils um insgesamt über 
35 abgenommen. Diese Zahlen dokumentieren die 
Bereitschaft und die Fähigkeit der in der Landwirt- 
schaft Tätigen, sich den veränderten Bedingungen 
anzupassen. 


Belriebsg roßen .st ruktur 

5, Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ins- 
gesamt hat 1974 gegenüber dem Vorjahr um 4,2 
abgenommen* Dieser Rückgang war höher als die 
durdisdmittliche Abnahmerate der letzten zehn 
Jahre (Übersicht 2). 

In allen Betriebsgrößengruppen unter 25 ha LF ver- 
ringerte sich von 1973 bis 1974 die Zahl der Be- 
triebe, in einigen Gruppen um mehr als 6 ^/o. Die 
dadurch frei werdenden Flädien dienten der Auf- 
stockung anderer Betriebe. So nahmen die Betriebe 
über 30 ba LF um 5 '^/o zu (Materialband, Tabellen 6 
bis 8). 


Erwerbscharokler der Betriebe 

6. Der zahleninäßige Rückgang der landwirtschaft- 
lichen Betriebe erstreckte sich 1974 sowohl auf die 
Haupterwerbsbetriebe als auch auf die Nebener- 
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ü b e r s i c li l l 

LandwirtsdiäfMich(> Erwerbstätige und VoUarbeiLskräfle 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr 

Land- und Forslwirtsdiafl 
einsdiließlidi Fisdierei 

Wirl- 

sdiafls- 

Jahr 

LandwirlsdiafL ’) 

Erwerbs- 

tätige 

1 OÖO 

Veränderung 

gegenüber 

1 Vorjahr 

1 Vo 

Vollarbeits- 
kräfte -) 

1 000 

Veränderung 

gegenüber 

Vorjahr 

0/. 

1964 

3 002 

-4,5 

1963/64 

1 

1 992 

- 3,7 

1 Oti,') 

2 Ö76 

-4,2 

1 964/65 

1 924 

- 3,4 

1966 

2 790 

- 3.0 

1965/66 

1 855 

-3ß 

1967 

2 63B 

— 5,4 

1966/6? 

1 812 

- 2,3 

1968 

2 523 

■64 

1967/68 

1 718 

- 5,2 

1969 

2 395 

5,1 

1968 '69 

1 632 

5,0 

1970 

2 262 

- 5,6 

1969 70 

1 522 

-6,7 

1971 

2 144 

- 5,2 

1970,71 

1 434 

- 5.8 

1972 

2 038 

-4,9 

1971/72'') 

1 355 

- 5,5 

1973 '■ ) 

1 954 

4,1 

1972/73 '•) 

1 1 311 

3,2 

1974 

1 896 

3,0 

1973/74 ') 

1 1 272 

~3,0 


Durchschnittliche jährliche Veränderung’^) 


1964 

1 


1 1963/04 

1 


bis 



bis 



1974 


-4,5 

1 1973/74 


-4,4 


') Bis 1971/72: Betriebe 
ab 0,5 hü LN (ab 1971/ 
72: LF) f in der Größen- 
klasse 0,5 bis 2 ha nur 
in Betrieben, die für 
den Markt erzeugen. 
Ab 1972/73: Betriebe 
üb Mia LF und Be- 
triebe unter l ha LF 
mit mindestens 4 OÜO 
E)M/Jühr Marktpro- 
duktion. 

-) Die ArbeitsJeisturig ei- 
ner mit betrieblichen 
Arbeiten vollbeschäf- 
tigten Arbeitskraft im 
Alter von IG bis unter 
65 Jahren wird mit 
einer AK-Einheit, im 
Alter von 14 bis 16 
Jahren mit 0,5 AK-Eln- 
heiten und im Alter 
von 65 und mehr Jah- 
ren mit 0,3 AK-Einhei- 
ten bewertet, Teilbe- 
schäftigungen im Be- 
trieb werden mit ent- 
sprechenden Bruch- 
werten berücksichtigt. 

'■} berechnet nach der 
Zinseszinsformel 

'■’) vorläufig 
geschätzt 


Übersicht 2 


Zahl und Fläche der landwirlschafilichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutsdiland nadi Größenklassen (LF) 



1 

Größenklasse von ... bis unter . . . ha LF 


Jahr 

Einheit 

1 bis 10 1 

10 bis 20 

20 bis 30 1 

30 bis 50 

50 und ! 

mehr | 

1 ins- 

gesamt 



Zahl der Betriebe 





1965 

1 000 

808,2 

292, 1 

09,3 

45,7 

17,1 

1252,4 

1973 

1 000 

539,5 

231,0 

108,0 

64,7 

23,8 

967,8 

1974 

1 000 

508,4 

218,3 

107,8 

67.7 

25,2 

927,4 

74 gegen 73 

Vü 

— 5,8 

-5.5 

-0.9 

4-4,6 

4-5,9 

-4,2 

74 gegen 65 
{jährl, Durchschnitt 

Vü 

-5,2 

-3.2 

4-2.1 

4-4,5 

4-4,4 

3,3 



Flädie (LF) '<) 





1965 

1 000 ha 

3 473 

4 123 

2 144 

1 701 

1 398 

12 839 

1973 

1 000 ha 

2 308 

3 345 

2 63r3 

2 420 

1 889 

12 598 

1974 

1 000 ha 

2173 

3163 

2617 

2531 

2002 

12 486 

74 gegen 73 

<>/o 

-5,8 

— 5,4 

-0,7 

4-4,6 

4 - 

-0,9 

74 gegen 65 
(jährl. Durchschnitt 


-5,1 

-2,9 

4-2,2 

4-4,5 

4-4.1 

-0,3 


*) einsdiließlidi Weinbau und Gartenbau 
=) berechnet nadi der Zinseszinsformei 

Die Durchschriilisgröne je Betrieb betrug 1965 = 1Ü,3 ha, 1973 = 13,0 ha, 1974 = 13,5 ha LF. 
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werbsbelriebe (Übersicht 3 und Materialband, Ta* 
belle 9). 

Für die letzten zehn Jahre ergibt sich folgendes Bildr 
Besonders stark hat sich die Zahl der Zuerwerbsbe- 
triebe verTingerl. Sie nahm auf weniger als die 
Hälfte ab* Weniger stark, aber immer noch deutlidi 
ist auch die Zahl der Volleiwerbsbetriebe zurüdege- 
gangen. Bei den Nebenerwerbsbetrieben sind die 
Veränderungen im Saldo verhältnismäßig gering. 
Seit 1970 hat sich ihre Zahl, von jährlichen Sciiwan- 
kungen abgesehen, nur geringfügig verändert. 


Besitzverhältnisse 

7. 40 “/o der landwirtschaftlichen Betriebe bewirt- 

schafteten aussdiließlidi Eigenland und 6 ®/o sind als 


Ganzes gepaditet (Hofpachtbetriebe) . Bei 67 Vo die- 
ser Hofpadilbetriebe besteht eine verwandtsdiafi- 
lidie Beziehung zwistdien Verpäiditer und Pächter. 
Hierbei handelt es sidi überwiegend um aitersbe- 
dingte Hofübergaben im Wege der Pacht. 

Die zunehmende Bedeutung der Landpadit zeigt sich 
auch darin, daß von 19öö bis !971 der Umfang der 
gepachteten LF um mehr als ein Viertel auf 3,6 Mil- 
lionen ha zugenommen hat. Der Anteil des Pacht- 
landes an der LF stieg damit auf 29 Vö. 


Wichtige StrukturmerKinale für die Darstellung der 
Bef riebsergebni sse 

8. Bei der Darstellung der Einkommenslage an- 
hand der Büch f ührungser gehn i sse aus Testbetrieben 


über. sicht 3 


Zahl der landwirtsdiaftUdien Betriebe in der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Erwerbsdiarakter 




Ha up t er w erbsb elri eb e 

Neben- [ 
erwerbs- , 

betriebe ^ 


Jahr 

Eirdieit 

Voll- 

erwerbs- 

betriehe 

Zu* 

erwerbs- 
be tri ehe 

zu.sammer! 

insgesamt 



Zahl der Beiriebe 




196.5 

1 000 

511,8 

322,9 

834,7 

417,7 

i 252,4 

1973 

1 000 

415,3 

171,5 

386,8 

381,0 

967,8 

1974 ^ 

1 000 

411,5 

141,9 

553.4 

373,9 

927,4 

74 gegen 73 

Vo 

-0.9 

“17,3 

"5,7 

- U9 

-4,2 

74 gegen 65 
(jährl. Durch.sdinilL ^)) 


-2,4 

- 8.7 

— 4,5 

"1,2 

“3,2 



Relaiiver Anteil 




1963 

".■'o 

4Öß 

25, a 

66,6 

33,4 

WO 

1973 

"/o 

42/J 

tl,7 

60,6 

39,4 

WO 

1974 


44A 

/5,3 

59,7 

40,3 

100 


In Anlehnung an die EWC-Strukturnchilinie und die nationalen Förderungsgiundsälze für das einzelbetrieblidie 

Förderungsprogramm wird die Gesainlheil der landwirtschaftlidien Betriebe wie folgt in Haupt- und Nebenerwerbs- 
betriebe untergliedert: 

— Haupterwerbsbotriebe sind soldie ßetriebe, in denen der Betriebsinhaber seine Arbeitszeil mindestens zu 50 “/u 
in seinem Betrieb einsetzt und mindestens 50 des Gesamteinkonnnens vom Eeliiebsinhaberehepaar und Hof- 
nachfolger aus dem landwirtsdiaftlidien Unternehmen stammen ? 

— alle anderen Betriebe sind Nebenerwerbsbelriebe. In Nebenerwerbsbetrieben setzt der Belriebsinhaber weni- 
ger als 50 Vo seiner Arbeitszeit in seinem Betrieb ein und/oder weniger als 50*^/o des Gesamteliikonimens von 
Betriebsinhaberehepaar und Nadifolger stammen aus dem landwirtschaftlidien Unternehmen. 

Die Hauptenx'^erbsbetriebe werden weiter untergliedert in die Vollerwerbshelriebe und die Zuerwerbsbetriebe: 

— Volieiwerbsbetriebe sind soldie Hauplerwerbsbetriebe, in denen die außerlandwirlsdiafUichen Erwerbseiii- 
künfte von Betriebsinhaber und Hodinachfolger weniger als 2 000 DM je Jahr uud/oder weniger als 10®/o des 
Reineinkommens betragen* 

— In den Zuerwerbsbetrieben betragen die außerlandwdrtsdiaftlidien Erwerbseinkünfle von ßetriebsinhaber und 
Hofnadifolger mindestens 2 000 DM jo Jahr und mindestens 10 Vo des Reinoinkommens, jedoch weniger als 50% 
des Gesamteinkommens. 

") Betriebe mit 1 ha LF und .mehr 
'^) berechnet nach der Zinseszinsforniel 

V) vorläufig Quelle: Statistisches Bundesamt/BML 
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(Textziffer 2? ff.) werden die Betriebe u. a. nach dem 
Erwerbsdiarakter und Größenklassen des Standard- 
betriebseinkommens 1) imlergliedert. Die Über- 
sicht 4 gibt anhand der Ergebnisse der Londwirt- 
sdiaftszälijung 1971 einen Überblick über die Ver- 
teilung der GesariUheit der landwirtschaftlichen Be- 
triebe auf die einzelnen Bctriebsgruppen. 

Von den landwirtschaftlichen Betrieben insgesamt 
haben 36,5 der Betriebe ein Standardbetriebs- 
einkommen von mehr als 12 000 DM. Sie bewirt- 


*) Das Standardbetf iebseinkommen ist ein kalkuliertes 
Betriebseinkommen, von dem das tatsachlidi eizielte 
nach oben oder unten abweidien kann. Es gibt an, 
welches Betriebseinkommen bei ordnungsgemäßer 
und standortgerechler BewiTtsdiaftung ini DurdisdiniU 
cler Betriebe erzielt veerden kann und dient als Kenn- 
ziffer für die wjrtsdT,aftiiche Größe eines Betriebes. 
Das Standardbetriebseinkornmen wird mit Hilfe durd^- 
sdmittlicher Erträge. Erlöspreise und Kosten berech- 
net. Tm Gegensatz dazu wird das Belriebseinkoirtmen 
ans den Budiführunqserqebnissen der Betriebe er- 
mittelt. 


schäften 73 Vq der LF. Dabei halten diese Betriebe 
zugleich 70 Vo aller Milchkühe sowie 80 aller 
Schweine und Legehennen in landwirtsdiaftlidien 
Betrieben. 


1 .2 Ergebnisse der Gesamtrechnung 

1.21 Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1973/74 
Wertschöpfung 

9. Im Wirtschaftsjahr 1973/74 nahm die Produk- 
tionsmenge der deutschen Landwirtschaft um 

5.2 ®/ö zu (Materialband, Tabelle 16). Auch die Ver- 
käufe der Landwirtschaft sind etwa im gleidien Um- 
fang angestiegen. Besonders stark zugenommen, ha- 
ben die Verkaufsmengen an Zuckerrüben, Obst und 
Sdilachtrindern (Übersicht 5). 


*) Ausgedriiekt in Produktionswert zu konstanten Prei- 
sen. 


ü b e r s i c h t 4 


Zahir Fläche und Viehhaltung der tandwirlsdiaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Größenklassen (StBH) M 


Größenklasse: 

St üuda rdbetriebs” 
einkommen . . , 
DM/Betrieb 

Zahl der Be triebe 

Landvvirtsdiaftlidi 
genutzte Flädie (LF) 

Viehhaltung 

Milch- 

kühe 

Schweine 

Lege- 

hennen 

l 000 


1 ÜOO ha [ 

Vo 

0 ha je 
Betrieb 

% 

bis 2 000 ..... 

208,55 

i9,7 

380,45 

3,0 

1,82 

L6 

Ü7 

3,3 

2 000 bis 4 000 

174.80 

16,5 

658,87 

5,3 

3,77 

5,7 

3,6 

4,5 

zusammen . 

1 

383,35 

36,2 

1 039,32 

8,3 

2,71 

7,3 

5,3 

7,8 

4 000 bis BOOO 

158,12 

14,9 

1 035.22 

S.2 

6,55 

9,5 

6,0 

5,5 

8 000 bis 12 000 

131,79 

12,4 

1 349,00 

10,7 

10,24 

13J 

8,2 

6,2 

zusammen 

289,91 

27,3 

2 384,22 

Wß 

8,22 

22,6 

14,2 

11,7 


12 000 bis 20 000 

151,42 

14,3 

2 231/26 

17,7 

14,74 

21,4 

14,8 

9J 

20 000 bis 50 000 

200.85 

18,9 

4 904,87 

38ß 

24,42 

40,5 

42,5 

25,1 

50 000 und mehr 

34,98 

3,3 

2 043,65 

16,2 

58,46 

8,2 

23,2 

45,7 


zusammen . 

387,23 

36,5 

Q 179,79 

72,8 

2.3,71 

70,1 

80,5 

80,5 

insge.sanU . . . 

1 060,49 

100,0 

12 603,33 

WOß 

i 1 ,88 

100,0 

100,0 

100,0 


■j Bf!( riebe mit l ba LF und mehr 
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Der Index der Erzeugerpreise landwirtsdiafllidier 
Produkte (ohne Mehrwertsteuer) erhöhte sich 
1973/74 nur um 0,1 ”/o (Schaubild 1), Bei den einzel- 
nen Erzeugnissen war jedoch die Entwicklung sehr 
unlerschiedüdi. Während z. B. die Preise für 
Sdiladilsdiweine (+ 6,3 ®/o) und für Eier (-r 21 Vo) 
gegenüber dem Vorjahr Zunahmen, waren die Preise 
für Rinder (— stark rückläufig. Die Erzeuger- 

preise für Sch ladrtsch weine sanken in der zweiten 
Hälfte des Wirtschaftsjahres 1973/74 sehr stark ah, 
so daß der Jahresdurdischnittspreis niedriger als er- 
wartet blieb (Materiaiband, Tabellen 11 bis 13). 


Mengen- und Preisentwicklung führten 1973/74 zu 
einer Steigerung der Verkaufserlöse insgesamt auf 
40,59 Mrd. DM (-r 5,1 “/o). Dazu hat insbesondere 
die Zunahme der Verkaufserlöse bei Zudterrüben, 
Obst, Sdiladitrindern und Schlachtschweinen beige- 
tragen. Der Produkt ions wert der Landwirtschaft, der 
neben den Verkaufserlösen u. a. noch die Mehibe- 
stände an Vieh und Vorräten und die Dienstleistung 
gen auf der landwirtschaftlidien Erzeugerstufe um- 
faßt, stieg auf 46,14 Mrd. DM ( -r 5,4 ®/o) (Maleriah 
band, Tabellen 14 bis 17). 


Übersicht 5 


Entwicklung der Verkaufserlöse und des Produktionswertes der Landwirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland ini Wirtschaftsjahr 1973/74 


Erzeugnisse 

Verkaufs- 

mengen 

i Erzeuger- 
1 preise 

Verkaufserlöse 

Veränderung 1973/74 gegenüber 1972/73 

1973/74 

MilL DM 


Getreide 

+ i,i 

-h 2.8 

+ 3,8 

3 402 

Zuckerrüben 

+ }2,I 

+ 1,4 

+ 13,7 

1 200 

Kartoffeln 

- 2,9 

+ 3,3 

+ 0,3 

1 061 

Gemüse 

-h 7,0 

-h 9,8 

+ 17,3 

664 

Obst . . 

+ 40,9 

-17,4 

+ 22,6 

1 096 

Weinmost 

4-12,9 

= 22,5 

-12,5 

838 

Blumen und Zierpflanzen 



+ 9,3 

J 810 

sonstige pflanzliche Erzeugnisse 



+ 7,0 

1 155 

Pflanzliche Erzeugnisse . * . 



4- 6,5 

11226 

Milch * 

k 0,4 

+ 2,5 

+ 2,9 

9 384 

Rinder und Kälber | 

^I9,t 

- 9,8 

4- 

6 QHö 

Schweine 

- 1.6 

+ 6,7 

+ 5,0 

8 960 

Eier . 

“ 6,4 

+ 16,4 

+ 9,0 

2613 

Geflügel 

T- 5,6 

+ 13,1 

+ 19,4 

708 

Viehausfubr 



-34,0 

523 

sonstige tierische Erzeugnisse . , , 



+ 30,1 

190 

Tierische Erzeugnisse 



+ 4.6 

29 364 

Verkäufe insgesamt 



+ 5.1 

40 590 

Eigenverbrauch insgesamt 



+ 6,6 

4 262 

Bestandsveränderungen insgesamt 




868 

Sonstiges ') 



+ 18,1 

424 

Produklionswert insgesamt 



+ 5,4 

46 144 


h Hier werden berücksichtigt: Dienstleistungen auf dar landwirtsdiaftlidien Eijceugerstufe, Wertzuwachs bei der 
Weiterverarbeitung von Weinniost zu Wein, Abzug für die in den Preisen enthaltenen Subventionen. 
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S c h a u b i l d 1 

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
und der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittef 




fndex der EiTöugerpnaiäe tandw. Produkie (»961/62-62/63 - YX» ohne MWSL u. Autwefiungsausgtetch 
ändex der Elnkaufspretsa landw. ßeirietemltte^ (1962/63 » lOOJohno MWSt 
= Eirifühfung der Mohrweftsteuer ^ Se^nnd^Aufwerturigsauswirkungeri 


10. Die Entwicklung bei den Vorleistungen, die 
von der Landwirtschaft in Ansprudi genommen wer- 
den, wurde 1973/74 von hohen Preissteigerungen bei 
Futtermitteln und Energie (insbesondere Diesel- 
kraftstoff und Heizöl) bestimmt- Die Preise für Han- 
delsdünger stiegen ebenfalls in der zweiten Hälfte 
des Wirtschaftsjahres 1973/74 stark an. Die Auswir- 
kungen auf die Ausgaben der Landwirtschaft waren 
jedoch relativ begrenzt, weil ein großer Teil des be- 
nötigten Düngers bereits zu den in der ersten 
Hälfte des Wirtsdiaftsjahres noch relativ günstigen 
Preisen eingekauft werden konnte. Im Durchsdinilt 
des Wirtschaftsjahres lag der Indes: der Einkaufs- 
preise landwirtsdiaftlicher Betriebsmittel um 9,8 % 
über dem Niveau des Vorjahres (Sdiaubild 1 , Mate- 
rialband, Tabellen 18 und 19), 

Durch diese Entwicklung erhöhte sidi der Wert der 
Vorleistungen der Landwirtsdiaft um 9,8 Vo auf 
22,33 Mrd. DM (Übersicht 6, Materialband, Tabellen 
20 und 21). 

11, Die Wertsdiöpfung der Landwirtschaft insge- 
samt als Maßstab der Faktorentlohnung nahm 
1973/74 um nur 84 Millionen DM (T 0,4 ^/o) auf 
19,40 Mrd. DM zu. Der Anstieg der Wertschöpfung 
je Arbeitskraft um 3,4 ®/o auf 14 969 DM (Übersicht ?) 
geht deshalb in erster Linie auf die Verminderung 
der Zahl der Arbeitskräfte zurück, die nach vorläufi- 
gen Ergebnissen auf 3 ^'q geschätzt wird. Damit hat 


Übersicht 6 

Entwicklung der Vorleistungen der landwirlschaft 
in der Bundesrepublik Deulsdiland 1973/74 
1973/74 


Wert der 



Vorleistungen 

Vorloistungsail 

1973/74 ' 

gegen 

1972/73 

Vo , 

1973/74 
Mill, DM 

1 

Saatgut 

- 2.1 

382 

Futtermittel 

+ 6,2 

8 002 

Düngemittel 

+ 10,0 

3 068 

Pflanzenschutz- und Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel . . 

+ 37,4 

489 

Energie 

+ 23,9 

3 444 

Unterhaltung 

Wirtschaftsgebäude 

+ 4,1 

1 110 

Unterhaltung 

Maschinen . 

+ 8,0 

3 480 

Dienstleistungen 

+ 8,4 

1 880 

Sonstige Vorleistungen .... 

+ 1,5 

475 

Vorleistungen insgesamt ... 

1 + 9,8 ’ 

1 22 330 


*) oiine Abzug der Gasölbelriebsbeihilfe 
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Übersicht 7 


Wertschöpfung der Landwirtsdiaft *) ln der Bundesrepublik Deutsditand 


Wirlsdiaftslahr 

Proiiiik- 

itions- 

w€>rt 

Vor- 

leistun- 

gen 

Beitrag 
zum BIP 

Absdirei- j 
bungen j 

Indirekte 
Steuern ' 

I 

Subven- j 
tionen *] 

Wertschöpfung ^) 




Millionen DM 




1 DM/AK 

1963/'t34 

29 945 

1 1 878 

18 067 

2 520 

845 

1 764 

1 6 466 

7 472 

1964/65 

30 913 

13 265 

17 648 

2 740 

827 

1 767 

15 748 

8 031 

1965/66 

31 989 

1 4 846 

17 143 

2 975 

971 

2 034 

15 231 

8 043 

1966/67 

33 41 1 

14 833 

18 578 

3 170 

1 003 

1 569 

15 974 

8 635 

1967/68 

33 149 

15541 

17 608 

3 315 

1 017 

2 058 

15 334 

8 746 

1968/69 

35 159 

15 650 

19 509 

3 425 

1 032 

I 857 

1 6 909 

10 158 

1 969/70 

37 107 

16 992 

20 i 15 

3 740 

942 

1 838 

1 7 2? l 

11 137 

1970/71 

36 749 

18 178 

18 571 

4 155 

924 

2 724 

16 216 

[ [ 099 

1971/72 

39 741 

18 290 

21 451 

4 520 

l 100 

2 530 

18 361 

13 301 

1 972/73 

43 768 

20 332 

23 436 

4 920 

1 367 

2 162 

19311 

14 471 

1973/74 V 

46 144 

22 330 

23 814 

5 400 

I 431 

2412 

19 395 

1 4 969 


Veränderung in Vo 

1973/74 gegen 1972.73 

+ 5/f 

+9,8 

+ 1,6 

+ 9,8 

+ 4,7 

+ 11,6 

+ 0,4 

+ 3,4 

1973/74 gegen 1963/64 , 

+ 4,4 

+ 6,5 

+ 2,8 

+ 7,9 

+ 5,4 

+ 3.2 

+ 1,7 

+ 7,2 

(jährlicher Durch- 
schnitt *)) 










“) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 

Der Produktionsw-ert enthält ab 1970 den Aufwertvingsleilausgleidr über die MWSt, Dieser Ansgieich ist dement- 
sprediend in der Position Subventionen nicht enthalten. 

Der Anteil der Haus- und Kleingärten außerhaib der Landwirtschaft, der zum gesamten Produkfionsbereidi Land* 
wirtsdiaft gehört, wurde bei der Hrmittlung der Wertschopfung je AK abgezogen, 
berechnet nach der Zinseszinsformel 
vorläufig 


die Wertschöpfung je Arbeitskraft im Wirtschafts- 
jahr 1973/74 in der Landwirtschaft zwar sdiwädier 
zugenommen als in der übrigen Wirtschaft^ in den 
beiden Vorjahren hatte die Landwirtschaft dagegen 
mit -h 19.8 ^/o und + 8,8 Vo günstigere Ergebnisse 
erzielt. Im Agrarbericht 1974 war für 1972/73 ein 
Anstieg von 14,4 ®/o angegeben worden. Dieser 
mußte korrigiert werden, weil u. a. die Ab wände* 
rung der Arbeitskräfte nicht so stark war, wie sei* 
nerzeit gesdiälzl wurde (siehe auch Übersicht 8 und 
Materialband, Tabellen 22 bis 24). 

Von der Wortschöpfung insgesamt entfielen 2,15 
Mrd. DM auf Lohnaufwendungen einsdiließlkh Na- 
turallohn und Sozialversicherungsbeitiäge. Als Ent- 
gelt für die nicht entlohnten Familienarbeilskräfle, 
das eingesetzte Kapital und die Unternehmertätig- 
keit verbleibt damit ein Betrag von 17,24 Mrd. DM. 


12. Der Anteil des Wirtschaf tsbereidis Landwirt* 
Schaft am Bruttoinlandsprodukt lag 1973 bei 2,9 ®/o 
und ging 1974 auf 2,8 Vo zurück. Die Leistungen des 
Wirtsdiaftsbereichs Landwirtschaft werden — wie die 
anderer Bereiche — ^ durdi den Beitrag zum Srutto- 
inlandsprodukt nur zum Teil erfaßt. Die Bedeutung 
der Landwirtschaft für das Gemeinwohl wird erst 
voll sichtbar, wenn auch die übrigen gesellsdiafts- 
politischen Leistungen der Agrarwirtschaft, wie z, B. 
der Beitrag zur Sicherung und Erhaltung des Natur- 
haushalles und der KuUurlandscdiaft in Verbindung 
mit dem Produktionsprozeß berücksichtigt werden. 
Die durch das Bruttoinlandsprodukt nicht erfaßten 
Leistungen des Wirtschaftsbereidis Landwirtschaft 
haben in den letzten Jahren ein immer stärkeres 
Gewicht erhalten. 
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Wertschöpfung je Erwerbstätigen brw, je Vollarbeitskrait 
in der Bundesrepublik Deutschland 


WirisciTaftsjahr 

Landwirtschaft 

Forst wirtsdmll 
Fischerei ') 

Landwirtschaft 

Übrige Wirtsdiafls- 
bereidie ’) 

WertsdiÖpfung 
je Erwerbstätigen 

Wertschöpfung 
je Vollarbeitskraft h 

Wertschöpfung 
je Erwerbstätigen 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in Vo 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in ”/□ 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in^/o 

1963/64 

5 741 


7 472 


12 459 


1964/65 

6 047 

+ 5/S 

8 031 

7,5 

1 3 605 

-F 9,2 

1965/66 

6 269 

+ 3,7 

8 043 

+ ÖJ 

14 630 

+ 7,6 

1966/67 

6 582 

-1- 5ß 

8 635 

+ 7,4 

15 293 

+ 4,5 

1967/68 

6 965 

H” 5,8 

8 746 

+ 1,3 

16311 

+ 6,7 

1968/69 

7560 

+ 8,5 

10 158 

+ 16,1 

17 825 

+ 9,3 

1969/?« 

8 067 

+ 6,7 

n 137 

+ 9,6 

19 793 

+ /J,0 

1970/71 

8 649 

+ 7,2 

11 099 

- 0,3 

22 091 

+ /i,6 

1971/72 

9 594 

+ f0,9 

13 301 

+ 19,3 

24 178 

+ 9.4 

1972/73 

10921 

+ 13,8 

14 471 

+ S,3 

26 671 

+ 10,3 

1973/74 V 

11 866 

+ 8,7 

14 969 

+ 3,4 

29 390 

+ 10,2 


Durchsdinittlidie jährlidie Veränderung in 

1973/74 gegen 1963/64 

— 

+ 7,5 

— 

+ 7,2 

1 — 

+ 9,0 


Ergebnisse der Wtrtsdi<ifisjahre “ Durdischnitt aus zwei Kalenderjahren 
-) Der Bereidi Landwirtsdiaft ist hier so abgegrenzt wie in Übersicht !. 

Als erwerbstätig gilt jede Person, die in der Beiiditszeit eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, unabhängig von der 
zeitlichen Dauer der Erw'erbstäiigkeit. Da in der Landwirtschaft Ehefrauen und Tödiler sowie AUersgeid- und 
Rentenempfänger in der Regel nur zeitweise im Betrieb mitorbeilen, ergibt sich im Vergleich zu den übrigen Wirt- 
schaf tsb er ei dien eine relativ hohe Zahl von Erwerbstätigen und damit eine relativ niedrige Wertschöpf ung je Er- 
cverbslätigen, 

*) Zugrunde Hegt der betrieblidie Arbeitsaufwand, ausgedrückt in Vollarbeitskräften. 

berechnet nach der Zinseszinsformel 
'') vorläufig 


Investitionen 

13. Die Brultomveslitionen der Landwirtschaft, die 
sidi 1972/73 nach zwei Jahren der Absdiwädiung 
stark erhöht hatten, haben auch 1973/74 mit Aus- 
ticihme der Investitionen für Nutz- und Zudilvieh 
weiter kräftig zngenommen. Die sich insbesondere 
in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres andeu- 
lende Verschärfung der Preis-Kosten-Situatlon 
führte zwar zu einem Nadilassen der Investitions- 
neigung? durdi die hohen Investitionen des ersten 
Halbjahres stieg jedoch die Tnvestitionssumme für 
1973/74 insgesamt um 180 Millionen DM auf 6,00 
Mrd, DM an, obwohl der Wert der Viehbestände um 


123 Millionen DM zurückging (Materialband, Ta- 
belle 25). Dabei erhöhten sidi die Bauinvestitionen 
mit lö’^/o stärker als die Investitionen für Aus- 
rüstungen; stark zurück gingen die Neuzulassungen 
für Kraftfahrzeuge. 

Die Abschreibungen *) erreichten 1973/74 eine Höhe 
von 5,40 Mrd. DM, das sind 90 Vo der Bruttoinvesti- 
tionen, Die Nettoinvestitionen verminderten sidi 
auf 599 Millionen DM, nachdem sie 1972/73 kräftig 
auf 899 Millionen DM angesUegen waren. 


ln der sektoralen Gesamtrechnung werden vom Sta- 
tistisdien Bundesamt — im Gegensatz zur Buchfüh* 
rung — die Abschreibungeri zu Wiederbeschaffungs- 
werten beredinet. 
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FreindkapHal und Vermögen 

14. Der Bestand an Fremcikapital hat im Wirt- 
sdiaftsjahr 1973/74 trotz gestiegener Investitionen 
geringer zugenommen als im vorausgegangenen 
Wirtschaftsjahr Die Gesamtsumme der Verbindlidi- 
keilen erhöhte sich um %2 auf 28,86 Mid. DM 
(Stand: 30. Juni 1974). Dabei stiegen die langfristi- 
gen Verbind! idrkeiten deutüdi stärker an als die 
kurz- und mittelfristigen. Die Summe der Guthaben 
und Forderungen (6,83 Mrd. DM) veränderte sidi 
gegenüber 1972/73 nur geringfügig. 

15. Der Wert des landwirtscbaftlichen Vermögens 
erreichte am 30. Juni 1974 ohne Wohngebäude eine 
Höhe von 120,8 Milliarden DM, das sind 4,6 mehr 
als im Vorjahr. Eiuschheßlich Wolmgebäude betrug 
das Vermögen 139,5 MrcL DM. Für die Bewertung 
des Bodens wurde hier die kapitalisierte Nettopacht 
als Maßstab für den Ertragswert gewählt; die übri- 
gen VennÖgensbestaridteile sind mit Verkehrswer- 
ten bewertet. 


1.22 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1974/75 

16» Die Ertragslage Lm Wirtschaftsjahr 1 974/75 
wird, abgesehen von der Entwicklung der Vor- 
leistungen, entscheidend davon abhängen, inwieweit, 
stell die Erzeugerpreise von dem Rückgang im ersten 
Halbjahr 1974/75 erholen werden und wie der stnik- 
turelie .AjipassungsprozeÖ weiter verlaufen wird. 
Für die Erzeugerpreise insgesamt zeichneten sidi 
nach der ungünstigen Frei s-Kostenrela Lion zu Beginn 
des Wirtsdiaftsjahres in den Herbstmonaten nodi 
keine ent.scheidenden Tendenzen zur Verbesserung 
ab. Durdi die steuerrechtlich notwendige Anhebung 
der Mehrwertsteuerpausdiale von 5 auf 6 -Vh und 
die zusätzlidie Erhöhung der Marktordnungspreise 
um 5 Vo ab 7. Oktober 1974 wurde ein gewisser Aus- 
gleich geschaffen. Im einzelnen ergeben sidi voraus- 
sidillich folgende Entwicklungenr 

Die Verkaufsmengen nehmen bei den wichtigsten 
landwirtsdiaftlidien Produkten zu, am stärksten bei 
Schlachtschweinen. Eine Ausnahme bilden die Son- 
derkulturen Gemüse, Obst und Weinmost. Durdi die 
geringere Apfelernlc dürfte die Verkaiifsmenge für 
Obst um mehr als ein Viertel niedriger als 1973/74 
liegen. 

Sehr unlersdiiedlich werden sich die Preise ent- 
wickeln. Ein deutlicher Anstieg ist bei Getreide, 


Zuckerrüben, Mildi und Weinmost und in abge- 
schwäditer Form auch bei Rindern zu erwarten. Be- 
trächtlich unter dem Vorjahresniveau dürften im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1974/75 die Erlös- 
preise bei Schweinen, Kartoffeln, Kälbern und Eiern 
bleiben. 

Aufgrund dieser Mengen- und Preisentwicklung wird 
eine Zimalime der Verkaufserlöse insgesamt erwar- 
tet. Mit einem kräftigen Anstieg bt bei Getreide, 
Zuckerrüben, Blumen und Zierpflanzen sowie bei 
Rindern und Eiern zu rechnen. Die Erlöse aus 
Schlacht sch weinen werden niedriger liegen als im 
Vcprjabr, da der stark gesunkene Preis bei weitem 
nidit dureil das größere Angebot ausgeglichen wer- 
den kann. Sinken dürften auch die V'^erkaufserlöse 
bei Kartoffeln, Gemüse, Weinniost und vor allem 
bei Obst. 

Neben den Verkaufserlösen wirken sidi die Be* 
standsveränderungen auf den Produkt ionswert aus. 
Die Viehbestände nehmen nadi der Vorsdiätzung 
z. T. erheblidi sdiwadier zu, z. T, gehen sie gegen- 
über dem Vorjahr sogar zurück. Der ProdukÜons- 
wert insgesamt wird für 1974/75 auf 46.3 bis 47,2 
Mrd. DM ('^'0,3 bis +2,3 geschätzt. 

Bei den Vorleistungen kommen die höheren Düoge- 
mittGlpreise im Wirtschaftsjahr 1974/75 voll zur 
Geltung. Auch die Preise für Energie und che übri* 
gen Güter gew^erblidier Herkunft lagen im ersten 
Halbjahr 1974/75 merklich über denen des Vor- 
jahres. Die weitere Kostenentwicklung, insbeson- 
dere auf dem Energiesektor, ist gegenwärtig noch 
schwer abzusehen. In der letzten Zeit ging aber von 
den FutlermiUeln eine wirksame Kostenentlastung 
aus. Die benötigte Menge an zugekauften Futter- 
mitteln dürfte wegen der hohen Getreideernte zu- 
rüdegehen und die Futtermittelpreise werden vor- 
aussichtlidi teilweise den VoTjahresstand deutlich 
unterschreiten. Somit kann bei Futtermitteln ein 
Rückgang der Ausgaben erwartet werden. 

Insgesamt werden die Vorleistungen auf 23,1 bis 
23,7 Mrd. DM ( h 3,4 bis + 6,1 ‘^/n) geschätzt. 

DieWertsdiöpfung insgesamt dürfte nach diesen Ent- 
wicklungen auf der Ertrags- und Auf wandsseite 
schätzungsweise 18,3 bis 19,2 Mrd. DM erreidien. 
Bei einer Abwanderung von 3 Vo würde sich daraus 
eine Wertschöpfung von 14 500 bis 15 30Ü DM/AK 
erredmen; das enbaprädie einer Veränderung von 
etwa — 3 bis + 2+/o, Unterstellt man eine Abwan- 
derung von 4,5 ergibt sich daraus eine Verände- 
rung von “ 1 bis +4 Vö auf 14 700 bis 15 500 DM/AK. 
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1.3 Betriebsergebnisse 

1.31 Materialgrundlage und methodische Hinweise* *} 
Zahl und Ansivahl der Testbetriebe 

17. Zur Feststellung der Ertragslage der landwirt“ 
Schaft und -^ur Analyse der EiTikomniensenUvu:klung 
im Wirtschaftsjahr 1973/74 wurden für den Agrar- 
bericht 1975 Budifühnmgsergebnisse aus 9 135 Un- 
ternehmen herangezogen und zwar aus 

— 7 495 landwirtsdiaftlidien Haupterwerbsbetrie- 

ben “). 

— 834 landwirtsdiafLlichen Nebenerwerbsbetiie- 

ben ‘^) (erslmals), 

— 210 weinbaulidien Haupterwerbsbetrieben, 

— 596 gartenbaulichen Ilauptersverbsbetr leben. 

Dadurch, daß für 1973/74 erstmals auch Buchfüh- 
rungsergebnisse aus Nebenerwerbsbetriebeii vor- 
liegen, kann im Agrarbericht 1975 die Einkommens- 
lage der gesamten Landwirtsdiaft anhand von Budi- 
führungsergebnissen dargestellt werden. 

18. Die Auswahl der Testbelriebe erfolgt in den 
einzelnen ßundeslänclecn nach einheitlichen vom 
BML herausgegebencn Richtlinien durch eigens dazu 
gebildete LandesaussrhQsse> Unter Vorsitz eines 
Vertreters der obersten Landesbehörde für Land- 
wirtschaft gehören dem Aussdiuß an: 

— je ein Vertreter der Landwirtschaftskammern, in 
Ländern ohne Landwirtsdiaftskcunmern ein Ver- 
treter der Mittelbehörde, 

— ein Vertreter der Pinanzverwaltung, 

— ein Vertreter des ßerufsstandes und 

— ein Vertreter der landwirtsdiaftlidien Buch- 
stellen. 

Zusätzlich können Sachverständige gehört werden. 
In der Regel iverden Landwirtschaft.ssdiulen, Bera- 
tungsstellen, Landwirtsdiaftsümter, Budistellen und 
die Berufsvertretung bei der Suche nach geeigneten 
Betrieben mit eingeschaltet. 

Die Landesaussdiüsse haben darüber zu wachen, daß 
eine repräsentative Stidiprobe entsteht. 


Grenze nadi 5 4 LwG 

19. Die weseiitlidien Aussagen über die Ertrags- 
lage beruhen gemäß § 4 Landwirtsdiaftsgesetz 
(LwG) auf Unterlagen solcher I laupterwerbsbe- 
triebe, die bei „ordnungsmäßiger Führung die wirt- 
schaftliche Existenz einer bau erb dien Familie nach- 
haltig gewährleisten“. Die seit dem Wirtschaftsjahr 
1971/72 auf das Standardbctriebseinkommen *) 
(StBE) abgestellte Grenze für die zur Ermittlung der 


*) sielie auch Materiatband, Text 2 

•) Abgrenzung der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
siehe Ubersidit 3. 

9 siehe Fußnote S. 24 


Ertragslage nadi 5 4 LwG ausgewähJten Betriebe 
wurde für das Wirtschaftsjahr 1973/74 gegenüber 
1972/73 wiederum entsprechend der durchsdinitt- 
lidien Wachstuinsrate des Volkseinkommens je Er- 
werbstätigen der letzten drei Jahre (1971 bis 1973) 
um 10,7 fortgeschrieben und auf 13 500 DM/Be- 
trieb festgesetzt. 1973/74 lagen von den im Haupt- 
erwerb bewirtsdiafteten landwirtsdiaftlichen Test- 
betrieben 6 850 Beitriebe {= 91,4 %) über und Ü45 
(= 8,6 Vp) unter der Grenze. 

In Gartenbaubetrieben wird zur Abgrenzung gemäß 
§ 4 LwG aus technischen GründeTi anstelle des 
Standarclbetriebseinkommens das tatsächlich erzielte 
Bet riebse i nkommen herangezogen, 

20. Im Gegensatz zu früheren Jahren, in denen die 
Ergebnisse der Betriebe unter der Grenze nadi § 4 
LwG in einem gesonderten Abschnitt abgehandelt 
wurden, w^erden sie im Agrarberidit 1975 gemein- 
sam mit den Ergebnissen der Betriebe über der 
Grenze da rgestellt. Dadurch wird deutlicher als bis- 
her, daß auch die Betriebe unter der Grenze nach 
§ 4 LwG in die Einkommensanalyse eiubczogen 
sind. 


Hochredmimg 

21, Die Hochrechnung der Teslbetriebsergebnisse 
der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe er- 
möglicht eine zutreffende Darstellung von Gesamt- 
ergebnissen auf Landes- und Bundesebene trcitz ei- 
ner der Grundgesamfheit nicht völlig proportionalen 
Stichprobe. Die kleineren Betriebe sind bei den Test- 
betrieben anteilig weniger, größere Betriebe ran- 
teiiig stärker vertreten als in der VVirklidikeit, da 
bür eine gesicherte Aussage jede Gruppe mit einer 
gewissen Mindestzahl von Betrieben besetzt sein 
muß und die insgesamt zu erfassende Anzahl der 
Teatbet riebe begrenzt ist. 

Die Hochrechnung erfolgt nach folgendem Schema: 
Zunächst werden länderweise die Gruppendurch- 
schnitte der nach Betriebsformen und Größen- 
klassen des Standardbetriebseinkommens zusam- 
rnengefaßten Testbetriebe ermittelt. Aus den Grup- 
penergebnissen werden dann gewogene Landes- und 
Bundesdurch-schnilte errechnet. Gewiditet wird jede 
Gruppe mit dem Anteil der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche, den die entsprediende Grundgesamt- 
heit tatsächtidi bew'irtsdiaftet. Hochgerechnete Er- 
gebnisse sind jeweils als solche gekennzeidinet. 

22. Die Be tri eb.sergeb Hisse der gartenbaulidien 
und wminbaulichen Haupterwerhsbetriebe können 
zur Zeit noch nicht zu einem Gesamtdurchschnitt 
hochgerechnet w^erden, weil dazu nidil alle Betriebs- 
gruppen (z. B. gartenbauliche Unternehmen mit ho- 
hen Umsätzen aus Ladengesdiaft) ausreichend in der 
Stidiprobe vertreten sind. Es werden daher für die 
garten- und weinbaulidien Haupterwerbsbetriebe 


9 N, Deselaers, Neue Betriebssystematik für die Land- 
wifUdiaft, Beridite über Landwirtsdiaft, NF Bd. 49 
(1971), S. 313 bis 337. 
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nur die Durchsdinittsergebnisse der erfaßten Be- 
triebe ausgewiesen. Wissenschaftliche Arbeiten zur 
Verbesserung der Stidiprobe sind angelaufen. 


Einkommen der Betriebe 

23. Zur Ermittlung des Einkommens, das insgesamt 
durch den Einsatz aller Produktionsfaktoren (Arbeit- 
und Kapital einsdilißlich Boden) in den Betrieben er- 
zielt wird, wird von der Annahme sdiidden- imd 
paditfreier land- und forstwirtschaftlidier Betriebe 
ausgegangen. Das Betriebseinkommen ist der geeig- 
nete Maßstab für betricbswirtschaftUdie Vergleiche 
innerhalb der Landwirtschaft und entspricht etwa 
der Wertschöpfung der Gesamtrechnung. 


Einkommen der Unternehmen 

24. Das den Unternehmerfarnilien als Entgelt für 
die eingesetzte eigene Arbeit, für das Eigenkapital 
(einschließlich Boden} und für die unternehmerisdie 
Tätigkeit zufließende Einkommen wird als Reinein- 
kommen (= Gewinn) bezeidinet. 

Das Reineinkommen {Gewinn) untersdieidet sidi 
vom Betriebseinkommen im wesentlichen durch den 
Abzug der gezahlten Fremd löhne sowie Zu- und Ab- 
redinung von Pacht- und Zinserträgen bzw. -aufw/en- 
chrngen. Es ist der eigentliche Maßstab für die Beur- 


teilung der Ertragslage der land- und forstwirtschaft- 
lichen Unternehmen. 


Vergleidisrechmmg nach § 4 LwG 

25. Die Vergleidisrechnung nadr § 4 LwG wFeist 
aus, welcher Abstand zwischen den landwirtsdrafl- 
üdien Einkommen aus Arbeit, Kapitaleinsatz und 
Unternehmertätigkeit und entspredienden Ver- 
gleichsansätzen des außerlandwirtsdiaftlichen Be- 
reichs besteht. 

Bisher wurde die Vergleichsredmimg anhand des 
Belriebseinkommens durdigeführt, d. h. sie ging von 
der Annahme des schulden- und paditfreien Be- 
triebes aus. Entsprechend wurden audi für Frernd- 
kapital, zugepaditete Flädien und Lohnarbeitskräfte 
kalkulatorisdie Ansätze für Zinsen, Paditen und 
Lohnanspruch, nicht, jedoch die tatsäddichen Auf- 
wendungen berücksichtigt Betriebsaiisatz). 

Um die Aussagekraft der Vergleichsredmimg zu 
verbessern, w'ird sie im Agrarbericht 1975 erstmals 
auf der Basis des Reineinkommens (Gewinns) durdi- 
geführt ^) (— Unternehmensansatz). Dies bedeutet, 


Die bisherige Vergleidrtsrechrumg auf der Basis des 
Betfiebseinkammeiis wird im Materialband, Tabelle 33 
forEgefvihrt, 


Unternehmensansatz 


Betriebsansatz 


Reineinkommen 
b Zuschlag für Eigenverbraiidi 

= Vergleichsreineinkommen 


Betriebseinkommen 
{“ Zusdilag für Eigen verbrauch 
— Beitrag zur Berufsgenosseiisdiaft -j 
= Vergleichsbetricdiseinkommen 


Vergleichslohn für Betriebsleiter und nidit ent- 
lohnte Familienarbeitskräfte 

-r Betriebsleiterzusdilag 

-f- Zinsansatz für das Eigenkapital 

= Summe der Vergleichsansätze (Unternehmen) 


Vergieichslohn für alle Arbeitskräfte ^) 

-f Betriebsleiterzusdilag 

-t- Zinsansatz für das gesamte Aktivkapital 

= Summe der Vergleichsansätze (Betrieb) 


Vergleichsreineinkomnien Vergleidisbelriebseinkommen 

— Summe der Vergleichsansätze (Unternehmen) — Summe der Vergleidisansätze (Betrieb) 

= Abstand = Abstand 


h Die bisherige Vergleichsrechnung auf der Basis des Betriebseinkommens wird im Materialband, Taijelle 33 forl- 

geführl. 

Beim Unlernehmensansatz im Unlernehmensaufwand enthaUen, 

Einschließlich Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung. 
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daß die Aufwendungen für Fremdkapital, i=ugepadi' 
tete Flächen und Lohnarbeitskräfle in ihrer talsdcb- 
liehen Höhe beriicksidiligl werden. 

Die Unterschiede zwisdien Betriebs- und Unterneh- 
mensansatz bei der Vergleidisrechnung zeigt fol- 
gende Gegenübersteilung : 

Der Abstand wird jeweils in Prozent der Sumn^e der 
Vergleichsansatze ausgewiesen. Das Vergleichsrein- 
einkommen und die Summe der Veigleidisansätze 
sind im Textband in DM je Familien-Arbeitskraft 
dargestelk und nidit mehr in DM je ha LF, 

Der Vergieidi der landwirtsdiafllichen Löhne mit 
den außerlandwirtschaftlichen wird gesondert ini 
Abschnitt L4 (Textziffer 58} durdigefüjirt. 

Folgende weitere Ansätze wmrden in der Vergleichs- 
rechnung berücksichtigt: 


— Der gewerbliche Vergleidislobn einschließlich 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversidierung w'urde 
wie folgt fortgeschrieben: 


Wirtschaftsjahr 

durchschaut- 

lither gewerb- 
licher 

Vergleichslohri 

Änderung 
zum Vorjahr 

DM 

»/o 

1969/70 

13 074 


1970/71 

14 922 

^14J 

1971/72 

10 239 

-r 8,8 

1972/73 

18 289 

+ J3.e 

1973/74 

20 674 

+ 13,0 


’) ge'wogencr Durchschnitt des Vergleichslohns für 
Männer und Frauen 


— Auf den Eigenverbraudi wird unverändert ein 
Aufschlag von 37 % auf die Erzeugerpreise vor- 
genommen. 

— Der Zinsansalz für das Eigenkapital beträgt un- 
verändert 3,5 ^/o. 


Einkommen der UnternehmerfamUteii 

26. Seil 19?2.''73 werden nicht nur die aus den land- 
und forstwirtschaftiidien Unternehmen stammenden 
Einkommen erfaßt, sondern sämtliche Bruttoein- 
künfle — unabhängig von ihrer Herkunft. Privatein- 
lagen rechnen nicht dazu. Es werden nur Einkünfte 
des Unternehmerehepaares und des Hofnadifolgers 
berücksithligt. Die Summe der Einkünfte wird als 
Gesamteinkommen bezeichnet. Es setzt sich zusam- 
men aus dem Erwerbseinkommen (Reineinkommen -I- 
außerbetriebliche Einkünfte aus selbständiger und 
unselbständiger Tätigkeit und Renten, vermindert 
um die Werbungskosten) und sonstigen Einkünften 
(siehe auch S, 172). Die Ausdehnung der Betrachtung 
auf das Gesamteinkommen erwies sich als notwen- 
dig, weil auch in Haupterwerbsbetrieben Erwerbs- 
und Einkommenskombinationen Bedeutung haben. 


1 .32 Landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe 

(ohne Dauerkulturbetriebe) 

1 .321 Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1 373/74 ' ) 

Einkommen der Betriebe (Betriebseinkommen) 

27. Die Ertragslage der landwirtsdiaftlidien Haupt- 
erwerbsbetriebe wurde im Wirtschaftsjahr 1973/74 
nach den übe rdurdischnitt liehen Emkommenssteige- 
rungen in den beiden Vorjahren durch eine ungün- 
stige Preis-Kostenentwicklung stark beeinflußt 
(siehe Textziffern 9. u. 10 sowie Malerialband, Ta- 
bellen 11 und 18), deren Auswirkungen auf die Ein- 
kommensentwicklung durdi eine Zunahme der Ver- 
kaufsmengen etwas abgemildert wurde. 

In den Haupterwerbsbetrieben über der Grenze 
nadi § 4 LwG stieg 1973/74 der Belriebsertrag nur 


>) Siehe Materialband, Tabellen 28 bis 49. 


Übersicht 9 


Betriebseinkonmienr Arbeitsertrag und Reinertrag 
ln den landwirtscbaftlidien Hauptenverbsbetrieben 
über der Grenze nadi § 4 LwG 


WiiSsdirtll.-ildhr 

Betriebs- 

^in- 

kommen 

Arbeita- 

eriTAig 

Eetriebs- 

eln- 

kpainvcn 

Rein- 

elrrög 


DM/AK 

DM/lia LF 

1 963/64 

8 479 

6 608 

94? 

244 

1964/65 

9 422 

7 207 

988 

229 

1 965/66 

9 544 

7 034 

939 

159 

1966/67 

9 902 

7 U3 

915 

!2ß 

1967/68 

10 966 

8 092 

961 

191 

1968/69 

12 458 

9 430 

1 049 

289 

1969/70 

13661 

10 450 

! 102 

287 

1970/71 

13 046 

9 539 

972 

131 

1971/72 

1? 239 

13 036 

1 15? 

336 

1972/73 

20 504 

15 724 

1 280 

421 

1973/74 

21211 

16 081 

1 280 

356 


Veränderung in ^/o 

1973/74 gegen 
1972/73 

+ 3,4 

+ 2,^3 

±0 

- 15,4 

1973/74 gegen 
1963/64 
(jährlicher 
Durchschnitt^)) 

+ 9,6 

+ 9,3 

+3,; 

+ 3,8 


') Auf der Grundlage der Testbelriebsergebjiisse hoch- 
geredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutsdi- 
land. 

*) berechnet nach der Zinseszinsformel 
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geringfügig auf 3671 DM/ha (+ 3,8 Die Stei- 

gerung des Sadiaufwandes um 5,9 auf 2 333 
DM/ha spiegelt die starke Preissteigerung bei Be- 
triebsmitteln nur zum Teil wider, da vielfach noch 
zu alten Preisen erworbene Vorratsbestände an 
Düngemitteln und Treibstoffen aufgebraiicht wer- 
den. 

Die Kostensteigerang wird sidi erst im Wirtschafts- 
jahr 1974/75 voll auswirken. Das Betriebseinkom- 
men je ha blieb 1973/74 mit 1 280 DM gegenüber 
dem Vorjahr unverändert. Der Reinertrag ging im 
Durdisdinitt um 15,4 *Vo auf 356 DM je ha LF zurück 
(Übersicht 9]. 

Durdi weitere strukturelle Anpassung und Rationa- 
lisierung in den Betrieben konnte jedoch 1973/74 
ein Rüdtgang des Betriebseinkonimens je Arbeits- 
kraft vermieden werden. Es stieg in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG um 3,4 auf 21 211 
DM* Das Betriebseinkommen je Arbeitskraft nahm 
damit fast in gleichem Maße zu wie die Wertschöp- 
fung der Landwirtsdiaft je Arbeitskraft in der volks* 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung (Textziffer 11). 
Trotz der vergleichsweise niedrigen Steigerungs- 
rate lag das Betriebseinkommen je AK audi 
1973/74 über dem langjährigen Trend (Schaubild 2), 
Die folgenden Zahlen kennzeichnen die strukturel- 
len Veränderungen in den Testbetrieben Übersicht 
10 ): 

^ Die Zahl der Arbeitskräfte verringerte sidi 
1973/74 gegenüber dem Vorjahr um 3,4 auf 

6.03 AK/100 ha LF, Diese Abnahme ist wesent- 
lich geringer als im Durchschnitt der letzten zehn 
Jahre und audi niedriger als erwartet, 

“ Der Viehbestand wurde 1973/74 um 2,4% auf 
121,4 GV/lOO ha LF vergrößert; 

— das Aktivkapital erhöhte sich um 3,7 auf 

8 844 DM/ha; 

— das Aktivkapital je Arbeitskraft nahm um 

7.3 % auf 146 575 DM zu. 

ln den einzelnen Gruppen der Betriebe über der 
Grenze nach § 4 LwG verlief — wie im Agrarbe- 
richt 1974 ') bereits vorgesdiätzt — die Entwick- 
lung je nach Betriebsform und Größenklasse recht 
unterschiedlich (Übersicht 11). Während die Markt- 
fruchtbetriebe aufgrund der sehr guten Ernte 1973 
mit einem Zuwachs von 3 359 DM Betriebsein- 
kommen je AK oder -h 14 ,?”/ü eine gute Einkom- 
menssteigerung erzielen konnten, ging in den Fut- 
terbdubetrieben das Betriebseinkommen je AK um 
369 DM oder 1,9 zurück* 

Eine günstige Einkommensenlwiddung hatten we- 
gen zusätzlicher Rationalisierungsmaönahmen die 
Betriebe mit mehr als 50 000 DM StBE, in denen 
das Betriebseinkommen je AK um 11,8% anstieg. 
In den kleineren Betrieben mit w^eniger als 20 000 
DM SIBE nahm das Betriebseinkommen je AK da- 
gegen um 3,6 ^/o ab. 

28. In den Hauplerwerbsbelrieben unter der 
Grenze iiadi § 4 LwG belief sich das Belriebseinkom- 


AgrarberidU 1974, S. 48. 


Übersicht 10 


Arbeitskräftebesatz, Viehbesatz und AklivkapUal 
in den landwirtsdiaftlidien Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG *) 


Wirtschaftsjahr 

kr-atte* 

besBlz 

Vleh^ 
besä i 7 . 

AkiJvküpjlal 

AK^lOO ha 
LF 

GV/lOO hd 
LF 

DM ha 

LF 

DM/ AK 

1963/64 

1 1,17 

103,5 

6 276 

56 195 

1964/65 

10,48 

105,1 

6 973 

66 516 

1965/66 

9,84 

106,9 

7 414 

75 379 

1966 / 6 ? 

9,24 

1 1 1,2 

7 653 

82 842 

1967/68 

8,77 

no ,9 

7 564 

86 296 

1968/69 

8.42 

116,7 

7 672 

91 164 

1969/70 

8,06 

1 17,2 

7 777 

96 433 

1970/71 

7,45 

116,0 

7 845 

105 325 

1971/72 

6,71 

1 16,8 

8 055 

120 021 

1972/73 

6,24 

118,6 

8 526 

136 577 

1973/74 

6,03 

121,4 

8 844 

146 575 


Veränderung in % 

1973/74 gegen 
1972/73 

-3A 

+ 2,4 

+ 3,7 

+ 7,3 

1973^74 gegen 
1963/64 
(jährlicher 
Durchsdmitt^)) 

- 5,0 

4-Ü6 

+ 3,5 

+ 10,1 


Dardisdinittsergebnisse der Testbetriebe 
berechnet nach der Zinseszinsformel 


men auf 1 1 425 DM je Arbeitskraft. Es liegt damit 
erheblich unter dem der Haupterwerbsbetriebe über 
der Grenze, so daß sich im Durciisdmitt aller Haupt- 
erwerbsbetriebe ein Betriebseinkommen von 18 562 
DM je Arbeitskraft ergibt. 


Einkommen der Unternehmen (Reineinkommen) 

29. Das Reineinkommen [Gewinn) je Familien- 
arbeilskraft erreichte 1973/74 im Durchsdmitt der 
Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nadi § 4 
LwG 1973/74 mit 19 972 DM nur knapp das Ergeb- 
nis des Vorjahres (Übersicht 12 und Schaubild 3). 
Die unterschiedliche Entwicklung des Reineinkom- 
mens je Familien-AK und des Belriebseinkommens 
je AK ist in erster Linie zurückzuführen auf 

— einen starken Anstieg der Zinsbelastung je Be- 
trieb (vgl. Textziffer 38), 

— ein Anwachsen der Paddzahlung je Betrieb um 
6,6 und 
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Schaubild 2 


Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den iand wirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben über der Grenze nach §4 LwG<) 


DM/AK 



Auf def Gitindlage dör Testbelriieb&ergebn-isse hoch gerechnete Ergabriisse iüir die Bundesrepublik Deutschland 
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Übersicht 11 


Betriebseinkommen je Arbeitskraft 
in den landwirtsdiaftiidien HaupterwerbsbetTieben 


Größenklasse: 
Standardbetriebs- 
einkommen 
, . . DMyßetrieb 

Wirt- 

sdiaftsjahr 

Einheit 

Belriebsforrn 

insgesamt 

Markt- ^ 
frudil 

Futler- 

bau 

Ver- 

edlung 

Gemisdit 

unter der Grenze nach 

1972/73 

DM/AK 

9212 

11 080 

9 454 

10 246 

10 594 

§ 4 LwG ") 

1973/74 

DM/AK 1 

1 

11 187 

11 551 

11 160 

n 294 

11 425 

über der Grenze nach 

1972/73 

DM/AK 1 

15 262 

15 379 

16 643 

14 988 

15 255 

§ 4 LwG bis unter 20 000 

1973/74 

DM /AK 

15 881 

14 596 

18 890 

14 326 

14710 


Veränderung 

fl/o 

+ 4,1 


4'/3,5 

- 4,4 

-3ß 

20 000 bis unter 50 000 

1972/73 

DM/AK 

21 628 

21 259 

25 887 

21 790 

21 626 


1973/74 

DM/AK 

24 646 

21 075 

26 798 

21 808 

22 146 


Veränderung 

fl/o 

+ 14,0 

-0,9 

f 3,5 

+ 0+ 

+ 2,4 

50 000 und mehr 

1972/73 

DM/AK 

28 321 

2? 130 

29 016 

25 074 

27 370 


1973/74 

DM/AK 

32 999 

26 076 

33 591 

28 211 

30 586 


Veränderung 

fl/o 

+ /6,5 

-3ß 

+ 15ß 

+ 12ß 

+ llß 

über der Grenze nach 

1972/73 

DM/ AK 

22 880 

19 278 

25 982 

20 026 

20 504 

§ 4 LwG zusammen 

1973/74 

DM/ AK 

26 239 

18 909 

28 455 

20 314 

21 211 


Veränderung 

fl/o 


- Iß 

+ 9,5 

+ 1,4 

+ 3,4 

Haupterwerbsbetriebe 

1972/73 

DM/AK 

20 722 

16 777 

23 784 

17 896 

18 075 

insgesamt -) 

1973/74 

DM/AK 

23 387 

16513 

25 908 

18 089 

18 562 


Veränderung 


-1- 12,9 

-Iß 

+ 8,9 

+ 1,1 

+ 2,7 1 


Auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hüdigeredinele Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland, 

“) Bei der Wertung dieser Einkommensergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nadi 
§ 4 LwG überwiegend Zuerwerbsbetriebe sind, d. h. Betriebe mit zusätzlichen außerbetrieblichen Einkünften. 
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Übersicht 12 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien-Arbeitskrafl 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG *) 


Winschdftsjcihr 

DM/Füm.-AK 

Veränderung 

gegenüber 

Vorjahr 

V* 

1968/69 

12 151 


1969/70 

13 175 

- 8A 

1970/71 

1 1 907 

- 9ß 

1971/72 

16718 

+ 40,4 

1972/73 

20 031 

+ /9,Ö 

1973/74 

19 972 

-- 0.3 

1973/74 gegen 
1968/69 
(jährlicher 
Durchschnitt -)) 


+ tO.4 


') Auf der Grunchcige der Teslbetriebsergebuisse hodi- 
gerechnete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutsdi- 
iand. 

beredinet nadi der Zinseszinsformel 


S c h a u b H d 3 

Reineinkommen (Gewinn) je Famfiien-Arbeitskraft 
in den iandwirtschaftlictien Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG ') 

DM/Fam.-AK 



'] Auf der QrundCage der TestbelriebsergebniBse hoch ge rechne re 
Ergebnisse lür die Bundesrcpübrtk Deutachfand 


— eine relativ niedrige Abwanderung bei den Fa- 
mibenarbeitskräften (—1,2^/«) im Vergleich zu 
den Fremdarbeilskräften (“-12;?^/o). 

Das wird auch deutlich bei der Betrachtung der 
Ergebnisse in den einzelnen Betriebsgruppen* In den 
größeren Betrieben mit mehr als 50 000 DM StBB 
stieg das Reineinkommen je Familien- AK lediglich 
um 1,1 auf 37 960 DM, obwohl das Betriebsein- 
kommen je AK um 1 1,8 ^/o zuiiahm. In den Betrieben 
mit weniger als 20 000 DM StBE ging das Rein- 
einkommen je Familien-AK um 5,2 auf 13 307 DM 
je Familien- AK zurück (Übersidit 13)* 

Werden die Betriebe nadi Betriebsformen gegliedert, 
zeigt sich, dal3 die Marktfruditbetriebe 1973/74 eine 
günstige Einkommenssteigerung erzielten* Ihr Rein- 
einkommen verbesserte sich gegenüber dem Vorjahr 
um 12,5 Vo auf 27 061 DM je Familienarbeitskraft* 
Bei dien Veredlungsbetrieben stieg das Reineinkom- 
men um 4,9 Vü auf 27 244 DM je Familienarbeitskraft* 
Die Veredlungsbetriebe erzielten damit wie in den 
Vorjahren das höchste Du rdischnittsein kommen. Die 
stärksten Ejnkommensrückgänge hatten trotz ver- 
besserter Miicherlöse die Futterbaubetriebe. Ihr 
Reineinkommen verminderte sich 1973/74 um 5,5 Vo 
auf 1? 321 DM je Familienarbeitskraft. Es lag damit 
erheblidi unter den Durchschnittseinkommen der 
anderen Betriebsgruppen, denen sich die Futterbau- 
betriebe in den beiden Vorjahren etwas genähert 
halten (Schaubild 4|. 

30, In den Haupterwerbshefrieben unter der 

Grenze nach § 4 LwG betrug das Reineinkommen 
1973/74 10 279 DM je Familienarbeitskraft. Dabei 

ist jedodi zu berüchsiditigen, daß in diesen Betrieben 
in der Regel das Reineinkoni men durdi außerbe- 
trieblidie Einkünfte auf gebessert wird. Im Durdi- 
schniit aller Haupterwerbsbetriebe unter und über 
der Grenze betrug das Reineinkommen 1973/74 
17 052 DM je Familienarbeitskraft. 

Die Ergebnisse über die Einkonimensentwicklung in 
den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
wird durch die Auswertung von 5 918 Betrieben (etwa 
80A'() der landwirtschaftlichen Testbetriebe), die so- 
wohl 1972/73 als auch 1973/74 in die Auswertung 
eingingen (identische Betriebe), bestätigt. 

31, Bei der Beurteilung der Höhe des Reinein- 
kommens muß berüdcsiditigt werden, daß in der 
Landwirtschaft die wöchentliche Arbeitszeit vielfach 
höher ist als in anderen Berufsgruppen, wenngleidi 
die Problematik der vergleichenden Erfassung z. B* 
im Mikrozensus (vgl. Materralband, Tabelle 5) dabei 
nicht zu übersehen ist. Insbesondere in den vieli- 
haltenden Betrieben ist auch an den Wochenenden 
ein erheblicher Arbeitsanfall zu bewältigen. 

32, In den einzelnen Bundesländern verlief die Ein- 
kommensentwicklung der Haupterwerbsbetriebe 
über der Grenze nadi § 4 LwG unterschiedlich (über- 
sidit 14). In Niedersachsen (■ — ll,0“/o), Schleswig- 
Holstein ( — 7,9 ”/o) und Rheinland-Pfalz ( — 5,0 
waren deutliche Einkommensrücicgänge festzuslel- 
len. Dagegen konnten in Hessen (+ 2,0 Vo], Baden* 
Württemberg ( + 2,2 ^/o) und Bayern (+3,0 “/ü} ge- 
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Übersicht 13 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien-Arbeitskraft 
in den landwirtsdiaf fliehen Haupterwerbsbe trieben 


Größenklasse: 
Standardbetriebs- 
einkommen 
. . . DM/Betrieb 

Wirt- 

schaftsjahr 

Einheit 

Betriebsform 

ins* 

gesamt 

Markt- 

frudit 

Futter- 

bau 

Ver- 

edlung 

Gemischt 

unter der Grenze nach 

1972/73 

DM/Fam-AK 

7 664 

10 116 

3 545 

9 352 

9 582 

§ 4 LwG -) 

1973/74 

DM/Fam-AK 

9 703 

10 302 

10 431 

10 505 

10 279 

über der Grenze nach 

1972/73 

DM/Fam-AK 

13 636 

14 150 

15 084 

13 946 

14 032 

§ 4 LwG bis unter 20 000 

1973/74 

DM/Fam-AK 

14 952 

13 142 

16 542 

12 922 

13 307 


Veränderung 

•/o 

+ 97 


+ 9,7 

- 7,3 

“5,2 

20 000 bis unter 50 000 

1972/73 

DM/Fam-AK 

21 430 

20 660 

25 350 

21 475 

21 204 


1973/74 

DM/Fam-AK 

23 441 

19561 

25 646 

20 702 

20 816 


Veränderung 

Vo 

+ 9,4 

-5,3 

+ J,2 

-3,6 

-iß 

50 000 und mehr 

1972/73 

DM/Fam-AK 

41 994 

34 992 

31 654 

33 802 

37 554 


1973/74 

DM/Fam-AK 

45 768 

29 475 

33 695 

33 003 

37 960 


Veränderung 

Vo 

+ 9,0 

-15,8 

+ 6,4 

-2,4 

+ /,/ 

über der Grenze nadi 

1972/73 

DM/Fam-AK 

24 054 

18 336 

25 969 

19 648 

20 031 

§ 4 LwG zusammen 

1973/74 

DM/Fam-AK 

27 061 

17 321 

27 244 

19 118 

19 972 


Veränderung 

*/» 

+ 12,5 

-5,5 

+ 4,9 

-2,7 

-0,3 

Hauplerwerbsbelriebe 

1972/73 

DM/Fam-AK 

20 700 

15 641 

23 291 

I? 146 

17 139 

insgesamt 

1973/74 

DM/Fam-AK 

22 848 

14 872 

24 594 

16 806 

17 052 


Veränderung 

Vü 

+ ^0,4 

-4,9 

+ 5,6 

-2,0 

-0,5 


Auf der Grundlage der Teslbetriebsergebnisse hodigeredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland. 

Bei der Wertung dieser Einkommensergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach 
§ 4 LwG überwiegend Zuerwerbsbetriebe sind» d, li. Betriebe mit zusätzlichen außerbetrieblidben Einkünften. 
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Schaubild 4 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien-Arbeltskraft 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben ') 
über der Grenze nadi § 4 LwG 

nach Betriebsformen und -größenkiassen des Standardbetriebseinkommens 


MarfttfruchtbstrlebB Futterbaubatitab« Varadlung ab« triiabfl Oamtachtbetrlab« 



1000 DM/ 

AK 20000 bis unter 50000 DM Standardbetriebseinkommen 




Auf der Grundlage der Teslbetrlebsergäbnlsse hach ge rechnete Ergebnisse für die Bur^desrepubNk OeuEschfand 
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Schaubild 5 


Verteilung der ausgewerteten landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe 
über der Grenze nach §4 LwG nach Einkommensgruppen 


Ol U 

/o } 



9 r 



Reineinkommen je Farn. -AK (Durchschnitt der ausgewerteten Betriebe ^ 100) 


□ 1973/74 “^^1969/70 

') Anteil dar Selrlabs In <Jan einzelnen Bstriebsgruppen In % der ausgewerteten Belriebe 
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Übersicht 14 


ReiBeinkommen (Gewinn) 

in den laiidwlrtschafllidien Hauplerwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG *) 


Bundesland 

1972/73 

1973/74 

1973/74 

gegen- 

über 

1972/73 


DMjeFam.-AK 

1 ”/« 

Schleswig-Holstein . . . 

26 816 

24 694 

- 7,9 

Niedersachsen 

21 406 

19 048 

- JLO 

Nordrhein-Westfalen . . 

20 283 

22 582 

-r //,3 

Hessen . 

16 326 

16 649 

+ 2,0 

Rheinland-Pfalz ■ 
Saarland 

18 101 

17 203 

- 5,0 

Baden-Württemberg . . 

18814 

19 234 

-f 2,2 

Bayern 

19 151 

19 725 

4- 3,0 

Bundesgebiet * 

1 

' 20 031 

19 972' 

- 0,3 


Auf der Grundluge der Testbetriebsergebnis&e hodi- 
gereciinete Ergebnisse für die Bundesländer und das 
Bundesgebiei:. 


ringe und in Nordrhein-Weslfalen (+ ll,3®/o) er- i 
hebliche Einkommensverbesserungen je Familien- 
arbeitskraft erzielt werden. 

Trotz des Einkommensrückgangs liegt das Rein- 
einkommen in Schleswig-Holstein mit 24 694 DM 
je Familienarbeitskraft nadi wie vor am hödisten 
und in Hessen trotz geringer Verbesserung mit 
16 649 DM am niedrigsten. 

33. Die absoluten Ejakommensunterschiede innere 
halb der Landwirtschaft haben von 1969/70 bis 
1973/74, wie auch in anderen Wirtsdiaftsbereidien, 
mit steigenden Einkommen zugenommen. Annä- 
hernd unverändert sind jedoch die relativen Ein- 
kommensunterschiede, d. h. der Anteil der Betriebe 
mit einem Einkommen zwischen 50 und 150 "/o des 
DurchsdiniUseinkommens ist 1973/74 gegenüber 
1969/70 praktisch konstant geblieben (Sdiaubild 5). 
Die üntersdiiede innerhalb der landwirtschaftlichen 
Einkommen haben zahlreiche Ursachen. Wesentliche 
Einflußfaktoren sind Betriebsgröße und Faktoraus- j 
stattung, natürliche und wirtschaftliche Standort- j 
faktoren sowie Fähigkeiten der Betriebsleiter. 

Größere Betriebe erzielen im Durchschnitt höhere I 
Einkommen je AK und günstigere Steigerungsraten 
als die kleineren (Sdiaubild 4). Dies madit deutlich, 
daß für Höhe und Entwicklung der Landwirtschaft- , 
liehen Einkommen die Produktionskapazitäten (Flä- 
chenausstattung und Viehbesatz) von großer Be- 1 


deutung sind. Hieraus kann jedoch nicht der Schluß 
gezogen werden, daß nur durch Ausweitung der 
Produktionskapazitäten je Betrieb eine befriedi- 
gende Einkommensenlwiddung erzielt werden kann, 
sondern für viele Landwirte mit unzureidienden Ein- 
kommenschancen im eigenen Betrieb stellt die Ein- 
kommenskombination, d. h. der Übergang zum Zu- 
oder Nebenerwerb eine edite Alternative dar (vgl. 
Textziffer 43 ff.). 

Der Einfluß der natürlichen und wirtschaftlichen 
Standortfaktoren auf die landwirtschaftlichen Ein- 
kommen wird bei der Gliederung der Einkommens- 
ergebnisse nach Bundesländern (Übersicht 15) und 
Wirtschaftsgebieten (Materialband, Tabellen 35 bis 
47) sichtbar. 

Erheblich sind aber auch die Einkommensstreuun- 
gen innerhalb von Betriebsgruppen mit Betrieben 
gleicher Betriebsform und etwa gleicher Betriebs- 
größe und ähnlichen Standortbedingungen. Das 
obere Viertel der Betriebe dieser einzelnen Betriebs- 
gruppen erzielt ein doppelt so hohes Reineinkom- 
men und mehr wie der Gruppendurchschnitt, das 
untere Viertel dagegen nur etwa ein Drittel davon 
(Übersicht 16). 

Auch bei den oberen und unteren Vierteln der Be- 
triebe zeigt die längerfristige Betrachtung, daß die 
absolute Einkommensstreuimg innerhalb der Land- 
wirtschaft zwar zugenommen hat, die relative aber 
nahezu unverändert geblieben ist. Das Verhältnis 
des durchschnittlichen Reineinkommens des unteren 
Viertels der Betriebe zu dem des oberen Viertels 
belrucf 1973/74 wie auch 1969/70 1 : 6,1 (Übersicht 17). 

Solche, wieder strukturei! nodi standortbedingten 
Einkommensufitersdricde lassen sich in erster Linie 
auf Können und unternehmerische Initiative der 
Betriebsleiter zurückzuführen. Intensive Ausbildung 
und Beratung sind erforderlich, um möglichst viele 
Betriebsinhaber in die Lage zu versetzen, daß sie 
sich rasch ändernden technischen und ökonomischen 
Bedingungen anpassen können. 

34. Ähnliche Einkommensunterschiede wie für die 
Landwirtschaft werden in einer Arbeit des Deut- 
schen Instituts für Wirtsdiaftsforsdiung (DIW) 
audi für die Selbständigen insgesamt und andere 
Bereiche nachgewiesen (übersidU 18). Das Reinein- 
kommen (Gewinn) des unteren und oberen Fünftels 
der erfaßten landw'irtschaftlichen Haupterwerbsbe- 
triebc über der Grenze nadi § 4 LwG weist mit 
einem Verhältnis von t : 6,9 eine größere relative 
Streuung auf als z. B. die Haushaltseinkommen der 
Selbständigen insgesamt mit 1 : 5,3. Durch außer- 
betrieblidie Einkünfte insbesondere in den kleineren 
Haupterwerbsbetrieben verengt sich jedodi das Er- 
gebnis beim Gesamteinkommen der landwirtschaft- 
lichen Haupterwerbsbetriebe auf das Verhältnis von 
I : 4,6 und ist damit wesentlich kleiner als bei den 
Selbständigen insgesamt. Obwohl die Ergebnisse 

Ü Gerhard Göseke, Klaus-Dietrich Bedau: Verteilung 
und Schichtung der Einkonirnen der privaten Haus- 
halte in der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 
1975, DIW, Heft 31, 1974. 
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ReldÜve Höhe des R ein ein kom mens (Gewinn) je Pamiiien-Arbeitskraft 
in den landwiFtscbaftlidhen Haupterwerbsbelrieben über der Grenze nach § 4 LwG 

(Durdisdinittliches Einkommen der Betriebe insgesamt = 100) 

1973/74 


Belriebsform 

Bundesland 

Bundes- 
gebiet h 

Größenklasse 
Siandardbetriebs- 
einkommen 
von , . . bis unter 
. DM 

Schles- 

wig- 

Holstein 

Nieder- 

sadisen 

Nord- 

rhein- 

Wesl- 

falen 

Hessen 

Rhein- 
land- 
Pfalz und 
Saarland 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Marktfrucht 









unter 20 000 , . . . . 

- 

64 

65 


63 

84 

85 

75 

20 000 bis 50 000 

98 

95 

139 

109 

99 

118 

132 

117 

50 000 und mehr 

276 

188 

231 

177 

180 

242 

342 

229 

insgesamt ^) . . . 

191 

128 

153 

112 

lOi 

119 

145 

135 

Fullerbau 









unter 20 000 

70 

54 

67 

43 

55 

76 

71 

66 

20 000 bis 50 000 

108 

86 

111 

81 

86 

101 

99 

98 

50 000 und mehr 

155 

132 

U? 


158 

120 

208 

148 

insgesamt ') . . . 

109 

78 

95 

65 

73 

88 

86 

87 

Veredlung 









unter 20 000 


57 

75 

— 

— 

* 


83 

20 000 bis 50 000 

162 

102 

127 

149 

102 

138 

204 

128 

50 OOO und mehr 

237 

123 

158 

162 

216 

294 


169 

insgesamt h * * * 

187 

105 

130 

155 

141 

172 

189 

136 

Gemischt 









unter 20 000 


62 

5? 

58 

73 

67 

68 

65 

20 000 bis 50 000 

99 

95 

116 

92 

91 

104 

109 

104 

50 000 und mehr 

210 

140 

173 

149 

164 

169 

219 

165 

insgesamt *) . . . 

130 

93 

HO 

83 

90 

91 

91 

96 

Gesamt 









unter 20 OOO ^ ^ 

67 

58 

64 

50 

61 

74 

72 

67 

20 000 bis 50 000 , 

107 

91 

118 

93 

92 

106 

110 

104 

50 000 und mehr . 

206 

160 

185 

171 

177 

208 

291 

190 

insgesamt , 

124 

95 

113 

83 

86 

96 

99 

100 


h Auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hodigeredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 
bzw, für die einzelnen Bundesländer, 
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Übersicht 16 


Streuung des Reineinkommens (Gewinn) je Familien-Arbeüskratt 
in den landwirtsdiafttidien Haupterwerbsbetrieben über der Grenze nadi § 4 IwG 

1973/74 


Betriebsform 

Größenklasse 

Slandardbetriebseinkommen/Betrieb 
von . , , bis unter . . . Dtvf 

Betriebe 
insgesamt ') 

oberes Viertel 

unteres Viertel 

Reineinkommen je Fam,-AK 

DM 

DM 

in ®/o 

des Durdi- 
sdinitts 

DM 

in 

des Durdi- 
sdinilts 

Marktfruch! 






unter 20 000 

14 952 

29 678 

798 

4 429 

30 

20 000 bis 50 000 

23 44t 

50 156 

214 

7 087 

30 

50 000 und mehr 

45 768 

116810 

25S 

15 562 

34 

insgesamt , 

27 061 

59 015 

218 

8 563 

32 

Futterbau 






unter 20 000 

13 142 

26 376 

201 

4 375 

33 

20 000 bis 50 000 

19561 

38 101 

WS 

7 628 

39 

50 000 und mehr 

29 475 

72 579 

246 

3 312 

11 

insgesamt *) ... 

17 321 

34 339 

198 

6 149 

35 

Veredlung 






unter 20 000 

16 542 

32 305 

195 

5 942 

35 

20 000 bis 50 000 

25 646 

53 528 

209 

8 742 

34 

50 000 und mehr . 

33 695 

81 010 

240 

6 643 

20 

insgesamt') ... 

27 244 

59218 

217 

7 727 

28 

Gemlsdit 






unter 20 000 

12 922 

25 611 

198 

4 649 

35 

20 000 bis 50 000 

20 702 

40 937 

198 

7 098 

34 

50 000 und mehr 

33 003 

74 636 

225 

13 036 

39 

insgesamt . 

19 1 18 

38 203 

200 

6618 

35 

Gesamt 






unter 20 000 ') 

13 307 

26 651 

200 

4 493 

34 

20 000 bis 50 000 ') . . 

20 816 

41 671 

200 

7 384 

35 

50 000 und mehr ') . , 

37 960 

91 963 

242 

11 614 

31 

insgesamt ') ... ' 

19 972 

40 93? 

205 

6 755 

34 


Auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hodigeredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutsdilend. 
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Ubersiclit 17 


Streuung des Reineinkommens (Gewinn) [e Familien- Arbeitskraft 
in den landwirtschaftlidien Hauplerwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG*) 

1969/70 bis 1973/74 


WirtsdiäfEs- 

jahr 

Betriebe 

insgesamt 

obere^i Viertel 

unteres Viertel 

Differenz 
des oberen 
zum unteren 
Viertel 

Verhältnis 
des unteren 
zum oberen 
Viertel 

Reineinkommen Je Fatn.-AK 

DM 

DM 

in */o 

des Dordi- 
schnitts 

DM 

in Vo 

des Durch- 
sdmitts 

DM 

1 969/70 

13 175 

27 355 

208 

4 504 

34 

22 851 

1 : 6,1 

1971/72 

16718 

35 736 

2t4 

5 403 

32 

30 333 

1 : 6,6 ' 

1972/73 

20 031 

40 155 

200 

7 547 

38 

32 608 

1 : 5,3 

1973/74 

19 972 

40 937 

205 

6 755 

34 

34 182 

1 :6,1 


Auf der Grundlage der Teslbetriebsergebnisse hochgerechnete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland, 


Übersicht 18 


Einkommensstreuung 



oberes 

Fünftel 

unteres 

Fünftel 

Verhält- 
nis des 
unteren 


Einkommen in i 

des Durchsdinitts 

zum 

oberen 

Fünftel 

Hausballseinkom- 
men 1970 *) 

Selbständige 
insgesamt , . . . . 

209 

40 

1 : 5,3 

Angestellte .... 

207 

40 

1 : 5,2 

Arbeiter ....... 

m 

44 

1 :4,3 

Rentner ....... 

220 

39 

1 :5,7 

Landwirtschaft- 
lidie Haupt- 
erwerbsbetriebe 
über der Grenze 
nach § 4 LwG 

Reineinkommen 
1973/74 

203 

29 

1 :6.9 

Gesamteinkom- 
men 1973/74 ... 

194 

42 

1 : 4,6 


Gerhard Göseke, Kiaus-Dietridi Bedau: Verteilung und 
Schidilung der Einkommen der privaten Haushalle in 
der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1975, DIW, 
Heft 3h 1974. 

Testbetrieber oberes und unteres Fünftel gegliedert 
nach dem Reineinkommen je Unternehmen 


wegen der uatersdiieclHdien Erhebungsjahre und 
der Begrenzung der lanclwrirtschaftlidien Betriebe 
auf den BereicJi über der Grenze nach 5 4 LwG nicht 
voll vergleichbar sind, bestätigen sie die bekannte 
Tatsache, daß der innere Einkommensabstand m der 
Landwirtsciiaft zumindest nicht größer ist als bei 
Selbständigen anderer Wirtschaftsbereiche. 


Investitionen 

35. Die Höhe des Reineinkommens, im Durch- 
sdmiti der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbe- 
triebe über der Grenze nach § 4 LwG 25 860 DM 
je Unternehmen, gibt nicht ohne weiteres Auskunft 
darüber, welche Beträge dem Betriebsinbaber und 
seinen milhelfenden, nic3it entlohnten Familienange- 
hörigen aus ihrer landwirlsdiaftlichen Erwerbstätig- 
keit und dem eingesetzten Eigenkapital für private 
Zwecke zur Verfügung stehen. Aus ihren Bruttoein- 
kommen, die im Einzelfaü durch außerbetriebliche 
Einkünfte aufgestockt sein können (siehe Textzif- 
fer 40), müssen landwirtschafllidie Unternehmer 
persönliche Steuern und Sozialabgaben entrichten. 
Die danach verbleibenden Nettoeinkommen stehen 
ihnen jedoch nicht im vollen Umfang für ihre private 
Lebensführung (dazu gehören audi AUenteilsIasten, 
Erbabfindimgen u. a.) zur Verfügung, weil regel- 
mäßig ein Teil ihrer Nettoeinkommen zur Finanzie- 
rung von Nettoinvestitionen und damit zur Verstär- 
kung ihres Eigenkapitals eingesetzt wird. Ebenso 
wie die übrigen Bereiche der Wirtsdiafl kann auch 
die Landwirtschaft, wenn sie ihre Ertragskraft stär- 
ken und verbessern und ihre Betriebe nicht mit 
überhöhten Risiken belasten wilh ^uf eine ange- 
messene Eigenkapitalaüfstockung nidit verzichten. 
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Nettomveslilionen sind der Teil der Investitionen, 
der nidit aus den Abschreibungen und Abgängen 
finanziert werden kann. Dabei setzen sich bei steigen- 
den Investitionsgüterpreisen die Nettoinvestitionen 
zusammen aus den neu angeschafften, im Betrieb 
bisher noch nicht vorhandenen Anlagegütern und 
dem Teilbetrag, der aufgrund der Preisentwicklung 
seit dem letzten Kauf nicht aus den Abschreibungen 
bezahlt werden kann. Sie dienen folgenden Zwedten: 

— Teilnahme an der allgemeinen Einkommensent- 
wicklung durch Erweiterungsinveslitionent 

— Sicherung des bisher erreichten Einkommens- 
niveaus durch Rationalisierungsinvestitionen, 

— Sicherung des vorhandenen Bestandes an An- 
lagegütern, 

Nettoinvestitionen sind teils mit Fremdkapital, teils 
mit Eigenkapital zu finanzieren. In Betrieben, die 
audi zukünftig die Grundlage für die Haupteinkom- 
mensquelle der Unternehmerfamilie bilden sollen, 
ist eine ausreichende Eigenfinanzierung notwendig. 
Nur der darüber hinausgehende Anteil des Rein- 
einkommens kann nachhaltig von der Unternehmer- 
familie dem Unternehmen entzogen werden, Dies 
gilt nicht in gleidiem Maße für Betriebe, deren In- 
haber durch außerbetrieblidie Einkünfte auf eine 
Verbesserung der landwirtschaftlidien Einkommens- 
basis nidil angewiesen sind und möglicherweise 
ihren Betrieb extensivieren. 

36. Trotz der weniger günstigen Ertragslage und 
der damit schlechter werdenden Liquidität der Be- 
triebe wurde im Wirlsdiaftsjahr 1973/74 in etwa 
gleicher Größenordnung investiert wie 1972/73, Die 
Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach § 4 
LwG haben 1973/74 insgesamt Bruttoinvestitionen 
(einschließlich Bodenzukauf) in Höhe von 630 DM/ha 
oder 16 065 DM/Betrieb getätigt. Diese teilen sich 
wie folgt auf: 



1972/73 

1973/74 

DM/ha 1 

®/o 

DM/ha 1 

®/o 

Grund und Boden 

79 

12.3 

89 

14,1 

Wirtschafts- 





gebäude 

155 

24,1 

187 

29,7 

Maschinen 

341 

53,1 

321 

51,0 

Viehaufslockung 

67 

10,5 

33 

5,2 

insgesamt ...... 

642 

lOOß 

630 

100,0 


Danach haben die Investitionen in Wirtschaftsge^ 
bäüdeti zu Lasten der Maschinenkäufe und Viehauf- 
stockungen zugenommen. 


Die Finanzierung erfolgte: 



1972/73 

1973/74 


DM/ha 1 


DM/ha 1 

Ö/p 

“ durch Ab- 
schreibungen . 

312 

48,6 

316 

50,2 

— durch Abgän- 
ge bei Grund 
und Boden . . . 

(30)^T 

4,7 

36 

5.7 

— durch zusätz- 
lidi aufgenom- 
menes Fremd- 
kapital ') .... 

49 

7,6 

72 

11,4 

— aus sonstigen 
Eigenmitteln 
(in der Regel 
Reineinkom- 
men) 

251 

39,1 

206 

32,1 


642 

100,0 

630 

m,o 


FreTnrikapitalzuuahme unter Berüdcsiditigung der Til- 
gungen sowie der Veränderungen der Forderungen 
und Guthaben. 

*) Gesdiätzt, da 1 972/73 nicht erhoben. 


Die hödisteii Brultoinvestitionen wurden mit 
1 192 DM je ha oder 22 648 DM je Betrieb in den 
Veredlungsbetrieben vorgenommen, wobei die 
Gebäudeinvestitionen mit 41 ^/o den höchsten Anteil 
hatten. Die Marktfruchtbetriebe, die 18 470 DM je 
Betrieb investierten davon 59 % in Maschinen — , 
hatten mit 4 175 DM je Betrieb die umfangreichsten 
Bodenzukäufe. 

ln den Haupterwerbsbetrieben unter der Grenze 
nach § 4 LwG wurde mit 4 110 DM/Betrieb etwa nur 
in Höhe der Ersatzbeschaffungen investiert. Boden- 
zukäufe spielten hier ebenso wie in den kleineren 
Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG bis 
20 000 DM Standardbetriebseinkommen, nahezu 
keine Rolle. 

Da 1973/74 bei gestiegenen Lebenshaltungskosten 
im Schnitt der Betriebe das Reineinkommen gegen- 
über dem Vorjahr praktisch unverändert blieb, konn- 
ten für die Finanzierung der Nettoinvestitlonen nicht 
so viel Eigenmittel zur Verfügung gestellt werden 
wie 1972/73. In den Haupterwerbsbetneben über der 
Grenze nach § 4 LwG wurden 1973/74 durchschnitt- 
lich 74,1 "^/o der Nettoinvestionen (Vorjahr 83,7 ‘^/g) 
aus Eigenmitteln, in der Regel also aus dem Rein- 
einkommen, finanziert. 1973/74 entsprach das 20 ^/u 
des Reineinkommens, soweit nicht außerbetriebliche 
Einkünfte zur Finanzierung herangezogen werden 
konnten, oder 4 055 DM je Familienarbeitskraft. 
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(1972/73 waren es bei Berücksichtigung der Boden- 
zukäufe 24,4 ®/o). Je nadi Betriebsgröße war dieser 
Anteil sehr unterschiedLich. In den größeren Betrie- 
ben über 50 000 DM Standardbetriebseinkommen 
entsprach die Höhe der für Nettoinvestitionen auf- 
gewendeten Eigenmittel 25 ^/o {= 9 339 DM je Fami- 
lien-Arbeitskrafl), in Betrieben bis 20 000 DM 
Standardbetriebseinkommen dagegen nur 15Vo 
(= 1 922 DM je Familien*Arbeitskrafl) des Reinein- 
kommens. In den Haupterwerbsbetrieben unter der 
Grenze nach § 4 LwG entsprach die Höhe der Eigen- 
mittel für Nettoinvestitionen lediglich 7 Vo des Rein- 
einkommens. 


Eigenkapitalbildung und Fremdkapital 

37. Trotz des relativ ungünstigen Verlaufs des 
Wirtsdiaftsjahres 1973/74 konnte in den landwirt- 
schaftlichen Haupterwerbsbetrieben über der Grenze 
nach § 4 LwG aufgrund der hohen Eigenleistungen 
im Zu.sammenhang mit den Nettoinvestitionen im 
Durchschnitt eine Eigenkapitalbildung in Höhe von 
231 DM/ha oder 5 890 DM je Betrieb verzeidinet 
werden* Im Vorjahr waren es — bei Berücksichti- 
gung des Grundstückverkehrs — etwa 290 DM je 
ha. Mil 423 DM/ha (8 037 DM je Betrieb) hatten die 
Veredelungsbetriebe aufgrund der relativ günstigen 
Ertragslage auch die höchste Eigenkapitalbildung, 
wohingegen die Futlerbaubetriebe mit 220 DM/ha 
(5 280 DM/Betrieb) bei relativ niedrigen Einkommen 
auch nur wenig Eigenkapital bilden konnten (Über- 
sicht 19)* 

Der Anteil der im Haupterwerb bewirtschafteten 
Testbetriebe über der Grenze nach § 4 LwG mit 


einer positiven Eigenkapitalenlwicklung lag 1973/74, 
unter Berücksichtigung der Bodenkäufe, niedriger 
als im Vorjahr. Im einzelnen ergibt sich für 1973/74 
folgendes Bild: 


Eigenkapitalveranderung 

Anteil der Betriebe 

DM/ha 

®/p 

+ 500 und mehr 

28A 

300 bis -f 500 

13ß 

0 bis -b 300 

24ß 

0 bis 300 

18,0 

— 300 und weniger 

15,2 


9 Wegen der Einbeziehung des Grundstüdtverkehrs 
sind die Zahlen mit denen des Vorjahres nicht ver- 
gleichbar. 


42 Vo der Betriebe hatten demnadi eine Eigenkapi- 
talbildung von mehr als 300 DM/ha. 

Die Eigenkapitalentwicklung sagt lediglich etwas 
über die Eigenkapilalverhallnisse des Unterneh- 
mens, nicht aber des Unternehmers und seiner Fami- 
lie aus. Sie kann im Einzelfall durch anomale pri- 
vate Entnahmen, aber auch durch Einlagen beein- 
flußt sein. 

Aus diesem Grunde wurde auch auf die Unter- 
suchung der Eigenkapitalbildung der Betriebe unter 
der Grenze nach § 4 LwG verzichtet. Außerdem ist 
die Vergleichbarkeit gegenüber dem Vorjahr da- 
durch eingeschränkt, weil in diesem Jahr erstmalig 


Übersicht 19 


Eigenkapitalveränderung in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 

1973/74 


Größenklasse: 

Marklfrudil | 

Futterbau | 

1 Veredlung | 

Gemischt 

1 insgesamt 

Standardbetriebseinkommen . . DM/Betrieb 

DM/ha LF 

über der Grenze nadi § 4 LwG 






bis unter 20 000 .... * 

179 

215 

384 

100 

179 

20 000 bis unter 50 000 

268 

235 

569 

307 

271 

50 000 und mehr 

146 

143 

290 

311 

187 

über der Grenze nach § 4 LwG 






zusammen 

202 

220 

424 

260 

231 


9 Werl des Eigeukapitals am Ende des Wirtschaftsjahres abzüglich Werl am Anfang 

9 auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hochgerechnete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 
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Bodenzu- und verkaufe auf der Aktivseite der 
Bilanz berücksichtigt werden konnten. 

38, Der Fremdkapitalbesaiz stieg 1973/74 uni 3,4 ®/o 
auf 2 509 DM/ha wobei 

“ die langfristigen Verbindlichkeiten um 4,0 Vo, 

— die mittelfristigen Verbindlidikeiten um 3,3 Vo, 

— die kurzfristigen Verbindlidikeiten um 1 ,8*^/0, 

Zunahmen. Damit verschob sich das Verhältnis der 
lang-, mittel- und kurzfristigen Verbindlidikeiten 
geringfügig zugunsten der langfristigen. Die betrieb- 
lichen Guthaben lagen am Ende des Jahres mit 
503 DM/ha etwa auf der gleichen Höhe wie vor 
einem Jahr. Die Zinsbelastung 1973/74 betrug 


’) Aufgrund des Steueränderungsgesetzes 1971 vom 
10, August 1971 sind die Bodenwerte ab dem Wirt- 
schaftsjähr 1873/74 in die Bilanz der landwirtsdiaft- 
lidven Betriebe aufzunehmen. 


112 DM/ha (Vorjahr: 90 DM/ha) oder 4,5 ^/o der 
Verbindlichkeiten am Ende des Jahres (Vorjahr: 
3.6 ^/o). 


Vergleichsredinung nach § 4 LwG 

39, Um die Aussagefähigkeit der Verglcictisrech' 
nung nadi § 4 LwG zu verbessern, wurde sie vom 
Betriebseinkommen auf das Reineinkommen um- 
gestellt. Außerdem werden die Kennwerte nunmehr 
auf die Arbeitskraft bezogen {siehe Textziffer 25) ^). 
Nach wie vor handelt es sidi bei der Vergleidisrech* 
nung nach 5 4 LwG um einen Vergleich der Brutto- 
einkommen landwirtschaftlicher Unternehmer auf 
der einen und der Arbeitnehmer auf der anderen 


*) Die Vergleichsrechnung auf der Basis ßetriebseinkom- 
men und mit Kennwerten je ha LF ist im Material- 
band. Tabelle 33 fortgefiihrt. 


Übersicht 20 


Ergebnisse der Vergleichsrechnuog nach § 4 LwG 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 


Gliederung 

Größenklasse: Sfandardbetriebseinkommen , . . DM/Betrieb 

unter der Grenze 
nach § 4 LwG *) 

Grenze nach 
§ 4 LwG bis 
unter 20 000 

20 000 bis ' 

unter 50 üOO 

SO 000 
und mehr 

1972/73 1 1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

DM/Fam.-AK 

Reineinkommen 

9 582 

10 279 

14 032 

13 307 

21 204 

20 816 

37 554 

37 960 

Zuschlag für Eigenverbrauch^) . . , 

461 

433 

470 

405 

485 

416 

468 

489 

Vergleichsreineinkommen 

10 043 

10 712 

14 502 

13712 

21 689 

21 232 

38 022 

38 449 

Vergleidislohn 

17 03? 

20 026 

18 199 

20 321 

18 574 

20 822 

19 377 

21 729 

Betriebsieiterzuschlag 

738 

749 

895 

903 

1 351 

1 367 

3 349 

3 057 

Zinsansatz für Eigenkapital ..... 

2 141 

2216 

2 544 

2 669 

3 737 

3 944 

8 805 

8410 

Summe der Vergleidisansätze . . , 

20 716 

22 991 

21 638 

23 893 

23 662 

26 133 

31 531 

33 196 

Abstand *) Vo 

-52 

-53 

-33 

-43 

-8 

-J9 

4-2/ 

-h J6 


ü Aut der Grundlage der Teslbetriebsergebnisse hochgeredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland. 

“) Zuschlag für Koslenvorleile^ die dem lanciwirtschafllidien Haushait durch den Verbrauch selbsterzeugter Nah- 
rungsnülle;] gegenüber Arbeiinehmerhausbalten entstehen, die sidi zu Einzelhandelspreisen über den Markt ver- 
sorgen. 

■^) Differenz zwischen Vergleichsreineinkommen und Sunune der Vergleidisansätze ln ®/o der Summe der Vergieidis- 
ansätze in % der Summe der Vergleichsansätze 

Bei der Wertung dieser Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG über- 
wiegend Zuerw'erbsbetriebe sind, d. h. Betriebe mit außerbetrieblichen Einkünften, 
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Seite. Wegen fehlender Daten ist der Vergleich von 
Nettohaushaltseinkommen der landwirtsdiaftlidien 
Unternehmer mit vergleidibaren (kleinen und mitt- 
leren) Selbständigen und Freiberuflern nicht möglich. 
Ein solcher Vergleich kann erst durchgeführt wer- 
den. wenn auch für die nichtlandwirtschaftlidie Ver- i 
gleidisgruppe Einkommensergebnisse in entspre- ^ 
ehender Genauigkeit und Repräsentativität vor- j 
liegen. 

Die Ergebnisse der Vergleichsredmung (Übersicht 
20) bestätigen die sdion beim Reineinkommen dar^ 
gestellten Entwicklungen (vgl. Textziffer 29). ln 
den kleinen Betrieben unter 20 000 DM Standard- 
betriebseinkommen ging das Vergleichsreineinkom- 
men um 5,4 Vo, in den Betrieben von 20 000“50 000 
DM um 2,1 ^^0 zurück und m den Betrieben über 
50 000 DM Standardbetriebseinkommen stieg es le- ' 
diglich um 1,1 Vo* Dagegen nahm die Summe der 
Vergleichsansätze vornehmlidi aufgrund der Forl- 
sdireibung des Vergieichslohnes um in den 

Betrieben unter 50 000 DM Standardbetriebseinkom“ 
men um 10,4 ^/n und in den Betrieben über 50 000 
DM Standardbetriebseinkommen um 3,3 “/o zu. Der 
Abstand des Vergleidisreineinkommens zur Summe 
der Vergleichsansätze vergrößerte sich dadurcii bei 
den Betrieben über der Grenze nach 5 4 LwG bis 
20 000 DM Standardbetriebseinkommen von 33 auf 
43 bei denen mit 20 000 bis 50 000 DM Standard- 
betriebseinkommen von 8 auf 19®/o und bei den 
Betrieben über 30 000 Standardbetriebseinkommen 
ging der positive Abstand von 21 auf 16“/o zurück. 
In den verschiedenen Betriebstypen hat sich, wie 


bereits anhand der Effeklivrechnung nachge wiesen, 
das Ergebnis für die Futterbaubetriebe wieder deut- 
lich verschlechtert (Übersicht 21). 


Binkommen der Unlernehmerfamilien 

40. Seit 1972/73 werden neben den Bruttoeinkünf- 
ten aus Land- und Forstwirtschaft auch alle weite- 
ren Einkünfte, die die wirtschaftliche und soziale 
Lage der Unternehmerfamilien bestimmen, durch 
zusätzliche Befragungen und Erhebungen erfaßt 
(siehe Textziffer 26). Das so ermittelte Gesamtein- 
kommen gibt einen ÜTjerblick über die dem Unter- 
nehm erhaushalt (Unternehmerehepaar und Hofnach- 
folger) insgesamt brutto für unternehmerisclie und 
private Zwecke zur Verfügung stehenden Geld- 
beträge. 

Das Gesamteinkommen setzt sich zusammen aus den 
Einkünften aus ErwerbstäUgkeil (Reineinkommen -r 
außerbetrieblidie Einkünfte aus selbständiger, un- 
selbständiger Tätigkeit und Renten; vermindert um 
die Werbungskosten) und sonstigen Einkünften. 

Das Brwerbsefnkommen konnte aufgrund gestiege- 
ner außerbetrieblicher Einkünfte in den landwirt- 
scbaftlidien Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 
mit 20 662 DM je Familienarbeitskraft oder 28 096 
DM je Familie auf der Vorjahreshöhe gehalten wer- 
den. Dabei stammten etwa 8 Vo dieses Einkommens 
aus außerbetrieblicher Tätigkeit (davon 80 Vu aus 
unselbständiger Tätigkeit). Tn den Betrieben über 


Übersicht 21 


Abstand zwischen Verglelchsreineinkommen 
und Summe der Vergleicbsansälze nach Betriebsformen 


Betriebsform 

Größenklasse: Standardbeliiebseinkornjnen . , , DM/Betrieb 

unter der Grenze 
nach § 4 LwG *) 

Grenze nach 
§ 4 LwG bis 
unter 20 000 

20 000 bis 
unter 50 000 

50 000 
und mehr 

1972/73 

1 1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

1972/73 1 

1973/74 

Abstand in ®/o 

Msrktfrucht 

-61 

-55 

-36 

-38 

-10 

- 11 

+ 26 

4-29 

Futlerbau 

-49 

-54 

-33 

-43 

- 11 

-24 

+ 13 

“ 8 

Veredlung 

-56 

-53 

-27 

-28 

+ 16 

+ 4 

+25 

+ 19 

Gemischt 

“52 

-52 

“32 

-43 

- 6 

“18 

+ 14 

+ 8 


*) Differenz zwischen Vergleidisreineinkommen und Summe der Vergleidisansätze in “/a der Summe der Vergleidis- 
ansäUe 

Auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hodigeredmele Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland. 

Bei der Wertung dieser Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG über- 
wiegend Zuerwerbsbelriebe sind, d. h. Betriebe mit auflerbetrlebiidhen Einkünften. 


48 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


Drucksache 7/3210 


Übersicht 22 


Erwerbseinkonimen insgesamt in den landwIrtschafUidien 
HaupterwerhsbetriebeTi 



1972/73 1 

1973/74 


Größenklasse: 

Stanclardsbetriebseinkominen 
. , . DM/Belrieb 



dövon aus außerbetrieblidu^r 

Tätigkeit 


Lrwerbseirikommen -) 

selbstän- 

dige 

Tätigkeit 

unselb- 

ständige 

Tätigkeit 

Renten 

1 

insgesamt 


DM/piUn 

-AK 


DM/ 

Fam.'AK 

unter der Grenze nach 








§ 4 LwG 

14416 

14 925 

3,8 

33,6 

3,4 

40,8 

6 087 

Grenze nadi § 4 Lw’G 








bis unter 20 000 

15 394 

14 943 

1,4 

14,6 

17 

17,7 

2 642 

20 000 bis unter 50 000 . . . 

21 537 

21 323 

0,5 

4.4 

0,7 

5,6 

1 188 

50 000 und mehr 

3? 319 

37 395 

0,4 

0.8 

0,4 

Iß 

586 

über der Grenze nach § 4 

1 







LwG zusammen 

20 583 

20 (562 

0,7 

6.4 

0,9 

8,0 

I 644 

insgesamt * * . 

18 601 

18 807 

1,5 

!3,4 

L5 

16,4 

3 093 


Aui der Grundlage der Testbetneb&ergebnisse hodigeredjnete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutsdiland- 
“) Ervverbseinkomrnen — Reineinkonmieri -r außerbetriebliche Einkünfte aus selbständiger, unselbständiger Tätigkeit 
und Renten vemündert uni die Werbungskosten bezogen auf die betrieblidie und außerbetriebliche faTuilien- 
eigene Vollarbeitskraft, 


der Grenze nach § 4 LwG bis 20 000 DM Standarcl- 
betriebsein kommen machten die außerbet riebli dien 
Einkünfte 18®/o des gesamten Erwerbseinkommens 
ans, in den Betrieben über 50 000 DM Standard“ 
betriebseinkommen nur etwa 2 (übersidit 22). 

ln den Betrieben unter der Grenze nadi § 4 LwG 
wurde mit 14 925 DM Erwerbsein kommen je Faini- 
lienarbeitskraft in etwa das gleiche Ergebnis erzielt 
wie in den Betreben über der Grenze bis 20 000 DM 
Standardbetriebseinkommen, Hier erreiditen die 
außerbetrieblichen Einkünfte 41 des Erwerbs- 
einkoramens (davon 82 ®/o aus unselbständiger Tätig- 
keit). 

Die Ergebnisse zeigen, daß durdi Einkommensköm- 
binalionen strukturell bedingte ungünstige landwirt- 
sdhaftlidie Emkommen erheblich aufgebessert und 
Einkommensunterschiede ausgeglichen werden. Das 
Reineinkommen je Familienarbeitskraft der Be- 
triebe unter der Grenze nadi 5 ^ LwG verhielt mdi 
zu dem der Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 


bis 20 000 DM Standardbetriebseinkommen wie 
1 : i;3, das Erwerbseinkonimen insgesamt je Fami- 
lienarbeitskraft in den entspredienden Gruppen je- 
dodi wie I : LO. Allerdings bieten Einkommens- 
kombinationen nicht für alle schlecht strukturierten 
Betriebe ausreichende Möglichkeiten, die Einkom- 
menssituation der Betriebsinhaberfamilie zu verbes- 
sern, Sie sind in der Regel dort zu realisieren, wo 
die allgemeine Regionalstruktur außerlandwirt- 
sdiaftHdie Arbeitsplätze in angemessener Entfer- 
nung zu den Wohnstätten anbielet. Im Wirtschafts- 
jahr 1973/74 sind jedoch deutlich weniger Arbeits- 
kräfte aus der Landwirtschaft - — insbesondere we- 
niger nichlentlohnte farailieneigene — abgewandert 
als in früheren Jahren, 


41, Das Gesamteinkommen je Familie betrug 
1973/74 in den Betrieben über der Grenze nach 
g 4 LwG 29 457 DM und in den Betrieben unter der 
Grenze nach § 4 LwG 17 030 DM (Übersidit 23). 
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ü b f! F s i c li t 23 


Gesamteinkommen in den landwirtsdiafflidien Haupterwerbsbe trieben *} 1973/74 


Größenklasse: 

Standarclbefriebseinkommen 
. . . DM/Betrieb 

Erwerbseinkonimen | 

1 Sonstige Einkünfte 

1 Ge.samteinkötiimen 

DM/Familie 

unter der Grenze nadi § 4 LwG 

16 402 

628 

17 030 

Grenze nadi § 4 LwG bi.s unter 20 000 

19810 

665 

20 475 

20 000 bis unter 50 000 .... 

29 01 2 

l 433 

30 445 

50 000 und mehr . . * 

55 794 

3 713 

59 507 

über der Grenze nach § 4 LwG 




zusammen 

28 096 

1 361 

29 457 

insgesamt . . . 

23 778 

1 090 

24 868 


Auf der Grundlage der Testbetriebsergebnisse hodigerechnete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland, 
Der Bezug des Gesamteinkommens auf die Familien- AK wurde nidit ^'orgenommenr da ein Bezug von ^sonstigen 
Hinkünften*' auf VoM-Arbeitskräfte nicht sinnvoll ist. 


1.322 Vorsdiätzung für das Wirtschaf tsjahr 1974/75 

42 , Die Vorsdiätzung der Einkommensentwicklung 
in der Landwirtsdiaft im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist 
mit reidtiv großen Unsidierheilen behaftet. Bei 
Drucklegung dieses Beridites kann kaum mit hin- 
reichender Genauigkeit beurteilt werden, wie sich 
die Preise auf wichtigen Absatz- und Bezngsmärkten 
in der zweiten Hälfte des laufenden Wirlsdiafls- 
jahres entwiöceU werden. Noch schwieriger sind die 
einkommenswlrksamen Effekte des Struklurprozes- 
ses und insbesondere des weiteren Rückganges der 
Zahl der in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeits- 
kräfte angesichts der Unsicherheiten des Arbeits- 
marktes gegenwärtig zu beurteilen. 

Unter diesen Vorbehalten ist bei dem gegenwärti- 
gen Stand der Informationen über die Preis- und 
Mengenentwickhmg bei den Ertrags- und Aufwand S’ 
Positionen sowie die Veränderung des Arbeilskräf- 
tebesatzes in den Betrieben über der Grenze nach 
§ 4 LwG 1974/75 mit folgenden Einkommensände- 
rungen zu rechnen: 


Betriebsform 

Veränderung des Rein- 
einkommens je Farn. -AK 
1974/75 gegenüber 1973/74 
Vö 

Marktfrudit 

■h 4 bis r 9 

“hl 4 bis ”rl9 

“23 bis “28 

^ 3 bis + 2 

Futterbau 

Veredlung * 

Gemisdit 


Betriebe insgesamt 

-p 3 bis "h 8 


Die Ergebnisse zeigen, daö die Einkommenszunah- 
men Ini Durdischnitt der Betriebe auch 1974/75 mög- 
lidierweise verhältnismäßig gering sein wercien. 

Bei den Veredelungsbetrieben sind durdx die un- 
günstigen Preise sowohl für Sc±L%veine als auch Eier 
und Geflügel erhebliche Einkommensrückgänge zu 
erwarten. Die Fütterbaubetriebe w'erden dagegen 
einen starken Einkommenszuwadis erreichen. Im 
Durchschnitt der beiden Wirtschaftsjahre 1973/74 
und 1974/75 ergeben sich durch die unlersdriedlidien 
Preis-Kostenverhältnisse bei den Betriebsgruppen 
deutliche Einkommensangieidumgen : 


BetTicbsform 

Reineink onunen Je Fam.-AK 

1972/73 

1973/74 1 1974^75 

DM 

Veränderung gegen 
Vorjahr 

Marktfrucht 

24 054 

+ 12,5 + 4 bis + 9 

Futterbau 

18 336 

- 5,5 +14 bis +1Q 

Veredlung 

25 969 

+ 4,9 ~23 bis -28 

Gemisdit j 

19 698 

-2,7 - 3 bis + 2 

Betriebe insgesamt 

1 

20 031 

1 

-0,3 +3 bis 4- 8 


Bei w^adisender Spezialisierung der Betriebe bewir- 
ken bereits geringe Änderungen der spezifischen 
Produktions- und Aufwandsmengen sowie der 
Preise große Einkommensaussdiläge. Eine iVoige 
Veränderung der Preise bei den nachstehenden 
Ertrags- und Aufwancispositionen wirkt sich nach 
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den Evtjebnisson der Vorschätzungsmüdelle auf düs 
Reineinkommen je Farn. -AK gegenwärMy wie folgt 
aus: 


El Liags- b/w. 
Aufwduds- 
posit iou 

Belriebsferm 

Markt- , 

frudil 

Fuljer- j 

biJll 

VoTcd- , 

iuna 1 

1 

niii'icra 1 

somt 

1 

smen 

Bei einer Preissteigerung um 

verändert sich das Reineinkon 
je Fani.-AK um . . . Vo 

Getreiden 

+ 0.6 

+ 0,1 

+ 0,2 

+ 0,2 

+ 0,3 

Zuckerrüben . . , 

+ 0,3 

+ 0.0 

+ 0,0 

+ 0,1 

+ 0,1 

Mildi 

‘ 0.2 

+ 1.1 

+ 0,i 

+ 0,6 

+ 0,7 

Rindvieh 

‘ 0,3 

1-0,7 

+ 0,2 

+ 0,5 

+ 0,5 

Sdiweine 

1-0,7 

i 0.4 

: 3,1 

+ M 

+ 0,8 

Handelsdünger . 

- 0,2 

-0.2 

-0.1 

-0,2 

-0.2 

Futtei mittel . . . 

- 0,4 

0,5 

1.? 

0,7 

- 0,6 

Energie 

0.1 

- 0.1 

0,1 

- 0,1 

- 0,1 


Ein Anstieg der Erzeugerpreise bei Sdil ach tsdi wei- 
nen von nur 1 bewirkt danadi z. B. bei den Ver- 
edelungsbetrieben eine Einkommenserliöbung von 
etwa 3 'ii. Dieser Zusammenhang verdeullidit die 
bei Einkommensvoraussdiätzungen bestehenden Un- 
sicherheiten. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
ein Anstieg der Erzeugerpreise [z. B. für Getreide) 
audi zu verteuerten Betriebsmitteln (z. B. Futtermit- 
tel] führen kann. Der Einkommcnsbeitrag gestiege- 
ner Erzeugerpreise wird dann durch verteuerte Be- 
triebsmittel wieder verringert, 

Sdiwieriger nocii als für 1974 75 ist eine Voraus- 
schätzung für das Wirtsdiaflsjahr 1975/76. Beim ge- 
gen^värtigen Stand der Informationen kann davon 
ausgegangen werden r daß 

— - eine Wiederbelebung der Konjunktur einen 
spürbaren Anstieg der Nachfrage bewirken %vird, 

— sidx die Erzeugerprei.se für Sch iaditsch weine ab 
Beginn des Wirtscfiaftsjahres 1975/76 wieder er- 
holen und das Vorjahresniveau überschreiten 
werden, 

— keine Verknappungserscheinungen bei Betriebs- 
mitteln (z. B. Futtermittel) einlreten werden. 

Unter diesen Voraussetzungen kann erwartet wer- 
den, daß der Einkommensanstieg im Durdisdinitt 
der landwirtschaftlidien Haupterwerbsbelriebe über 
der Grenze nach § 4 LwG 1975/76 höher sein wird 
als im DurchsduiiU der beiden Vorjahre und real 
eine Erhöhung der Einkommen erreicht wird. 


1.33 Einkommenskombination in Haupt- und 
Nebenerwerbsbetrieben 

43. Von den in der Landwirt.schaftszQhhing im 
Jahr 1972 erfaßten rund 1 Million Inhabern land- 
wirtschaftlidier Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
haben zwei Driltel (712 000 Betriebe) außerbetdeb- 


lidie Einkommen (Übersicht 24), Es sind Betriebe, 
in denen der Betriebsinhaber und/oder der Ehegatte 
neben den Einkünften aus der Bewirtsdiaftung des 
landwirtsrhaftbchen Betriebes Einkommen aus selb- 
ständiger oder unselbständiger Erwerbstätigkeit, 
Verpachtung von Grundstücken, Mieleinnahmen, 
Kapitalvermögen, Renten und Pensionen beziehen. 
Einkommenskombinationen sind, wie nicht anders 
zu erwarten, bei den Gruppen mit geringer Einkom- 
menskapazität der Betriebe besonders zahlreich. 
Audi von den Betriebsinhabern mit iandwirtsdxaft- 
lichen Betriebseinkommen von im Durchschnitt 
20 000 DM und mehr, verfügt jedoch nahezu jeder 
Dritte über außerbetriebliche Einkommen. Anderer- 
seits lassen die Ergebnisse audi erkennen, daß die 
Einkommensverhältnissc in fast einem Fünftel der 
landwirtsdiaftlidien Betriebe unbefriedigend sind. In 
107 000 Betrieben mit einer Einkommenskapazität 
von weniger als 15 000 DM Standardbetriebseinkom- 
men sind außer den landwirtschaftlidien Einkünften 
keine außerbelriebliclien Einkünfte vorhanden. In 
weiteren rund 80 000 Betrieben mit einer landwirt- 
sdiaftlichen Einkommenskapazität unter 10 000 DM 
ist das Einkommen ans der Bewirtschaftung des 
Betriebes größer als das Einkommen aus den ver- 
sdiiedenen außerbelrieblidien Quellen, Regionah 
ergebriisse dc^r Landwirtsdiaftszahlung zeigen, daß 
ein relativ hoher Anteil dieser Betriebe besonders in 
den Gebieten festzustellen ist, in denen ungünstige 
landwirtsdiaftliche Produktionsbedingungen mit ein- 
gesdiränktoji Erwerbsmöglidikeiten und fnfrastruk- 
turproblemen im außerlandwirtschaftlidien Bereich 
Zusammentreffen. 

Die Einkommensverhähnisse unterscheiden sidi nadi 
der Große der Betriebe, dem Umfang der außerbe- 
trieblichen Erwerbstäügkeit sowie der Art und Zu- 
sammensetzung der außerbetrieblichen Einkünfte 
(übersidilen 25 und 26). Von den 632 000 Betrieben, 
deren Betriebsinhaber Angaben über Herkunft und 
Höhe der außerbelrieblidien Einkommen niadilen, 
verfügen 2ü der Betriebsinhaberehepaare zusätz- 
lich zum landwirtschaftlichen Einkommen über ein 
Niditerwerbseinkommen, d. h. über Einkünfte aus 
Renten und Pensionen, Vermietung und Verpachtung 
sowie Kapitaleinkommen und dergleidien. 

ln 44 der Betriebe beziehen die Betriebsinhaber- 
ehepaare neben dem landwirtsdiaftiichen Einkom- 
men ein Erwerbseinkommen und in weiteren rund 
36 der Betriebe Erwerbs- und Nichterwerbsein- 
kommen aus außerbetrieblichen Quellen. 

Die Höhe des durchschnitllichen Einkommens insge- 
samt ist in den Betrieben bei einer Gruppierung nach 
diesen verschiedenen Einkommensarten nicht sehr 
unterschiedlich. In Abhängigkeit von den Betriebs- 
größen sind aber deutbdie Eijikommensunterschiede 
zu erkennen. Ähnlich differenzierte Einkommens- 
verhäUnisse zeigt eine Gruppierung nach dem Um- 
fang der betrieblidxen Tätigkeit des Betriebsinha- 
bers. Erwartungsgemäß steht die Höhe des außer- 
betrieblidien Einkommens mit der belrieblidien und 
damit auch der außerbetriebiidjen Tätigkeit des Be- 
trie^bs Inhabers im Zusammenhang, Von der Größe 
des landwirtschaftlichen Betriebes ist sie jedoch wie- 
der weitgehend unbeeinflußt. Die Übersicht 26 zeigt. 
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Übersicht 24 


Landwirtsdiaftiidie Betriebe 

ohne und mit außerbetrieblicher Einkommeiiskombinatlon 

— Ergebnisse der Landwirtschüfts/.ählung 1972 — -) 



Betriebe 
in der Hand 


Betriebe mit außerbetrieblidrem Einkommen 

Größenklasse: 

Betriebe 
ohne außer* 
betriebliches 
Einkommen 


BelritdiUd'ies Einkomaieiri 

ohne 

Angabe über 
die Höhe des 
außerbe- 
IriGblichen 
Einkommens 

Standardbetriebseinkommen 
von . . . bis unter . . . 
DM/Betrieb 

von natür- 
lichen 
Personen 

insgesamt 

größer 

kleiner 





als außerbetriebliches 

unter 5 000 ^ . 

432,8 

20,7 

Betriebe in I 000 

412,1 36,5 

334,7 

40,9 

5 000 bis 10 000 

164,2 

39,0 

125,2 

44,7 

66,5 

14,0 

10 000 bis 15 000 

107,0 

47.1 

59,9 

35,8 

16,4 

7,7 

15 000 bis 20 000 

105,2 

62,5 

42,6 

30,3 

6,1 

6,2 

20 000 bis 30 000 

112,1 

77,9 

34,3 

26,3 

2,7 

5,3 

30 000 bis 50 000 

87,7 

63,6 

24,1 

19.2 

1.4 

3,5 

50 000 und mehr 

33,3 

19,8 

13,5 

10,5 

1.3 

D7 

zusammen . . . 

1 042,3 

330,6 

711,7 

203,3 

429,1 

79,3 

unter 5 000 

JOO 


95,2 8.5 

77,3 

9,4 

5 000 bis 10 000 

100 

23,7 

70,3 

27,2 

40,5 

8,6 

10 000 bis 15 000 

wo 

44ß 

56,0 

33,5 

15,3 

7.2 

15 000 bis 20 000 

wo 

59,5 

40,5 

28,8 

5,8 

5,9 

20 000 bis 30 000 

wo 

69,5 

30,5 

23,4 

2,4 

4,7 

30 000 bis 50 000 ... 

wo 

72,5 

27,5 

21,9 

L5 

4,1 

50 000 und mehr 

wo 

59,5 

40,5 

31,4 

3,9 

5,2 

zusammen . . . 

wo 

3i;7 

68,3 

19,5 

41,2 

7,6 


Ergebnisse mit GUederuag iiadi Größenklassen der LF vgl. Tabelle 50 im Malerialband 
Ergebnisse ohne Berlin und Bremen 

Quelle: Statistisdies Bundesamt 
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Übersicht 25 


Betriebe mit außerbetrieblidien Einkommen nach Einkommensarten 
und betrieblicher Tätigkeit des Betriebsinhabers 

— Ergebnisse der Landwirlschaftsxähiung 1972 — -) 



Betriebe 
in der 
Hand 
natüi- 
hdier 
Personen 

Betriebe mit anbei belrieblidien Ehikommeii 

Landwirt- 
Schaft lidr 
genutzte 
Rädie der 
Betriebe 
von , * , bis 
vmter , * , ha 

ins- 

gesamt 

mit 

Angaben 
über die 
Höhe de.s 
außer- 
bctvieb- 
lidieo 
Einkom- 
mens 

davon Betriebe 

davon Betriebe 

mit nur 
EnvPibs- 
clnkümiTi'en 

niJt 

1 IZivverbE- 
1 utid NSdU- 
! Erwerbs- , 
Glnkoäuraen ' 

tnii mir 
Nächl- 
erworbs- 
j Gin kommen 

in denen der Beärlebsiuliabef im 
iandwirUcfiaftlichen Boliieb von - , . 
bis linier . , . AK tätig isl 

uiiiler 

0,5 AK 

0,5 bis 1 1 

AK 1 

1 AK 



Betriebe in 1 000 

anler 5 . , , . 

393,5 

363,5 

326,4 

133,5 

1 1 0,3 

62,5 

277,2 

26,9 

22,3 

5 bis 10 . , , . 

21 üb 

1 66,9 

149,4 

74,2 

59,1 

16,1 

92,0 

28,5 

28,8 

10 bis 20 . . . , 

25 Ü3 

121,1 

104,9 

41,5 

4Ü5 

22,0 

1 

37.1 

22,2 

45,6 

20 bis 30 

107,6 

33,2 

28,2 

7,1 

8,3 

12,9 ; 

5.9 

3,7 

18,6 

30 und mehr 

1 78,2 

27,0 

23,4 

3,2 

4,4 

15,7 ' 

1 

4,2 

2,1 

17.1 

zusammen . . , 

1 042,3 

711,7 

632,2 

279,5 

223,6 

129,2 

416,4 

83,4 

132,4 


9 Ergebnisse mit Gliederung nach Größenklassen des Stdndardbelriebseiiikomruens vgl, Tabelle 51 im Maierialband 
*) Ergebnisse ohne Berlin und Bremen 

Quelle: Statistisdies Bundesamt 
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Übersicht 2h 


Einkonunenszusammensetzung in den Betrieben 
mit außerbetrieblichen Einkommen 

— Ergebnisse der Landwirlschaftszählung 1972 — 


LandwirtsdiaftUdi 
genutzte Fläche der 
Betriebe von . . . bis 
unter . . . ha 

Betriebe mit aüflerbetrieblidiem Einkommen 

mit Angaben 
über die 
Höhe des 
außer- 
betrieb- 
lichen Ein- 
kommens 
zusammen 

davon Betriebe 

davon Betriebe | 

mit niir 
IIrirV<?rbs- 
einkomincn 

tn\t 

und NSdit' 
orwerbs- 
einkoininen 

mit niif 
Nirtil- 
erwerbs- 
i^inkammcn 

in denen der öclrlcb&iinhiibcr im 
Itiadwirtsajafttiriien Belriel» von . . . 
bis ynler , , . AK [iilig ist 

unter 0.5 bis 5 | i * v- 

0.5 AK AK 1 ^ ^ 

Einkommen 1 000 DM/Betrieb 


a) LandwirtschdEtlldies Einkommen (Standardbetriebseinkommcn) 



unter 5 

2,7 

2.7 

2,5 

3,1 

2,3 

3.4 

6,5 

5 bis 10 

6,5 

6,3 

6.4 

7,9 

5.9 

6.8 

8,3 

10 bis 20 

14,2 

13,3 

13.6 

17,3 

12,5 

13.4 

1631 

20 bis 30 

26, G 

24,1 

25,1 

28,9 

24,2 

24 .6 

27,7 

30 und mehr 

60,0 

55,8 

57.0 

61,7 

72.6 

52.4 

56.6 

zusammen . . . 

8,7 

i 6,4 

7,5 

15,8 

5,0 

9.e 

19.6 



b) auflerbetneblicbes Einkommen 




unter 5 

11,9 

12.7 

14,6 

5J 

12,4 

10,2 

7,4 

5 bis 10 

1 1,3 

11.1 

13,4 

4,0 

12.8 

10,7 

6.9 

10 bis 20 

9.1 

9.5 

11,5 

3,7 

12,3 

10,2 

5,9 

20 bis 30 

7,3 

9,0 

n,i 

3,9 

12,0 

9,6 

5,3 

30 und mehr 

8.3 

12.9 

14.6 

5,7 

16,1 

10,6 

6,2 

zusammen , - . 

10,9 

1 11,7 

1 

13,6 

4.7 

12.5 

10.4 

6,3 



c) Einkommen zusammen 




unter 5 

14.6 

15,4 

17,1 

8.2 

14,7 

13,6 

13,9 

5 bis 10 

17,8 

17,4 

19.8 

11.9 

18,7 

17,5 

15,2 

10 bis 20 

23,3 

22,8 

25.1 

21.0 

24,8 

23.6 

21,9 

20 bis 30 

33,9 

33,1 

36,1 

32,8 

36,2 

34.2 

33.0 

30 und mehr - . 

68.3 

08,7 

71.6 

67,4 

88,7 

73,0 

62,8 

zusammen . . . 

19,6 

18,1 

21,1 

20,5 

17,5 

20.0 

25,9 


’) Ergebnisse mit Gliederung nach Größenklassen <les SUmdardbetriehseinkommeiis vgJ. Tabelle 52 im Materidlband 
Ergebnisse ohne Berlin und Bremen 

Quelle: Stalistisdies Bundesamt 
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daß die außerbetrieblichen Einkommen auch in den | 
größeren Betrieben nidit unbelrächtHdi sind. In mehr i 
als 50 000 Betrieben mit 20 ha LP und mehr (rund 
28 aller Betriebe dieser Größenklasse in der ITand 
natürlicher Personen) wurde das landwirtschaftlidie 
Einkommen um rund 7 700 DM ergänzt. 

44. Die hier da rges teilten Ergebnis.se über die land- l 
wirtschaftlidien und außerbelrieblidien Einkommen , 
erfordern einige einschränkende Bemerkungen. Im | 
Rahmen der Landwirtschaftszählung konnte das Ein- I 
kommen aus der Bewirtschaftung der landwirt- ' 
schaftlidien Betriebe nicht aufgrund von Buchfüh- 
rungsabsdilüssen oder sonstigen Aufzeidinungen 
erfaßt werden. Es wurde anhand der Anbauflächen 
und Viehbestände des Betriebes mit Hilfe durdi- 
schnittUcher Einkommensbeiträge dieser Betriebs- 
zweige berechnet. Das außcrbetrieblidie Einkommen 
des Betriebsinhaberehepaares und anderer gege- 
benenfalls zum Familienunterhalt beitragenden Per- 
sonen wurde in der Weise erfragt, daß die Betriebs- 
inhaber und ihre Angeliörigen ihr Nettoeinkommen 
aus den verschiedenen Einkommensquellen in eine 
ihrer Ansicht nach für sie zutreffende Klasse einer 
vorgeiegten Einkommensskala einslufen mußten, i 
Bei dieser Einkommensfeststellung konnten somit ^ 
keine ganz exakten Ergebnisse erwartet werden. Es | 
wurde deshalb auch darauf verzichtet, das als Netto- 
einkommen ermittelte außerbetrieblidie Einkommen 
mit Hilfe durchschnittlicher Korrektur faktoren für 
persönlidie Steuern und Aufwendungen für die So- 
zialversicherung in Bruttoeinkommen umzu rech- 
nen ‘). Die Größenordnungen der landwirtschaft- 
lichen und aiißerbetrieblidien Einkommen der Fami- 
lien mit landwirtschaftlidien Betrieben sind durch 
diese Erhebung für den Zeitraum I97I/72 aber sicher- 
lich zutreffend ermittelt worden. 


1 .34 Landwirtschaft! iche Nebenerwerbsbetriebe 

45, Zur genaueren und fortlaufenden Analyse der 
wirtsdiaftlich und sozialen Veränderungen in dem 
Bereich der Nebenerwerbslandwirtschaft hat die 
Bundesregierung ihr Testbelriebsnetz buchführender 
Betriebe mit Beginn des Wirtsdiaftsjahres 1973/74 
um 900 Nebenerwerbsbetriebe erweitert. Von 835 
Nebenerwerbsbetrieben konnten die Unterlagen 
ausgewertet werden. Wie in den Haupterwerbsbe- 
trieben werden von den Belriebsinhabern zur Ermitt- 
lung der Einkommen aus der Bewirtsdiaftung des 
landwirtsdiaftlichen Betriebes Bücher geführt. Die 
Angaben über die außerbetrieblichen Erwerbs- und 


b Im Gegensatz zur Landwirtsdiaft.S'^ahiung werden bei 
der Auswertung der Budiführungsergebnisse (Testbe- I 
triebe) die netto erfaßten außerbetrieblichen Erwerbs- ' 
einkommen in Bruttoeinkommen iimgerechnet, I 

-) Nebenerwerbsbetriebe sind solche Betriebe, in denen 
der Betriebsinhaber weniger als 50 ^/o seiner Arbeits- 
zeit in seinem Betrieb einsetzt und/oder weniger als 
50 des Ge.sainteinkommens vom Belriebsinhaber- 
ehepaar und Hofnadifoiger aus dem lancUvirtsdiaft- 
licben Unternehmen stammen. 


Einkommensverhaltnisse und andere bei neben- 
beruflicher Landbewirtschaftung interessierende In- 
formationen wurden, soweit niclU im Rahmen der 
BuchfLihrung erfaßt, gesondert erhoben. 

Die ersten Auswertungsergebnisse der Testbetriebe 
aus dem Bereich der Nebenerwerbslandwirtschaft 
sind für die unterschiedlichen ßetriebsformen und 
regionalen Differenzierungen noch nicht voll reprä- 
sentativ. Insbesondere sind die Ergebnisse aus den 
im Nebenerwerb bewirtsdiaftelen landwirtsc^iaf t- 
lidien Kleinbetrieben gegenwärtig noch ungenügend 
abgesichert, weil die Erfassung der landwirtschaft- 
lidien Einkommen mit Hilfe einer Buchführung unter 
Kosten-Nulzen-Gesichtspunkten nicht vertretbar er- 
schien. 


46. Die Ergebnisse aus den Nebenerwerb.sbetrle- 
ben konnten deshalb nicht wie die der Häupter werbs- 
bclriebe für den Bundesdurchschnitt hochgerechnet 
werden. Sie sind als Durchschnittsergebnisse der 
erfaßten Betriebe, den hochgerechneten Ergebnissen 
der Haupterw^erbsbetriebe über und unter der Grenze 
nach § 4 LwG gegenübergestellt worden. Trotz die- 
ser methodischen Einschränkung erlaubt die Über- 
sicht 27 mit den Angaben zur Beurteilung der be- 
Iriebswirtsdiaftlichen Verhältnisse aufschlußreidie 
Vergleiche zwischen Nebenerwerbs- und Haupt- 
erwerbsbetrieben. Mit nmd 13 ha LF sind die erfaß- 
ten Nebenerw'erbsbetriebe etwa halb so groß wie 
die Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach 
§ 4 LwG. Je AK wird etwa die gleiche LE bewirt- 
schaftet und etwa die gleiche Zahl GV gehalten. 
Audi die übrigen betriebsw'irtsdiaftlichen Kennzah- 
len lassen erkennen, daß sich die erfaßten Neben- 
erwerbsbetriebe in der Bewirtsdiaftung noch nidit 
wesentlidi von Haupterwerbsbetrieben unterschei- 
den. Sie werden etwas extensiver bewirtschaftet 
(gemessen am Belriebsertrag und Sachaufwand je 
Hektar LF); auch die Arbeitsproduktivität ist mit 
einem Betriebseinkommen von 13 470 DM je AK 
deutlidi niedriger als in den Haupterwerbsbetrie- 
ben über der Grenze nach § 4 LwG. Der geringeren 
Einkommenskapazität der Betriebe entsprediend 
werden in den Nebenerwerbsbetriebeil betriebliche 
und außerbetrieblidie Erwerbstätigkeit gleichgewich- 
tig miteinander kombiniert. Von den 1,8 AK im 
Durdisdinitt der Familien werden 0,85 AK im Be- 
trieb, 0,95 AK außerbetrieblich eingesetzt. 

Das Betriebsinhaberehepaar erzielt, wie die Über- 
sicht 2? zeigt, aus der Bewirtschaftung des Betrie- 
bes ein Reineinkommen von 9 060 DM und ein außer- 
betriebliches Erwerb sein kommen von 15 570 DM. 
Mit den sonstigen Einkommen aus Vermietung und 
Verpachtung, Kapitalerträgen und dergleichen, wird 
ein Gesamteinkommen erreidit, das nur um i 690 
DM unter dem in den Haupterwerbsbetiieben über 
der Grenze nadi § 4 LwG ermittelten Gesamtein- 
kommen liegt. 

Im Vergleich zu den Haupterwcrbsbetriebeii unter 
der Grenze nadi g 4 LwG sind die Nebenerwerbs- 
betriebe fiädienmäßig größer und die Einkommens- 
verhältnisse in den Nebenerwerbsbetrieben deut- 
lich besser. Dies zeigt die große Bedeutung der 
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Wirtschaflsergebnls und Oinkommen der Nebenerwerbsbetriebe 
im Vergleidi mit den Häupter werbsbetrieben 1973/74 




1 

^ Ne^benerwerbs- 
1 betriebe “) 

H du p t e r vv e r b sb e t ri c-b e - ) 

Betriebswirtsdiaft liehe Kennzahlen 

unier der Grenze i 
nadi § 4 LwG ! 

über der Grenze 
nach 5 4 LwG 

LF 


13.1 

10,1 

2.5,5 

AK 


0.85 

0,97 

1,54 

LF je AK 

. .ha/ AK 

15.4 

10,4 

16,6 

ßetriebsertrag 


42 340 

30 010 

93 610 

Sfidiaufwand 

, .DM-Betrieb 

29 870 

18 390 

59 490 1 

ßetriebsteuern 

. .DM-Betrieb 

1 020 

580 

1 480 

Belriebse in kommen 

, .DM-Belrieb 

11 450 

1 1 040 

32 640 

Fremd lohnauhvand 

. .DM-Betrieb 

450 

340 

2 820 

Paditaufwand 

. .DM-Betrieb 

610 

430 

1 780 

Fremdkapitölzins 

. .DM-Betrieb 

1 810 

940 

2 850 

Pacht“ und Zinserträge 

. .DM/Betrieb 

480 

380 

670 

Reineinkommen (Gewinn) .... 

. .DM-Betrieb 

9 060 

9710 

25 860 

Außerbetriebliches Erweibs- 
einkoninien h 

. .DM-Betrieb 

15 570 

6 700 

2 240 

Sonstige Einkommen 

. .DM-Betrieb 

3 140 

620 

i 360 

Gesamteinkommen 

. .DM-Betrieb 

2? 770 1 

17 030 

29 460 

Betriebsertrag 

. .DM/lia LF 

3 232 

2 971 

3 671 1 

Sachaufwand 

. .DM/ha LF 

2 280 

1 821 

2 333 

Betriebscinkommen 

. .DM/ha LF 

874 

1 092 

1 280 

1 Betriebseinkommen 

. .DM/AK 1 

1 3 47Ü 

1 1 420 

2 \ 2)0 

BruttoinvesUlionen 

. .DM/Betrieb 

8 400 

4 120 

16 090 

Absdireibungen 

. .DM/ßetrieb 

5 570 

3510 

8 060 

Neltoinvestitionen 

1 

. .DM/ßetrieb 

2 830 

610 

8 030 

Nettoinvestitionen 

. .DM/ha LF 

1 

216 

60 

315 

Verbindlichkeiten 

. .DM/Betrieb ^ 

35 450 

20 650 

63 950 

Eiqenkapitalvermehrung 

..DM/Betrieb^) | 

3 220 


5 870 


h Durdisdhnittsergebnisse aus den untersuciUen Testbetrieben (uidit hodigeredinet) 

-) Auf clor Grundlage der Testbelriebsergebnisse hodigeredinete Ergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland. 
einschlieDlich v'om Päditer getragener Aufwand 
einschheßUdi — soweit vorhanden — des Betriebsnadifolgers 
am Ende des Wirtschaftsjahres 
Ende gegenüber Anfang des Wirtschaftsjahres 
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EiiikoiiDTienskombination für Betriebe mit unzu- 
länglicher Produktionskapazität 

47 . Die Haushaltsgröße beträgt in den untersuditen 
Nebenerwerbsbetrieben im Durciischnitt 4,9 Perso- 
nen. Von den Betriebsinhabern sind 8 'Vo als Selb- 
ständige außerbetrieblidi tätig, 3 der Betriebsin- 
haber sind Beamte, 23 Angestellte, 56 ^'/n Arbei- 
ter, die restlidien maditen keine Angaben. Etwas 
mehr als die Hälfte der Betriebsinhaber hat die 
Landwirtsdiaflsschuie besudit, S besuchten eine 
höhere Fachschule oder haben die Meisterpfüfü.ng 
abgelegt, 1 *"/o der Betriebsinhaber haben eine abge- 
sdilossene landwirtschaftliche Fadihodischul- oder 
Ünlversitätsausbildimg. Von den übrigen Betriebs* 
inhabern besitzen 19^/o eine nichtlandwirtsdiaft- 
liehe Berufsausbildung, 6 "Vo von ihnen haben einen 
Fadihochsdiui- oder UniversitatsabsdiluB. 


Die folgenden Zahlen geben einen überblidt dar- 
über, seit wieviel Jahren die uniersuebten Betriebe 
im Nebenerwerb bewivtsdaaftet werden: 


Jiihre 

Betriebe | 

Va 

unter 2 , . 

^ 66 

8 

3 bis 5 , . 

467 

56 

6 bis 10 

167 

20 

1 1 bis 2ü 

100 

12 

über 20 

1 

34 

! 

4 

insgesamt 

835 

iOO 


U b e r s i c li t 28 


Arbeitseinsatz und Ein kommen 
in den landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieben 




•6 

^ 0) 

a 

C3 

:0 

Arbeitsleistung 
aller Personen 

Arbeitsieistung 
des Bctriebsinha.ber- 
ehepaares 

Einkommen de.s 
Betrlebshihaberehepaafes 


Zahl der 
Betriabü 

'k-s 

t: o 

B 

S C 

fl (U 

s> 

V3 

JZ 

yi 

13 

(tf 

X 


I-JüllS- 

]lläU 

auöor- 

betrieb' 

lädi 

Betrieb 

Haus- 

ha]l 

auDei- 
belrieb- 
Heb 1 

Lnrtd- 

wlrl- 

sdäStl* 

IldlQE 

Efn^ 

kofU’ 

men 

aufler’ 

betrlöb- 

Jidi 

SoüsU- 

Etn- 

kQm- 

meu 

Gtv 

ISQUlt- 

Ein- 

kotn- 

men 


1 

ha 

Pers. 



ArbeitsstendeM 




1 000 DM 


Größenklasse: 

1 Standard* 
j betriebsein- 
kommen .... 
DM/ Betrieb 

unter 5 000 . . 

i 

24 

5,8 

4,3 

1 080 

1 640 

2 250 

900 

1 420 

1 710 

1,1 

14.6 

3,9 

19,6 

5 000 bis 

lü 000 . . 

272 

8,5 

4,5 

1 620 

1 430 

2 140 

1 270 

i 180 

1 7ÜÜ 

4,0 

15,9 

3,4 

23,3 

iOOOO bis 

15 000 . . 

273 

12,5 

5,1 

1 820 

1 560 

2 070 

1 350 

1 220 

I 630 

10,2 

12,5 

4,6 

27,3 

15 000 bis 

1 20 000 . . 

1 ' 

169 

16,5 

5,0 

2 150 

1 680 

2 140 

l 660 

1 230 

1 590 

13,9 

14,2 

US 

29.6 

über 20 000 . * 

97 , 

23,1 

5,3 

2510 

I 840 

1 880 

1 590 

1 270 

i 630 

19,3 

19,0 

12 

39.5 

zusammen . . , 

835 

13,1 

4.9 

1 880 

1 580 

2 090 

1 1 360 

1 

1 220 

1 650 

9,1 

14.8 

3,1 

27.0 

Alter des 
Betriebsleiters 
.... Jahre 

unter 35 

165 

13,1 

4,6 

1 860 

1 570 

2 050 

1 160 

1 070 

1 840 

9,8 

14,6 

4,5 

28,9 

35 bis 50 . . . , , 

470 

13.6 j 

5.4 

! 900 

l 650 

2010 

1 500 

1 320 

1 760 

8,6 

17.1 

3J 

28,8 

50 bis 65 

14? 

11.8 

4,4 

2 160 

1 660 

2 720 

1 570 

1 380 

1 560 

9,4 

12.0 

2,1 

23,3 

über 65 ..... 

53 

12,2 

2,8 

j 1 590 


[ 130 

760 


340 

9,4 

2.3 

2.1 

13,8 
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Etwa zwei Drittel sind demnadi ün Laufe der letz- 
ten fünf Jahre in Nebenerwerbsbetriebe umgewan- 
delt worden. In 25% der Betriebe wird versucht, 
die arbeilswirlschaftlichen Probleme in den teilweise 
recht großen Betrieben durch den Anschluß an einen 
Masdiinenring oder andere Formen der überbe- 
trieblichen Masdiinennutzung zu lösen. Die Ent- 
widclung verschiedener Formen der Zusammenar^ 
beit in den Nebenerwerbsbetrieben wird in den 
kommenden Jahren weiter untersuch^ zumal 91 
der befragten Betriebsinhaber ihren landwirtsdiaft- 
lidien Betrieb über die nächsten zwei Jahre hinaus 
nebenberuflidi bewirtschaften wollen. 

Zur Beantwortung der Frage der Arbeitsbelastung 
und der Einkommen von Familien mit Nebener- 
werbsbetrieben gibt die Übersicht 28 einige diffe- 
renzierte Informationen. Daraus geht hervor, daß die 
Gesamtarbeitszeit des Betriebsinhaberehepaares 
nach ihren Angaben im Durchschnitt der Betriebe 
nidit über 4 400 Arbeitsstunden hinausgeht, d, h., 
je Inhaber und Ehegatte nicht über 2 200 AKh. Der 
Ansdaluß an Maschinenringe oder der Einsatz von 
Lohnunternehmern in einer größeren Zahl von Be- 
trieben ist in diesem Zusammenhang von Bedeu- 
tung. Dabei ist der Umfang der außerbetrieblichen 
Tätigkeit audi in den größeren Betrieben kaum 
niedriger als in den Betrieben mit geringer land^ 
wirtschaftlicher Einkommenskapazität. Das Einkom- 
men dieser Familien ist dementsprechend erheblich 
höher. 

Bei einer Gliederung nach dem Alter der Betriebs- 
Inhaber werden erhebliche Abstufungen sichtbar; 
das Gesamteinkommen ist aber selbst bei den über 
65jährigen Belriebginhabern im Durdischnitt nicht 
unbefriedigend, wenn dabei die Personenzab] in 
den Haushalten berücksiditigt wird. Die Ubersidit i 
läßt allerdings auch erkennen, daß die älteren Be- l 
triebsinhaber (Belriebsinhaber von 50 bis 65 Jahren) 
trotz ähnlich hohem außerbetrieblichen Arbeitsein- 
satz deutlich niedrigere außerlandwirtschaftlidie Er- 
werbseinkommen erzielen als die unter 50jährigen 
Betriebsinhaber. 


1.35 Welnbaulic^e Haupterwerbsbetriebe 
1.351 Ergebnisse des Wirtschaftslahres 1373/74 


Einkommen der Betriebe 

48. Im Wirtschaftsjahr 1973/74 wurde die Einkorn- ^ 
mensentwicklung in den Weinbaubetrieben durch 
die bisher hödiste Weinmoslernte entscheidend be- 
einflußt, Obwohl die Weinmost.preise in versdriede- 
nen Anbaugebieten deutlich nadigaben, nahm der 
Betriebsertrag in den meisten Betriebsgruppen zu. 

Das Betriebseinkoranien je AK erhöhte sich 1973/74 
erneut kräftig, ln den Betrieben mit Flach- und 
Hanglagen wurden mit 25 138 DM/AK 8,6 "/o) 
zwar nodi höhere Einkommen als in den Betrieben 
mit Steillagen erzielt. Der Abstand verringerte sidr 
jedodi, weil bei letzteren eine stärkere Steigerung 1 
(t- 14,4 auf 23 028 DM/AK erreicht wurde. Es ist 


j nidit auszuschließen, daß in den Betrieben mit Steil- 
I lagen und einem Rebflächenanteil von 30%» und 
I mehr der überdurchschnittliche Anstieg der meisten 
• einkommensrelevanten Betriebsdaten teilweise auf 
eine Umsdiichtung der Testbetriehe zurückzuführen 
I ist (Übersicht 29), 

Die Einkommensentwicklung M^eist 1973/74 recht er- 
hebUdie Untersdiiede zwischen den Weinbauge- 
bieten auf. Während hn Gebiet Mosel/Saar/Ruwer 
und in der Rheinpfalz (einsdil. Nahe} die Belriebs- 
einkommen je AK stark Zunahmen, gingen sie in Ba- 
den-Würtemberg leicht und in Rheinhessen erheblich 
zurück. Mit v35 197 DM/AK wurde in Baden-Würt- 
temberg aber da.s bei weitem höchste Betriebsein- 
kommen erzielt, gefolgt von den Betrieben in der 
Rheinpfalz mit 27 859 DM/AK. Mit einer starken 
Steigerung auf 24 462 DM/AK blieb das Gebiet 
Mosel/Saar/Ruwer nur noch geringfügig hinter dem 
Ergebnis in Rheinhessen (24 600 DM/AK) zurück. 


Übersicht 29 


Betrlebseinkommen in den wein bau liehen 
Hanpterwerbsbelrieben über der Grenze 
nach 5 4 LwG *) 


Wirtsdiaftsj ahr 

Weinbaubetriebe 
mit überwiegend 

Flddi- und 

Hanglagen 

Stein agen 


DM/AK 

1963/64 

1 1 566 

lOOlÜ 

1964/65 

12 860 

12 679 

1965/66 

13 96? 

12 893 

1966/6? 

M 495 

14 569 

1967/68 

16 021 

13 349 

1 968/69 

19 776 

15 367 

1969/70 

17 796 

14 633 

1970/71 

18971 


1971/72 

19 204 

20 577 

1972/73 

23 151 

20 121 

1973/74 

25 138 

23 028 


Veränderung in % 

1973/74 gegen 

1 972/73 

+ 8,6 


1973/74 gegen 
1963/64 

-! n.i 

+ 

(jährl, 

Durchsch. “)) 




Duidisdinittsergebnisse der Testbelriebe 
“) beredinet nach der Zinseszinsformei 
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Bei der Gliederung der Betriebsergebnisse nach Ver^ 
marktüngsformen zeigt sidi, daß die Betriebe mit 
Anschluß an eine Winzergenossensdraft ihr beson- 
ders günstiges Vorjahresergebnis nicht halten konn- 
ten. Mit einem Betriebse in kommen von 29 100 DM/ 
AK erzielten diese Betriebe audr nidit mehr das 
höchste Einkommen. Dies erreichten 1973/74 die Be- 
triebe mit Flasdienweinvermarklung, deren Be- 
triebseinkonimen sidi auf 34 100 DM/AK erhöhte. 
Die Betriebe mit Faß wein Vermarktung konnten ihr 
Betriebseinkommen leicht auf 23 480 DM/AK stei- 
gern. 


Einkommen der Unternehmen 

49. Der Anstieg des Reineinkommens (Gewinns) 
je Familien-AK blieb weit hinter der Steigerung des 
Betriebseinkommens je AK zurück (übersidrt 30). 
In den Betrieben mit Flach- und Hanglagen nahm 
das Reineinkommen um 4,6 auf 30 590 DM/Fam.- 
AK, in den Betrieben mit Steillagen lediglich um 
1,7 auf 22 534 DM/Fam.-AK zu. Dabei mußten die 
Betriebe mit Stei Hagen und einem Rebflädienanteil 
von 15 bis 30 V«t sogar einen deutlichen Einkom- 
mensrückgang hinnehmen. 

Wie beim Betriebseinkommen unterschieden sich 
die Weinbaugebiete auch hinsichüidi der Entwick- 
lung des Reineinkommens je Familien-AK: Erheb- 
licher Anstieg an Mosel/Saar/Ruwer und in der 
Rheinpfalz, geringer Rückgang in Baden-Württem- 
berg, starkes Absinken in Rheinhessen, Das höchste 
Reineinkommen wurde 1973/74 nicht in Baden- 
Württemberg (34 393 DM/Fam.-AK), sondern mit 


Übersicht 30 


Reineinkoniraen (Gewinn) in den weinbauilchen 
Haupterwerbsbelrieben 
über der Grenze nadi g 4 LwG 



Weißbaubelriebe 
mit überwiegend 

Wirtsdiaftsjahr 

Fladi- und 
HanglagGn 

Sleillagen 


DM/Fam.-AK 

1971/72 

21 998 

25 844 

1972/73 

29 244 

22 163 

1973./74 

30 590 

22 534 


Veränderung in 

1973/74 gegen 
1972/73 

+ 4,6 

+ 1.7 


g Du rdhsdm ittseTgebnisse der Testbet ri ebe 


34 946 DM/Fam.-AK in der Rheinpfalz erzielt. Mit 
23 013 DM/Fam.-AK an Mosel/Saar/Ruwer und 
27 962 DM/Fam.-AK in Rheinhessen fielen die bei* 
den anderen Gebiete .stark ab. 

ln den Betrieben mit Ansdiluö an eine Winzerge- 
nossenschaft ging das Rheineinkommen je Familien- 
AK wie das Betriebseirikommen stark zurück; es lag 
mit 27 900 DM fast ö 000 DM niedriger als 1972/73. 
Einen Rückgang auf 25 100 DM/Fam.-AK mußten 
auch die Betriebe mit Faßweinvemiarktung hinneh- 
men. Demgegenüber konnten die Betriebe mit Fla- 
schenwe in Vermarktung ihr Reineinkommen je Fa- 
milien-AK durdrsdinittlich um 9 Vo auf 43 700 DM 
steigern. Ursache für die teilweise ungünstigere Ent- 
wicklung des Reineinkommens ini Vergleidi zum 
Betriebseinkommen waren stark gestiegene Fremd- 
löhne und Zinsen für Frenidkapiial. 

Obwohl schon im Vorjahr kräftig investiert wurde, 
nahmen die Brutto- und Nettoinvestitionen erneut 
zu, Anlaß dazu dürfte die günstige Einkommens- 
eul Wicklung in den beiden Wirtschaftsjahren 1972/73 
und 1973/74 gewesen sein. Der Fremdkapitalbesalz 
erhöhte sidi in allen Betriebsgruppen. 


Vergleidisrecliniiiig nadi g 4 LwG 

50. Wie bei den landwirtschaftlichen Betrieben 
wurde auch bei den Weinbaubetrieben die Ver- 
gleidisrechnung vom Betriebseinkommen auf das 
Reineinkommen umgeslellt. Diese Uoiredmung war 
jedoch nur für das Wirtsdiaftsjahr 1973/74 möglidr, 
so daß für einen Hntwicklungsvergleicii nur die bis- 
herige Vergleichsrechnung zur Verfügung steht 
(vgl. Materialband, Tabelle 55). Danach hat sich der 
negative Abstand in der Vergleichsredinung in den 
Betrieben mit einem Rebfiadieiianteil von 15 bis 
30 Vo der LF deutlidi vergrößert. In den Betrieben 
mit einem Rebf lachen anleil von 30 und mehr 
ging der Abstand von -h 1 l^/o auf ± 0 zurück, in 
den Betrieben mit Steillagen verringerte sidi der 
Abstand von ^ 1 1 auf — 2 ®/ü. 


Nacdi der neuen Vergleichsredmung ergibt sich fol- 
gendes Bild-. 



Fladi- 

und 

Hang- 

lagen 

Steil - 
lagen 

Vergieidisrein- 

einkommen 

DM/Fam.-AK 

3t 171 

23 281 

Vergieidislohn 

DM/Fam.-AK 

19 372 

18 822 

Betriebsleiter- 

zusddag 

DM/Fam.-AK 

2 319 

1 712 

Zinsansatz für 
Eigenkapital 

DM/Fam.-AK 

6 lOö 

3 286 

Summe der 

V ergl eidisa n.sä tze DM/ Fam . - A K 

27 797 

23 820 

Abstand 


/2,j 

-2.3 
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Einkommen der Uiilernehmerfamilien 

51 . In den erfaßten Weinbaiibetrieben ist keine 
Tendenz erkennbar, aus der man ableilen könnte, 
daß die Bedeutung außerbetrieblicher Einkünfte zu- 
niinmt. Am stärksten wurde in den Betrieben Baden- 
Württembergs das Reineinkommen durch andere 
Einkünfte aufgestockt; je Familie stammten 3 dOO 
DM aus unselbständiger Tätigkeit und 4 090 DM aus 
sonstigen Einkünften, Insgesamt wurde hier mit 
6t 250 DM je Familie bei weitem das höchste Ge- 
samteinkommen erzielt. Mit 53 335 DM je Familie 
folgen die Betriebe in Rheinland-Pfalz, die jedoch 
vergleichsweise weniger außerbetriebliche Einkünfte 
aufweisen. 

An Mosel/Saai' Ruwer wurde ein Gesamteinkommen 
von 4i 600 DM je Familie erzielt, wobei der ünter- 
schied zum Reineinkommen insbesondere durdi son- 
stige Einkünfte in Höhe von 3 565 DM je Familie 
bewirkt wurde. In Rbeinhessen schließlich wurde 
ein Gesamteinkommen von 43 828 DM Je Familie 
erwirtschaftet, 2 411 DM davon stammten aus un- 
selbständiger Tätigkeit. 

1.352 Vorschät7ung für das Wirtschaftsjahr 1974/75 

52. Für Weinbaubetriebe konnten bisher keine dif- 
ferenzierten Vorschätzungsmodelle aufgebaut wer- 
den. Im Weinbau wird die Einkommensentwidclung 
in starkem Maße von der allgemeinen Wirtsdiafls- 
konjunktur beeinflußt. Es lassen sich deshalb nur 
einige aligemeine Hinweise auf die voraussichtliche 
Veränderung der Ertragslage in diesem Bereich ge- 
ben. 

Im Weinbau wurde I974 mit 6,8 Millionen hl nur 
eine Duxchschnittsernte eingebracht, die um 36 “/o 
unter dem allerdings sehr hohen Ergebnis des Vor- 
jahre.s lag. Die Qualität des geernteten Mostes ent- 
spradi etwa dem Durdischnitt der beiden vorange- 
gangenen .Jahre, Angesichts der sidi abzeidinenden 
Preis- und Kostenentwicklung können die ver.schie- 
tienen Betriebsgruppen des Weinbaues für das Wirt- 
.schaftsjahr 1 974/75 allenfalls mit geringfügigen Ein- 
kommensverbesserungen gegenüber dem Vorjahr 
rechnen. 


1.36 Gartenbauliche Haupterwerbsbetriebe 
1.361 Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1973/74 

EinkoDimen der Betriebe 

53 . Die Einkommenssituation der Gartenbaube- 
triebe wurde im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
1973/74 — insbesondere in den Betrieben mit einem 
größeren Anteil an Unterglasanlagen — sehr stark 
durch die Folgen der Energieverteuerung beeinflußt. 
Wegen des starken Wettbewerbs innerhalb der EG 
und niedrigerer Energiekosten in anderen Mitglied- 
Staaten konnten diese Kostensteigerungen nur teil- 
weise durch höhere Erzeugerpreise ausgeglichen 
werden (Übersicht 31). 


Bei den Geniüsebaubetrieben nahm die Zahl der 
erfaßten Betriebe in der Größenklasse unter 20 000 
Eqm von 15 jjn Vorjahr auf 8 im Wirtschaftsjahr 
1973/74 ab. Die Ausgaben über die Einkommens- 
entwidsilung in dieser Gruppe und damit auch bei 
den Gemüsebaubetrieben insgesamt dürfte deshalb 
problematisch sein. Die Entwicklung im Gemüsebau 
wurde durch eine etwas größere Ernte und im 
Durchsdinitt höhere Erzeugerpreise bestimmt. Ent- 
sprechend konnten in einigen Gruppen der Gemüse- 
baubetriebe die Einnahmen gesteigert worden* Stär- 
ker erhöhte sich aber der Aut wand. Das Betriebs- 
oin kommen je AK nahm von 18 956 DM im Vorjahr 
um 13,5 ^/n auf 16 394 DM im Wirtschaftsjahr 1973/74 
ab. Der Rückgang war in den Frei landbetrieben 
stärker als in den Unterglasbetrieben. In letzteren 
war eine starke Erhöhung der Ausgaben für Feue- 
rungsmaterial nicht feststellbar. In den Gemiisebau- 
betrieben insgesamt nahmen diese Ausgaben gegen- 
über dem Vorjahr um rck 10'’/o zu; diese Rate liegt 
tmter der prozentualen Veränderung des Betriebs- 
aufwandes insgesamt. 

ln den Zierpflanzenbaubetrleben konnte im Duidi- 
sebnitt aller Betriebe der Betriebsertrag durch liö- 
here Umsätze leicht gesteigert werden. Dabei schnit- 
ten die Topf pflanzenbet riebe erheblich besser ab 
als die Scbnittblumenbctriebe, in denen sidi der 
Betriebsertrag nur in den Betrieben bis 20 000 Ecim 
deutlich erhöhte. Stärker jedodi nahm der Betriebs- 
aufwand zu, wobei sich hier der Anstieg der Ener- 
giekosten besonders bemerkbar machte* Von der Er- 
höhung des Betriebsaufwandes um rd. 11 000 DM/ha 
GG entfielen allein rd. 5 500 DM auf höhere Aus- 
gelben für Heizmaterial ( * 59 ^/o). Das Betriebsein- 
kommen je ha GG ging insgesamt zurück, konnte 
jedoch durch eine Verringerung des Arbeitskräfte- 
besat/es mehr als wettgemacht werden. Das Be- 
Iriebscinkommen je AK nahm um 7,9% auf 
22 869 DM zu und erreichte damit die durchsdinitt- 
liche jährliche Zuv/adisrate der letzten zehn Jahre. 

Die Einkommensentwicklung in den erfaßten Ge- 
misditbelrieben dürfte, besonders in der Gruppe 
unter 20 000 Eqm mit nur fünf Betrieben sehr stark 
von der Umschiebtung beeinflußt sein. Betriebser- 
trag, Betriebsaufwand und Betriebseinkominen je ha 
GG stiegen kräftig an. Da jedoch der Arbeitskräfte- 
besatz ebenfalls zunahm, verringerte sich das Be- 
triebseinkommen je AK um 4,4 ^Vn auf 22 693 DM. 

In den Obst baubef rieben reichte die große Apfel- 
ernte nidit aus, den durdi das hohe Angebot bervor- 
gerufenen Preisrückgang aufzufangen, so daß der 
Betriebserlrag deutlich unter das sehr liohe Vor- 
jahresergebnis sank. Da sidi gleidizeitig auch der 
Aufwand noch weiter erhöhte und der Arbeits- 
kräftebesalz nicht ziirückging, verminderte sidi dcis 
Betriebseinkommen je AK um 33 Vn auf 1.5 830 DM. 
Dabei muß jedodi berücksichtigt werden, daß sich 
dieses Einkommen im Vorjahr fast verdoppelt und 
völlig außerhalb der bisherigen Entwicklung gelegen 
hatte. Gegenüber dem vorletzten .Jahr (1971/72) ist 
das Durchsdinittseinkonuiien 1973/74 um 25 " o ge- 
stiegen. 

Einen erneuten Einkoiiimensanstieg, und zwar uni 
8,6 V<i auf 35 068 DM/AK, batten die Baumschulen 
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Übersicht 31 


Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den gartenbaulichen 
Haupterwerbsbctrieben ') 


1 WirUchejltsjahr 

Gern üsebau- 
b(?liiehe 

Zierpflanzen- 

hauhetriebe 

GenüsdiL- ' 

betriebe i 

Obsibau- 

betriebe 

' Raum- 

sd>uleii 




DM/ AK 



1963/64 

10 583 

11 040 

12 286 

9 020 

9 865 

1 1964/65 

11 073 

12 001 

11 609 

11 818 

1 1 660 

1965/66 

12 035 

13 61? 

12414 

12 846 

12 513 

1966/67 

12 157 

13 813 

14 197 

10 479 

12 570 

1967/68 

12 324 

14 936 

16 293 

10 066 

14 181 

1968/69 

15217 

15 597 

14 285 

9 059 

18 115 

1969/70 

16 916=) 

15319 


9 673 

21 851 

1970/71 

16 268 

18 470 

16 442=) 

10 168 

20 584 

1971/72 

18 224 

20 869 


12 627 

25 913 

1972/73 

18 956 

21 198 

23 743 

23 538 

32 285 

1973/74 

16 394 

22 869 

22 698 

15 830 

35 068 




Veränderung in Vo 



73/74 gegen 72/73 

-13,5 

+ 7,9 


-32,7 

+ 8,6 

73/74 gegen 63/64 
(jährl. Durchschnitt ) 

+ 4,5 

+ 7,e 

-1-6,3 

5,8 

-r 13,5 


DurchsdinitlsergebnissG der Testbetriehc 
-) ohne Betriebe mit weniger als 20 000 EinheitsquacJratmetem 
ohne Forslbäunisdiuien 
beredinet nach der Zinseszinsformei 


zu verzeichnen. Hinter dieser durdisduiittlichen Stei- 
gerung steht jedoch ein Einkommensrückgang bei 
den Obslbaumschulen und ein Anstieg bei den Zier- 
gehökbauraschulen. Im Gegensatz zum Vorjahr sind 
für 1973/74 wieder die Ergebnisse von Forstbaum- 
sdiuJen einbezogen worden, deren Betriebseinkom- 
men fast auf der Höhe derjenigen der Ziergehölz- 
ba um schulen lag* 


Einkommen der Unternehmen 

54, Redit deutlidi machen sich das hohe Zinsniveau 
und die gestiegenen LohnJkosten bei der Entwicklung 
des Reineinkommens bemerkbar* Sehr günstig 
schneiden nodi die Baumsdiulbetriebe db^ in denen 
das Reineinkommen je Eamilien-AK um 14*'/o aut 
72 100 DM gesteigert werden konnte. Von den übri- 
gen Gartenbaubetrieben konnten nur nodi die Zier- 
pflanzenbaubetriebe einen Zuw^achs von 2,1 "/o auf 
27 053 DM/Eam.-AK erreidien, Uber 20 000 DM je 
Familien-AK blieb auch das Reineinkommen in den 


Gemischtbetrieben. Dagegen wurde dieser Betrag 
von der Gruppe der Gemüse- und ObsLbaubetriebe 
im Gegensatz zum Vorjahr nicht wieder erzielt* In 
der Gern üsebaube trieben ging das Reineinkommen 
auf 18 160 DM/Fam.-AK, in den Obstbaubelrieben, 
die nach dem außergewöhnlidien Anstieg im Vor- 
jahr wieder an die letzte Stelle der Einkommens- 
skala rückten, auf 16 638 DM je Farn. -AK zurück 
(Ubersicäit 32). 

Die Investitionstätigkeit zeigte ein sehr unterscliied- 
liches Bild, In den Zierpflanzenbaubelrieben und in 
den Bau msdi ulen nahmen die Bruttoin vestilionen 
zu. Dabei gelang es, diese weitgehend aus Eigen- 
mitteln zu finanzieren, so daß der Fremdkapitalbe- 
stand in einzelnen Betriebsgruppen sogar zurück- 
ging. In den Gemüsebau- und in den Gemisditbetrie- 
ben verminderten sich sowohl die Bruttoinvestitio- 
nen als auch der Bestand an Fremdkapital. Das Inve- 
stitionsverhalten, das keine eindeutige Tendenz 
zeigt, wird möglidierweise gerade ln Gartenbaube- 
trieben, u. a. durch die Energiepreiserhöhung und 
durdi große Unsicherheit über die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung bestimmt. 
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Reineinkommen (Gewinn) in den gartenbaulichen 
llaupterwerbsbet rieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

Gemüse 

[ Zierpflanzen 

Gemisdii 

Obst 

1 Baumsdiulen 

DM/Fam,-AK 

1971/72 

23 870 

31 320 



13 669 

61 023 

1972/73 

22 231 

26 494 

31 583 

29 550 

03 235 

1 973/74 

18 160 

2? 053 

24 282 

16 638 

72 094 


1 Veränderung ln 7o 

1973/74 gegen 1972/73 


t 2J 

-23,i 

-43,7 

+ 14,0 


*) Durdl^^tbnittsergebnisse der Teslbetriebe 


Vergleidisredinung nach § 4 LwG 

55, W ie im Weinbau konnte audi im Gartenbau 
die Umstellung der Vergieidisredinung vom Be- 
Iriebseinkommen auf das Reineinkommen nur für 
das Wirtsdiaftsjahr 1973/74 vorgenommen werden. 
Die bisherige Vergieidisredinung auf der Basis des 
ßetriebseinkommens (Materialbanch Tabelle 59) er^ 
gibt, daß nur in den Baumschulen die Summe der 
Vergleidisansätze durch das Vergleidjsbetriebsein- 
kommen gedeckt wurde. Der Abstand betrug hier 
+ 38 Erstmals in den letzten zehn Jahren weisen 
auch die Zierpflanzenbetriebe einen negativen Ab- 
stand von 4 ^/o auf, Vergleichs weise bodi war der 
Abstand in den Gemüsebaubetrieben mit -- 29 
und in den Obstbaubetrieben mit — 35 “/o. 


Nadi der neuen Vergieidisredinung ergeben sich für 
1973/74 folgende Zahlen: 



Ver- 

qleidis- 

rein- 

einkom- 

men 

DM/Füiii. 

AK 

Summe 

der 

Ver- 
gieid^s- 
ansätze 
DM/Fa m. 
AK 

Abstand 

Vo 

Gemüsebaube- 
triebe 

18 281 

23 308 

- 21,6 

Zierpflanzenbau- 
betriebe 

27 179 

25 207 

+ 7.8 

Gemisditbetriebe 

24 402 

23 913 

-1- 2.0 

Obstbaubetriebe . 

16 831 

26419 

- 36,3 

Baumschulen .... 

72 272 

33 125 

-f- /;8,3 


Einkommen der Unternehmerfamilien 

56. Eiiikomnienskombinationen spielen in den er- 
faßten Gartenbaubetrieben keine Rolle. Insbeson- 


dere zusätzliche Einkünfte aus selbständiger oder 
' unselbständiger Tätigkeit kommen nicht in nennens- 
' wertem Umfang — mit Ausnahme von wenigen 
I Obstbaumsdiulen — vor. Lediglidi in den größeren 
I Gartenbaubetrieben sind ähnlich wie in den grö- 
I ßeren landwirtsdiaftlidien Betrieben in gewissem 
Umfang sonstige Einkünfte aus Kapitalvermögen 
u. a, festzustellen, soweit sie im Erhebungsbogen 
erfaßt wurden, 

1.362 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1974/75 

57. Für Gartenbaubetriebe konnten noch keine 
detaillierten Vorschätzungsmodelle aufgebaut wer- 
den. Gerade im Gartenbau und hier speziell im 
Unterglasanbau sowie bei Zierpflanzen wird die Ein- 
kommensentwicklung der Produktionsbetriebe in 
starkem Maße von der allgemeinen Wirtschafts- 
konjunklur und den Energiepreisen beeinflußt. Es 
können deshalb nur einige allgemeine Hinweise auf 
die voraussichtliche Veränderung der Ertragslage in 
den verschiedenen Sparten des Gautenbaues gege- 
ben w'erden. 

Im Gartenbau sind die Einkommenserwartungen im 
Wirtschaftsjahr 1974/75 unterschiedlich einzuschät- 
zen. Die Gemüseernte auf dem Freiland war 1974 
mit 1,2 Millionen t um 8 ^/o niedriger als im Vorjahr. 
Außerdem lagen die Erzeugerpreise in den letz- 
ten Monaten überwiegend unter dem vorjährigen 
Niveau, so daß die Betriebe kaum in der Lage sein 
werden, die teilweise wesentlich höheren Produk- 
tionskosten auszugleichen. In den Unterglasbetrie- 
ben wird die Einkominensentwicklung auch im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr von den relativ hohen Ener- 
giekosten beeinflußt. 

Die Zierpflanzenbaubetriebe sind in besonders ho- 
hem Maße konjunkturabhängig. Ihre wirtschaftliche 
Situation dürfte sich insgesamt 1974,'75 kaum ver- 
bessern, weil die Erzeugerpreise für die meisten 
I Zierpflanzen verhältnismäßig niedrig und die Ener- 
, giekosLen ungewöhnlich hoch sind. 
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Ini Obstbau wurde 1974 mit nur 2,5 Miliionen I eine 
verhäitnismdßig geringe Ernte erzielt^ die lun 27% 
unter dem vorjährigen wie auch unter dem lang“ 
jährigen Durchschnittsergebnis blieb. Das damit ver- 
bundene geringe Angebot führte allerdings zu deut- 
lich steigenden Erzeugerpreisen, so daß die Ein- 
kommen der meisten Betriebe 1974/'75 das wenn 
auch nur mäßige vorjährige Niveau etwa erreichen 
dürften. 


1.4 Löhne der Arbeitnehiner 

58. Zum 31. Dezember 1973 waren die Lohntanf- 
verlräge für die Arbeiter in der Landwirtschaft ge- 
kündigt worden. Die neuen Lohnvereinbarungen 
traten in einigen Tarifbezirken (Bayern, Rheinland- 
Pfalz und Nordrhein) jedoch erst ab 1. März 1974 in 
Kraft, ia den übrigen Gebieten rückwirkend zum 
1. Januar 1974. Für die Monate Januar und Februar 
wurden zumeist Pauschalahfindungen vereinbart. Im 
DurchsdiniU des Bundesgebietes wurde der Land- 
arbeiter-Ecklohn um 14,3% auf 5^74 DM erhöht. Der 
Fadiarbeiter-Lohn, der nunmehr 107 statt wie bisher 
105 ^Vo des Ecklohnes beträgt, liegt im Durchschnitt 
des Bundesgebietes bei 6,14 DM (vorher 5,25 DM). 
Die Spannweite zwisdien dem niedrigsten und dem 
höchsten Stundenlohn (Ecklohn) beträgt 40 Pf. Die 
niedrigsten LÖlme mit 5,45 DM sind im Tarifbezirk 
Rheinland-Nassau zu verzeichnen, die hödistcn mit 
5,85 DM (Durchschnitt aus zwei Ortsklassen) in 
Rheinhessen. 

Auch die Monatslöhne für landwirtschaftliche Ar- 
beitskräfte in Hausgemeinschaft wurden neu verein- 
bart, Der Gesamtmonatslohn einschließlich des Wer- 


tes für Kost und Unterkunft erhöhte sidi im Diirdi- 
schnitt des Bundesgebietes aii 1, März 1974 um 
17,2 'Vu auf I 082 DM. Kost und Unterkunft sind 
dabei mit durchschnitthdi 214 DM (vorher 195 DM) 
bewertet {siehe auch Materialband, Tabelle 61). 

In der relativ starken Erhöhung der Landarbeiter- 
I Stundenlöhne ist ein Ausgleich für die Verkürz-ung 
I der Arbeitszeit enthalten. Die tarifliche Arbeitszeit 
je Jahr der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer ver- 
ringerte sich am L Januar 1974 um 52 Stunden auf 
2 296 Stunden. Dies sind durdisduntllich 44 Stunden 
je Wodie. Wegen des in der Landwirtschaft jahres- 
zeitlich schwankenden Arbeitsanfalls kann die wö- 
chentliche Arbeitszeit im Rahmen der jährlichen 
Stundenzahl bis zu 49 Stunden ausgedehnt werden, 
darf jedoch 41 Stunden nicht unterschreiten. 

Die tatsächliche, bezahlte Arbeitszeit der Landarbei- 
ter mit Stundenlohn betrug im September 1973 
durdisdinittlich 212,1 Stunden 49,3 Stunden je 
Woche), Zum Vergleidi lag die Arbeitszeit für Ar- 
beitnehmer des gewerblichen Bereichs im Oktober 
1973 bei durchschnittlich 187,9 Stunden (= 43,7 Stun- 
den je Woche), 

59. Die tatsächlichen Bruttoarbeitsverdienste der 

Landarbeiter sind 1973/74 gegenüber dem Vorjahr 
um 12,1 % auf 5,93 DM je Stunde angesUegen. Sie 
verzeichneten damit eine fast gleich hohe Steige- 
rungsrate wie die Stundenverdienste der Leislungs- 
gruppe 2 der übrigen Wirtsdiaft, die sich 1973/74 
gegenüber dem Vorjahr um 13,6 auf 8,76 DM ver- 
besserten. Der Abstand zwischen Landarbeiterloh- 
nen und den Stundenlöhnen der übrigen Wirtschaft 
beträgt rd. 32 '^/o. 
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2 Forst- und Holzwirtschaft 


2.1 Forstwirtschaft 


Struktur 

60. lin Bundesgebiet gab es 1974 rd, 700 000 Be- 
triebe mit Forstflächen. Etwa drei Viertel dieser Be- 
triebe hatten eine Waldfladie von mehr als einem 
Hektar. Bei 117Ü00 Betrieben 16 Vo aller Be- 
triebe mit Forslflächen) bildet die Forstwirtschaft die 
Hauptproduktionsriditung, Diese Betriebe bewirt- 
sdiaften fast drei Viertel der gesamten Waldflädie. 

Von 1972 auf 1973 hat die Zahl der Forstbetriebe 
mit der Hauptproduktionsriditung Forstwirtschaft 
um 3,4 die Waldflädie dieser Betriebe jedodi 
lediglidi um 0,5 zugenommen. Infolgedessen 
nahm die durdisdinitUidie Waldflädie in den Be- 
trieben mit der Hauptproduktionsriditung Forstwirt- 
schaft leidit ab (Materialband, Tabelle 62). Die be- 
reits in den vergangenen Jahren zu beobachtende 
Zunahme der Betriebe mit der Hauptproduktions- 
riditung Forstwirtsdiafl wird insbesondere durdi 
Veränderungen bei den kleineren gemischten land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben verursacht. Bei 
diesen Betrieben verringert sich häufiger die Land- 
wirtschaftlidie Nutzfläche durdi Verpachtung, Auf- 
forstung oder Bradifallen, so daß dann der forst- 
wirtschaftlidie Betriebsteii zur Hauptproduktions- 
riditung wird* Diese kleineren Betriebe werden in 
der Regel im Nebenerwerb bewirtschaftet. 

61 , Die im letzten Jahr durdi Tariferhöhungen ge- 
stiegenen Kosten je Beschäftigten haben die Forst- 
betriebe veranlaßt; durdi Rationalisierungsmaßnah- 
men den Personaleinsatz weiter zu reduzieren. So 
wurde in der Forstwirtsdiafl zwischen 1966 und 1972 
trotz eines um rd, iO Vo gestiegenen Holzeinschlages 
die Lohnarbeitszeit je Hektar Holzbodenflädie um 
23,1 Vo verringert. Im gleichen Zeitraum stieg jedodi 
der Lohn- und Sozialaufwand je Hektar um 23,5 
(bei einer Steigerung der Lohn- und Sozialkosten je 
Waldarbeitsslunde um 60,6 Vo). 


Ergebnisse der Gesanilredmung 

62 . Der Produktionswert der Forstwirtsdiaft hat 
sich 1974 vor allem infolge des Anstiegs der Roh- 
holzpreise weiterhin positiv enlwidcelt und betrug 
etwa 2 660 Millionen DM; entsprechend ist auch 
der Beitrag der Forstwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt gegenüber 1973 um 16^/o auf 1978 Mil- 
lionen DM gestiegen. Die Vorleistungen sind ins- 
besondere infolge der erhöhten ßetriebsmittelpreise 
weiter gestiegen. Die Wertschöpfung der Forstwirt- 
schaft lag 1974 mit 1825 Millionen DM um 17^0 


über dem Vorjaiiresergebnis. Die Wortschöpfung je 
Arbeitskraft stieg auf 15 595 DM (Materialband. 
Tabelle 63), 


ßetriebsergebnisse 

63 , Betriebsertrag, Betriebseinkoinmen und Rein- 
ertrag je ha Forstflädie sind 1974 wiederum ange- 
stiegen (Ubersidit 33 und MalerialbancL Tabellen 64 
und 65). Die Verbesserung der Betriebsergebnisso 
der Forstbetriebe geht vor allem auf die höheren 
Rohholzpreise im Jahre 1974 zurüdc. 

Für die Forslbelriebe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stellen die Einnahmen aus dem Rohholzverkauf 
die überragende Einnahmequelle dar. Sie machen 
85 bis 97 des Ertrags der Forstbetriebe aus. Be- 
triebserlrag, Betriebseinkommen und Reinertrag 
werden dementsprechend wesentlich von der nach- 
haltig möglichen Holznutzung und der Hoizpreisent- 
wicklung bestimmt. 

In den Gebieten, in denen im Herbst 1972 erhebliche 
Sturmschäden zu verzeichnen waren, stand die Ein- 
kommenslage der betroffenen Forstbetriebe audi 
1974 noch unter dem Einfluß der Katastrophe. Durc^i 
die Hilfen des Bundes und der Länder konnten grö- 
ßere finanzielle Einbußen der betroffenen Forstbe- 
triebe vermieden werden; insbesondere wurde der 
Holzmarkt in Norddeutschland gestützt. 


Übersicht 33 


Betriebsergebnlsse der Forstbetriebe 


Jahr 

B Citri ebs- 
ertrag 

Beiriebs- 

einkom- 

men 

Rein- 

ertrag 

Betriebs- 

einkom- 

men 


DM je ha Forstfläche 

DM je AK 

1964 

299 

218 

2? 

9 996 

1971 

359 

258 

8 

14 773 

1972 

373 

273 

3 

15718 

1973 

389 

287 

12 

16 709 

1974 '') 

437 

328 

30 

19 598 

1974 

gegen i 
1973 Vo 

1 

+ 12 

4- 14 

1 

+ J50 

1 

-F 17 

1 


9 Für den Staatswald Totaierhebüng, für den Körpei- 
schaftswald und Privatwald ausgewählte Betriebe. Der 
Privatwalcl unter 100 ha ist nidU erfaßt, 
vorläufig 
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2.2 Holzwirtsdiatt 

Struktur 

64. In allen Zweigen der holzbe“ und hol zvei arbei- 
tenden Industrie — einsdiliel^hdi der Zellstoffe und 
papiererzeugenden Industrie — hat sich die Entwidc- 
lungstendenz zum größeren Betrieb fortgesetzt. Die 
Zahl der Beschäftigten stieg gegenüber 1972 gleich- 
zeitig um 1,8 '^/o auf 372 400; der Anstieg betrug bei 
den Sperrholz-, Holzfaser- und Holzspanplattenwer- 
ken 2,4 Vo und bei der holzverarbeitenden Industrie 

3.3 ö*. 

In allen Bereichen der Holzindustrie war 1973 eine 
Umsatzsteigenmg gegenüber dem Vorjahr zu ver- 
zeidmeni der Umsatz stieg zwischen 1 1 ^/o und 20 
der Umsatz je Beschäftigten erhöhte sich zwischen 
8 V« und 22 Vo (Materialband, Tabelle 66), 


Ergebnisse der Gesamtredmung 

65, Zu Beginn des Jahres 1974 kam es insbeson- 
dere in den baunahen Bereichen der Holzwirlsdiaft 
zu Absdiwächungen in der Nachfrage. Bei der Zell- 
stoff- und Papierindustrie dagegen hielt die seit 
Mitte 1973 eingetretene Aufwärtsentwicklung audi 
1974 an. Ursache war die weltweit sprunghaft ge- 
stiegene Nachfrage nach Papier. Die Erhöhung des 
Papierverbraudis dürfte unter anderem auch auf 
eine Verteuerung von Kunststoffen und Folien in- 
folge der Energiekrise zurückzuführen sein. 

Der Produktionswert der Holzwirlsdiaft — ein- 
schließlich Holzhandel und Holzhandwerk — wird 
für 1973 auf 51 Mrd. DM geschätzt. Der Beitrag der 
Holzwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt lag mit 
etwa 21 Mrd. DM um 11 Vo höher als im Jahre 1972. 
Wegen der redit unterschiedlichen Entwicklungen in 
den verschiedenen Bereichen der Holzwirtschaft, 
insbesondere in der zweiten Jahreshälfte 1974, ist 
I eine Schätzung für 1974 noch nidit möglidi. 
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3 Fischerei 


3.1 Große Hochseefischerei 

Slniklur 

66 . Außer dem Neubau von acht Fabriksdiiffen im 
Jahre 1973 sind in der Flotte der Großen Hodisee^ 
fischerei keine größeren Veränderungen eingetre- 
ten. Die Zahl der Frisdifisdifänger wurde durdi Ab- 
wrackung von überalterten Schiffen weiter verrin- 
gert (Übersicht 34). Gegenwärtig entfallen bereits 
ca. zwei Drittel der Faiigkapazitat auf die Gruppe 
der Tiefkühlfisdi produzierenden Fabrikschiffe. Ende 
197I entfiel auf die Frisctifisditrawler iioth mehr als 
die Hälfte der Tonnage. Da in diesem Bereidi aus 
Rentabilitätsgründen seit 1965 keine Neubauten 
mehr in Dienst gestellt wurden, schreitet somit die 
Überalterung der Frischfischflotte weiter fort. 


Produktioiis- und Betriebsergebnisse 

67. Der deutliche Anstieg der Gesamtanlandungen 
der Seefischerei im Jahre 1973 um 50 000 t (-F 13 ^o) 


auf 456 ÜOü t (Fanggewidit) — nacii rückläufigen Er- 
gebnissen in den letzten Jahren — ist fast aus- 
schließlich auf die erhöhte Produktionskapazität der 
Hüdiseefischerei im Frostfisdisektor zurückzuführen. 
Dagegen gingen die Frisdi fisch anlandungen \veiter 
zurück (siehe auch Textziffer 364). Am Gesamtfang 
der deutschen Seefischerei war die Große Hochsee- 
fLscherei 1973 mengenmäßig mit 69 V« und wert- 
mäßig sogar mit 75 '".ü> beteiligt. Ihre Verkaufserlöse 
stiegen 1973 gegenüber dem Vorjahr um mehr als 
ein Drittel (öbersicht 35). 

Die Ertragslage der Großen Flodiseefisdierei hat sidi 
1973 na dl den unbefriedigenden Ergebnissen der 
Vorjahre gün.stiger entwickelt. Die Betriebsgewinne 
von insgesamt 10,1 Millionen DM bedeuten gegen- 
über dem Vorjahr eine Verbesserung des Wirt- 
sdiaftsergebnisses um 23,1 Millionen DM (Material- 
band, Tabelle 67) 


9 Vorläufige Ergebnisse der Untersuctumg der Kosten- 
und Ertragslage in der deutschen Hochseefischerei 
1973. Treuarbeit AG. Hannover. 


Übersicht 34 


Seefiscbereinotte der Bundesrepublik Deulschland 


Betriebszweig 

31. Dezember 1971 | 

1 31. Dezember 1972 

31. Dezember 1973 | 

Zahl der 
Fisdierei- 

fahrzeuge 

1 

BRT 

Zahl der | 

1 Fisdierei- 

' taluzeuge , 

BRT 

Zahl der 

Fischerei- 

fahrzeuge 

BRT , 

Große Hochseefisdierei 

104 

\ 1 3 687 

97 

122 382 

84 

1 35 225 

davon 






t 

Fang- und Fabrikschiffe 

27 

52 556 

31 

6? 800 

36 

90 345 

Frischfisdifänger 

77 

61 131 

66 

.54 582 

48 

44 880 

(im Fangeinsatz) 

(62) 

(51 571) 

[49) 

[43 679) 

(47} 

(43 907) 

Kleine Hodisee- und Küstenfisdie- 







rei M - . < . ^ 

921 

29 272 “) 

864 

28 911 

820 

28 958 

Loggerfischerei 

10 

3 130 

10 

2 887 

8 

2 325 

insgesamt . . . 

1 035 

1 46 089 

971 

154 180 

912 

166 508 1 


9 Motorkutter (ohne sonstige Küstenfisdiereifahrzeuge von Nebenerwerbs- und Sportfischem) 
82 779 Br. cbm 
81 682 Br.cbm 
■*) Öl 953 Br.cbm 
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U h G r s ) c h t 35 

Verkaufserlöse der Seefischerei 
der Bundesrepublik Deutsddand 


Betriebszweig 

1973 

1972 1973 , 

iiber 

i ' 1972 

Mjll innen DM | “’u 

Große Flochseefischerei 

235.0 318.1 35,4 

Kleine Hochsee- und 


Küstenfischerei 

92.3 102,1 /0,7 

Loggerfisdierei 

4,2 5,6 32,7 

insgesanU ... 

331.5 425,9 28,5 


Die Verbesseniuy der Er traysläge kam den beiden 
Produktioosbereiciien annähernd gleidiinäßig zu- 
gute. Im Frostfisdisektor erniöglidite der Einsatz der I 
Neubaulen mit hoher Fangkapazität einen beträdit- 
lidien Produktionsanstieg und bewirkte zusammen 
mit höheren Erzeugerpreisen eine deutliche Verbes- 
senmg des Kosten -Erlös- Verhältnisses. Die Gruppe 
der Neubauten war am Gesamtgewinn in diesem 
Bereich wesentlich beteiligt, während the älteren 
und kleineren Vollfroster mit einem in etwa aus- 
gegli dienen Betriebsergebnis abschlossem Im Frisch- 
tisdi bereich wurde erstmals seit 1966 ein positives 
Ergebnis erzielt ^ hier konnten die Ko.stGn.stei gerun- 
gen vor allem durdi verbesserte Durchscbnittserlöse 
aufge fangen werden. Zu der günstigen Eni w ick hing 
trug auch die Abwrackung uowirlsdiaJtlidier älterer 
Fahrzeuge bei, die die Betriebsergebnisse früher be- 
lastet hatten. 

68, Iin ersten Halbjahr 1974 konnte die Frost i i sch - 
Produktion gegenüber dem gleichen Vorjahreszeib 
raum erneut bcdrädulidi erhöht werden, wobei auch 
die Durdisdinittserlöse wiederum deutlich eins he- 
gen. Dem stehen erheblich höhere Produktionsko- 
sten gegenüber. 

Die Frisdifisdianländungen waren erneut rückläufig. 
Trotzdem führten die gesliegenen Durdisäiaitts- 
preise auch hier z.u einem Erlöszuwachs. Drastische 
Kostensteigerimgen lassen jedoch ein ähnlich gün- 
stiges Ergebnis wde 1973 nidit erwarten. 

Insgesamt bestätigen die verbesserten wirtsdiaft- 
lichen Ergebnisse der Großen Hodiseefisdrerei die 
von der Bundesregierung verfolgte Politik, Umstruk- 
turierung und Rationalisierung der Fischerei flotte zu 
unterstützen. 


3.2 Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 

Struktur 

69 , Der Bestand der Kutter flotte ging, gemes.sen 
an der Zahl der Einheiten, auch 1973 leidit zurück 
(Ubersidit 34). Die Tonnage blieb jedoch mit ca. 


29 000 BRT fast unverändert, weil aussdi eidende 
kleinere Sdüffstypan zumeist clurdi größere ersetzt 
wurden. Zu der Kutterllotte kommen noch ca. 1 800 
sonstige Küstenfisdiereifahrzeuge von Neben- 
erwerbs- und Sportfischern, 


Produktion.^- und Betriebsergebnisse 

70 . Audi 1973 zeigten die Familienbetriebe der 
Kleinen Ilochsee- und Küstenfisdierei eine bemer- 
kenswerte Anpassung an Änderungen der Markt- 
Verhältnisse und der ProdukÜonsbedingimgen auf 
den Fangplätzen der Nord- und Ostsee. Die Fang- 
menge der Kleinen 1 loctisee- und Küstenfisdierei 
hat 1973 geringfügig um 2 "/o auf 133 000 t (Fang- 
gewidit) zugenonimen; das sind 29 '^/'n des Gesamt- 
ergebnisses der deursdien Seefischerei (vgl. audi 
Übersicfil 55). Die hohen Induslriefisdipreise im Zu- 
sammen hang mit der Verknappung von Fischmehl 
auf dem Weltmarkt führten zu einer Steigerung des 
Industriefischfaiigs, der in den letzten Jahren kaum 
noch von Bedeutung war. Der Anteil der Industrie- 
fischerzeugung an den Gesamterlösen der Kutter- 
fischcrei war mit 5,4 jedodi auch 1973 nur gering. 

Bei knappem Frisdifisdiajigebot und weiterhin leb- 
hafter Nachfrage stiegen die Erzeugerpreise an, so 
daß sich 1973 die Erlöse um U Vo auf 102 Millionen 
DM erhöhten (Übersicht 30), Rü(i.läuf]ge Fang men- 
gen bei einzelnen Betriebslypen konnten im allge- 
meinen durdi höhere Erzeugerpreise ausgeglidien 
werden. 

im ersten Malbjahr 1974 w-urde von den Kuttern 
nahezu die gleiche Menge an Konsurafiscii wie in 
den ersten sedäs Monaten 1973 angeiandetj die 
Durchschnittspreise für Konsumfisdi stiegen gegen- 
über dem Vorjahr um ca. 13 Vo. 

Die Einkommensentwicklung der Kleinen Hodisee- 
und Küstenfi.scherei verlief 1973 aufgrund der gün- 
stigen Erlössituation insgesamt zufriedenstellend. 
Das gilt besonders für die Hochsee kutter der Nord- 
imd Ostsee, auf die der we.sentlid'ie Teil der Kon- 
sumfischanlandung entfällt. Zwischen den einzelnen 
Betriebszweigen sind allerdings nadi wue vor er- 
hebliche Differenzierungen zu verzeichnen (vgk Ma- 
teriaiband, Tabelle 68), Wegen der wiederum be- 
träditlidi gestiegenen Betriebsaufwendungen stie- 
gen allerdings die Einkommen der Kutlerfisdier 
schwächer als die Erlöse, fm letzten Quartal 1973 
wirkten .sich die ungewöhnlich hoch gestiegenen 
Treibstoff kosten ertrags mindernd aus. Trotz der für 
die Betriebe befriedigenden Erlösentwicklung lassen 
sie für 1974 eine Versdilediterung der Ertragslage 
in der Kutterfisdmrei erwarten. 


3.3 Loggerfischerei 

71, Der geringfügige Anteil der Loggerfisdierei an 
den Gesamtanlandungen und -erlösen blieb mit 
I i,7 Vft bzw. l,3 gegenüber 1972 unverändert. 
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3.4 Binnertftscherei 


Struktur 

72, Der seit langem zu beobadi Lende untersdiied- 
lidie Trend in den beiden Hauptgruppen der Bin- 
nenfischerei setzte sich 1973 weiter fort. In den letz- 
ten zehn Jahren ist die Zahl der Teidiwlrlschails- 
und Fischzuditbelriebe um über 40 *^/o auf ca. 5 800 
Betriebe gestiegen^), wobei die Nebenerwerbsbe- 
triebe einen besonders starken Zuwachs zu verzeich- 
nen hatten. Dagegen nalmien die von Gewässerver- 
unreinigungen am stärksten betroffenen Fluß- und 
Seenfischereibeiriebe um ein Drittel auf ca. 1 000 ab; 
davon werden nur noch etwa 300 Betriebe von 
hauptberuflichen Inhabern geführt. 


ProduktiouS' und Betriebsergebnisse 

73. Die Gesajnterzeugung der Binnenfischerei wird 
für 1973 auf 5 300 l Forellen im Wert von 38,7 Mil- 
lionen DM und 3 700 t Karpfen im Wert von 11,3 
Millionen DM veranschlagt, was gegenüber dem 
Vorjahr an Menge und Preis eine leichte Steigerung 
bedeutet. Hinzu kommen ca, 4 000 t sonstige Süß- 
wasserfisdie für Konsumzwecke im Wert von etwa 
14 Millionen DM sowie die Produktion von Besatz- 
fischen, so daß die Gesamterläse der Binnenfisdierei 
für 1973 auf ca. 75 Millionen DM gesdiätzt werden 
können. 


Ergebnisse der Binnenfisdierel-Erhebungen 1962 bis 
1972 
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Teil II 

Ziele und Programme 


A. Allgemeine Ziele 

74* Die Agrar- und ErnahrungspoJitäk der Bundes- 
regierung ist ein integrierter Bestandteil der Ge- 
sellschaftspolitik* Tn der Regierungserklärung vom 
17. Mai 1974 heißt es dazu: „Agrarpolitik ist in un- 
serer Zeit eine Politik für alle Menschen, die im 
ländlichen Raum arbeiten oder dort Erholung und 
Ruhe suchen oder die Landwirtschaft brauchen, wie 
wir alle sie brauchen, um uns zu ernähren.“ Es 
bleibt deshalb auch im Interesse der Verbraucher das 
Ziel der Bundesregierung, eine leistungsstarke Land- 
wirtschaft zu erhalten, die gleichrangiger Bestand- 
teil einer modernen Volkswirtschaft ist. 

75* Die gegenwärtigen und zukünftigen Sdiwer- 
punktaufgaben der Agrar- und ErnährungspoHtik 
lassen sich zu vier zentralen Zielkomplexen (Haupt- 
zielen) zusammen fassen. Sie lauten: 

A, Verbesserung der Leben.sverhäitnisse im länd- 
lichen Raum sowie gleichrangige Teilnahme der 
in der Land-^), Forstwirtsdiaft und Fischerei Tä- 
tigen an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hoch- 
wertigen Produkten der Agrarwirtschaft zu an- 
gemessenen Preisen, 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh- 
rungsprobleme und Verbesserung der agrari- 
schen Außenwirtschaftsbeziehungen. 

D, Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfahigkeit von Natur 
und Landschaft, Verbesserung des Tierschutzes. 

76* Zur Verbesserung der Grundlagen für den Pla- 
nungsprozeß und die Entscheidungsfindung hat das 
BundesministeTium für Emährungr Landwirtschaft 
und Forsten — ausgehend von den vier Hauptzie- 
len — eine Zielslruktur entwickelt, die in der Anlage 
zu diesem Bericht (s. Seite 167 ff.) wiedergegeben 
wird. 

77, Die Verwirklichung des Hauptziels A erfordert 
einen ausgewogenen und konzertierten Einsatz von 
Maßnahmen der Markt-, Preis-, Struktur-, Regional-, 
Bildungs- und Sozialpolitik. Diese Politik muß in 
umfassendem Sinne auf die Entwicklung des länd- 
lichen Raumes ausgerichtet sein. Dazu gehört aiic^j 
die Sd^affung krisensicherer außerlandwirlschaft- 
licher Arbeitsplätze, um den Weg zur Einkommens- 

*) einschließlicii Gartenbau 


kombination oder auch zum vollständigen Wedisel 
in eine nichtlandwirtschaftlidie Tätigkeit zu erleich- 
tern. 

Während 1973 das Ziel der Versorgung der Ver- 
braudier zu angemessenen Preisen insbesondere 
wegen der Verknappungserscheinungen in einigen 
Bereichen des Weltagrarmarktes (u. a. Rindfleisch. 
Eiweißfuttermiltel) gefährdet war, ergeben sidi zur 
Zeit zusätzliche Probleme hinsichtlich der einkom- 
menspolitischen Zielsetzung für die Landwirtschaft. 
Der Spielraum der Preispolitik ist jedoch durch die 
Schwierigkeiten des Marktausgleichs auf einigen 
Märkten begrenzt Außerdem sind die stabilitäts- 
politischen Erfordernisse zu berücksiditigen. Den- 
noch wird die Markt- und Preispolitik nach wie vor 
ein bedeutender Faktor der landwirtschaftltdien 
EinkommenspoliUk bleiben. Sie muß insgesamt ge- 
sehen den leistungsfähigen Betrieben unter Berück- 
sichtigung der Kostenentwicklung Einkommen er- 
möglichen, die eine angemessene Lebenshaltung und 
auch eine Weiterentwicklung dieser Betriebe aus 
eigener Kraft erlauben. 

78. Durch die Entwicklung der Welternährungslage 
kommt der Nahrungsmittelversorgung auch künftig 
weltweit eine große Bedeutung zu. Der Europäischen 
Gemeinschaft ist es bisher gelungen, eine kontinuier- 
liche und ausreidiende Versorgung in den Mitglied- 
Staaten zu sichern (Hauptziel B). Damit wurde gleidi- 
zeitig ein wesentlicher Beitrag zum Ziel „der Ver- 
sorgung zu angemessenen Preisen" erreicht. Außer- 
dem strebt die Bundesregierung an, die Marktüber- 
sicht der Verbraucher zu verbessern. Hierdurch soll 
u. a, erreidit werden, daß rückläufige Erzeugerpreise 
ohne größere Verzögerung an die Verbraudier wei- 
tergegeben werden. Die Qualität der Produkte der 
Agrarwirtschaft soll fortlaufend verbessert werden. 

79. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Lösung der Weltagrar- und -ernährungsprobleme 
(Hauptziel C) nur durch international koordinierte 
Anstrengungen erreidit werden kann. Sie hält eine 
Anpassung von Angebot und Nachfrage bei land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen für erforderlidi, um 
einerseits national und weltweit ein Höchstmaß an 
Sidierheit der Versorgung und andererseits an Wirt- 
schöftUdikeit in Produktion und Vermarktung zu 
verwirklichen, Voraussetzung hierfür ist ein von 
dirigistisdien Eingriffen möglidist freier Wettbe- 
werb im Welthandel. Dies gilt auch für den Waren- 
austausch mit Staatshandelsländem. Die Bundes- 
regierung wird sidi wie bisher für eine Verbesse- 
rung der agrari-sdien Außenwirtsdtaftsbeziehungen 
der Gemeinsdiaft gegenüber Drittländern einsetzen. 


69 


Drucksache 7/3210 


Deutscher ßundest^ig — 7. Wahlperiode 


80. Die Erhaltung, Wiederherstellung und Entwick- 
lung der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Na- 
tur und Landschaft hat in den letzten Jahren den 
Rang eines Hauptzieles (Hauptziel D) erhalten. Die- 
ses Ziel besdiränkt sidi nicht nur auf die bewahren- 
den Aufgaben des Natursduitzes. Um Natur und 
Landschaft nadihaltig für den Menschen zu sichern, 
ist das Ziel um gestaltende Aufgaben erweitert wor- 
den (Landschaftspflege). Letztlich gehl es um die 
Sicherung der Lebensgrundlagen für Mensch, Tier 
und Pflanze und die Sidierung der Voraussetzungen 
für die Erholung der Bevölkerung in Natur und 
Landschaft. 


B. Programme 

81. Der Vielfalt der Zielsetzungen auf agrar- und 
ernähiungspolitisdrem Gebiet steht eine Vielzahl 
von Aktivitäten zur Verwirklichung dieser Ziele ge- 
genüber. Zur Verbesserung des Planungsprozesses, 
der Übersicht über die Tätigkeiten des Ressorls und 
der KontrollieTba.fkeit der einzelnen Maßnalnnen 
wurden die Ressort- Aktivitäten zu den folgenden 
elf Programmen zusammengefaßl 


*) Nicht erfaßt sind Aktivitäten, denen Querschnitts- und 
Dienslleistungsfunklionen innerhalb des Ressorts zu- 
kommen. 


i Hauptsächliche 

j Ziehvirkungen 

Programm liegen im 

Bereich der 
Hauptziele 

Verbraucherpolitik im 

Ernährungsbereich 

Produktion und Produktciuaiität . . 

Markt- und Preispolitik 

Außenwirtschaftspolitik und 
Weltagrarprobleme 

Entwicklung des läncllidien Raumes 
— Agrarstruktur — 

Fönst- und Holzwirtschaft, 

Jagdwesen 

Fisdiwirtschaft 

Sozialpolitik 

Bildung und Beratung 

Einkommensausgleich aus 

besonderen Gründen . 

Umweitpolitik B, D 

Die agrar- und ernährungspolitischen Aktivitäten 
tler Bundesregierung werden im folgenden anhand 
dieser elf Programme dargestellt. 


B, C 
A, B. D 
A, ß, C 

C 

A, C, D 

A, B. D 
A, B 

A 

A 
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1 Programm: Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 


1.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

1J1 Ernährungslage 


Verbrauch ‘) von Nahrungsmitteln 

82- In der Bundesrepublik Deutschland nahm im 
WirtschaKsjahr 1973/74 die Bevölkerung um 0,4 
auf 62,0? Millionen Einwohner zu. Der Pro-Kopf- 
Verbraudi an NahrungsmiUelD insgesamt verän- 
derte sich 1973/74 gegenüber dem Vorjahr kaum. 
Während der Verbrauch an Getreideerzeugnissen, 
Eiern, Slreidifetten und Ziti usfrüditen ^^urückging, 
erhöhte er sieb bei Gemüse, Frisdiobst und Zucker, 
Die Zunahme bei Zucker beruht allerdings leÜ^veise 
auf Vorratskäufen der Verarbeiter und Endverbrau* 
eher zu Beginn der Energie Verteuerung im Herbst 
1973 (Materialband, Tabelle 69)* 


Nährstoff Versorgung 

83. Der durchsdinitlliche Kalorien verbrauch je Ein- 
wohner blieb 1973/74 gegenüber dem Vorjaht — 
ohne Berück siditigung des Alkoholkonsums — nahe* 
zu unverändert. Er ist nadi wie vor wesentlich hö* 
her als der Kalorienbedarf (Materidlband, Ta- 
belle 69). Der Verbrauch an Eiweifl hat weiter ge- 
ringfügig abgenommen, ebenso der Verbraudi an 
Fett, der aber immer nodi erheblich über dem tat- 
sächlichen Bedarf liegt. Der Verbrauch an Kohlen- 
hydraten insgesamt hat aufgrund eines höheren 
Zucke rverbraudis geringfügig zugenommen '). 

Rein redmerisch bestelU aufgrund des Nahiüngs?- 
mittelverbraudis im Durdischnilt kein Mangel an 
Vitaminen oder Mineralstoffeu, Für eine oplimale 
Deckung des bei den einzelnen Bevölkerungsg rap- 
pen unlersdiied liehen Bedarfs an Vitaminen und 
Mineral stoffen wäre jedoch ein höherer Verzehr an 
Mildi und Gemüse günstig. 

Bisher vorliegende Forsdiungsergebnisse und Erfah- 
rungen deuten darauf hin, daß die menschliche Ge- 
sundheit und das allgemeine Wohlbet inden durch 
eine falsdie Ernährungsweise stark gefährdet w^er- 
deri können. Einseitige Nahrungsmittelauswahi und 
Uberernähnmg, vor allem zu hoher Fett- und Zuk- 
kerkonsum, sind sehr häulig die Ursadven für er- 
nährungsbedingte K rank liei len. Innerhalb der Be- 
vöUeerung wird die Gefälirdung durch überholte und 
nidit bedarfsgerechte Ernährungsgewolinheiten häu- 
fig unterschätzt. 


b Unter Veibraudi ist hier die insgesamt nadigefragte 
Menge, nicht die tatsächlich verzehrte Menge zu ver- 
stehen. 


Nahningsmittelqualität 

84. Die Sicherung und Verbesserung der Qualität 
der Nahrungsgüter begmnt bereits bei der Erzeu- 
gung und setzt sidi auf allen Stufen bis hin zum Ver- 
braucher fort. Dabei ist Qualität iru umfassenden 
Sinne zu verstehen, Sie schließt den ernährungs- 
physiologisdien Wert und den Genußwert der Er- 
zeugnisse ebenso ein wie die gesundheitlidie ön- 
bedenklidikeit. 

Die bisherigen Unlersudiungsergebnisse haben ge= 
zeigt, daß die Bemühungen der Bundesregierung um 
eine gute Qualität der Nahrungsmittel erfolgreich 
waren und der Qualitätsstandaxd gehalten werden 
konnte. Eine Gefährdung der mensdjHdien Gesund- 
heit durdi Rückstände in Lebensmitteln dürfte bis- 
weijen überschätzt werden. 


1.12 Ausgaben für die Ernährung 

I 85. Die insgesamt id. 23,2 Millionen Pvivalhaus- 
halle in der Bundesrepublik verwendeten 1973./74 
etwa 510 Mrd. DM (1972/73 = 465 Mrd. DM) zum 
Erwerb von Waren und für die fnanspruchnahme 
von Dienstleistungen. Davon entfielen auf Nah- 
rungsmittel (eiiisdiL Verzehr in Gaststätten) 122 
Mrd. DM oder — wie iin Vorjahr — » rd. 24 ^/o. Der 
Anteil erhöht sidi bei Einbeziehimg der Genuß- 
mittel auf 290/0 (1972/73 ebenfalls rd. 29 0 / 0 ). 

Der Anteil der Nahrungsmitfelausgaben an den 
Gesamtausgaben hat sich in den letzten Jahren 
sowohl bei den Verbrauchern mit geringem Einkom- 
men als audi bei denen mit mittlerem und höherem 
Einkommen vermindert. Bei den Verbraudiern mit 
mittlerem Einkomnren ist dieser Trend jedoch im 
ersten Halbjahr 1974 durdi eine Zunahme des .4.n- 
teils der Nahrimgsmittelausgaben unterbrodien wor- 
den (Materjalband, Tabelle 70). 

Die Ausgaben für Außerhaus-Verpflegung (Gast- 
stätten und Kantinen) sind in allen Verbraucher- 
gruppen weiter gestiegen (Materialbanü, Tabelle 70), 

86. Der Preisindex für Nahrungsmittel erhöhte sich 
im Wirtschaftsjahi 1973/74 gegenüber dem Vorjahr 
um 6,2 ^/ii, Der Preisanstieg bei Nahrungsmitteln w-ar 
damit sdiwadier als im Vorjahr (-S- 8,2 und blieb 
gleiciizeitig hinter den Kostensteigernngen für die 
gesamte Lebenshaltung (-f 7.1 Vo) und für ernäh- 
rungswirlsdiaftliche Einfuhren ('r 13,4 Vo) zurück 
(vgl. Sdiaubild 6 und Material band, Tabellen 12 und 
71). Ein Vergleidi zeigt, daß in der Bundesrepublik 
die ErnälLTüngsküsten — wie die Lebenshaltungs- 
kosten insgesamt — auch 1973 erheblidi weniger 
gestiegen sind als in fast allen anderen EG-Mitglied- 
staaten (Malerialband, Tabelle 72). Die Verringe- 
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Schaubiid 6 


Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 

1970 - 100 



_ Gesamllebenshaltung 

— ^ - NahrungsmitteKohne Verzehr in Gaststätten) 

Quelle: Slaltstisches Burüesamt 


rung der Preissteigerimgsrate für Nahrungsmittel 
1973/74 gegenüber 197Z^73 beruhte überwiegend auf 
einer Zunahme des Angebots an Rindfleisch und 
Kartoffeln mit entsprechend preisdämpfender Wir- 
kung bei im wesentlichen unveränderter Nadifrage. 

ln der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 1974/75 
erhöhten sidi die Nahrungsmittelpreise in der Bun- 
desrepublik im Vergleich zum entsprechenden Zeit- 
raum des Vorjahres um 5,2 ’Vo und wirkten damit 
weiterhin preisdämpfend auf den Anstieg der Le- 
benshaltungskosten insgesamt (+ 6,8 ^/o). 

87. Der Anteil der landwirlsdiaftHdien Verkaufs- 
erlöse an den Verhiaudierausgaben für inländisdie 
Nahrungsmittel ist im Wirtschaftsjahr 1973/74 auf 
durdischnittlidi 49 ^/o weiter zuriidcgegangen (1963/ 
64: 51,3 '^/ö). Der Anteil der landwirtsdiaftlichen Ver- 
kaufserlöse an den Verbraucherausgaben schwankt 
zwischen 12^/0 bei Brot und Backwaren und 84 ^/o 
bei Eiern {Materialband, Tabelle 73). 


1.13 Ernährung im Privathaushalt 

88. Fast ein Viertel der gesamten Aufwendungen 
<m Geld und Zeit im Privathaushalt entfällt auf die 


Beschaffung der Nahrungsmittel und die Zuberei- 
tung der Speisen. Dieser hohe Stellenwert des Er- 
nährungsbereic^is macht die Planung und Ratio- 
nalisierung ira Haushalt zu einer vordringlichen 
Aufgabe. Die wirtschaftlichen und sozialen Wand- 
lungen haben Gefüge und Funktion der privaten 
Haushalte tiefgreifend beeinflußt. So hat z. B. die 
Zahl der berufstätigen Frauen ständig zugenommen; 
nur nodr rd. 10 Millionen Frauen sind aussdiließlich 
im eigenen Haushalt und in der Familie tätig. Die 
hauswirlschaftliche Aufklärung muß die geänderte 
Funktion des privaten Haushalts verdeutlichen und 
die Informationen über markt- und haushaltsgerech- 
ten Einkauf in das Programm für eine ernährungs- 
physiologisdi vollwertige und zugleich preisgün- 
stige Ernährung einbeziehen. Dabei sollen die Ver- 
braucher auch für die moderne Vorrat.swirtschaft 
interessiert werden. 


1.14 Außerhaua-Verpflegung (Gemeinschafts- 
verpflegung) 

89, Einriditungen der Gemeinschaftsverpflegung 
versorgten 1974 mehr als 11 Millionen Bürger der 
Bundesrepublik täglich mit einer Hauptmahlzeit. 
Daraus ergibt sidi, welche Bedeutung die Groß- 
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küchen lür eine bedarfsgerediLe Nährstoffzufuhr 
besitzen. Die tedinisdie Entwicklung hat zu sehr 
untersdiiecijichen Versorgungssystemen (neuartige 
Gar- und Konservierungsverfahren, Tiefkühlkost, 
Zentralküdieu usw.) geführt, durch die auch eine 
befriedigende Versorgung kleinerer Gruppen von 
Essensteilnchmern möglich ist. Erhebungen lassen 
erkennen, daß schwerwiegende Mängel in der Zu- 
sammensetzung der Kost von Einrichtungen der 
Gemeinsdiaftsverpflegung heute eine Ausnahme 
bilden. Die Auswahl des für den Einzelfall kosten- 
günstigsten Versorgungssystems wird häufig durch 
das Fehlen entsprechender Vergleichsuntersuchim- 
gen erschwert. 

In den nädisten Jahren ist mit einer weiteren, in 
den einzelnen Bereichen jedoch untersdiiedlichen 
Ausweitung der Gemeinschaftsverpflegung zu rech- 
nen. Im Sdiulbereidi wird der bis zum Jahr 1985 
ursprünglich erwartete Bedarf an Gerneinstdiafls Ver- 
pflegung (15 der Schulen als Ganztagsschulen) 
voraussichtlich nicht erreicht weiden. 

1.15 Stellung des Verbrauchers am Markt 

90, Die Verbraucher sind als Marklpai tner aktiver 
geworden. Sie artikulieren Kritik, Wünsche und For- 
derungen, auch nach besseren Informationen, deut- 
lidier als bisher. Diese Entwicklung ist sicher da- 
durch unterstützt worden, daß die Preis.steigerungen 
auf fast allen Gebieten zu einer sorgfältigeren Aus- 
gabenplanung führten. Sie ist aber zweifellos auch 
ein Erfolg der jahrelangen Beniühungen der Bundes- 
regierung, die Stellung der Verbraudrer am Markt 
zu stärken. 


1.2 Ziele 

91. Zentrales Ziel der Verbraucherpolitik im Er- 
nährungsbereich ist es, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß sidi ein informierter, kritischer Ver- 
brau dier aut einem funktionsfähigen Emährungs- 
gütermarkt zu angemessenen Preisen mit den Nah- 
rungsgütern versorgen kann, die ihm eine optimale 
Ernährung ermöglidien. 

Insbesondere weiden folgende Teilziele verfolgt;: 

— Gewährleistung optimaler Beschaffenheit und 
eines hohen hygienischen Standards der Ernäh- 
rungsgüler sowie Verbesserung des Gebraiidis- 
und/odei Genußwertes der Produkte der Agrar- 
w'irtschafl, 

— Verbesserung der Markttransparenz, 

— Saisonaler Angebots- und Nacfifiageausgicudi 
zuin Beispiel durdi Haushaltsbevorratung, 

— Ausreichende Berücirsichtigung der Veibrauciier- 
interessen bei Agrarpreisbeschlüssen, 

— Aufklärung und Information der Verbraudier 
über Ernährung, Markt und Konsum, 

— Stärkere Beteiligung der Verbrauchervertretung 
an verbraucherrelevantc-in Entscheidungen, 

— Versorgungssicherung für Krisen- und Notzeiten. 


1.3 Maßnahmen 

92. Trotz gewisser Verknappungserscheinungen 
bei einigen Nahrungsgütern auf dem Weltmarkt 
bestehen für die mengenmäßige Versorgung der 
Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland 
gegenwärtig keine besonderen Probleme. Um die 
Ernährung der Bevölkerung auch in etwaigen Kri- 
senzeiten sicherzustellen, bereitet die Bundesregie- 
rung jenioch auf der Grundlage des E:rnährungssicheT- 
stellungsgesetzes ent-sprechende Maßnahmen vor. 
Außerdem w^erden u. a. von den staatÜdien Einfuhr- 
und Vorratsstellen bestimmte Vorräte an Nahrungs- 
güten^ gehalten. 

93. Um die Verbraucher über die Bedeutung und 
praktische Handhabung moderner Lebensmittelbe- 
vorratung und die sich hieraus ergebenden Möglich- 
keiten zu rationeller Haushaltsführung zu informie- 
ren, wird die seit mehreren Jahren laufende Auf- 
kiäningsaktion Vorrat ist ein kluger Rat“ mit ziel- 
gruppengerechten Informationsträgern fortgeführt,. 

94. Mit dem Gesetz zur Gesamtreform des Lebens- 
mittelredits, das mit Ausnahme bestimmter Rege- 
lungen, für die eine übergangsfrist erforderlidi war, 
am 1. Januar 1975 in Kraft getreten ist, wurde eine 
durdigreifende Neuordnung lebensmiltel rechtlicher 
Bestimmungen erreidrt. 

Hauptziel dieses Reformwerkes ist die Verbesserung 
des Schutzes der Verbraucher vor möglichen Ge- 
sundheilsschäden und vor Täusdiung, ohne dabei 
die wirtschaftliche Entwicklung unnötig zu behin- 
derus 

Der Verwirklichung dieses Anliegens dienen ins- 
besondere die Regelungen für Zusatzstoffe, für 
Stoffe mit phannakologischer Wirkung bei Lebens- 
mitteln tierischer Herkunft und für Bedarfsgegen- 
stände. Eine Verbe.sserung des Verbrauchersdiutzes 
wird ferner durch die Bestimmungen über die Wer- 
bung erreicht. Besondere Bedeutung kommt öudi den 
Regelungen auf dem Gebiet der Überwachung zu, 
durch die u. a, eine verstärkte Kontrolle der impor- 
tierten Lebensmiltel gewährleistet werden soll. 

Die neuen lebensmittelreditlichen Vorschriften w^er- 
den ergänzt durdi das Gesetz zur Änderung des 
Arzneimittelgesetzes, das ebenfalls am 1. Januar 
1975 in Kraft getreten ist. Es sdireibt vor, daß künf- 
tig nur nodi vom Bundesgesundheitsamt geprüfte 
und registrierte Arzneimittel Tieren, die der Lebens- 
mittelgewinnung dienen, verabfolgt werden dürfen. 
Die Registrierung ist mit der Festsetzung von Warte- 
zeiten verbunden, die nach Anwendung von Arznei- 
mitteln zur Vermeidung von gesntidheitsbedenk- 
lidien Rückständen eingehalten werden müssen, be- 
vor die gewonnenen Lebensmiltel in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, 

95. Auch die in den Bereichen Pflanzenschutz- und 
FuttenmiHelrecht getroffenen oder in Vorbereitung 
belindlicheu Neuregelungen dienen direkt oder in- 
direkt einer weiteren Verbesserung des Verbraucher- 
.schutzes (vgl. Textziffern 120 und 124). 
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96, Seil Mai I974 wird dem Wuiisdi der Verbrau- 
dier nach fettreriuziertem Brotaufstrich Rechnung ge- 
tragen. Nach Änderung der Verordnung über Milch- 
Erzeugnisse und des Margarinegeselzes können nun- 
mehr Milchhalbfett und HalbfeUmargarine mit einem 
Fettanteii von rd. 40 "/o den Verbraiidiern angeboten 
werden, 

97, Wesen tlidie Elemente der Verbraucheipolitik 
sind Verbrauchen nformation und Verbraucherbil- 
clung. Im Ernährungsbereich standen 1974 dafür 
5,6 Millionen DM zur Verfügung. Für 1975 ist eine 
Erhöluing dieses Mjttelansat7.es auf 0,7 Millionen DM 
vorgesehen. 

Tm Jahre 1974 wurden mehrere neue Beratimgs- 
stellen der Verbrauclierzentraleri eingerichtet. Gleidr- 
zeitig konnte die Zahl der dort tätigen Ernährungs- 
beraterinnen erhöht werden. Das Beratungsnetz soll 
weiter au.sgebaut werden. Während sich dabei die 
Verbraucherzentralen in ei,ster Linie auf den städti- 
sdien Raum konzentrieren, wird die Emährungs- 
beratung im lä.ndlidien Raum vorwiegend von dev 
ländüdi-hauswirlsdiafllidien Offizialberatung wahr- 
genommen. 

Die Zusammenarbeit der versdiiecienen mit Eniäh- 
rungsaiifklänmg befaßten Institutionen wie Ver- 
braucherzentralen, ländlich-hauswirtsdiaftliche Offi- 
zialberatung der Ländt^r und Beratung der Deut- 
schen Gesellsdiaft für Ernähnmg (DGE) konnte 1974 
weiter verbe.ssert weiden. Die Bundesregierung wird 
diese Zusanunenarbeit auch künftig fördern. 

Im Jahre 1974 beteiligten sich die Mdissemriedien, 
insbesondere das Fernsehen, stärker als bisher an 
der Verbraucheraufklärung. Da auf diese Weise be- 
sonders viele Verbraucher angesprochen werden, 


wird die Bundesregierung den Ausbau dieses fnfor- 
mationsweges weiter unterstützen. 

Zar Verbesserung der MarkUransparenz bei Nah- 
rungsmitteln werden unter Mitwirkung der Ver- 
braudierzentralen und der Zentralen Markt- und 
Preisberiditsstelle (ZMP) wöchentliche Preiserhebun- 
gen durchgeführt. Im Beriditsjahr konnten deren 
Umfang enveitert und ihre Aussagekraft wesentlich 
verbessert werden. Die Preiserhebungen dienen als 
Grundlage für die Verbraucherinformationen in der 
lokalen Presse sowie im regionalen Rundfunk und 
Fernsehen, Audi in den Telefonansagediensten, die 
weiter ausgebaut werden konnten, finden diese In- 
formationen zunehmend Verwendung. 

98. Um bei Fragen im Agrar- und Ernährungsbe- 
reidi eine stärkere BeriicksichUgung der Verbrau- 
dierbelange sidierzustellen, sollen auf Anregung 
des Verbraiidieräiissdmsses beim BML künftig Ver- 
braucher Vertreter auch in den beratenden Gremien 
mitwirken, in denen dies bisher noch nidit der Fall 
ist. Dies gilt sowohl für beim BML institutionalisierte 
Beratungsgreinien und Anhörung.sbesprechungen mit 
der Wirtsdiaft als auch für Beiräte bei Bundes- 
forsd^ungsanstalten. 

99. Das erste Programm der Europäisdien Gemein- 
sdiaüen für eine Politik zum Schutz und zur Unter- 
richtung der Verbraudier wird zur Zeit beraten. Es 
stellt die Grundlage für die Enlwiddimg einer vei- 
braudierpolitischen Konzeption für den EG-Bereidi 
dar und soll sicherstellen, daß künftig auch auf Ge- 
rneinsdiaftsebene Verbrauchersdiutz, Verbrauchei - 
Information und -bildung und Verbrauchervertre- 
tung angemessen berücksiditigt werden. 
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2 Programm; Produktion und Produktqualität 


2.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 


2.11 Pflanzliche Erzeugung 

100. Die Anbauflächen der Landwirtsdiafl haben 

sich in der Bundesrepublik Deutschland 1974 gegen- 
über 1973 wie folgt entw ideell: 

— annähernd gleichbieibende Getreidefläche bei ge- 
ringfügigem Rückgang von Brotgelreide ( — 0,9®/o) 
und ebenso geringer Zunahme von Fultcu getreide 
( ^ 0.7Vo), 

— weiterer Rückgang der Kartof feit lache ( — 2 ^'ü), 

— Zundh me der Zucken üben fläche (-f5^/o), 

— unveränderte Feldfutterbauflädie, 

— Zunahme der Hülsenfrüciite ( + 24, 9 *^/ 0 ), 

— Zunahme der Ölfrüchte (+4,9®/o), 

— Zunahme des Reblandes (4-2, 9 Vü), 

— Rückgang der Flächen des Frwerbs<iarlenbaues 

101. Die Bemühungen um Qualitätsverbesserung 
insbesondere durch Pflanzen^üchtung, Sorten wähl 
und Anbautechnik stehen im Bereich des Pfldiizen- 
bäues weiterhin im Vordergrund, So zeidiiiet sidi 
lüi Weizen eine stärkere Ausrichtung auf den Ver» 
werlungszweck (Mahlweizen bzw. Futterweizen) ab. 
Bei den ölsctaten sind inzwisdaen sedis Rapssorten 
mit niedrigem Gehalt an Erucasäure in die Sorten- 
liste eingetragen worden. Eine der beiden Sommer- 
rapssorteu hat außerdem einen niedrigen Gehalt an 
Glucosinolalen (siehe auch Textziffer 156), Raps- 
.sdirot von solchen Sorten hat die gleiche Qualitäi 
wie Sojasdtrot. Die mit Biuidesmitteln geförderten 
Arbeiten der privaten Pflanzenzüchter auf dem Ö+ 
saatensektor waren damit in den letzten Jahren be- 
sonders eifoigreidr. 

102. Im Pflanzeiiljau spielt der PfJanzensdiuiz eine 
widitige Rolle. Ein anerkannt fortsduiUlidies Fflan- 
zenschutzredil trägt den Anliegen der Erzeug ungs- 
sidierung sowie des Verbraucher- und des Umwelt- 
schutzes Rechnung. Uniweltschonende Bekämpft] ngs- 
verfahren gewinnen zunehmend an Bedeutung. 


2.12 Tierische Erzeugung 

103. Die Entwicklung der Viehbestände von Mitte 
1973 bis Mitte 1974 (Stidiprobenerhebung Junizäh- 
lung) 'war im Bundesgebiet 1974 gekennzeichnet 
durch: 

— Zunahme des RindviehbestajKfes ins(je.samt 
(-7 2,5 Vo), 


— .Abnaiirne des Milchkuhbestandes ( — 

— - Zunahme des Sdiweinehestandes 
Augustzählung), 

— Zunahme des Sdiafbestandes (+11 , 9 *^/ 0 ). 

Wälirend die Zahl der i inderhaltenden Betriebe 1974 
gegenüber dem Vorjahr auf 684 000 ( — 5,2^V(») und 
die der Sdiweinehaller auf 801 ÜQO ( — 6,6‘’/o) zurück- 
gegangen i.sl, stieg die Zahl der Schafh alter aid 
54000 (+0,3®/u). Die Zahl der Rinderlialler ist heuTe 
etwa halb so groß wie 1956, die Zahl der Schaf ha Her 
hat seit dem Tiefstand 1966 um rd. 30 ^/o zugenom- 
men. Gleidizeitig mit der Konzentration zu größeren 
Beständen schreitet audi die Spezialisierung, vor 
d l lern in der Schweinehaltung, fort. 

104. Seit Inkratttreten des Tierschutzgesetzes atu 
i. Oktober 1972 passen sich die versdiieclenen 

' Zweige der tierischen Produktion den gesetzlidi 
vorgegebenen Leitlinien — vorrangige Berücksichti- 
I gung des biologisdien Maßstabs, den das Tier selbst 
I setzt — an. Die Beachtung der Lebensansprüche der 
Tiere ist auch aus wirtsdiafllicher Sidil geboten. 

105. Wirtschaft Hchkeil und Leislungsfahigkeit der 
landwirtsdiaftlichen Tierhaltung sowie die Qualität 

der tierischen Erzeugnisse sind w^eitgehend aucii 
vorn GesuncibeitszusEand der Tiere abhängig. Die 
staatliche Tierseuchenbekümpfung hat zur Erhaltung 
und weiteren Verbesserung der Tiergesundheit 
wesentlich beigetragen. Die Tierseuchensitiiation ist 
im Bundesgebiet — abgesehen von der Wikltollwut 

— weiterhin günstig. Die 1973 regional begrenzt auf- 
getretene Schwminepesl ist wcscjntlich zurückgegan- 
gen (,Material!>and, Tabelle 74). 


2.13 Bezugsmärkte für Produktionsmittel und 
Dienstleistungen 


FiiUermittel 

106. Die Preise für EiweißfuUermiltel lagen im 
Durchschnitt des Wirtsdiaftsjahres 1973/74 deullich 
über dem Niveau des vorhergehenden Wirtschafts- 
jahres, Ab April 1974 zeiciinete sidi jedodi mit dem 
Rückgang der hohen Preise für Eiweißfuttermittel 
als Folge des .Anstiegs der WeUproduktion an öl- 
saaten und driictiten sowie der zunehmenden Ver- 
wendung von Substituten für die herkömmlichon 
Eiweißkonzentrate eine Nornmlisierung ab. Auch 
die 1974 gegenüber dem Vorjahr niedrigere Soja- 
bohnenernte (USA: — 8,2 Millionen t) führte nicht 
zu einer Wiederholung der Preishausse des Vor- 
j a h res ( „ So j a k t i so " ) . 
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Die anhaltenden Preissdiwaiikungen auf dem Futler- 
proteinsektor und die knappere Versorg ungslage bei 
Fultergetreide auf dem Weltmarkt haben deutlich 
gemadit, daß für die EG die Produktion, Aufberei" 
tung und Konservierung von Futtereiweiß von gro- 
ßer Bedeutung sind. 


Saatgut 

107, Das begrenzte Angebot von Fullerpflanzen- 
saatgut führte auf dem Weltmarkt insbesondere in 
den letzten zwei Jahren zu Preissteigerungen, Dank 
der gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 
ist es gelungen, in der EG die Saatgutpreise für 
Futterpflanzen zu stabilisieren und dem Rückgang 
der Vermehxungsflädien für Futterpfianzen entge- 
genzuw'irken. 


Düngemittel 

108. Ein gemessen an der Nachfrage knappes An- 
gebot und außergewöhnliche Preissteigerungen | 
kennzeidinen den Weltmarkt für Stickstoff- und 
Phosphatdünger. Wesen tlidie Ursadien für die Si- 
tuation sind stark verteuerte Rohstoffe. Insbeson- 
dere sind die Preise für Rohphosphate und Erdöl- 
erzeugnisse erheblich angestiegen. 

109. Unter dem Einfluß der Entwicklung der Roh- 
stoffprcise erhöhten sich Anfang 1974 auch in der 
Bundesrepublik Deutschland die Preise für Stick- 
stoff- und Phosphatdünger erheblidr. Die Preisstei- 
gerungen wirkten sidi allerdings nicht in vollem 
Umfang auf den Düngemitteiaufwand der Landwirt- 
schaft im Wirtsdiaftsjahr 1973/7^ aus, weil der Be- 
darf weitgehend im Frühbezug gedeckt worden war. 
Insgesamt stieg der Preisindex für Handelsdünger 
1973/74 gegenüber dem Vorjahr um rd. 9^'{j. Im 
Wirtscliaftsjahr 1974/75 setzte sidi der Preisan- 
stieg fort, vor allem durdi %veitere Verteuerung 
der Rohphosphate. Bei wichtigen Düngernitteltypen 
liegen die Preise um 20 bis 30®/o höher als im Vor- 
jahr. 

110. In der Bundesrepublik lag 1973/74 der Absatz 
an Stickstoff um 7,4 niedriger als 1972/73, an 
Phosphat und Kali etwa auf der Höhe des Vorjahres. 
Eine beaditlidie Zunahme war bei Düngekalk fest- 
zusteilen ( r 10,9 ^ 0 ). Die Slickstoffimporte gingen 
zurück. Versorgungsengpüsse gab es nur bei einigen 
Düngemitteltypen, so z. B. bei Thomasphosphat. 
Audi 1974/75 dürfte die Düngemitlelversorgung ins- 
gesamt ausreichend sein. Die Landwirtschaft ist an- 
gesichts der höheren Kosten gezwungen, Dünge- 
mittel noch rationeller einzusetzen. 


P f I anze n sdiu ( zni i Ite 1 

111, Die deutsdie Landwirt.schaft bezog im Jahre 
1973 Pflanzensdiutzmittei im Gesamtwert von 489 
Millionen DM (4- 37 Vo gegenüber Vorjahr), davon 


entfielen auf inländische Produkte 384 Millionen DM 
(+ 39 Vü) und auf Importware 105 Millionen DM 
(+ 36 ^/ü). Die Allsgabens Leigerung ist auf einen 
Mehrverb raudi, Insbesondere bei Fungiziden, zu- 
rück zu führen. 1974 führten Rohstoffverknappung 
und Zunahme der Produktionskosten zu deutlichen 
Preisanstiegen, 


Energie 

112. Die im Herbst 197.3 weltweit einsetzenden 
Versorgungssdiwierigkeiten auf dem Mineralöl- 
markt haben in der Bundesrepublik Deutschland 
dank der marktwirtsdraftlich orientierten Politik der 
Bundesregierung nur begrenzt und vorübergehend 
zu Storungen in der Versorgung geführt. Demgegen- 
über gewannen die Auswirkungen der Preissteige- 
rungen bei Mineralölen (vgl. audi Materialband, Ta- 
belle 75) und das untersdüedlidie Ausmaß der Preis- 
steigerungen in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten 
aufgrund der nationalen Eingriffe in den Mineraiöl- 
markt größere Bedeutung. Von dieser Entwicklung 
%varen insbesondere die im großen Umfang Energie 
verbraudienden Produktionszweige, wie z. B. Unter- 
glasgartenbau, Fischerei, Trotkmmgsanlagen und 
Gefiügeizudilbetriebe, betroffen. 

113. Der Verbrauch von Dieselkraftstoff entspradi 
1973 mit U3 Milliarden Liier in etwa dem der beiden 
vorausgegangenen Jahre. Der Index des Einkaufs- 
preises für Dieselkraftstoff stieg 1973/74 gegenüber 
dem Vorjahr uni rd. 60 (Materialband, Tabelle 
75). Zur Vermeidung von WeLtbewerbsnachteilen 
gegenüber der Landwirtsdiaft in anderen EG-Mil- 
gliedstaaten wurde für die deutsche Landwirtschaft 
der Dieselkraftstoff im Jahre 1974 um 41,15 Pf/Liler 
verbilligt. Dennoch hat sie überdurchsdinittlidi hohe 
Kosten je Liier zu tragen. 

Der Verbrauch an elektrischer Energie (einsdiließ- 
lidi Haushalte) erhöhte sidi im Jahre 1973, etwa 
wie in den vergangenen Jahren, um 0,3 Mrd. kWh 
auf 6,1 Mrd. kWh, 


Gebäude 

114, Ini Jahre 1973 betrug das genehmigte Bau- 
volumen für rcL 1 1 000 landwirtschaftlidie Betriebs- 
gebäude 18,9 Millionen cbm umbauten Raumes 
(4- rd. 25 °/o gegenüber Vorjahr}. An diesem Bau- 
volumen war der Fertigbau mit 12,5 “/o beteiligt. 
Der Anteil hat sich damit gegenüber dem Vorjahr 
leicht erhöht (Materialband, Tabelle 76 und Sdiau- 
bild 2). 

Die Brulloinvestitionen für landwirtsdiaftliche Be- 
triebsgebäude erhöhten sich infolge des Anstiegs 
der Baupreise erheblich stärker. Sie lagen im Jahre 
1973 mit 1 182 Millionen DM um rd, 40 ®/ü über den 
Bnittoänveslitionen des Vorjahres, Der Baupreisin- 
dex für landwirtschaftliche Betriebsgebaucle (1962 
= 100) lag 1973 mit 185,5 um rd. 7 ®/o über dem Wert 
des Jahres 1972 (Materialband, Schaubild 2). 
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Aufgrund der Enlwic-klung in den Monaten Januar 
bis August 1974 Ist zu erwarten, daß 1974 die land- 
v/irtsdiafÜidifi Bautätigkeit etvi^a den gleichen UtH’ 
fang hatte wie 1973, 


Landmasdiinen und Geräte 

115. Die starke Nachfrage nach Sdileppernr Land- 
maschiiien und technischen Einriditiingen im Wirt- 
sdiaftsjabr 1972/73 hielt im Wirtsdiaftsjahr 1973/74 
nur nodi bei Schleppern an. Audi hier ist sie seit 
Beginn des Wirtschaftsjahres 1974/75 leicht rtidc- 
läufig. Bei den Landmasdiinen dagegen ist bereits 
seit Beginn cles Wirtsdiaftsjahres 1973/74 ein kon- 
tinuierlicher Nachfragerückgang feststellbar, der 
sich audi weiterhui fortsetzen dürfte. Als Ursachen 
hierfür müssen eine gewisse Marktsättigung und 
die ungünstige EinkomniensenLwidclnng in der Land- 
wirtsdiaft angesehen werden. Inwieweit die Sen- 
kung des Diskontsatzes durch die Bundesbank zu 
einer Invesliüonsbelebung in der Landwirtschaft 
beiträgt, bleibt abzuwarten. 


Dienstleistungen 

116- Die Landwirtsdiaft nimmt vielfältige Dienst- 
leistungen in steigendem Umfang in Ajisprndi.. So 
beliefen sidi z. B. die Ausgaben für die Unterhal- 
tung der Maschinen und Wirisdiaflsgebäude im 
Wirtsdiaftsjahr 1 973/74 auf 4,59 Mrd, DM. Weiter 
zugenommen hat die Zusammenarbeit in Betriebs- 
liilisdiensten unterschiedlicher Organisationsformen 
und beim überbetrieblidien Maschineneinsatz. Nach 
den Ergebnissen der Löndwirisdiaftszählung gab es 
1971 im Bundesgebiet über 4 000 landwirtschafüiche 
LohnunterneliTner. Dio Groß-Masdünenringe mit 
liauptberuflidieni Geschäftsführer verzeichne ten 1973 
erneut einen Mitgliederzuwadis von fast 20®/o auf 
58 000 (Materialband, Tabelle 77). Der Wert der im 
Jahre 1973 verredhneten Arbeit aller Maschinen- 
ringe einschlieBlidi ihres Betriebshelfereiiisatzes 
wird auf rd. 70 Millionen DM geschätzt. Rund 200 
haupt- und rd. 2 700 nebenberufliche Betriebshelfer 
leisteten etwa 1,8 Millionen Arbeilsstanden. 


2.2 Ziele 

117. Auf dem Gebiet der landwirLschaftildien Er- 
zeugung ist es das Ziel der Bundesregierung, die 
Voraussetzungen für die ausreichende Versorgung 
der Verbraudier mit Ernährumjsgütern optimaler 
Qualität zu angemessenen Preisen sidierzustellen. 
Gieidizeitlg sollen unter Beachtung der insbesondere 
durdi Verbraudrersdiulz, Tiersdiutz und Tierge- 
sundheit sowie Umweltschutz gesetzten Grenzen die 
Produktivität der landwirtschaftlichen Erzeugung 
weiter verbessert und die innerhalb der EG be- 
stehenden Wettbewerbsverzerrungen abgebaut 
werden. 

Im einzelnen werden daher vor allem die folgenden 
Ziele verfolgt: 

— Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 


— Verbesserung der überbetrieblidien Zusämmen- 
arbeit, 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
tedinischer Fortsduitle, 

— Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen 
in der EG, 

— Gewährleistung einer ernährungsphysiologisch 
optimalen Zusanunenselzung der Ernährungsgü- 
ter, 

— Erhaltung und Verbesserung der Gesundheit in 
Nutztier- und Nutzpflanzenbeständen, 

— Verhütung oder Verminderung von Kontamina- 
tionen in der Produktion, 

— Gewährleistung optimaler Beschaffenheit, eines 
hohen hygienischen Standards sowie Verbesse- 
rung des Gebrauchs- und/oder Genußwertes der 
Produkte der Agrarwirtschaft, 

— Schutz der Tiere vor vermeidbaren Schmerzen, 
Leiden und Sdiäden, 


2.3 Maßnahmen ') 

2.31 Pflanzliche Erzeugung 

118- Das von der Bundesregierung eingebrachte 
Gesetz zur Änderung des Sorlensciiutzgesetzes ist 
am 3t. Dezember 1974 in Kraft getreten. Das Gesetz 
zur Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes steht 
kurz vor der parlamentarisdien Verabsdiiedung. Mit 
diesen Gesetzen werden weitere Voraussetzungen 
zur langfristigen Sicherung der Saatgutversorgung 
geschaffen. 

Um die steigenden Anforderungen an die Qualität 
pUanzUdier Nahrungsmittel zu erfüllen, werden auch 
künftig Forschungsarbeiten insbesondere in den Be- 
reichen Pflanzeninhaltsstoffe, Ertragsphysiologie, 
moderne ZudUmelhoden und Resistenzzüchtung so- 
wie zur Überprüfung biologischer Landbauverfahren 
finanziell unterstützt. 

119. Mit dem hohen Anteil der Getreidefläche er- 
geben sich besondere Probleme bei der Verwertung 
des Strohes. Dank der von Bund und Landern erlas- 
senen Rechtsvorsdvriften und Empfehlungen konnte 
die Verbrennung von Stroh 1974 in Grenzen gehal- 
ten werden. Besondere Aufmerksamkeit ist der 
Strohverwertung durdi Unterpflügen möglidist in 
Verbindung mit Zwisdienfruchtbau zu schenken. 
MÖgliciikelten, größere Strohmengen einer rentablen 
mdustriellen Verwertung zuzu führen, konnten bis- 
her nicht gefunden werden. 

120. Die Voraussetzungen zur Durchsetzung eines 
umweltsdionenden Pflanzenschutzes wurden weiter 
verbessert. Durch Rechtsverordnung sind die An- 
w'^endungsverbote oder stark einschränkenden An- 
wendungsregelungen von bisher neun erfaßten 
Pf anzenschutzmittel- Wirkstoffen auf 49 ausgedehnt 
worden; davon besteht für 14 Wirkstoffe ein abso- 
lutes Anwendungsverbot. 

g Siehe dudi Übersicht 3G 
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Millelansälze für das Programm: Produktion und Froduktqualitäl 


Maßiidlimcii 

Soll 

1974 ') 

Soll 
1975 n 

1 Söll S'975 

1 gegenüber 

1 Soli 1974 

Bemerkung GR' h 


Millionen DM 



GasülverbilJiguncj 

Beihilfen für die 

Erzeugung von Trockenfiitter . . 

553,0 

7,0 

555,0 

+ 0.4 

1974 einjnajig gewährt (Ver- 

Leis tu ligsprüf ungen in der 

U erisdien Erzeugung 

H,9 

17,5 

-r 17,4 

knappung der Eiweißfutter- 
mittel, Energie Verteuerung) 

GA 

Beschaffung von 

Rebpflanzgut 

1,4 

!,:i 

- 7J 

GA 

Investitionen 

zur Enerqieeinsparung . 

10,0 



GA 

insgesamt . . , 

5öh,3 

573.8 

- 2,} 



’) lEinzelplan H). bei Mabn^ihineii der GenicinsehfiflscäviffjEibe Bundosanteil im Rohmei^pKm (Gemeinschaflsaufgabef 
') Ein/elplan lO in <Jer Passung der Bestbäitsse des I Jaushalt sa.iissrhusses bzw, vorläufigei Bundesanteil im Rahmen- 
plaa (GemeinsehaJUaufgabe) 

GA = CerriGinsdidflsaufgabej vgl. audi Utiersidil 58 

*) Im Hausbaltsplan 1974 vom Bund boif itgesleHl. uns -ieülkhen Gründen aber nidn mehr in den Rahmeuplari 1974 
anfgenommen. 

d Der Betrag kann ardumti der Anmeldungen der Länder nicht enniltelt werden-, er ist in der Position „Einzelbeirieb- 
iicbc Maßnahmen ' der übersieht 51 ent hallen. 


Femor hat die Bundesregierung den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Pflanzensdiuiz- 
gesetzes den gesetzgebenden Körperschaften zuge- 
ieitet. Mit dieser Gesetzesvorlage sollen in der 
Hauptsache die bisher nach dem Düngemittel recht 
typenmäßig zugelassenen Wachstuinsregler den 
schärferen Prufungs- und Zuiassangsbestimmüngen 
für Pfianzensd’iutzmittei unterworfen werden. 

Die Entwicklung und Erprobung neuer umweltsdio- 
nender Pf io nzensdiutz verfahren wurci weiter geför- 
dert worden. Besondere Berücksichtigung finden die 
biofeciinisdien Verfahren der Verwendung von 
Sexuallockstoffen und Entwicklungshormonen zur 
Bekämpfung von Sclindinsekten. 


2.32 Tierische Erzeugung 

121. Durch ein neues TierzudilgesetZi dessen Ent- 
wurf die Bundesregierung den parlamentarischen 
Gremien in Kürze zu leiten wird, sollen Oie Rechts- 
vorschriften auf dem Gebiet der Tierzudit den neuen 
wisseuschaftliciien Erkennlnissen angepaßt und in 
ihrer Durchführung vereinfacht werden. 

122, Dem Anliegen, die Qualität der tierischen 
Produktion zu verbessern, dienen neben Forschungs- 
vorhaben die von Bund und Ländern geförderten 


Leistungs- und QualUätsprütungen auf dem Rinder*. 
Schweine- und Sdiafsektor. Eine widitige Stellung 
nimmt dabei das Programm zur Züchtung eines Hy- 
bridschweine.s ein, 

123. Durch die Übernahmen des ehemaligen Max- 
Pianck-Instituts für Tierzucht und Tiereriüihrung, 
Marlensee, als „In.stitut für Tierzucht und Tierver- 
halten" der Forschungsanstalt für LanclwirLschaft in 
Braunschweig-Völkenrode wurde die Ressortfor- 
schung des BML um die Bereiche Züchtungsbioiogie, 
Verhaltens- und Haltuugsforschiing sowie Haustier- 
genetik und Biometrie erweitert. Die von diesen 
Forsduingsbereichen erzielten Ergebnisse werden 
einerseits wisscnschaftlidi abgesicherte Unterlagen 
für Rechtsetzungsvorhaben darstellen, andererseits 
direkt zur Produktivitätssteigerung in der Verede- 
lungswirtschaft unter Berück siclUigung der Verbal- 
tensansprüdie der Tiere beitragen. 

124, Die Bundesregierung hat im Herbst 197-1 den 
pari amen tarisdien Gremien den Entwurf eines neuen 
Futtermitfelgesetzes zugeleitet. Dieser sieht u. a. 
weitreichende Verkehrs- und Fütterungsregelungen 
über Art und Menge zulässiger Zusatzstoffe sowie 
Bestimmungen über Hödistgehalte an Schadstoffen 
in Futtermitteln vor. Durch das neue Fultermittel- 
redit soll errcsicht werden, daß die Erzeugnisse tie- 
rischen Ursprungs besser als bisher die an sie ge- 
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sUililen cjvialitaliveii Anfordei uiujen erfülleTi. Einzel- 
und Misdifulterrailtel, dic^ in den Verkehr gebratiu 
werden, sollen künftig nkht mehr regist rierimys- 
pfiidilig sein, damit eine sdniellere Anpassung als 
bisher an wissensdia ft liehe Erkenntnisse und wirt- 
schaftlidie Erfordernisse möglich ist. 

125. Auf tierseuchenrechtlichem Gebiet wurde u. a. 
die Bekümpfimg der ansteckenden Blutarmut der 
Einhufer bimdeseinheitlidi neu geregelt. Von be- 
sonderer Bedeutung sowohl für die Tierseiidien- 
Prophylaxe als auch für den Uniweltsciiut/ sind die 
neuen Regelungen, für Schweine-Massentierhaltun- 
gen. 

Der Entwurf eines neuen Tierkörperbeseiliguiig.sge- 
setzes ist fertiggesteUt. Er liegt den pdilarnentari- 
sehen Gremien vor. Dieses Gesetz soll das v>^eraltete 
Gesetz von 1939 ablösen. Die au.s der gleidien Zeit 
stammenden Vorsdiriften zur Bekämpfung der Deck’ 
intekUonen des Rindes sollen durch neue hundesein- 
heitliciie Regelungen ersetzt werden, ln Vorberei- 
tung befindet sich auch ein Änderungsgesetz zum 
Vlehseuchengesetz (12. Novelle), das u. a. weitere, 
ergänzende Vorschriften für Massentierhaltungen, 
über die Merstellung veterinärmedizinisdier Sera 
und Impfstoffe sowie über die Prüfung von Desin- 
fektionsmitteln eiithaltcii wird. 

Neben anderen für die TierseuchenhekämpfuiKj 
widitigen Forsdmngs Vorhaben wurden die inlen- 
.siven wissensehaftUdien Untersuchungen über die 

WHcItoUwut fortgesetzt. 

Maßnahmen zum Schutze gegen eine Einschleppung 
von Tierseuchen wurden 1974 kurzfristiej gegenüber 
Frank reidi wegen der dort ausgebrc^chenen Maul- 
und Klauenseuche notwendig. Ferner cjali das Haupt- 
augenmerk der Verhütung einer Einschleppung der 
Vesikulären Sdiweinekmnkheit (SVD) euis den 
europäisdien Nadibarl ändern und der Pferdc- 
Encephalomyclitis aus amerikanischen Ländern. Mit 
dem Erlaß neuer tierseudrenreditlicher Vorschriften 
für die Einfuhr von Geflügel und Gef Kigelerzeug- 
nissen wurde eiji wirksamerer Schutz gegen Ge- 
flügelkrankheiten durch Importe geschaffen. Durdi 
eine Änderung der Einfuhr Vorschriften für Einhufer 
sollen die Einstiileppung der ansteckenden Blut- 
armut verhütet und der Reit- und FabrsjKut in 
Grenzgebieten erleichtert werden. 

Zum Schulz der Viehbestände in der EG gegen die 
Einschleppung „exotischer" Formen der Maul- und 
Klauenseuche (Virustypen /\sia 1 und unter- 
hält die Gemeinsdiaft einen Impfstoffvorrat, da die 
Klauentiere in Mitteleuropa gegen solche Typen 
nicht geschützt sind, Gegenw^ärtig wird bei der EG- 
Kominission von Sadiverstandigen eine Vereinheit- 
lichung der Diagnostik und Bekämpfung der Leu- 
kose des Rindes beraten. 

126. Als erste Rechts Verordnung nadi § 13 Abs. 1 
des Tierschlitzgesetzes hat die Bundesregierung am 
U Januar 1975 eine Verordnung über das Malten 
von Hunden im Freien in Kraft gesetzt, in der Tier- 
schutz-Mindestforderungen entsprechend den essen- 
tiellen Verhallensansprüchen des Haushundes her- 
ausgestellt sind, fn Vorbereitung befindet sich eine 


Rechts Verordnung iüjei die lierschut/.gerechte Hal- 
tung von Schweinen. Mil der gulachllithen Erarbei- 
tung von Tierschutz-Mindesttordeningen, die als 
materielle Grundlage für weitere Durebtührungsver- 
orchrungen iiii Rahmen der Tierschutzrechtsreform 
(lienen sollen, sind neun Gruppen von Sachverstän- 
digen aus Wissensdiaft und Praxis befaßt. 

In der Harmünisieriing des Tiersdiutzrediles auf 
internationaler sowie innergemeinschaftlicher Ebene 
wurden folgende Fortsdiritte erzielt: 

1. Am 8. Januar 1974 wurde die Ratifikationsur- 
kunde zu dem Europäischen Übereinkommen 
vom 13. Dezember 1968 über den Schutz von 
Tieren beim internationalen Transport beim 
Europarat in Slraßburg hinterlegt. 

2. Die Ausarbeitung weiterer Übereinkommen ist 
zu erwarten. Zunächst steht die Auflegung zur 
Unterzeichnung eines im Eiiroparat in Slraßburg 
fertiggestellten Europäisdien Übereinkommens 
über den Sdiutz von Tieren in landwirtschaft- 
lichen Tierhaltungen an. 

3. Als ersten Scinritt zur innergeineirischciftlidien 
Harmonisierung des Tiersdiutzrechts hat der Rat 
der EG am 18. November 1974 die Riditlinie über 
die Betäubung von Tieren vor dem Sdüaditen 
angenommen. 


2,33 Bezugsmärkte für Produktionsmittel und 
Dienstleistungen 

127, Als Folge der Verteuerung der Futterproteiue 
auch zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1974/75 sowie 
der spürbaren Verknappung an Futtergetreide liat 
die EG im Jahre 1974 Maßnahmen zur besseren Ver- 
sorgung mit Futterproteinen — Förderung des An- 
baus von Soja, Sonnenblumen und .Äckerbohnen, 
Förderung der Grünfiitlertrocknung und (in dcu Bun- 
desrepublik) der KartoffeHrockniing — ergriffen. 

Zur Förderung der Grünt'utterlrocknung in der EG 
wurde 1974 die Trockeniutler-Marktordiiung ge- 
schahen, deren wesentlichstes Instrument die Ge- 
währung einer Beihilfe für Trockenfutter mit einer 
bestimmten Mindeslqualität ist. ln Anlehnung an 
diese Regelung wurde in der Kampagne 1974/75 in 
der Bundesrepublik zusä tzi ich aus nationalen Mit^ 
lein eine Beihilfe für die Trocknung von Kartoffeln 
gewährt, in der Bundesrepublik wurden in der Kam- 
pagne 1974/75 nadi vorläufigen Schätzungen 60 000 t 
Trockengrün und 120 000 t Trockenkartoffein durdr 
die Gewährung einer Beihilfe für die Trocknung ge- 
fördert. Diese Beihilfe w ar zunächst auf 6 RE/t fest- 
gesetzt und wurde zum 7. Oktober mit der linearen 
Preis an hebung um 5 auf 6,3 RE/t erhöht. 

128. Mit dem Inkrafttreten des gemeinsamen Sor- 
tenkatalogs der EG für landwirtschaftlidie Pflanzen- 
arten (ab 1975) hat sich die Zahl der verti iebsfähi- 
gen Sorten w^esentlicli vergrößert. Damit ist eine 
Grundlage für die weitere guantitative und qualita- 
tive Verbesserung der ITlanzenproduktion gesdiaf- 
feii. 
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Bedingt durch die liohen Weh mark (preise und das 
hohe Zinsniveau reagiert der Saalgulmarkl seltr 
empfindlldL Die Bundesregierung wird sidi im Rah- 
men der gemeinsamen Marktorganisation für Saat- 
gut dafür einsetzen, audi in Zukunft einen ausrei- 
dienden Selbstversorgungsgrad innerhalb der Ge- 
meinsdiaft sicherzustellen. 

129 , Auf dem Düngemittelseklor wiederholt durdi- 
geführte Überprüfungen durch das Bimdeskarteljamt 
haben bisher keine Anhaltspunkte für eine miß- 
bräuchliche Preisgestaltung seitens der deutschen 
Düngemitteiindustrle ergeben. Die Bundesregierung 
wird gemeinsam mit dem Bundeskar teil amt auch in 
Zukunft die Preisentwicklung auf dem Düngemittei- 
markt aufmerksam beobaditem 

130 , Die erhebliche Energie Verteuerung und die 
dadurch verursachten Schwierigkeiten insbesondere 
im Unterglasanbau, bei Trocknungsanlagen und in 
der Geflügelzucht haben die Bundesregierung ver- 
anlaßt, für 1974 Haushaltsmittel in Höhe von 10 Mil- 
lionen DM für die Förderung von Inveslitionen zur 
Energieeinsparuiig bereitzustellen. Die Förderung 
wird im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" durchgeführt. Seit dem 1. Januar 1975 wird eine 
Beihilfe in Höhe von 20 'Vo des förderungsfähigen 
Investitionsvolumens gewährt. 

131 , Die Dieselkraftstoffverbilligung für die Land- 
wirtsdiaft wird audi 1975 unverändert fortgeführt. 
Die Bundesregierung ist weiterhin um Lösungen zur 
Vereinfadmng des Verbilligungsverfahrens bemüht. 

132 , Die Entwiddung und Verbreitung kostengün- 
stiger, funktionssicherer Belriebsgebäude wird wie 
bisher gefördert. Insbesondere werden Forschungs- 
ergebnisse über neuartige, rationelle Bauweisen der 
Praxis zugänglich gemacht, in denen den Belangen 
des Umweltschutzes — vor allem hinsichtlich 
Geruchseniissionen — Rechnung getragen wird. Die 
weitere Durchführung von Modellvorhaben zielt 
darauf ab, neue Entwicklungen in der Praxis zu er- 
proben. Nach den guten Erfahrungen mit dem Wett- 
bewerb t,Beispielhafte< kostengünstige Stallbauten 


für die Rindvichhaltung im Jahre 1973 ist für 197.S 
eine ähnliche Aussdireibung erfolgt. Bei dem neuen 
Vorhaben wird unter anderem die von den Landwir- 
ten im Rahmen ihrer Baumaßnahmen geleistete 
Selbsthilfe bewertet. Diese Aktivitäten sollen auch 
dazu beitragen, ungünstige Einflüsse, die von be- 
stimmten Vorsdiriften des Baurechts ausgehen, zu 
vermindern. 

133. Die umfangreichen .Arbeiten des Kuratoriums 
für TechJiik und Bauwesen in der Landwirtschaft 
(KTBL) dienen ebenso wie die Untersuchungen der 
Prüfungsabteilung für Landmaschinen der Deutsciien 
Landwirtschaftsgesellschafl (DLG) der weiteren Ver- 
besserung der Versorgung der Landwirtsdiaft mit 
zweckmäßigen und kostengünstigen Produktionsmit- 
teln und Dienstleistungen. Beide Institutionen wer- 
den durch Bundeszuschüsse gefördert. 

Die landwirtschaftlichen Betriebe benötigen wegen 
der immer enger werdenden Verfleciitung der Land- 
wirtschaft mit dem Markt, der dynamischen Ent- 
wicklung landwirtsciraftlicher Produktionsverfahren 
und zur Anwendung der modernen Belriebspla- 
nungsmethoden in zunehmendem Umfang Kalku- 
lationsdaten. Um das Datenangebot zu verbessern, 
wurde 1970 die KTBL-Arbeitsgemeinschaft „Kalku- 
iatlonsdaten*' gegründet. Die bisher gesammelten 
und aufbereitelen Daten sollen nunmehr zu einem 
ciatenbank bezogenen Informationssystem ausgebaut 
werden. 

134 . Eine verbesserte Fadiinformation ist Voraus- 
setzung für die schnelle Umsetzung von Forschungs- 
ergebnissen in die landwirtschaftlidie Praxis. Aus- 
gehend von dem Gutachten „Informationen für den 
ländlichen Raum" soll eine neue Konzeption des 
BML für die facäiliche Information der Erzeuger ent- 
wickelt werden. 

135 . Der überbetriebliche Masdiiiieneinsatz soll 
noch leistungsfähiger werden. Deshalb fördert die 
Bundesregierung au<di weiterhin zentrale Aus- und 
Fortbildungslehrgänge für Geschäftsführer der Ma- 
schinenringe (siehe auch Materialband, Tabelle 77). 
Die Privatinitiative der Lolinunternehmer soll durch 
diese Maßnahme nicht eingeengt werden. 
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3 Programm: Markt- und Preispolitik 


3.1 Marktentwickfung und Preise 

3.11 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung ') 


Aligenieine Bemerkungen 

136. Angesichts des seit Mitte I973 anhaltenden 
Anstiegs der Weltmarktpreise für wichtige Agrar- 
produkte^ wobei das EG-Preisniveau bei Getreide 
und Zucker zum Teil erheblich überschritten wurde, 
hat sich gezeigt, daß die gemeinsamen Marktorgani- 
sationeii auf der Basis einer angemessenen Eigen- 
erzeugung einen wirksamen Sdiutz vor starken 
Preisschwankungen des Weltmarktes darstellen. 

Fehlentwicklungen in der geineinsamen Agrarmarkt- 
politik, insbesondere das Entstehen von Überschüs- 
sen bei einigen Produkten, sind nidit dem Markl- 
ordnungssystem anzuiasten, sondern Hegen teil- 
weise in der nicht maiktgerechten Anwendung des 
bistrunientariums, die durdi die Notwendigkeit des 
politischen Kompromisses erforderlich wurde. 

137* Durch ihr ,, Memorandum zur Vereinfachung 
des zur Durchführung der Zollunion und der ge- 
meinsamen Agrarniarktorganisation erlassenen Ge- 
meinschaf tsrechts'" vom Mai 1974 an die EG-Koin- 
mission hat die Bundesregierung den Anstoß für 
eine einfachere und übersiditlichere Gestaltung und 
Handhabung des EG-Marktordnungsredites ge- 
geben. 

138. Die Markl- und Preispolitik ini Rahmen der 
EG-Marktorganisationen ist nach wie vor die ent- 
sdieidende Stütze der landwirlschaftlidien Einkom- 
menspoUhk. Die Festlegung der gemeinsamen 
Agrarpreise durch den Rat wird jizdoch zunehmend 
sdiwieriger. Die Ursachen hierfür liegen insbeson- 
dere in: 

— unterschiedliciien Ausgangs- und Rahmeiibedin- 
gungen (z. B. Produktionsstrukturen, Steuern, so- 
ziale Sicherung, Fraditen), 

- — unterschiedlichen Kostenentwicklungen insbeson- 
dere infolge von untersdiieclUchen Schwerpunk- 
ten in der Ausrichtung der Wirtschaftspolitik in 
den einzelnen Mitgliedstaaten, 

■ — abweichenden Vorstellungen der einzelnen Mil- 
gliedstaaten über die Preisrelationen für die ein- 
zelnen Agrarprodukte aufgrund der unterschied- 
lidien nationalen Produktionsstrukturen, 

— unterschiedlidiem Stellenwert der Agrarpolitik 
in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten, 


9 Marktordnungspreise und Marktpreise: siehe aiidi 
Materialband, Tabellen 78 bis 80. 


— grundsätziidien Auffassungsuntersdiieden über 
das Niveau der Agrarpreise und damit über die 
Stellung und Aufgaben der Preispolitik im Rah- 
men der Einkonimenspolitik, 


Getreide 

I 

j 139. Die WeUgelreideernte (einsdiließlidi Reis) er- 
I reichte im Wirtschaftsjahr 1973/74 mit 1 372 Millio- 
nen t ein neues Rekordergebnis. Sie übertraf das 
Vorjaiiresergebnis um 101 Millionen t oder 7,9 Vo. 
Von der Weltgetreicleernte entfielen auf: 

Weizen 378 Millionen t (-h 9,2 

Reis (Paddy) 324 Millionen l (4- 10,0 “/o), 

I übriges Getreide 670 Millionen t (4- 6,3 Vo). 

Produktionszunahmen erzielten vor allem die 
UdSSR (4- 50 Millionen t) und die entwickelten 
Exportländer. 

Die W'eitgetreidenachfrage stieg jedoda schneller als 
die Produktion. Dies war bedingt durch: 

— den Anstieg der Weltbevölkerung: 

— den Anstieg der Nachfrage nadi Verörbeitnngs- 
und Veredlungsprodukten in allen Industrielän- 
dern, und in einer Reihe von Entwicklungslän- 
dern infolge deutlicher Einkommenszunahmen; 

— die spekulative Nachfrage als Folge der Wäh- 
runysunsicherheit und die bei allen wichtigen 
Rolistoffen zu beobaditende Flucht in Sachwerte; 

— den Bestandsaufbau in Importländern zum Aus- 
gleich zu stark reduzierter Getreidebestände in 
den traditionellen Exportländern. 

Der Nachfrageanstieg, insbesondere nach Futterge- 
treide, führte 1973/74 trotz des erheblichen Rück- 
gangs der Getreideimporte der UdSSR (von 21 ,4 Mil- 
lionen t 1972/73 auf 9,3 Millionen t 1973/74) zu einer 
Zunahme des Weltgetreidehandels (ohne Reis und 
ohne iniiergemeinschaftlichen Handel der EG) um 
2,4 ''/o auf 128 Millionen t und zu einem weiteren 
Rückgang der ohnehin sehr niedrigen Lagerbestände 
der Exportländer (siehe auc^i Übersicht 38). Die USA 
hatten zeitweise über ihre im laufenden Wirtsdiafts- 
jahr verfügbaren Mengen hinaus Exportgesdräfte 
kontrahiert (vgl. auch Materialband, Tabelle 81). 

Unter diesen Umständen erreichten die Weltmarkt- 
preise für Getreide, nachdem sie zu Beginn des 
1 Wirtschaftsjahres die EG-Sdiwellenpreise überschrit- 
I len hatten, Ende Januai /Anfang Februar 1974 ihren 
bis dahin höchsten Stand (siehe Schaubild 7). Die 
zimächst guten Ernteaussichten in der nördlichen 
Hemisphäre für 1974/75, die sich vor allem auf die 
Anbduausweitungen in Nordamerika stützten, führ- 
ten sdion ab März zu einem starken Rückgang der 
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Erzeugerpreise wichliger landwirtschaftiidier Erzeugnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Erzeugnis 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

JuH 1 

August 1 

Sep- 1 
tcmber 

Oktoh(?r 1 

Novcm- 

bof 

D-uxem- 

bcr 

Janu{(r | 

Pi-ibniar | 

März 

April 1 

j 

Juni 

Weizen 

1972/73 

42,25 

38,10 

37,65 

38,20 

39,70 

40,40 

42,55 

43,90 

43,80 

43,95 

44,10 

44.65 

DM/lOOkg 

1973/74 

43,75 

39,31 

39,91 

40,18 

40,45 

42,39 

44,23 

44,82 

45,31 

45.63 

45,52 

44,66 


1974/75 

44,33 

40,58 

40.63 

41,88 

44,29 








FuUergerste 

1972/73 

35,75 

34,65 

34,65 

36,65 

36,25 

37,95 

38,90 

38,65 

40,80 

38,75 

40,35 

40,15 

DM/ 100 kg 

1973/74 

36,00 

35,80 

35,48 

36,88 

35,75 

38,50 

40,28 

41,74 

42,23 

42,98 

41,67 

42,62 


1974/75 

36,99 

36,13 

37,21 

38,35 

40,26 








BraugersLe 

1972/73 

41,70 

41,45 

41,90 

40,95 

41 ,65 

41,25 

41,90 

43,46 

43,70 

42,00 

43,40 


DM/ 100 kg 

1973/74 


39,74 

39,10 

39,20 

39,69 

41,82 

42,28 

43,15 

44,66 

45,63 

44,60 



1974/75 

41,58 

42,62 

42,31 

43,10 

43,91 








Bullen A 

1972/73 

376,00 

400.40 

406,60 

400,30 

400,40 

403,10 

405,10 

400,40 

396,80 

338,30 

373,90 

360,90 

DM/1 üO kg lebend 

1973 '74 

341,30 

340,80 

342,40 

348,10 

354,00 

357,80 

353,30 

354,90 

354,30 

351,20 

348,00 

353,40 


1974/75 

354,60 

362,10 

371,70 

370,90 

375,70 

374,70 







Schweine c 

1972/73 

257,50 

272,50 

290,00 

292,90 

287,30 

296,60 

297,10 

303,20 

304,70 

304,60 

303,40 

313,40 

DM/100 kg lebend 

1973/74 

314,30 

334,80 

348,80 

348,90 

348,90 

356,30 

324,50 

320,00 

304,80 

265,40 

256,10 

246,90 


1974/75 

239,80 

253.60 

279,20 

281,10 

285,10 

290,40 







Milch (3.7 “/o) 

1972/73 

42,50 

43,10 

43,90 

44,60 

44,90 

45,30 

44,20 

44,00 

43,60 

43,20 

42,90 

43,20 

DM/ 100 kg 

1973/74 

43,60 

44,20 

44,90 

45,20 

45,70 

46,20 

45,00 

44,80 

44,50 

45,10 

45,30 

45,70 


1974/75 

46,20 

46,70 

47,60 

49,00 









Jungmastgefb A 

1972/73 

1,70 

1,70 

1,70 

1,72 

1,71 

1,71 

1,74 

1.84 

1,90 

1,98 

2,00 

2,10 

DM/kg lebend 

1973/74 

2,22 

2,26 

2,25 

2,22 

2,13 

2,04 

2,15 

2,10 

2,04 

1,97 

1,97 

1,94 


1974/75 

1,93 

1,90 

1,88 

Ü83 

1,84 

1,74 







Eier Pf /Stück 

1972/73 

15.8 

15,7 

16,0 

16,5 

17,4 

17,5 

16,5 

16.4 

18,0 

18.5 

18,9 

18,0 

(unsortiert. 
Durchschnitt aller 

1973/74 

18,3 

18,6 

19,3 

20,5 

22,5 

23,1 

21,6 

20,2 

20,2 

19,8 

19,0 

17,6 

Absatzwege) 

1974/75 

17,3 

17,3 

18,4 

19,0 

19,7 









Ab Hoi einsdiließUdi Mehrwertsteuer und Teilausgleidi über die Mehrwertsteuer infolge der DM-AvUwertung; die Direkt- 
zahlungen ziun Ausgleich der Aufwertungsverhiste sind nidit berücksichtigt. 

V ^ x^orlhufjg 
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S c h a u l3 i ! d 7 


EG'Schwellenpreise und cif-Preise für Weichweizen, Hartweizen, Gerste und Mais 

RE/t 



1972 1973 1974 

Schwellen“ — cif-Preis 

preis 


Quel I e ; EG- Komm fs si oo 
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Weizenbestände der widitigsten Bxportländer 
zu Beginn des Jeweiligen Gelreidewirtsdiafts)ahres 


Gliederung 

1968/69 

1969/70 1 

1970.^1 1 

1971/72 

1972/73 

[ 1973/74'') I 

1974/75'') 

1975/76') 




Millionen t Weizenäquivaierit 



ArgenUnien 

ÜO 

0,3 

0,8 

0,7 

0,3 

Orl 

0,1 

0.2 

Australien 

1,4 

7,2 

7,2 

3,5 

1,4 

0,5 

0.5 

0.5 

EG-) 

ö,8 

8,9 

5,5 

6,1 

7,5 

6.4 

5,9 

6,0^- 7,0 

Kanada 

18,1 

23,2 

27,4 

20,0 

15,9 

9,9 

10,2 

5,1— 6,4 

USA 

14,7 

22,3 

24,1 

19,9 

23,5 

11,9 

5,9 

4,2— 6,6 

insgesamt . . . 

42,0 

62.! 

65,0 

50,2 

48,8 

28,8 

22,6 

16.0—20,7 


vorläufig 

Vorsdiälzung 

-) Gebiet der Neimergemeinsdiait 


Weltmarktpreise- Die Preistendenz am Weltmarkt 
wurde jedoch zusehends wieder fester, als sich in 
Nordamenka witterungsbedingte Ernteausfälle — 
insbesondere bei Mais — abzeichneten, Nadidem 
die Weltmarktpreise nur für wenige Wochen das 
Niveau der EG-Sdiwellenpreise untersdiritten hat- 
ten, lagen sie zu Beginn des neuen Wirtschafts- 
jahres 1974/75 wieder darüber. 

140. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1974/75 wird 
die Weltgetreideernte nach den bisher vorliegenden 
Sdiätzungen voraussidiüidr um rd. 4 ®/o hinter dem 
besonders hohen Ergebnis des Vorjahres zurüds:- 
bleiben. 

Der Weltverbrauch an Weizen stieg im Durchschnitt 
der letzten Jahre um etwa 10 bis 12 Millionen t jähr- 
lidi an. Daran haben auch die hohen Preise, die auf 
dem Weltmarkt verzeichnet wurden, nidits geän- 
dert. Es kann daher erwartet werden, daß 1974/75 
die kaufkräftige Nadifrage nach Weizen mindestens 
auf dem Vorjahresniveau bleibt oder sidi sogar 
wegen des geringeren Futtergetreideangebotes nodi 
erhöht. 

Infolge des verhältnismäßig knappen Angebots an 
Getreide insgesamt ist zu erwarten, daß sidi die 
Weltmarktpreise audi im weiteren Verlauf des 
Wirtschaftsjahres 1974/75 auf einem hohen Niveau 
bewegen werden. Der Welthandel mit Weizen und 
Fultergetreide wird 1974/75 wegen des geringeren 
Angebots das sehr hohe Ergebnis des Vorjahres 
voraussiditlidi nicht erreidien, 

141* Audi in der Europa isdien Gemeinschaft wurde 
i973/74 mit 106 Millionen t {-h 2,4 “/o gegenüber 


Vorjahr) die bis dahin größte Getreideernte einge- 
bracht. Der Gesamtverbraudi stieg auf 117 Millio- 
nen t. Da die Getreideausfuhr stärker zurück- 
ging (— 3,6 Millionen t) aJs die Einfuhr (— 2,9 
Millionen l), erhöhte sich die Nettoernfuhr auf fast 
14 Millionen t (Übersicht 39). Davon steht ein Teil 
in Form höherer übergangsbeslände für den Ver- 
brauch in 1974/75 zur Verfügung* 

Wie im Vorjahr konnte auch 1973/74 der Binnen- 
markt der Gemeinsdiaft gegenüber den Einflüssen 
des Weltmarktes weitgehend abgesdiirmt werden 
(vgL Textziffer 191), so daß die Marktpreise für 
Getreide in der Gemeinsdiafl das von der Markt- 
ordnung gesetzte Niveau nicht überschritten und 
damit zum Teil erheblidi unter dem Niveau der 
Weltmarktpreise lagen. Ausnahmen bildeten ledig- 
lieh die Getreidepreise in Ländern mit schwacher 
Währung bzw. in Beitrittsländern mit niedrigerem 
Stützungsniveau sowie die Hartweizenpreise. 


143. Aufgrund der verbesserten Erzeugererlöse ist 
zu erwarten, daß 1975/76 die Getreidefläche in der 


142 * Mit 108 Millionen t Getreide wurde 1974/75 
in der Gemeinschaft das hohe Ernteergebnis des 
Vorjahres um 2 ^/o übertroffen. Die Erzeugererlöse 
i waren im ersten Halbjahr des Wirlsdiaftsjahres 
1974/75 von den fest tendierenden Getreidemärkten 
sowie von der Anhebung der Marktordnungspreise 
zum 1. August und 1, Oktober 1974 bestimmt. Wie 
im Vorjalir lagen auch im ersten Halbjahr des Wirt- 
sdiaftsjahres 1974/75 die Marktpreise für Getreide 
in der Gemeinschaft erheblich unter denen des Welt- 
marktes. 
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ü b e r s i c h t 39 


Außenhandel der Europäischen Gemeinschaft 
mit Getreide und Getreideerzeugnissen 


Gliederung 

Hart- 

weizen 

W eidi- 
wei'^^en 

Gerste 

Mais 1 

übriges 

Getreide 

insgesamt 

Millionen t Getreideeinheilen 





1972/73 




Eiiifulir 


U3 

6.1 

2,8 

14,0 

U3 

25,5 

.Ausfulir 


0,1 

6,6 

4,4 

0,4 

M 

12,6 

1 

Einfuhr ( — ) 

— 1,2 



-13,6 

^,2 

—12,9 

Netto- 









Aüs/ühr ( t ) 


+ 0.5 

4- 1 ,6 








1973/74 ' 

) 



Einfuhr 


U3 

4,2 

U6 

13,6 

1,9 

12,6 

Ausfuhr 


0,0 

.5,3 

2,4 

0,9 

0,4 

9,0 

1 

Einiuhi ( — ) 

— 1,3 



--12„7 

— 1,5 

—13,6 

Netto- [ 








J 

Ausl Uhr (4-) 


+ 1,1 

4-0,8 








1974/75 = 




Einfuhr 


1,2 

4,3 

1,9 

1 1,2 

1,8 

20,4 

1 Ausfuhr 


0,2 


ItO 

0,6 

0,1 

9.6 

1 

Ein/uhr ( — 

- Uo 



10,6 

U? 

-10,8 

Netto- f 









ALi.s/u/?r ( 4- ) ......... 


+ 3,4 

- 0,9 





vorläufig 
') Vorsdidt2:u]lg 


Gemeinschaft eine weitere Ausdehnung erfahren 
wird. Ob und in welchem Umfang auch die ha-Er- 
träge durch Intensivierung der Bewirtschaftung ge* 
steigert werden, dürfte weitgehend von der Kosten- 
entwiciclung, insbesondere bei Dilngenütlein, und 
von der Enlwit^lung der Erzeugerpreise abhängen. 

144, Eine besondere Sduvierigkeit für die EG'Ge- 
treidepolitik besteht darin, daß in der derzeitigen 
weltweiten Knappheitssituatlon von der EG ein 
namhalter Beitrag zur Entlastung des Wellmarktes 
durdi Exporte der Gemeinsdiaft und Zurüdchaltung 
bei den Importen erwartet wird. Auf der anderen 
Seite ist aber nicht auszusdiUeßen, daß der Weltge* 
Ireidemarkt in wenigen Jahren wieder reidilidi ver- 
sorgt ist und dann von der Gemeinsdiaft höhere 
Getreideimporte verlangt werden. 

145, In der Bundesrepublik Deulsdilaiid wurde 
1973/74 mit 21,2 Millionen 1 Getreide eine sehr hohe 
Ernte eingebmcht. Der Getreideverbrauch (ein- 


sctiließlich Erntesdiwund) stieg auf 26,3 Millionen t, 
so daß ein Netto-Einfuhrbedarf von 5>1 Millionen t 
verblieb. 

Dank der guten Qualität des deutsdien Weizens aus 
der Ernte 1973 hat sich bei den deutschen Mühlen 
.sein Anteil an dem insgesamt vermahlenen Weich- 
weizen von 66 (1972/73) auf 71 (1973/74) er- 

höht, Zurückgegangen ist insbesondere die Vermah- 
lung von Weizen aus Drittländern, 

Die Marktpreise für inländisches Getreide lagen zu 
Beginn des Wirtsdiaftsjahres 1973/74 etwa auf In- 
terventionspreisniveaii und hoben sich später deut- 
lich — bis zu 5 Vo bei Weidrwcizen und bis 8 ^/o bei 
Roggen — davon ab. 

146, 1974/75 übertraf die Getreideernte der Bun- 

desrepublik mit 22,4 Millionen t alle bisher erzielten 
Ergebnisse, Der langjährige Durchschnitt wurde um 
rd. 14 ülmrtroffen. 

Verbrauch und Nadifrage nadi Getreide werden 
1974/75 wesentlich von der Entwicklung im Ver- 
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Gdelungssektor beeinflußt. Es ist zu emarten, daß 
die Nadifrage nach Futtergetreide wegen der kräfti- 
gen Zunahme der Schweinefleisdierzeugung wieder- 
um über der des Vorjahres liegen wird. 

Die Marktpreise für Getreide lagen in der Bundes- 
republik schon zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1374/75 über dein Interventionsniveau, so daß der 
Preisanstieg gegenüber dem Vorjahr höher war als 
die Anhebung des Stützungsniveaus. Im Dezember 
1974 lagen die Preise für Weichweizen und Roggen 
um jeweils 9 für Futtergerste um 14 für Haler 
um 11 ®/ü und für Braugerste um 19 über denen 
des Vorjahresmonats. 


Zucker 

147, Auf dem Weltmarkt hat sich die Mangellage 
im Zuckerwirtschaftsjahr 1973/74 verstärkt. Für 
1973/74 werden sowohl die Erzeugung als auch der 
Verbraudi auf rd. 81 Millionen t Rohzucker geschätzt 
(F. O. Ljdit). Die Bestände an Zucker haben mit rd. 


16 Millionen t ihren niedrigsten Stand seil 1965 er- 
reicht, 

Bedingt durdi den Zuckermahgel auf dem Weltmarkt 
ist der Weltmarktpreis für Zucker in den Jahren 
1973 und 1974 weiter angestiegen. Seit Ende 1973 
liegt er durchweg über dem EG -Niveau, zeitweise 
sogar um rd, 300 und darüber (Schaubild 8). 

14Ö- Die Weltzuckererzeugung 1974/75 wird auf 
rch 80 Millionen t geschätzt. Dieses Ergebnis reidit 
nicht aus, um die weiter ansteigende Nachfrage, die 
für 1974/75 auf rd. 82 Millionen t geschätzt wird, zu 
decken, so daß erneut auf die sdion stark reduzier- 
ten Bestände zurückgegriffen werden muß. Auf mitt- 
lere Sidit ist eine Überwindung der Knappheit auf 
dem Weltmarkt ungewiß. 

149. In der Europäisdien Gemeinsdiaft ist die 
Zudtererzeugung 1973/74 mit rd. 9,5 Millionen t 
gegenüber dem Vorjahr um 5,7 Vo angestiegen (Uber- 
sidit 40). Die Mehrproduktion beruht bei etwa gleidi- 
bleibenden Hekla rerlrägen auf einer Ausweitung 
der Anbauflächen um rd, 100 000 ha. 


Schaubild 8 


EG-Schwellenpreis und cif-Preis für Rohzucker 


RE/t 



■ ' - Schwellenpreis 

— — — cif-Preis 


Qu el le : EO -Ko mrrnss i o n 
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Versorgung mit Zucker ix\r das Gebiet 
der Neunergemeinsdiait 


Zudcerwirfschafls- 

jahr 

Er- 

zeugung 

Nah- ; 
mngs’ 

vei- 

biaudi 

SelbsL- 

versor- 

qunq5- 
grad ^ 

MiJlionen l 

Ve 

I968,G9 

8,20 

8,90 

92 

1969/70 

8,70 

9,10 

96 

1970/71 

8,35 

9,30 

90 

1971/72 

9,65 

9,35 

103 

1972/73 

9,01 

9,68 

93 

1973/74 '■) 

9,52 

10,32 

92 

1974/75 =) 

8,51 

10,19 

84 


0 einsdilicßlidi frauzösisdier Uberseedeparlements 
-) Erzeugung in ^/o des Nahrungs%'‘orbröudis 
vorlavifig 
geschalzt 


Der Zuckerverbraitch für die mensdilidie Ernährung 
stieg 1973/74 um 6,6 auf 10,32 Millionen t. Es ist 
jedodi zu berüdvsichtigen, daß der für 1973/74 aus- 
gewiesene Ndlirungsverbraudi durdi Vorausliefe- 
rungen und Hör Lungskaufe waliTsdieinlich überhöht 
ist> 

150. 1074/75 ist die Rübenanbauflädie in der EG 
gegenüber dem Vorjahr leidit zurüc’kgegangen. In- 
folge ungünstiger Witterungsverhältnisse lagen die 
Flädienerträge unter denen des Vorjahres, so daß 
die Erzeugung 1974/75 schätzungsweise nur bei rd, 
8,5 Millionen t liegt. Der Verbrauch dürfte etwa 
dem des Vorjahres entsprechen (Übersiclit 40). 

Der Einfuhrbedarf an Zucker wurde bisher größten’ 
teils durdi Einfuhren im Rahmen des Commonwealth- 
Zuckerabkomniens (CSA) gedeckt, das Ende 1974 
ausgelaufen ist. Die Commonwealth-Länder haben 
jedoch ihre Lieferverpfliditungen zum Teil nicht ein- 
gehalten, so daß sich insbesondere für Großbritan- 
nien, aber auch für Italien Versorgungssdiwierig- 
keiten ergaben, Großbritannien imißtc seinen Bedarf 
in anderen Ländern der Gemeinschaft wie auch in 
Drittländern decken und seine Zuckerreserve an- 
greifen. 

151. ln der Bundesrepublik Deutschland wurden 
1973/74 2 r26 Millionen t Zucker erzeugt, das sind 
216000 t oder rd. 1 0*^/0 mehr als im Vorjahr. Der 
Zucke rverbraudi hat unter Einbeziehung von Vor- 
auslieferungen ebenfalls um rd. 10*^/o gegenüber 
dem Vorjahr zugenommen und erreichte 2,33 Millio- 
nen t. Danach ergibt sich ein Selh.stversorgungsgrad 
von 97 «V 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben (mit einem Zucker- 
gehalt von 16 Vi*) wurde für 1973/74 gegenüber dem 
Vorjahr um 1 auf 6,. 54 DM/dt erhöht. Der durdi- 


schnittliche Zuckergehalt lag ein wenig höher als 
im Vorjahr, so daß der durdischnittlidie Erlös für 
Grundquotenrüben von 6,80 DM/dt auf 6,89 DM/dt 
(ohne Mehrwertsteuer) an stieg. Tür 1974/75 wurde 
der Mindestpreis um und im Oktober 1974 

nodi einmal um 5 auf 7.24 DM/dl erhöht. 

152. Die Zuckererzeugung 1974/75 der Bundesrepu- 
blik w'ird auf 2,2 Millionen t und der Zuckerver- 
braudi gleidifalls auf 2,2 Millionen t gesdiätzl. 


Kartoffeln 

153. Entgegen den Empfehlungen des BML weite- 
ten 1974 die Erzeuger in zwei bedeutenden Anbau- 
gebieten der Bundesrepublik Deutschland die An- 
bau flädie für Frühkartoffeln erheblidi aus. Hinzu 
kam eine Steigerung der Hektarerträge, so daß die 
Erzeugung gegenüber dem Vorjahr um etwa 12 
zunahm. Die Nachfrage war jedoch im wesentlichen 
unverändert, so daß die Preise im Durchsdinitt deut- 
lich unter dem Vorjahresniveau lagen (siehe aud: 
Texlziffer 199 Materialhand. Tabelle 82), 

Trotz weiterer Einsdiränkung der Anbaufläche um 
etwa 2 ^0 überstieg das vorläufige Ergebnis der 
Spätkartoffelernte 1974 mit 13,6 Millionen t das Vor- 
jahresergebnis um 6 Der Pro-Kopf-Verbrauch an 
Kartoffeln (einsdil. Kai toffelerzeugnissen) ist weiter 
leicht zurückgegangen. Die Erzeugerpreise während 
der Herbstmonate lagen je nach Sorte, Herkunft und 
Qualität zwisdien 5 bis 24 DM je dt (Vorjahr 10 bis 
25 DM je dl). 


Raps und Rübsen 

154. Das Ergebnis der Raps- und Rübsenernle hn 
Wirtschaftsjahr 1974/75 lag in der Europäischen Ge- 
meinschaft mit rd, 1 Million t um etwa 5 über dem 
Vorjahr. 

155. In der Bundesrepublik Deutsdiland stieg die 
Raps- und Rübsenerzeugung 1974/75 bei einer um 

V erw'Giterten Anbaufläche um rd. 20 auf etwa 
274000 t (1972/73: 222 000 t). Die deutsche Ernte 
konnte entgegen starken Befürchtungen ohne Inter- 
ventionen ahgesetzt werden. 

156. Die Rapserzeugung wird bereits seit längerer 
Zeit weltweit auf erucasäurearme Rapssorten um- 
gestellt. Der norddeutsdie Raum wird sich 1975/76 
gesdilossen auf die vorn Markt begehrten eruca- 
säurearmen RapssorLen umstellen. Tm süddeutschen 
Raum wird dagegen auch 1975/76 erucasäurehaltiger 
Raps u. a. für die Waschmittel herstellende Industrie 
(Vertragsanbau) aiigebaut werden (vgl. audi Text- 
ziffer 101). 


Obst und Gemüse 

157. Die Obst- und Gemüseerzeiigung ist in eini- 
gen Mitglied Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
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nodh immer wesentlich größer als deren Absatz- 
möglichkeilen. Als Folge davon wird insbesondere 
der deiitsdie Markt häufig so stark beschickt^ daß 
seine Aufnahmefähigkeit zeitweise überschritten 
wird. Dies gilt insbesondere für Produkte wie Äpfeh 
Birnen und Tomaten. 

158* In der Bundesrepublik Deutschland wurde im 
Jahre 1973 das inländische Angebot von rd. 3,2 Mil- 
lionen t Obst imd lr2 Millionen t Gemüse durch che 
Einfuhr (einsciil. Bezüge aus MUgliedstaaten) von 
4,B Millionen t frischem Gemüse und frischen Früch- 
ten verstärkt. Von der Einfuhr entfallen 1,8 Millio- 
nen t auf Frütdite tropischer und subtropischer Her- 
kunft sowie jew’eils rcl 1,5 Millionen t auf Frischge- 
müse und Frischobst. Die Obst- und Gemüseimporte 
stammten zu rd. 80 “/o aus Lieferungen der Mitglied- 
Staaten. Auch die Importe an Zubereitungen aus Ge- 
müse und Früchten sind beachtlich angestiegen. Sie 
erreichten 1973 einen Wert von rd. 2,5 Mid. DM. 

Das insbesondere durch Lieferungen aus EG-Mil- 
glieds La fiten im Verhältnis zur Nadi frage sehr große 
Angebot an Gemüse auf dem deutschen Markt hat 
u. a. dazu beiget ragen, daß in der Bundesrepublik 
der Gemüseanbau, insbesondere der Anbau der Kon- 
seivengemüsearten, 1974 weiter eingeschränkt 
wurde und die Verarbeitungsindustrie sich beim Al)- 
schluß von Anbau- und Liefe rungs vertragen zurück - 
hielt. 


Blumen und Zierpflanzen 

159 . Die Nachfrage nach Blumen und Zierpflanzen 
hat in der Bundesrepublik Deutschland kontinuier- 
lich zugenommen. Insbesondere bei Schnittblumen 
kam der Nadifragezuwachs vorwiegend den Impor- 
ten zugute. Während bei Schnittblumen das auslän- 
dische Angebot einen erheblichen Mark tan teil hat, 
dominiert bei Topfpflanzen die cleutsche Erzeugung 
(Materialband, Tabelle 85). Der Wettbewerb auf 
den Märkten für Blumen und Zierpflanzen ver- 
schärfte sich insbesondere infolge zunehmender 
Einfuhren. Das Niveau der Erzeugerpreise war 1974 
gegenüber den Vorjahren prakÜsch unverändert. 

Wegen der gestiegenen Energiekosten ist mit einer 
Ausweitung der IJnterglaserzeugung von Blumen 
und Zierpflanzen nicht zu rechnen. 

Baumscliu lerzeugnisse 

160 . Die Nachfrage iiadi gärlnerisdren Baumschul- 
erzeugnissen liat sich in der Bundesrepublik Deulsdi- 
land recht günstig entwickelt. Die deutschen Betriebe 
konnten vor allem den Absatz von Ziergehölzen 
steigern. Dazu hat die Verlängerung der Verkaufs- 
organisation durdi neue Kultur verfahren und Ange- 
boLsformen beigetragen. 

Wein 

161 . Nach einer rückläufigen Weliweinerzcugung 
im Jahre 1972 führten außergewöhnlich große Ernte- 


mengen des Jahres 1973 in den Haupterzeugerlän- 
dern zu einem Überangebot an Wein, In den kom- 
menden Jahren ist mit keiner wesentlidien Steige- 
rung der Welt Weinerzeugung zu rechnen. 

162. ln der Europäisdien Gemeinsdiaft wurde 1973 
mit einer Erzeugung von 161,7 Millionen hl Wein- 
most ein neues Rekordergebnis erzielt. Bei gleich- 
bleibender Nachfrage in der EG sowie einer Ab- 
nahme der EG-Iinporte 1973/74 auf 7,4 Millionen hl 
und einer Steigerung der Ausfuhr um 4 ^/o auf 
3,5 Millionen hl führte das große Angebot in einigen 
Gebieten der Gemeinschaft zu einem starken Rück- 
gang der Erzeugerpreise. Zur Stabilisierung dieser 
sdiwierigen Marktlage wurden die in der EWG- 
Weinmarktordnung vorgesehenen Intervenlions- 
maßnahmen (Beihilfen zur Lagerung, Umlagerung 
und Destillation für die betroffenen Tafelweinartenj 
ange wendet. 

163. Die Situation auf dem deutschen Weinmarkt 
wurde — wie im EG -Bereich — durdi die sehr hohe 
Ernte des Jahrgangs 1973 von 10,7 Millionen hl 
Weinmost bestimmt. Da außerdem bei den Erzeu- 
gern noch relativ hohe Altbestände der Vorjahre 
lagerten, kam es m einem starken Einbrudi bei den 
Erzeugerpreisen, dem audi in Deutschland nur mit 
dem Einsatz der Interventionsmaßnahmen der EWG- 
Weinmarktordnnng Einhalt geboten werden konnte. 
Die geringere Erntemenge des Jahrgangs 1974 von 
sdiätzungsweise 6,8 Millionen hl sowie die auf- 
grund niedrigerer Verbraudierp reise steigende 
Nachfrage dürften zu einer Minderung des Ange- 
botsdrucks auf dem Wein markt beitragen. 

Hopfen 

164. Im Jahre 1973 wurde die bi.sher größte Weit- 
hopfenernte mit rd. M8 300 1 ein geh rächt, die insbe- 
sondere auf die Ausweitung der Anbauflächen zu- 
rückzuführen ist. Der Anteil der deutsdren I iopfen- 
erzeugimg an der Weitproduktion betrug 32 

165. In der Europäischen Gemeinschaft wurde 1973 
eine Rekordernte von 52 800 i Hopfen erzeugt. Für 
die Zukunft wird mit geringeren Erntemengen ge- 
redinet, da insbesondere die vertragsfreien Hopfen- 
sorten durdi da.s große Angebot unter Preisdruck 
gerieten. 

166. Audi in der Bundesrepublik Deutschland er- 
gaben sich 1973 durcti eine Rekordernte von 38 300 t 
Sdiwierigkeiten beim Absatz des Hopfens. In Anbe- 
tracht der geringer werdenden Steigerungsraten des 
Bierverbrauchs ist die Bundesregierung der Auffas- 
simg, daß die Anhaiiflädien nicht weiter ausgedehnt 
werden sollten. Andernfalls sind, strukturelle über- 
.sdiüsse nicht zu vermeiden. 1974 wurden sdiät- 
zAingsweisG 33 000 t Hopfen geernletf das sind 14 'Va 
weniger als iin Vorjahr. 

Rohtabak 

167. 1973 überstieg die Tabakernte in der Bundes- 
republik Deutschland mit rd. 1 1 900 t trotz einer um 
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2.9 Vu verringerten Anbaufiöche die Vorjahresmenge 
um 16,8 Dank guter Qualität konnten wie- 
derum angemessene Erzeugerpreise erzielt werden. 
Der Tabakhandel stieß jedodi bei der Sorte ^Badi- 
sdier Geudertheimer" auf unerwartete Absatz- 
schwierigkeiten, die im weseiUlicben durdi die grö- 
ßere Erntemenge, aber auch durdi preisgünstigere 
Angebote itahenischen Tabaks ausgeiöst wurden. 
So mußten für etwa 2 000 t Rohtabak Ausfuhrerstat- 
tungen beantragt werden. 

Der Anbau der Sorte „Geudertheimer" wurde dem- 
entsprechend 1974 imi 24 eingeschränkt und dafür 
verstärkt die Sorte „Burley" angebaut. Durch die 
Heizöl Verteuerung bedingt ging audi die Erzeugung 
von heißtliiftgetrodtnetem „ Virgin" zurück. 


Milch 

108. ln der Europäischen GemeinschaSt nahm der 
durchschnittlidie Kuhbesland in 1974 um 1,05 Mü‘ 
lionen Stüde (-r3,7%) zu (Übersicht 41), Besonders 
hoch waren die Aufstockungen in Frankreidn in den 
Niederlanden und in Irland. 

Die durdisdinittliche Milchleistung je Kuh ging 
1973/74 m fast allen Mitgliedstaaten zurück. Wesent- 
liche Ursache hierfür dürfte eine Einschränkung des 


KrafUulterveibrauchs insbesondere infolge der ge- 
stiegenen Preise für Eiweißfullermittel sein. 

Die Mildierzeugung erhöhte sidi 1973/74 infolge 
der Aufstockung des Milchkuhbestandes in der Ge- 
meinschaft um rd. 1 Noch stärker stieg die Milch- 
anlieferung an die Molkereien, und zwar um 1,4 ^/«i 
auf 82,3 Millionen t (übersidit 42). Den größten Zu- 
wadis verzeidinelen die Niederlanden, Italien tmei 
Frankreidi. 

Der Absatz an Käse und Koiidensmüch nahm 1973 -'74 
stark zu. Die BuUerproduktion in der Gemeinschaft 
wurde dadurch trotz der erhöhten Mi khanlieferungen 
an die Molkereien gegenüber dem Vorjahr auf 1,64 
Millionen t ( — 3,7^/«) gesenkt. Der Butlerverbraudi 
nahm 1973/74 in Großbritannien aufgrund der stark 
gestiegenen Margaiinepreise und der durch Subven- 
tionen relativ niedrigen Verbraucherpreise für But- 
ter zu. In den übrigen Milgliedstaaten — außer 
Dänemark — konnten trotz Fortführung ver.sdiie- 
dener Verbilligungsmaßnahmen für Butter (siehe 
Textziffer 213 ) keine Absatzsteigerungen erzielt 
werden. Die Interventionsbeslände an Butter lagen 
im ersten Halbjahr 1974 jedodi zum Teil erheblich 
unter dem sehr hohen Vorjahresniveau. Dies geht im 
wesentlichen auf die erhöhten Exporte aus Inter- 
ventionsbeständen in der zweiten Jahreshälfte 1973 
zurück. Audi an der Jahreswende 1 974 ■ 7.5 waren die 


Übersicht 41 


Kuhhestaiid in der EG 


I 1970 I 197 J 1972 | 1973 | 1974 v) Veränclerur>g 

Gboderimg — _ - 1974 ü zu 1973 

1 ÜOO Kühe 


Bundesrepublik Deulsdiland .... 

5 

7.52 

5 

489 

5 

442 

5 

482 

5 

487 ' 

"F 0, i 

1 

Frankreich 

9 

600 

9 

530 

9 

655 

9 

680 

10 

152 

1 -f- 4ß : 

Italien 

3 

555 

3 

214 

3 

165 


259 

3 

360 

+ 3J 

Niederlande 

1 

900 

1 

890 

l 

970 

1 

998 

2 

171 

+ 8,7 

Belgien 

1 

041 

i 

012 

1 

028 

1 

000 

1 

018 

-h L B 

Luxemburg 


62 


62 


64 


66 


78 

F 18,2 

Vereinigtes Königreich . 

3 

244 

3 

234 

3 

320 

3 

482 

3 

513 

+ 0,9 

Republik Irland 

1 

544 

1 

570 

1 

640 

1 

862 

2 

073 

F n ,3 

Dänemark 

l 

175 

1 

103 

l 

142 

1 

179 

l 

203 

4- 2,0 1 

Gemeinschaft 

27 873 

27 

104 

2? 426 

28 008 

29 055 

+ 3,7 


j 


h .iahresdiirchschnittsbesland an Milchkülien und anderen Kühen, teilweise Dezember-Bestand des Vorjahres 

vorläufig Quelle: SAEG, OECD 
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Übersicht 42 


MilchdJilieferung, Buttererzeugung und Magermildipulvererzeuguiig in der EG 



MiktianUeferung 

Buttererzeiigung 

Magermildipulver- 1 

erzeugimg 

EG-Mitgliedstaaten 

1972/73 

1973 74 

1973/74 

gegen 

1972/73 

1072/73 

1973/74 

1973/74 

gegen 

1972/73 

!972.'73 

1973/74 

1973/74 1 

gegen 

1972/73 


1 000 l 

»/o 

1 000 t 

1 "/« 

1 000 l 1 

1 Vt 

Bimdosrepublik 

Deutschland 

18 799 

19 073 

+ ü5 

511 

508 

— Oß 

504 

510 

+ 7,2 

Frankreich 

21 379 

21 620 

h hl 

538 

522 

— 3ß 

733 

713 

— 2.7 

Italien 

7 849 

8 200 ^) 

h 4,5 

75 ^) 

7? 

4- 2,7 ^) 

7.) 

7 1 

± 0 1 

Niederlande 

8 648 

9 148 

f 5,8 

171 

164 

— 

130 

127 

— 2.3 1 

Belgien 

2 792 

2 777 

— 0,5 

72 

68 

— 5,6 

lU 

lOB 

— 2,7 

Luxemburg 

226 

234 

+ 3,5 

8 

8 

t 0 

10 

13 

+ 30.0 

Vereinigtes 

Königreich 

13 778 

13 476 

— 2,1 

103 

74 

— 28,2 

178 

127 

— 28.6 

Irland 

3 193 

3 172 

~0,0 

80 

78 

— 2ß 

83 

110 

+ 32,5 

Dänemark 

4 517 

4 573 

-\- h2 

144 

140 

— 2ß 

41 

49 

+ 79,5 

Gemeinschaft 

81 181 

82 273 

h 141 

I 702 

1 639 

— 3.7 ' 

l 79? 

1 764 

— Iß 

l 




Interventionsbeslände an Butter niedriger als im 
Vorjahr (Übersicht 43). 

Versdiäifl hat sidi erwartungsgemäß die Uberschaß- 
situation der Gemeinsdiaft bei Milcheiweiß. Die 
Interventionsbestände bei Magermildipulver sind 
1974 gegenüber dem Vorjahr erheblich angestiegcfn 
und erreiduen am 1. Januar 1975 369 000 t {vgL 
Übersidit 43). Dabei werden gleichzeitig 25 ^.'o der 
an die Molkereien gelieferten Mildi (in der Bundes- 
republik JOVfj) in Form von Magermildi in flüssiger 
oder in Pulverform mit einer Beiliilfe im Futtersok- 
tor untergebradit. Die Ausgaben der EG für diese 
Beihilfe betrugen 1974 rd. 2 Mrd. DM. Trotz der 
gewährten Ausfuhrerslatlungen bot der Weltmarkt 
nur geringe Exportmöglichkeiten für Magermilch- 
pulver. 

169, Für 1974/75 ist zu erwarten, daß die Mildmn- 
lieferoiig an die Molkereien in der Gemeinschaft um 
etwa 4 'Vo gegenüber dem Vorjahr zunimmt. Voraus- 
sidillidi kann diese Mehrproduktion durch Absatz- 
steigerungen bei Käse und anderen Mddiproduklen 
nidil voll aufgefangen werden. Mit einer Zunahme 
der Intervenlionsbestände an Magermildipulver 
muß geredmet werden. 

170- Die Milchanlieferuiigen an die Molkereien er- 
höhten sidi in der Bundesrepublik Deutschland 1973/ 


tJ b e r s i c h t 43 


Interventionshestände 
an Butter und Magermildipulver 



Dullfr 1) 

MflTjermild;- 

piiJvei i) 

Stichtag 

CG 

Bixr.dcs- 

ropni- 

hlik 

EG 

Dvind'G'S^ 

repu- 

blik 


1 00-0 l 

1. Februar 1973 1 

389 

115 

133 

32 

l, Juli 1973 

323 

127 

129 

40 

1, Januar 1974 

2,01 

63 

166 

58 

1. Juli 1974 

257 

93 

215 

8? 

l . Januar 1975 

143 

31 

369 

143 j 


I 


*) Interveiitionsbestäiide bei Butter (einsdiließlich Rahm 
in Biitterwert) in öffentlicher und privater Lagerhal- 
tung, bei Magermildipulver in öffentÜther Lagerhal- 
tung entsprechend den EWG-Beslimmungen, 

“) Beginn der Anwendung der Marklregelung für die 
Beitriltsländer. Einsdiließlidi der in den neuen Mil- 
gliedstaaten vorhandenen nicht intervenleiten priva- 
ten Bestände: Am 1. Februar 1973 90 000 t Butler 

und 83 000 t Magermildipulver. 
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74 gegenüber dem Vorjahi um I,5^/n auf 19,1 Millio- 
nen t. Die Butterherslellung blieb jedoch mit 508 400 t 
um 0,6 ^Vo unter dem Vorjahr, Dies ist zurüdczuführen 
auf erhöhte Mildiex:porte nadi Italieu sowie auf eine 
höhere VoU ml ichver Wendung zur Käse- und Kon- 
densmiichherstellung und einen Rüdegang des Fett- 
gehalts der Milch infolge geringerer Verfütterung 
von Kraftfutter. Für 1974/75 wird die Zunahme der 
Mildiliefenmgen an die Molkereien auf etwa 2 Vu 
geschätzt. Diese Steigerung dürfte unter dem £G- 
Durdisdinitt liegen. 

Der durdisdmittliche Auszahlungspreis für 1 kg 
Mildi (frei Molkerei, 3,7 Vo Fett, einschl, Mehrwert- 
steuer) belief sidi 1973/74 auf 47,2 Pf. Das bedeutet 
einen Preisanstieg von 1,4 Pf/kg (-r 3,1 ’^/ö) gegen- 
über dem Vorjahr. Für 1974/75 wird unter Einbezie- 
hung der Preisbesdilüsse im Jalire 1974 eine Steige- 
rung der Auszahlungspreise um voraussichtlich etwa 
3 Pf/kg (‘h ö Vt<) erwartet. 


Rindfleisch 

171 . In den widitigsten überseeisdien Prodaktions- 
ländern sowie in den Mitglieds taaten desCOMECON 
ist für die nädislen Monate niit einem wadisenden 
Anfall von Sdiladitrindern zu rechnen, im Hinblick 
auf die fmportsperreo der EG und Japans — der 
Hau pteinfuhrl ander — dürften die VVeltinarklpreise 
weiterhin unte^ Druck stehen. 

172 , ln der Europäisdien Geineinschaf! hat die er- 
lieblidie Steigerung der Marktpreise für Schlaciitrin- 


der von Anfang 1972 bis Mitte 1973 sowie die Prä- 
mie zur Umstellung von Milcherzeugung auf Rinder- 
mast zu einer deutlidien, wider Erwarten sehr schnel- 
len Aufstockung der Rindviehbestände in allen Mit- 
gliedstaaten geführt. Die Rinderschiachtungen lagen 
daher 1973/74 in der Gemeinschaft iriit annähernd 
18 Millionen Stück um rcL 12 Vo höher als im Vor- 
jahr, Die Einfuhren aus Drittländern gingen durch 
das Auslaufen der „Mangel- Verordnung'’ im Sep- 
tember 1973 und steigende Absc/liöpfungen seit An- 
fang 1974 sowie durch w^esentl.idie Einfuhrersdiwe- 
rungen (vgh Textziffer 215) ab Mai 1974 deutlich zu-* 
rück. Seit Juli 1974 kamen die Einfuhren praktisch 
zum Erliegen, nachdem die Erteilung von Einfuhr- 
Hzenzen oinsgesetzl wurde. 

Da in der Gemeinscjiaft dem größeren AngeVrot keine 
entsprechende Nachfragesteigerung gegenüberstand, 
blieb der durdischniUlidie EG-Marklpreis für 
Schladitrinder 1973/74 (Rinder wirtsdiaftsjahr) um 
knapp 3 Vo unter dem Vorjahresniveau (Schaubild 9 
Materialband, Tabelle 86), 

173 . Im Wirtschaftsjahr 1974/75 wird das SchJadit- 
rinde rangebot in der ’Gemeiiischail voraussichtlidi 
weiter ansteigen, wobei die Sdiladitungen insbeson- 
dere in Frönkreidi, Großbritannien und Irland stär* 
ker zunehmen dürften als in der Bundesrepublik. 

Aufgrund des großen Angebots standea die Erzeu- 
gerpreise auch in der ersten Häifte des Wirlschafts- 


EG-Marklpreis = Gewogener DurchsdmiU der arif den 
repräsentativen Märkten der einzelnen Mitglied- 
Staaten festgos teilten Preise. 


S c h a u b i I cl 9 


Marktpreise für Rinder (Durchschnitt aüer Kiassen) in der 
Gememschaft und in der Bundesrepublik Deutschland 


DM/100 kg 
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Jahres 1974/7^5 untt^r Druck. Seit der Anhebung des 
Rindcrorientierungspreises um 12 Vo am 1. April 1974 
lag der durctisdinittlidie Referenzpreis der Gemein- 
schaft ständig unter dem Interventionspreis. Die nied- 
rigen Erzeugerpreise führten allerdings nur in den 
Niederlanclen und in der Bundesrepublik zu einem 
teilweisen Rückgang der Verbraucherpreise. In den 
übrigen Mitgliedstaaten stiegen dagegen die Ver- 
braudrerpreise für Rindfleisch im Zuge der inllatio- 
nären Entwicklung weiter an. 

174. ln der Bundesrepublik Deutsdiland wurden 
1973/74 insgesamt 4,3 Millionen Rinder inländisdier 
Herkunft geschlachtet. Das bedeutet eine Zunahme 
gegenüber dem Vorjahr von 20 Audi die Kälber- 
Schlachtungen stiegen um 3 auf 0,74 Millionen 
Stück* 

Während die Einfuhren von Schiaditrinclern und 
Rindfleisch (einschließlich Lieferungen aus EG-Mit- 
gliedstaaten) 1973/74 aufgrund des Rückganges der 
Drittlandslieferungen (vgl. Textziffer 172) um fast 
30 "/o auf 221 000 t zurückgingen, erreidUen die deut- 
schen Rindfleisdiexporte (einsdiließlich Lieferungen 
in EG-Mitgliedstaaten) mit 108 000 t (H- 108 *^/o) den 
bisher höchsten Stand. Hauptempfangsland war 
Italien, das vd. 50 dieser Exporte aufnahm. 

Der Marktpreis für Schl ach trinder im Duidisciinitt 
aller Klassen blieb 1973/74 in der Bundesrepublik 
mit 288 DM je 100 kg Lebendgewidrt um knapp 10 
unter dem vorjährigen, allerdings hohen Niveau. 

175. Für 1974/75 wird geschätzt, daß in der Bun- 
desrepublik 4,5 Millionen Rinder (-r- 5 “/o) zur 

Sdilachlimg kommen. Da mit einer leichten Bele- 
bung der Nachfrage nach Rindfleisdi und einer ge- 
wissen Entlastung des Marktes durdi die Inlerven- 
tionsrnaßnahmeu gerechnet wird, ist zu erwarten, 
daß die Erzeugerpreise 1974/75 etwa auf der Vor- 
jahreshöhe liegen werden. Seit Juli 1974 zeichnen 
sidi Stabilisierungstendenzen auf dem deutschen 
Rindfleischmarkt ab, in deren Verlauf die Sdiladit- 
rinderpreise den Vorjahresstand wieder überschrit- 
ten haben. 


Schweinefleisch 

176. Die Sch weinef lei scher Zeugung der Euro- 

päisdicn Gemeinschaft lag in der ersten Hälfte des 
Wirtscliaftsjahres 1973/74 unter dem Vorjahres- 
niveau, .so daß bei unveränderter Nachfrage ein an- 
haltender Anstieg der Marktpreise auf ein vorher 
noch nidit erreitiiles Niveau zu verzeldinen war. Im 
Dezember 1973 lag der durchsdmittlidre Marktpreis 
für Schweinehälften in der Gemeinsdiaft um rd. 20 
über dem Vorjahresniveau, Eine Zunahme der Er- 
zeugung bei unveränderter Nadifrage führte ab Ja- 
nuar 1974 zu einem Rückgang der Erzeugerpreise* 
Im Juni 1974 unterschritt der EG-Durchsdinittspreis 
für Schweinehälften bereits die AuslÖsungssdnvelle 
für Tnterventionsmaßnatiinen und erreidite im Juli 
1974 mit 81.5 RE je lÜD kg seinen tiefsten Stand seit 
Juni 197J. Er lag damit um 22^!n unter dem Vorjahr 
resniveau. 


177, Für 1974/75 ist mit einer Zunahme der 
Schwei lief lei sdiproduktion in der Gemeinschait um 
3 zu redmen. Dabei werden die Zuwachsraten in 
Belgien, in der Bundesrepublik Deutschland und in 
den Niederlanden erheblidi über dem Durchsdrnitt 
liegen. Unter Berücksichtigung des Angebolsdrucks 
auf dem Rindfleisdimarkt dürfte das zu erwartende 
Schweinefleisdiöngebot die Nachfrage übersteigen. 
Die Erzeugerpreise duften daher deutlich hinter dem 
relativ hohen Niveau des Vorjahres zurückhieiben. 

178, In der Bundesrepublik Deutschland blieb die 
Scliweinefleisdierzeugung 1973/74 insgesamt nodr 
unter der Vorjahreshöhe. Ab April 1974 war jedoch 
bereits ein Anstieg der inländischen Schlachtungen 
zu verzeichnen. Die schon im Vorjahr hohen Ge- 
samteinl Uhren an Schlachtschweinen und Schweine- 
fleisdi sind 1973/74 um 8 Vi> auf 417 000 l gestiegen. 
Davon stammten rd. 90 Vo aus EG-Mitgliedstaaten. 
Haupllieferiänder waren wie bisher die Niederlande 
und Belgien. 

Die Erzeugerpreise für Schweine stiegen von Juli 
bis Dezember 1973 kontinuierlich an und erreichten 
im Dezember 1973 ihren höchsten Stand. Ah Anfang 
1974 gingen sie stark zurück und erreichten im Juli 
1974 einen vorläufigen Tiefstand. Danadi erholten 
sie sich wieder etwas. Im Durch schnitt des Wirt- 
schaftsjahres 1973/74 lagen die Marktpreise mit 
305,4 DM je 100 kg Lebendgewidrt Jedoch immer 
noch um etwa 7 ^ o über dem Vorjahr. 

179, Im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist der Bundes- 
republik nach den vorliegenden Zälilungsergebnis- 
sen mit einer kräftigen Zunahme der Sdnveine- 
fieischerzeugung zu rechnen. Die Produktionssteige- 
rung dürfte im Durchschnitt de.s Wirtschaftsjahres 
bei etwa JOVg liegen. Da die Bezüge aus den Mit- 
glieds taaten der Gemeinsdiaft kaum zurückgeher 
werden und eine entsprechende Zunahme der Nach- 
frage nicht zu erwarten ist, dürfte der Preisdruck 
beim Verkauf von Schlachtschweinen bis Mitte 1975 
anhöUen. 


Eier 

180. In der Europäischen Gemeinschaft war die 
Eiererzeugung im Jahre 1973 — ^ wegen der rückläu- 
figen Produktionsentwiddung in der Bundesrepu- 
blik Deulsdiland und im Vereinigten Königreich — - 
mit rd. 64,7 Milliarden Stück etwas niedriger als 
1972, so daß bei etwa gleidibleibendem Verbrauch 
die Eierpreise in der zweiten Jahreshälfte besonders 
in den Lmportabhängigen Landern Großbritannien 
und Bundesrepublik Deutschland stark anzogen. 
Infolge der Aufstockung der Legehenneiibestände 
ab Herbst 1973, vor allem in Großbritannien und 
Frankreich, stieg die Eiererzeugung schon ab Beginn 
1974 wieder stärker an. Da Großbritannien wesent- 
lich weniger als im Vorjahr importierte und Frank- 
reidi sidi zum Nettoexportland entwickelte, wurde 
diese Mehrerzeugung überwiegend auf dem deut- 
schen Markt abgesetzt. Über Exporte in Drittländer 
und Reduzierung der Legehenneiibestände durdi 
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vorzeitiges Absdrladiten konnte ab Ende August 
1974 eine gewisse Veriiiinderurtg des Angebots- 
drucks auf dem Eierrnarkt in der Gemeinschaft er- 
reicht werden. 

181. Die Eierproduk-tioiL in der Bundesrepublik 
Deutsdiland lag 1973/74 bei einem um über 7 ", o ver- 
kieinerten Hennenbestand mit 14,9 Milliarden Stück 
um etwa 7*^/0 niedriger als im Vorjahr. Der 
Gesamtverbrauch (einschließlich Eiprociukte aus- 
gedrückt in Sdialeneiwert) betrug 17,4 Mrd* 
Stück. Das Angebot aus inlandserzeugung und 
Einfuhr blieb in der ersten Hälfte des Wirtsdiafls- 
jahres 1973/74 hinter der Nachfrage zurück, so daß 
die Eierpreise weit liöher lagen als in den voraus- 
gegangenen acht Jahren. Das ab Anfang 1974 auf den 
deulsdieii Markt drängende Mehrangebot (in.sbeson- 
dere aus den Benelux-Landern und Frankreidi) hatte 
bei einer gleidizeitigen Einsdirankimg der Nadi- 
frage zur Folge, daß die Eierpreise in der zweiten 
Hälfte des Wirtschaftsjahres 1973/74 stark rückläufig 
waren. Im Durchschnitt dieses Wirtschaftsjahres la- 
gen sie jedoch deuMidr über dem Vorjahresniveau. 
Bei Abgabe an Erfassungsbetriebe erzielten die Er- 
zeuger in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 
1973/74 durchschnittlidi 16,4 Pf/Stück und in der 
zweiten Hälfte 15,1 Pf/Stück (ohne MWSt); im Durdi- 
sdinitt aller Absatzwege waren es 18,9 Pf/Stück 
bzw. 18,3 Pf/Stüdc. Der Rückgang der Erzeuger- 
preise führte alhnählidi auch zu einem Rückgang 
der Verb raudierpr eise. 


SchiachtgeflUgel 

182, In der Europa i sehen Gemeinschaft wurden 
1973/74 3,(30 Millionen t Sdiladitgeflügel (davon 2,00 
Millionen t Jungmasthühner) erzeugt, Der Ver- 
braudi erreichte 2,95 Millionen t, so daß rd. 50 000 t 
netto exportiert wurden. 

Der Anstieg der Heizöl- und Futtermittelpreise 
führte in der ersten Hälfte des Wirtsdiaftsjalires 
1973/74 nur kurzfristig zu einer Preiserhöhung für 
Sdiladitgeflügel, weil andere Fleisdiarten reidilidi 
angeboten wurden und in den Hauptproduktions- 
ländern verstärkt die Geflügelmast ausgedelml wor- 
den war. Diese Tendenz setzte sich in der zweiten 
Hdifle des Wiitsdiaftsjahres 1973/74 noch verstärkt 
fort. Durch Exporterstattungen der EG und eine Ein- 
sdiränkung der Produktion iri der EG um 70 000 t 
wurde iin Sommer 1974 einem stärkeren Rückgang 
der Erzeugerpreise enlgegengewirkt. 

183. ln der Bundesrepublik Deutschland betrug 
1973/74 die gesamte Geflügelfleischerzeugung 
274 000 t (1972/73: 272 000 t). Die dann enthaltene 
Erzeugung von Jungmasthübnern ist aufgrund von 
Vereinbarungen der im .Stabilisierungsfonds „Mast- 
geflügeP' zusammengeschlossenen Gesellschafter 
(Brütereien und Master) um 2,2% auf 174 000 t zu- 
rückgegangen. Dennoch waren ab Anfang 1974 die 
Preise stark rückläufig, weil die Einfuhren bei 
gleidizeitgem Verbrauch rückgang stark Zunahmen. 


Selbsiversorgiingsgrad 

184. Eine widiUge Kenngröße für die Versorg ungs- 
lage mit Nahrungs- und Futtermitteln eines Landes 
, ist der Selbstversorgungsgrad. Er gibt an, in wel- 
I ehern Umfang die inländische Erzeugung clonGesaml- 
I bedörf decken kann. In der Bundesrepublik hat sich 


der Selbstversorgungsgrad (einschließlich der Erzeu- 
gung aus eingeführten Futtermitlein) wie folgt ent- 
wickelt : 

Wirtsdiattsjahr 

Selbstversorgungsgrad *) 

1 »/» 

1967/68 

' 88 

1960/69 

86 

1969/70 

85 

197Q71 

83 

1971/72 

83 

1972/73 

84 

1973/74 

88 


ln der großen Linie haben also sowohl die Einfuhren 
als auch die inländische Erzeugung an der Deckung 
des steigenden Nahrungs- und Futtermittclver- 
braudis in der Bundesrepublik etwa in gleichem 
Maße teilgenommen. 

Bei den einzelnen Produkten war die Entwicklung 
unlersfiiiedlich. Tenden/Jell vermindert hat sich der 
Selbstversorgungsgrad in der Bundesrepublik bei 
Kartoffeln, Gemüse, SdiweinefJeisdi und Fisdien; 
zugenommen hat er vor allem bei Getreide, Zucker, 
Mildjpulver, Käse und Butter (Materialband, la- 
belle 8G a). 


3.12 Ziele 

185^ Während 1973 das Ziel der Versorgung der 
Verbrau dier zu angemessenen Preisen insbesondere 
wegen der Verknappungsersdieinungen in einigen 
Bercidien des Weltmarktes (u. a, Rindfleisch, Ei- 
v^eißfuttermittel) gefährdet war, ergeben sidi nun- 
mehr zusätzlidre Probleme hinsichlUdi der einkom- 
nienspolitischen Zielsetzung für die Landwirtsdiaft, 
Der Spielraum der Preispolitik ist jedoch durch die 
Schwierigkeiten des Marktausgleidis auf einigen 
Märkten und die stabiiitälspolitischen Erfordernisse 
begrenzt. Dennoch wird die Markt- und Preispolitik 
nadi wie vor ein bedeutender Faktor der landwirt- 
sdiaftlichen ElnkommenspoHlik bleiben. Sie muß 
insgesamt gesehen den leistungsfähigen Betrieben 
unter Berücksichtigung der Kostenenlwicklung Ein- 
kommen ermöglichen, die eine angemssene Lebens- 
haltung und auch eine Weiterentwidclung dieser Be- 
triebe aus eigener Kraft erlauben. 


9 Die einzelnen NahmrigsmiUel wurden auf cier Basis 
von Getreideeinhciten zusammengefaßt. 

Erzeugung BundesrepubUk in % des Verbrauchs der 
Bundesrepublik. 
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Ini eriijzeljten wird folgendes angestrebt: 

— ' Verbesserung des Agravpreisniveans durch ge- 
jsielte r^reisanliebungen unter Berücksiditigong 
der allgememen Einkommens- und Kostenent- 
wi<±lung und im Ralimen der gesamtwirtschaft- 
lidien und stabil itätspoiitischen Erforderiusse, 

— Stabilisierung der Märkte und Vermeidung 
struktureller Marktungleidigewidite, 

— Einkam menssidiexung diirdi rnarktpoiitisdie 

Maßnahmen, 

— Mitverantwortung der Erzeuger für Überschüsse, 

— Vermeidung währungsbedingter Einkommens- 
verluste, 

— Schaffung der Voraussetzungen für ein nach 
Menge und Vielfalt ausreidiendes Angebot, 

— Gewährleistung angemessener Verbraucher- 
preise, u, a. Berücksiditigimg der Verbraudier- 
interessen bei Agrarpreisbeschiüssen und durch 
Verbesserung der Markttransparenz. 


3.13 Maßnahmen.^) 

EG-Preisbeschlüsse 

186* Ara 23. März 1974 einigle sidi der EG-Mini- 
s terra t in Brüssel über die Festlegung der Markt- 
ordnungspreise für das Wirtschaftsjahr 1974/75. Mit 
Ausnahme des Inter ventionspreises für Butter und 
der Preise für Olivenöl wurden alle Marklordnungs- 
preise angehoben (Übersicht 45). Im gewogenen 
Durdischnilt belief sich die Erhöhung der Markt- 
ordnungspreise (Stützungsniveau) auf 8,5 bis 9 

Aufgrund der besonderen wirtschafüidien Sdiwüe- 
rigkeiten der Landwirtschaft ira Jahre 1974 faßte der 
Minislerrat am 2. Oktober 1974 den Beschluß, alle 
Marktordnungspreise für das laufende Wiitsdiafts- 
jahr 1974/75 ab 7. Oktober 1974 zusätzhdi um 5% 
{beide Preisbesdüüsse zusammen 13,9 bis L4,5Vu) zu 
erhöhen (Übersidii 45). 


Siehe aud^ Ubersidit 44 


Höhe und Entwicklung der Erzeugerpreise werden 
nicht nur von den Marktordnongspreisen, sondern 
auch von der Entwicklung von Angebot und Nach- 
frage auf den einzelnen Märkten bestimmt. Da auch 
im Wirtschaftsjahr 1974/75 insbesondere auf den 
Fleisdnuärkten und auf dem Mildimarkt ein Ange- 
botsdrude zu verzeidmen war, hat sich die Erhöhung 
der Marklordnungsp reise bei einigen widitigen Pro- 
dukten nur wenig bzw. mit erheblicher zeitOcher 
Verzögerung auf die Erzeugerpreise ausgewirkt. 
Hinzu kommt, daß Anfang Oktober 1974 bereits ein 
großer Teil der Getreideernte verkauft war. Die auf- 
nehmende Hand hat jedodi teilweise für Getreide, 
das vor der Preisanhebung vom 7. Oktober angelie- 
fert worden war, Preisnadisdiläge au.sgezahlt. 

167- Trotz zahlreicher Maßnahmen der Gemein- 
sdjaft zur Stützung der Erzeugerpreise bei widitigen 
Agrarprodukten sind Milte 1974 immer mehr Mit- 
gliedstaaten dazu übergegangen, auf nationaler 
Ebene durdi Beihilfen die Einkommenssltuation der 
Erzeuger zu verbessern. Die Bundesregierung hat 
sich gegen diese Beihilfen ausgesprochen, weil sie 
zu einer Eskalation der Beihilfenpolitik und damit 
zu einer Desintegration des Agrarmarktes führen. 

188. ln konsecfuenler Verfolgung dieser Politik 
stimmte die Bundesregierung der Anhebung der 
Agrarpreise um 5 Vo ab 7. Oktober 1974 erst zu, 
nachdem auf deutsdie Initiative hin 

L der Rat die Absldit der KommJsison billigte, ihre 
Preisvorsdiläge für das Wirtsdiaftsjahr 1975/76 
u. d. unter Einbeziehung der bereits gefaßten 
Preisbesch iüsse für das Wirtsdraftsjahr 1974/75 
zu erstellen, 

2. die Vertreter der Regierungen der Mitgliedslän- 
der erklärt hatten, für die strikte Einhaltung der 
Regeln der Artikel 92 und 93 EWG-V in bezug 
auf derzeitige und künftige Beihilfen zu sorgen 
und 

3, der Rat die Kommission aufgefordert hatte, bis 
zum LMärz 1975 eine Bestandsaufnahme der ge- 
meinsamen Agrarpolitik zu erarbeiten und ihr 
gegebenenfalls entsprechende Sdiiußfolgerungen 
beizufügen, um eine eingehende Erörterung im 
Rat und im Europäischen Parlament zu ermög- 
lichen. 
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Mittelansätze für das Piogramm: Markt- und Preispolitik 


Maßnahmen 

So)! 

1974 ’ ) 

Soll 

1975ä) 

Boll 1975 
gegenüber 
Süll 1974 

Bemerkungen 


Millionen DM 



EVSl für Getreide und FuttermltteJ 

64,1 

76,1 

-hiej 


Fraditliilfe Getreide 

35,0 

39,0 

-rllj 


Mühlenstillegung 





Schuld enclienst ... 

U3 

— 


1974 äusgelaufen 

EVSt für Zucker und Rohlabak . . 

Ausgleich an Gartenbaubetriebe 
für Wettbewerbsnaditeile bei 

2,6 

2,6 

± 0 


Heizöl 

38,0 

25,0 

-34/^ 


Stabilisierungsforids für Wein . . ♦ , 

0,2 

0,2 

± 0 


Nichtvermarktungsprämie 





Milch .... 

n,3 

4,5 

“60,2 

1975 letzte Ratenzahlung für 
die Maßnahmen von 1971 

Umstellungsprämie 





Milch/Riiidflei.sch 

25,2 

19,6 

-22,2 

GA; wurde 1974 von sdiät- 
zungsweise 5 000 Betrieben 
in Anspruch genommen 

EVSl für Sdilachtvieh, 





Fleisdi und Fleischerzeugnisse 

45,0 

37,1 

- f7,ö 


EVSt für Fette 

Stabilisierungsfonds 

33.5 

10,3 

- 69,3 

1974 einmalige Zahlung 

für Mastgeflügel 

Zuschüsse an Absatzfonds 

10,0 




für CMA und ZMP 

11,0 

11,0 

± 0 


Zuchtviehexport j 

6,0 

6.5 

+ 8/3 

1973 Export von rd. 15 000 
Zuchttieren gefördert; 1974 
wegen Währungsschwierig- 
keiten und stärkerer Kon- 
kurrenz weniger 

Messen und Ausstellungen 

6,3 

5,5 

- 12,7 


öberlrag * | 

289,5 

237,4 

— 



’) Emzelplcin 10, bei Maßnahmen der Genie iiisthaiisaiifgabe Btindesanteil im Rahmenplan (Gemeinscbaftsauigabe) 

-)i Einzelpian 10 In der Fassung der Besdilüsse des Haushaltsausscbusses b/w. v^orläufiger Bundesanteil im Rahmen- 
plan (Gemeinsdiaftsaufgabe) 

GA = Gemeinsdiaftsaulgabe, vgl. audi Übersicht 58 
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n o c [\ Mittelansätze für das Programm: Markt- und Preispolitik 


Maßnahmen 

Soll 

1974 ') 

Soll 

1975 

1 Soll 1975 
gegenüber 
Soll 1974 

Bemerkungen h 


Millionen DM 

“/ö 


Übertrag 

289,5 

27,6 

237,4 

31,7 



Förderung aufgrund des Markt- 
strukturgesetzes 

+ 14,9 

GAj 1974 332 Erzeuger- 
gemeinschaften gefördert 

Zusammenschlüsse nadi EG-VÜ 
Obst und Gemüse sowie Hopfen 

5,0 

3,6 

- 28,0 

GA; 1974 29 Zusamnien- 
sdilüsse gefördert 

Verbesserung der Struktur der 
Zudcerfabriken . . . 

3,4 

3,3 

- 2,9 

GA; 1974 4 Zuckerfabriken 
gefördert 



Investitionen im Bereich der Be- 
ünd Verarbeitung von Kartoffeln 

— 

1,0 

■ 

GA; 1974 5 be- und verarbei- 
tende Betriebe gefördert 

Investitionen bei Vermarktungs- 
einriditungeii für Obst und Ge- 
müse 

7,6 

9,8 

T- 25,9 

GA; 1974 84 Hinrithtungen 
gefördert 


fnvestitionen bei Vermarktungs- 
einrichlungen für Blumen und 
Zierpflanzen 

Ü6 

3,5 

~'rII8,8 

GA; 1974 28 Einridüungen 
gefördert 


Verbesserung der Molkerei- 
stTUktur . , 

38,9 

31,5 

- 79,0 

GA; 1974 233 Molkereien 




gefördert 

Verbesserung der Struktur bei 
Schladithöfen und Lebendvieh- 
märkten 

9,1 

9,5 

-i- 4,4 

GA; 1974 34 Sdilachthöfe 
und Lebendviehmärkte 
gefördert 


Verbesserung der Struktur der 
Seefischniärkte 

0,6 

lA 

+ 133,3 

GA; 1974 2 Seefischmärkte 
gefördert 


Insgesamt . . . 

383,3 

332,7 

- J3,2 



Einzelplan 10. bei Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe Bnndesanteil im Rahmenplau (Gemeinschaftsaufgabe) 

") Einzelplan 10 in der Fassung der Beschlüsse des Haushai tsausschusses bzw. vorläufiger Bundesanteil im Rahmen- 
plan (Gemeimschaftsaufgabe) 

GA = Gemeinsdiaftsaufgabe, vgl. auch Übersicht 58 
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ü b e r s i c h t 45 


BWC-Marktordnungspreise 



1973/74 


1974/75 



Erzeugnis 

bis 6. Oktober 1974 

1 ab 7. Oktober 1974 

DM 

DM 

Verände- 
rung '*/« ‘) 

DM 

Verände' 
ruiig 0 

Hartweizen (je Tonne) 

Richtpreis - 

490,18 

669 J 6 

I 

1 36,5 

702,61 

-L 

5,0 

Einziger Tnterventionspreis - 

432,25 

610,60 

+ 41,3 

641,12 

-\- 

5,0 

Weichweizen (je Tonne) 







1 Richtpreis 

420,68 

445,93 

+ 6,0 

468,22 

+ 

5,0 

Grund intervenlionspreis 

387,23 

402,71 

+ 4,0 

1 422,84 

1 

-F 

5,0 

Gerste [je Tonne) 







Richtpreis 

385,36 

404,61 

+ 5,0 

424,85 

-h 

5ß 

1 Einziger Interventiönspreis -) 

353,81 

353,56 


371,23 

+ 

5,0 

Roggen (je Tonne) 







Richtpreis 

411.02 

435,69 

- 6,0 

457,46 

+ 

5,0 

Einziger Interventionspreis 

358,39 

372,73 

-i- 4,0 

391,36 

T 

5,0 

Mais (je Tonne) 







Richtpreis 

376,14 

400,59 

+ 6,5 

420,61 

-r 

5,0 

Einziger Interventiönspreis 

307,73 

327,75 

-h 6,5 

344,15 

-h 

5,0 

Rai.s (je Tonne, geschält) 







Richtpreis 

781,80 

827,16 

+ 6,0 

868,52 

+ 

5,0 

Zucker (je Tonne) 



i 

1 

1 

1 



Mindestpreis für Zuckerrüben 

65,3? 

68,95 

5,5 

72,39 

+ 

5,0 

Richtpreis tür Weißzucker 

907,68 

971,73 

-h 7,0 

1 020,4 1 

-h 

5,0 

Interventionspreis für Weißz.ucker 







Olivenöl (je 100 kg) 

862,66 

923,05 

T 7,0 

969,17 

+ 

5,0 

Erzeugerrichtpreis 

502,04 

502,04 

— 

527,15 

+ 

5,0 

Ölsaaten (Raps und Rübsen, je 100 kg) 







Richtpreis 

77,08 

80,15 

+ 3,8 

84,18 

-f 

5,0 

Grundinterventionspreis 

74,85 

77,84 

+ 3,9 

Bi. 73 

-h 

5,0 

Schweinefleisch (je 1 00 kg Schlachigewichl) 







Grundpreis 

314,76 

314,76 

~ 

357,40 

-h 

13,5 

Rmdfleisch (je 100 kg LebendgewiclU) 







Orientierimgspreis 

315,49 

353,19 

+• 12,0 

370,87 

-[- 

5,0 

Kalbfleisch (je JOO kg Lebendgewicht) 



I 




Orientierungspreis 

379,73 

413,58 

1- 9,0 ' 

i 

434,26 

1 

-f 

5,0 

Milch (je 100 kg) 







Richtpreis 

45,46 

49,08 

^ 8,0 

5E53 


5,0 

Interventionspreis 







— Butter 

644,16 

644,16 

— 

671.90 

■h 

4,3 

— Macjermilchpulver (BRD, Benelux] ...... 

234,24 

281,82 

4-20,3 

302,83 

T 

7,5 

— Magermiichpulver (übrige EWG) ...... 

241,56 

289,14 

-b/9,? 

302,83 

4- 

4,7 

Wein (je 100 Liter) 

Orientierungspreis 







— R III (Art Portugieser) i 

83.56 

92,63 

f n,o 

97,28 

-r 

5,0 

— A FI (Art MüUer-Thurgau und Sylvaner) 

111,26 

123,49 

f 11,0 

129,67 

-E 

5,0 1 

— A liJ (Art Riesling) 

127,15 

140,98 

\ llß 

148,05 

H“ 

5,0 

Tabak (je 100 kg) 

Zielpreis 







— Geudertheimer 

700,5 

746,3 

+ 6,5 

783,6 

+ 

5ß 

— Burley 

846,2 

891,9 

+ 5,4 1 

936,6 


5ft 


Veränderung gegenüber dem vorher gültigen Marklordnungspreis 
‘J bis einschUefllich Wirtsdiaftsjahr 1973/74: Grundjntervenlionspreis 
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Grenz aus gl ei dl 

189 , Das Grenzausgiei dis System der EWG- Verord- 
nung Nr. 974/71 des Rates vom 12. Mai 1971 wurde 
1974 im weseoüichen in unveränderter Form fortye- 
führt (übersidit 46). Dem deiUsdien Grenzaosgleich 
lag auch 1974 die volle DM-Aufwerlungsrate von 
12,03 ^Vt> zugrunde. 

Als Folge der Freigabe des Wediselkurses des fran- 
zösisdien Franc am 28. Januar 1974 \vird der Grenz- 
ausgleidi audi von Frankreich angewandt, und zwar ' 
in Form von Einfuhrersiattungen und Ausfuhrabga- 
ben (wie bei den Mitgliedstaaten, deren Wahrungen 
mit ab wertender Tendenz floaten: Großbritannien, 
Irland und Italien), 

Durdi die Festsetzung sog. ,,Grüiier Paritäten*' 
wurde der Grenzausgleidi in einigen Abwerturigs- 
ländern abgebaut und da.s Rationale SLützungsnlveau 
entsprediend angehoben. 

Erstmals am 1, November 1973 wurde für die Um- 
redinung der gemeinsamen Agrarpreise 'm itaiie- 
nisdie Lira ein um 4 ^-o abgewerleter Lira-Kurs zu- 
grunde gelegt. Weitere Abwertungen der „Grünen 
Lira" erfolgten am 1. Januar 1974 um 4,5 am 
2B. Januar bzw. 25. Februar 1974 um 5 am 22. Juli 
1974 um 12,5% und am 28. Oktober 1974 um 4%. 
Von den damit verbundenen Anhebungen der 
Agrarpreise in Italien wurden jedodi die Beihilfen 


für Hartweizen und Olivenöl teilweise ausgenom- 
men. 

Auch für Großbritannien und Irland wurden „Grüne 
Paritäten" festgesetzt. Die am 7. Oktober 1974 in 
Kraft getretenen Abwertuiigsraten betragen für 
Großbritannien 8 % und für Irland 1 1 'Vö. 


Getreide 

190. Die Preisrelation zwischen Weidi weizen und 
Mais wurde durch die Preisbeschlüsse vom Marz 
1974 stärker dem Futterwert angepaßt. So wurde der 
Intervenliomspreis für Mais (+6,5%) stärker an- 
gehoben als der für Weichvveizen (4- 4,0 %j. 

191 . Mit Hilfe de,s inzwischen ausgebauten und 
verfeinerten AußenscliutzsYStenis war es inöglidi, 
den EG“GetTeidemarkl gegen die hohen Weitmarkt- 
preise abzusdiirmen. Durdi die Einführung eines 
Aijssdireibungsverfahrens für die Ausfuhrabsdiöp- 
fung gelang es, die Ausfuhrmengen und -preise ge- 
nauer zu steuern, als e.s bisher mit der pausdial ge- 
regelten variablen Ausfuhrabschöpfung möglich war. 

192 . Um den temporären Angebolsstoß zur Zeit der 
Ernte aufzufangen, sind 1974/75 in der Bundesrepu- 
blik auf Veranlassung der Bundesregierung u. a. 


über s i c !i t 46 


Grenzausgleidi ‘) der Mitgliedstaaleii 
Stand: 6. Januar 1975 


Mitgliedstaal 

Grenzausgleidi 

Art 1 

1 Hohe in % 

Bundesrepublik Deutschland .... 

fest 

positiv 

12,03 

Frankreich 

variabel “) 

negativ 

7.2 

Italien 

variabel -) 

negativ ■*) 

4,i 

Niederlande 

fest 

positiv 

2,7 

Belgien 

fest 

positiv 

2,7 

Luxemburg 

fest 

positiv ^) 

2,7 

Vereinigtes Königreich 

variabel 

negativ 


Irland 

variabel “) 

negativ 

]0,5 

Dänemark 

kein Grenzausgleich 


Im inncrgemeinschattlidicn Handel wird sowohl der Grenzausgleidi des ausführenden 
Milgliedstaates als audi der des einiührenden Mitgliedstaate.s ange wendet. 

-) Grenzausgleidi wird wöchentlidi dem floatenden Wedmelkurs aiigepaßl. 

*) Bei der Einfuhr werden Ausgleidisbeträgo erhoben (Einfuhrabgabe), bei der Ausfuhr 
werden Ausgleidisbetiäge erstattet (Ausfuiirerstattung). 

0 Bei der Einfuhr \verden Ausgleidisbetrage erstattet (EinfuhrerstaUung), bei der Aus- 
fuhr werden Ausgleidisheträge erlioben (Ausfuhrabgabe). 


98 


Deutscher Bimdestag ■ — 7. Wahlperiode 


Drud(sache 7/3210 


eine Intervention für Wintergerste und Weich- 
weizen und eine Uni Lagerung von Interventionsge- 
treide zur Bereitstellung von Lcigerrauin für die 
Erntebergung durdigefüJin worden. 

193 . Die Koiarnission hat wegen der Versorgungs- 
läge am W^eltmarkt die Denatutiemngsprämie im 
Getreidewirtschdftsjahr 1973/74 stufenweise gesenkt 
und sdiließJidi seit dem tO. Februar 1974 auf „NulF" 
festgesetzt; sie wurde hierbei von der Bundesregie- 
rung unterstützt. 

194 . Im weiteren Verlauf des Getreidewirlsdiafts- 
jahres 1974/75 wurden für Getreideausfuhren aus 
der Gememsdiafl Prioritäten gesetzt, um wirksam 
zur Entspannung des durch Verknappung gekenn- 
zeichneten Weltmarktes beizutragen (u. a. Bereit- 
stellung von L Million t Weidi weizen aus der EG 
für Indien), 

195 . Im Zuge der Veremfadiuiig der Getreide- 
marktorgaiHsation auf der Grundlage des Meiiioraii- 
dunis der EG -Kommission vom Oktober 1973 wur- 
den u. a. die Monatszuschläge (Reports) vereinheit- 
licht und die regionalisierten fnterventionspreise bei 
Gerste durch das System eines einzigen Interven- 
tionspreises ersetzt. 


Zucker 

198. Da der Zudcerprels auf dem Weltmarkt seit 
Ende 1973 duichweg über dem EG -Niveau liegt, hat 
die Gemeinsdiaft Aushilirahsehöpluugen festgelegt, 
um einen Abfluß des zur eigenen Versorgung benö- 
tigten Zuckers aus der Gemein<>chall zu vermeiden. 

197, Das bisherige Quotensystem der Zuckermarkt- 
Ordnung wird nach dem Besdduß des EG- Rates vom 
22. Oktober 1974 über den l. Juli [975 hinaus um 
weitere fünf Jahie verlängert. Gleichzeilig wurden 
die Grundquoten entsprediend der Höhe von Er- 
zeugung und Verbrauch in den Jahren seit 19GB 
um durchschnitUidi knapp 17 erhöht und auf 
9,1 Mdlionen t festgesetzt. Davon entfallen auf die 
Bundesrepublik reb 2 Millionen t. Für das Zudeer- 
v/irtsdiaftsjalir 1973/76 wurde die Höchstquote auf 
145 Vd festgesetzt. Sie soll jälirlich der jeweiligen 
Marktlage angepaßt werden, Audi weiterhin kann 
Zucker über die Höchstquote hinaus erzeugt und auf 
dem Weltmarkt abgesetzt werden. 

198. Der Rat hat außerdem die Einführung einer 
Subvention bei der Einfuhr von Zucker beschlossen, 
um während des Zudverwirtschaftsjahres 1974/75 in 
der gesamten Gemeinsdiaft eine angemessene Ver- 
sorgung zu Gemeixischaflspreisen sidierzustellen. 


Karlofiein 

199. Aufgrund der niedrigen Frühkartoffelpreise 
wurden auf der Basis von Artikel 44 des EWG-Ver- 
trages die Grenzen der Bundesrepublik in der Zeit 


vom 1,. bis 16, Juli und vom 23. Juli bis 10. August 
1974 {Ende der Frühkartoffelsaison in der Bundes- 
republik) für Einfuhren gesperrt. Damit konnte zeit- 
weise eine Verbesserung der Erzeugerpreise er- 
reicht werden. 

200, Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Karloffelwirtsdiaft auf dem Gebiet der Kartoffelver- 
edlung zu stärken, wurde für 1974 der Katalog der 
förderungsfähigen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Marktstruktur (Gemeinschaflsaiifgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, 
vgl. Texlziffer 241) imi Iiiveslitionen im Bereich der 
Be- und Verarbeitung von Kartoffeln erweitert. 


Gartenbau 

201* Zur VervoHständigung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse stellte der Rat iin Juni 1973 
Grundsätze auf, nadi denen die unlersdiiedliciien 
von den Mitgliedstaaten gegenüber dritten Ländern 
angewandten Emfuhrregelungen vereinheitlicht wer- 
den sollen. Die Kommission der EG hat inzwischen 
unter Berücksichtigung dieser Grundsätze eine ent- 
sprechende Gemeinsdiaftsregeiung vorge schlagen, 
über die bislang aber kein Einvernehmen erzielt 
Würde. 

202. Besondere Aufmerksamkeit schenkte die 
Burtdesreg ierung der Energiekostensteigening im 
Gartenbau. Ziuii Ausgleich der für die deutsdien 
Gartenbaubetriebe mit Unterglasanlagen gegebenen 
Wettbewerbsnachteile im Energiebereidi wurden 
von der Bundesregierung 38 Millionen DM bereit- 
gestellt. Diese BundeshiUe wurde durch LänderxiniD 
tel in Höhe von rd. 1? Millionen DM ergänzt. Die 
Bundesregierung hat außerdem gemeinsam mit den 
Ländern die in ihrer Exi.stenz gefährdeten Siedler- 
betriebe durch ein zusätzlidies Freijahr von Zins- 
und Tilgüngsverpfiiehtungen für Bundes- und Lan- 
deskredite entlastet, 

hxi Hinblick auf den anhaftend hohen Preisstand bei 
Heizöl ist es für die wirtsdiafllidie Lage der Garten- 
baubetriebe mit Untergiasanlagen von besonderer 
Bedeutung, daß alle Möglichkeiten zur Einsparung 
von Energie genutzt werden. Entsprechende Investi- 
tionen werden seit dem 1. Januar 1975 durdi Bei- 
hilfen gefördert (vgL Textziffer 130). 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
sdiaft und Forsten hat in Zusanmienarbeit mit dem 
Land- und Hauswirtschaftlichen Auswertungs- und 
Informationsdienst e. V. (AID) zentrale Informa- 
tions Veranstaltungen für Fadibcraler des Garten- 
baues über Maßnahmen zur Energiceinsparung so- 
wie über die wirtschaftfichc Anpassung der Garten- 
baubetriebe an die Eneigiesituation durchgeführt. 


Wein 

203. Durch das große WeinangeboL aus dem Jahre 
1973 waren 1974 audi die Preise für Quahtätswein 
rückläufig. Um den starken Preisrückgängen in ein- 
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zelnen Anbaugebieteii entgegenzuwirken und für 
die Unterbringung der Ernte 1974 Lagerrauin frei- 
zumachen, hat der Rat besdilossen, daß für den Zeit- 
raum vom 1. bis 31. August 1974 Traiisporlkosten- 
beihilfen für Qualitatsweine bestimmter Anbauge- 
biete der Weinbauzone A (deutsche Anbaugebiete 
ohne Baden) gewährt werden. 

204. In der Zeit vom 15. August bis 15. November 
1974 wurden aufgrund eines Ratsbesddusses erst- 
malig deutsche Tafelweine der Weinart A 11 desUl- 
lierl. fnsgesamt wurden rd. 42 000 hi abgebrannt. 

205. Als Beihilfe für die private Lagerhaltung von 
Tafelwein wurden 1974 insgesamt 3,5 Millionen DM 
bereitgestellt, 

206. Die EWG-Verordjiung zur Aufstellung ailge- 
meiner Regeln für die Bezeidinung und Aufmachung 
der Weine und der Traubenmoste wurde vom Rat 
verabschiedet. Sie wird am I. September 1975 in 
Kraft treten. 

207. Die EG-Konimission hat dem Rat einen Vor- 
schlag vorgelegt, der eine Verstärkung des fnter- 
ventionssystems sowie eine Anbauregelung und 
eine Verbesserung des Einfuhr Verfahrens vonsieht. 
Gleichzeitig sollen durdi eine Änderung der VO 
817/70 die Qualitätsanforderungen durcii Heraufset- 
zen des Mindestmostgewichts erhöht werden, damit 
sidi der Anteil der Qualitätsweine gegenüber den 
Tafelweinen verringert. 


Hopfen 

208. Die EG-Kommission hat — wie für 1972 — 
auch für 1973 eine nach Hopfensorten differenzierte 
Plädienbethilfe vorgescblagen, über die der Rat in 
Kürze entscheiden wird. Audi bei Hopfen sollten 
strukturelle Ubersdiüsse in Zukunft durch Produkt 
tionsefnschränkungen vermieden werden. 

209. Das Besdieiniguiigsverfahren für Hopfenhei- 
kunftsbezeidinungen sollte möglichst bald diirdi 
eine EG-Verordnung geregelt werden. 


Milch 

210. Wie schon im Müdiwirtsdiaftsjahr 1973/74 er- 
folgte die Absicherung der Riditpreisaiihebung zum 
1. April 1974 (vgl. Textziffer !86) aussdiließlidi über 
eine Anhebung des Interventionspreises für Mager- 
milchpulver, wodurch die Bewertung von Fett und 
Eiweiß auf die Relation von 53 : 47 (vorher 58 : 42) 
weiter eingeengt wurde. 

Die zweite Richlpreisanhebung im Wirtschaftsjahr 
1974/75 zum 7. Oktober 1974 wurde dagegen zu 
gleidien Teilen auf die Interventionspreise für But- 
ter und Magermilchpulver übertragen. Gleichzeitig 
wurde das für die Bundesrepublik und die Beiielux- 
Länder geltende negative Korrektiv beim Interven- 


tionspreis für Magermildipulver von 2 RE/100 kg 
aufgehoben. Die Anhebung des Interventionspreises 
für Butter um 28 Pf/kg führte unmittelbar zu einer 
entsprechenden Steigerung der Marktpreise für But- 
ter. Dies wird sidi entsprechend auf die Mi Ich aus- 
zahlungspreise an die Erzeuger auswirken. 

211. Die italienischen Importreslriktionen (Bar- 
depot-Regelung) ab Mai 1974 führten im Milchsektor 
vor allem anfangs zu einer Beeinträchtigung des 
Handels, deren Auswirkungen jedoch von Produkt 
zu Produkt untersdiiedlidi waren. Die Exportschwie- 
rigkeiten konnten erst mit dem Abbau des Bar- 
depots beseitigt werden. 

212. Die hohen Marktordnungskosten itn Milc^isek- 
tor (1974 “ U58 Milliarden RE), gaben Anhiß zu der 
Überlegung, die Mitverantwortung der Erzeuger zu 
prüfen. Deshalb wurde auf Anregung der deutsciien 
Delegation in einer ProLokollerklärung zum Rats- 
beschluß vom 21. ,^23. März 1974 festgehalten, daß 
der Rat auf Vorschlag der Kommission geeignete 
Maßnahmen besdiließen wird, wenn die Butterbe^ 
stände in der Gemeinschaft eine übermäßige Höhe 
erreidien. Da die bisher gemachten Vorscliläge vom 
Rat niciiL als geeignet angesehen wurden, wird die- 
ses Problem im Rahmen der Bestandsaufnahme er- 
neut zur Diskussion stehen. 

213. Die ButterverbUHgungsmaßnahinen wurden 
1974 in geringerem Umfang als im Vorjahr ( — 39*^/^) 
fortgesetzt. Die Verbilligung von Butter für Sozial- 
hilfeempfänger wurde jedoch um mehr als ein Drit- 
tel auf 11 100 l ausgeweitet. In Anbetradit der ein- 
getretenen Preiserhöhungen für Margarine sowie 
zur Senkung der Ausgaben aus dem EG-Haushalt 
wurde der Verbilliqungsbetraq für Butter gesenkt 
(VJbersicht 47), 

214. Wegen des hohen Mittelaufwandes, den die 
Beihilfe für Magermilchpulver zu Futterzwecken er- 
fordert, hat die Kommission diese Beihilfe mit Wir- 
kung vom 21. Oktober 1974 nur um 1 RE je 100 kg 
angehoben, obwohl der Interventionspreis für Ma- 
germilchpulver um 3,74 RE je 100 kg erhöht wurde 
und aufgrund der Ratsentsciieidung vom März 1974 
eine Anhebung um 2,50 RE möglich gewesen wäre. 


RiDdfleiscb 

215. Wegen des großen Angebots auf dem Rind- 
fleiscbmarkt und der niedrigen Erzeugerpreise, die 
deutlich und anhaltend den Orienlierungspreis 
untersdiritten, hat der Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaft im Frühjahr und Sommer 1974 ein 
ganzes Bündel von Maßnahmen zur Stabilisierung 
des Rindfleischmarktes besdilossen. Nach Ausdeh- 
nung der Lizenzpflidit, der bis dahin nur Gefrier- 
fleisch unterworfen war, auf alle wichtigen Erzeug- 
nisse der Rindfleisch-Marktordnung, wurden ab Mai 
1974 die Einfuhrvergünstigungen für Kälber und 
männliche Jungrinder zu Mastzwecken sowie für 
Rindergefrierfleisch zur Verarbeitung bis auf weite- 
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Übersicht 47 


Butterverbilligungsmaßnahiiien in der Bundesrepublik Deutschland 


Gliederung 

197i ‘j < 

1972 

1973 

1974 

Da^^.tl^^chnittiidlG 

Verbilligung 

1973 1 1974 

1 000 t 

DM/kg 

Buttei reinfettaktion 

. . 



5,66 

4,11 

3,85 

4,00 

Bundeswehr etc 

2,19 

0,65 

2,73 

4,40 

5,35 

4,72 

Gemeinnützige Einrichtungen .... 

3.66 

0,55 

4,54 

7,2? 

5,35 

4,79 

Gutsdieinaktion für 







Sozialhilfeempfänger 

10„03 

2,52 

8,09 

12,27 

4,80 

4,20 

Verarbeitungsindustrie 







(Bade- und Speiseeis) 

— 

5,56 

17,91 

1?„2I 

4,70 

3,53 

Lagerbutter zur MarklversorguDg 







einschließlich Molkereibutter . 

2,50 

7,50 

26.82 

- — 

0,40 

— ■ 

insge.saml , . . 

18,38 

17,00 

65,77 

45,26 

— 

— 


Die Aktionen für die Bimdeswehr und goinCinnilt5:igo Einriditungen f^ind im Mai 1971 ausgelaufen und ab Milte 
1972 wieder aufgenommen worden, 
nur aus öffentlicher Lagerhaltung 


res ausgesetzt. Ab 6. Mai 1974 wurde Kalbfleisch, 
das in früheren Jahren nur vereinzelt Einfuhrab- 
sdiöpfungen unterlag, in. das Absdiöpfungssysteni 
für Rindfleisdi voll einbezogen. Der Drosselung des 
Imports dienten außerdem die ab 7. Mai 1974 be- 
sdilossene Kürzung der Gültigkeitsdauer der Ein* 
fuhrlizenzeii sowie die sogenannte Koppelungsrege^ 
lung, die eine Erteilung von Einfuhrlizenzen für Ge- 
frierfleisch davon abhängig machte, daß der Hände! 
zu vor eine gleiche Menge Gefrierfleisdi aus Inter- 
ventionsbeständen abgenomrnen hatte. 

Da trotz dieser zahlreichen Maßnahmen aufgrund 
des Angebotsdrucks in der EG keine spürbare Bes- 
serung der Marktlage eintrat, einigte sich der Rat 
Mitte Juli 1974 auf einen zunädist bis zum 3E Ok- 
tober 1974 befristeten Einfuhrstopp für Rindfleisch 
und lebende Sdiladitrinder aus Drittländern, von 
denen nur Einfuhren im Rahmen bestehender GATT- 
Konlingente für Rindergefrierfleisdi und Hohenrin- 
der ausgenomiiien sind. Die EG-Kommission hat den 
Einfuhrstopp Ende Oktober 1974 auf unbefristete 
Zeit verlängert. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung muß der Einfuhrstopp möglichst bald aufge- 
hoben werden. 

Zur Stützung der Marktpreise wurden im Rahmen 
der Dauerintervention von Anfang September 1973 
bis Ende 1974 in der EG insgesamt 495 000 t Rind- 
fleisch aus dem Markt genommen, von denen rd. 
120 000 t auf Stützungskäufe in der Bundesrepublik 
entfielen (Übersicht 4Ö), Im Rahmen der Dauerinter- 


vention hat die Bundesrepublik bisher neben Frank- 
reidi, Dänemark und Irland in größerem Umfang 
Rindfleischkonserven hergestellt. Darüber hinau.s 
wurden bis Ende 1974 in der EG finanzielle Beihil- 
fen für die private Einlagerung von rd. 39 000 t 
Rindfleisdi {davon Bundesrepublik 15 000 t} aus Mit- 
teln des EAGFL gewährt. 

216, Die Kühl- und Lagerkapazitäten in der Go- 
meinsdiaft reichen nicht aus, um die angebotene 
Interventionsware voll zu übernehmen. Ein Absin- 
ken der Marktpreise für Schladitrinder unter das 
Interventionsniveau war daher nidit zu verhindern. 

Um dem in den Herbst- und Winlermonateii zu er- 
wartenden saisonalen Mehrangebot an Sdrladitrin- 
dem und damit einem noch stärkeren Absinken der 
Marktpreise zu begegnen, ermächtigte der Rat die 
Mitgiiedstaaten, in der Zeit vom 1. August 1974 bis 
zum 28. Februar 1975 Erzeugerprämien zum Zwecke 
einer Marktstabilisierung für Bullen, Ochsen und 
Färsen zu gewähren. Die monatlichen Prämienbe- 
träge sind progressiv gestaffelt, wobei Höchstbe- 
Iräge festgesetzt sind, die ab November 1974 teil- 
weise aus dem Europäisdien Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abt. Garantie 
(EAGFL) finanziert werden. Der Rat hat auf deut- 
schen Antrag für die Bundesrepublik eine Sonder- 
regelung getroffen, wonach die insbesondere in den 
Monaten Januar und Februar für deutsche Markt- 
verhältnisse zu starke Progression des aus dem 
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Übersicht 48 

Ankäufe und Verkäufe von RindlleiscJi im Rahmen 
der Dauerinlervenlion in der Europäischen 
Gemeinschaft 

10. September 1973 bis 31. Dezember 1974 


Gnedertiing 


VeikauCü 

BcsIßLEide 

um 

3L Do- 

MTohcJ 

oin- 

äCiilicBUdi 

Kon- 

seivenl 



1 m t 


Bandesvepublik 
Deutschland 

120,0 

30,0 

73,8 

Frank reidi 

170,0 

115,0 

55,0 

Italien 

21,4 

0,7 

19,7 

Niederlande 

9,2 

6,2 

2,9 

Belgien 

11,6 

1,0 

9,6 

Luxemburg 


— 

— 

Vereinigtes 

Königreidi 

0,2 

0.2 



Irland 

120,0 

38,9 

49,0 

Dänemark 

41,7 

2,5 

33.5 

Gemeinsdiaft * . 

194,1 

194,5 

243,5 ‘) 


9 Differeciz zwisdien Käufen, Verkäufen und Besläuden 
ist auf den Verarbeit imgsverlust (msbesündere Kno- 
dien und andere Abfälle) bei der Konservenhersteh 
lung 2 iurü(itzuführen. 


EAGFL finanzierten Anteiles der Schlachtprämie we- 
sentlidi verringert wurde. Dafür konnten die Prä^ 
niiensätze in den angebotsstarken Monaten Novem- 
ber und Dezember 1974 gegenüber den für die übri- 
gen Mitgliedstaaten geltenden Stöffeisatzen entspre- 
eilend erhöht werden. Damit wurde dem Anliegen 


der deutsdien Erzeuger auj eine niöglidist gleidi* 
mäßige Vermarktung Redinung getragen. Die R.m- 
dermäster in der Bundesrepublik erhalten folgende 
pTäjnien : 

Ve rm arkl un gsmon a t 

Prämie je Tier 

November 1974 

102,48 DM 

Dezember 1974 

121,70 DM 

Januar 1975 

137,62 DM 

Februar 1975 

137,80 DM 


Die Prämie kommt den Rinderhaltern unmittelbar 
zugute und dürfte die bestehenden Differenzen zwi- 
schen Inten^enlLonspreis und dem aiedrigen Markt- 
preis ausgleidien. 


217^ Die fiiT die Entlastung des Marktes vom 
Agrarrat der EG beschlossenen Sozialmaßnahmen 

a) verbiliigte Abgabe von Rindfieisdi an bestimmte 
bedürftige Verb rauch eigruppen, 

b) Verkauf von Intervenüonsware zu herabgesetz- 
ten Preisen an gemeinnützige Einridrtujigen, 

wurden in den meisten EG-Ländern wegen erheb- 
lidier DurdiJührungssdiwierigkeiten nicht durdige- 
führt. Angesiciits der kaum lösbaren Kontrollpro- 
bleme, die sich bei ordni!ngsgemä(5er Durchführuiag 
derartiger Maßnahmen in Tausenden von Fieisctier- 
facJigesdiäfteH; Lebensmitteltiliaibetrieben usw. in 
der Bundesrepublik sie [Jen würden, wird die Bun- 
desregierung ihre bisherige Auslagerung preiswer- 
ter RmdOeischkonserven aus Beständen der EVSt- 
Schi ach tvieh fortselzen. 


SdiweineOeisdi 

218. Seit Anfang Juli 1974 wurden in Anwendung 
der EG- Interventionsrege lung Beihilfen für die pri- 
vate Lagerhaltung von Schweinefleisch gewäiu t. Ob- 
wohl der EG'Durdisdinittspreis seit Juni 1974 die 
Auslösimgsschwelle für interventionsmaßnalunen 
untersdiritt, konnten wegen der hohen Kühlhaus- 
bestände an Rindfieisdi keine EG-Interventionen 
durchgeführt werden, 

219. Auf nationaler Ebene sind ab Anfang Juni 
1974 von der Einfuhr- und Vorrat.ss teile in be- 
sdiränktem Umfang Schweinehälften zur Herstel- 
lung von Konserven für die nationale Vorratshal- 
tung artgekauft worden. Außerdem wurden die 
Sdiweinefleisdbbezüge aus der DDR eingesdiriiokl. 

220. Seil Dezember 1974 ist in der Bundesrepublik 
ein Model! Vorhaben „Erzeugerj>reässtabi]isierung 
Schl ach tscii weine'' ange laufen, mit dem versiicl)t 
werden .soll, unter den konkreten Bedingungen der 
Praxis Möglidikeiten zu finden, die preislichen Aus- 
wirkungen de.s SchweinezYkIu.s für die beteiligten 
Master zu mildern und den beteiligten Schlachtbe- 
trieben die gleiditnäBige Lieferung von Mas tsdi wei- 
nen hoher Qualität zu siche ni, 

221. Zur S Labilisierung des Sdiweinemarktes hat 
die CMA mit Unter Stützung des BML Aktionen mit 
dem Ziel durdigeführt, den Fleisch v er braudi durch 
Verkaufsförderungs-Aktionen zu steigern. 


Eier iiiui Schlachlgeflügel 

222. Infolge starker Produktionsausweitungen in 
versdiiedenen Mitgliedsländern und eines konjunk' 
tuiliedingten Nachfragerückganges wurde die mit 
Hilfe des StabUisierungsfonds in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erreidite Anpassung des Angebots 
an die Marktbedürfnisse für einen längeren Zeit- 
raum des Jahres 1974 wieder in Frage gestelU. Nach 
dem Preisverfall auf dem Eier- und Sdilachtgeflü- 
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gelsektor werden audi in den übrigen BG-Mitglied‘ 
Staaten freiwillige Selbstheschränkungsmaßnahmen 
erwogen. 


3.2 Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

3.21 Bisherige und voraussfchtliche Entwicklung 

Landwirlsdiaft 

223. Im Qualilälswellbewerh hat die cieutsdie 
Landwirlsdiaft gegenüber der europäischen und 
außereuropäischen Konkurrenz stark aufgeholt. In 
der Gelrcidewirtsdiafl wurrle eine belräditliche Stei- 
gerung der heimischen Weizenqualität erreicht (vgl. 
Textziffer 145). Die anyebotenen Qualitätera bei Obst, 
Gemüse und Wein sowie bei den meisten tierischen 
Veredelungserzeugnissen sind weitgehend den Ver- 
braucherwünschen angej^aßt. Bei Kartoffeln werden 
z. 2. nocii große Anstrengungen unternommen, um 
auch auf diesem Markt einheillidi gute Qualitäten 
ständig liefern zu können. Ebenso sind bei Mast- 
schweinen noch Qualitätssteigerungen erforderlich, 
um künftig auf dem EG-Markt besser bestehen zu 
können. So liefern z. B. die Niederlande nur Spitzen- 
qualitäten ihrer Produktion auf den deutschen i 
Markt. 

224. Um die Erzeugung an die Erfordernisse des 
Marktes anzupassen, unlemimnit. die Landwirtschaft 
große Anstrengungen. Durch den Zusammenschluß 
in Erzeugergemeinschafien wird insbesondere den 

zahlreichen kleinen Anbietern die Möglichkeit ge- 
geben, cpiantitativ und cjualitativ markt gerecht an- 
zubietGu, dadurdi die eigene Marktposition zu ver- 
bessern und sich letztlich Marktanteile zu sichern. 
Die.s geschieht audi durch Vereinbarungen über 
eine vertraglich abgesicherte Zusammenarbeit mit 
Be- und Verarbeilungsbetiieben für lajulwirtschaft- 
hche Rohstoffe. 

Die Obst- und Gemüseerzeugnisse sind nahezu voll- 
ständig in Erzcugergemelnschafteii znsaminenge- 
sciilossen. Sie arbeiten in regionalen Vereinigungen 
sowie in der Bundesvereinigung der Erzeugerorga- 
iiisalionen eng zusammen. Daneben gibt es bereits 
mehr als 700 Erzeugergenieinschdfteii, die den Vor- 
schriften des Marktslrnklurgesetzes entspredien (an- 
crkcinnte Erzcugergeineinscdiaften) und daher aus 
öffentliclicri Mitteln gefördc?rt werden (Material- 
band, Tabelle 87). Auch bei der Umstellung des deut- 
schen Rapsanbaues auf erucasäure- und glucosino- 
latarme Sorten, die einheitlich in ganzen Anbaure- 
gionen erfolgen mußr haben sich Erzeugergemein- 
schaffen sehr gut bewährt. 

225. Von großer Bedeutung für die Landwirtschaft 
ist aber nach wie vor auch der Direklabsalz von 
Agrarproduklen an den Einzelhandel und an End- 
verbraucher, jusbesondere bei Eiern und Kartoffeln. 
Dieser Absatzweg bietet nicht nur die Chance des j 
Einsatzes zeitweise freier lanciwirtsdiaftlicher Ar- ' 
beitskapazitdt, sondern erbringt in der Regel — \ 


audi nacii Abzug der im landwirtschaftlichen Betrieb 
entstehenden Vermarktungskosten — höhere Er- 
zeugererlöse, als der Absatz über Efandel und Ge- 
nos.senschaften. 


Ernährungsgewerbe 

226. Der größte Teil der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion gelangt erst nach einer Be- oder Verarbei- 
tung an den Verbraucher. Im Laufe der Zeit mußte 
das Ernährungsgewerbe (Ernährungsincluslrie, 
-handwerk und -handel) zar Herstellung eines dif- 
ferenzierten, verfeinerten Sortiments von konsum- 
fertigen Lebensmitteln, die z. T. unabhängig von 
Ernte und Witlerimg das ganze Jahr über anejeboten 
werden, immer mehr Produktionsfunktionen über- 
iielimen. Dies führte neben der Verlängerung der 
Absatzwege zu einer si)ürbaven Erhöhung der Ver- 
marktungskosten. Derzeit sind Bestrebungen bei den 
Unternehmen des Ernälirungsgewerbes um eine 
Straffung des Sortiments zu beobachten, um steigen- 
den Kosten zu begegnen und die Wettbewerbsstcl- 
lung zu verbessern, 

Da.s Ernährungsgew^erbo beschäftigt 1,8 Millionen 
Menschen und erreicht ein Umsatzvolumen von 
250 Mrcl DM. 

227. Die Ernährangsincluslrie repräsentiert einen 
der größten Industriebereiche der Bundesrepublik 
Deutschland. In ihr arbeiten etw^a 0,5 Millionen 
Mensdien, die 1973 Güter im Worte von rcl. 73 Mrd. 
DM produzierten. Die Ansprüche an die Qualität, 
an die Be- und Verarbeitung und nicht zAiletzt auch 
an die Vielfalt des Angebotes haben ein Ausmaß 
erreicht, das noch vor wenigen Jahren undenkbar 
w'ar. Für die Ernährungsinduslric bedeutete dies 
eine w'eitere kontinuierliche Sorlimentsüinschichlung 
lind höhe iTive.stilions- und Einführungskosten (Ma- 
terialband, Tabellen. 33 bis 90). 

Der Trend zu größeren Verarbeitungsbetrieben hot 
zum Ziel, steigende Kosten clurdi Ralionalisierimg 
auszugleidien. In dem Umstruklurierungsprozeß 
sind fast ausschließlich Klein- und Kleinstbetriebe 
ausgeschieden. Der .strukturelle Wandel ist in dev 
Ernähiungsindustrie nicht zuletzt durch die starke 
Beteiligung des Auslands an diesem Wirtsciuifts- 
zweig herbeigefüln t worden. Im Zuge dieser Betei- 
ligungen sind neue Boiriebe erriditct und die Kapa- 
zitäten ausgedehnt worden. Der Anteil des Aus- 
laiidskapilals in der deutsdieu Ernährungsinclustrie 
lag nach Angaben der Deutschen Bundesbank bei 
fast 48 ®/o. 

228. Rückgang der Zahl der Betriebe, fast gleich- 
bleibende Zahl der Besdiäftigten und weitere Um- 
satzsleigeningen kennzeidiiien die Entwucklung des 
deutschen Eniährtmgshandwerks. Die strukturelle 
Entv/icklung ist geprägt durch Betriebsschließungen 
ineist kleiner Unternehmen (aus Altersgründen bei 
einer nicht befriedigend gelösten Nachfolge) und 
einem weiterhin vorliandenen Trend zu größeren 
Bc 1 1 i ebse i n hei ten . 
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Das Ernahrungshandwerk erzielte 1973 einen Ge- 
samtumsatz von 40,2 Mrd, DM (-h 6,5”/<i)r darunter 
einen Handwerksumsatz (Umsatz aus eigener Hand- 
werkstatigkeit) von 30,5 Mrd. DM (+ 7,3 “/o) (Mate- 
rialband, Tabelle 90}, 

Trotz einer sich ständig verschärfenden Wettbe- 
werbslage konnte das Handwerk in einigen Berei- 
chen (Badewaren und Fleischverarbeitung) sowohl 
gegenüber dem Einzelhandel als audi gegenüber der 
Ernähnmgsindustrie seine führende Position be- 
haupten. 

229- Der NahrungsnilltelgroÖbandel setzte 1973 Er- 
nährungsgüter im Werte von rd. 88 Mrd, DM um. 
Konzentration, Fusion und Integration der verschie- 
denen Handelsstufen haben bewirkt, daß trotz ins- 
gesamt steigender Umsatzkapazität die Zahl der 
Großhandelsbetriebe fortlaufend zurüdegegangen 
ist. Diese Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen. 
Der Lebensmittelelnzelhandeh die größte Branche 
des deutschen Einzelhandels, unterliegt weiterhin 
einer stürmischen Umstrukturierung in Anpassung 
an die veränderten Marktverhältnisse, Die Gesdiäfte 
des Lebensmitteleinzelhandels konnten 1973 mit 
75 Mrd. DM ihren Umsatz gegenüber dem Vorjahr 
um 10,3 erhöhen. 

Auf dem Lebensmitlelmarkt sind vor allem neue 
Betriebsformen, die durch einfadie Ladenausslattung 
eine Niedrigpreispolitik ermöglichen, im Vormarsch. 
Von einer Schließung sind insbesondere Betriebe 
mit einem Umsatz von weniger als 1 Million DM 
betroffen. Der Lebensmitteleinzelhandel verfügt je- 
doch noch immer über eine breite Vielfalt von Groß-, 
Mittel- und Kleinbetrieben. 


3.22 Ziele 

230. Im Bereidi der Vermarktung werden insbe- 
sondere folgende Ziele verfolgt: 

— ■ Herstellung unverfälschter Wettbewerbsbedin- 
gungen in der EG, 

— Verbesserung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit im Bereidi der Vermarktung. 

— ■ Verbesserung des Absatzes durch Marketing, 


3-23 Madnahmen 

Verbesserung des Wettbewerbs 

231- Die Aktivitäten zur Verbesserung des Wett- 
bewerbs haben sich während des Winters 1973/74 
und bis zum Beginn des Sommers 1974 vornehmlich 
auf die Probleme konzentriert, die sidi aus der welt- 
weiten Energieverteuerung ergeben. Die EG-Kom- 
mission hat in Zusammenarbeit mit den Mitglied- 
Staaten eine Reihe von Beurteilungskriterien für 
nationale Maßnahmen entwidcelt, die sie dem EG- 


Miiiis terra t in einem Memorandum über die Ge- 
samtenlwiddung im Euergiesektor und den Mit- 
gbedstaalen im Rahmen von Leitlinien für die ent- 
sprechende Beihilfenpolitik vorgelegt hat. 

Auf dieser Basis hat die Kommission u. a. ihre Zu- 
stimmung zur Durdiführimg nationaler Maßnahmen 
der Bundesrepublik Deutschland in den Bereichen 
Unterglasgartenbau und Fisdierei gegeben. 

Das vorgenannte Memorandum ist vom Rat in einer 
ersten Aussprache überwiegend positiv aufgenom- 
men worden. Zu den im Rahmen dieses Memoran- 
dums mitgeteilten und den MitgliedsLaaLen von der 
Kommission aufgrund ihrer hierfür bestehenden 
Zuständigkeit nochmals separat übersandten Leit- 
linien für die nationale Beihilfenpolitik haben in der 
Zwischenzeit einige Mitgliedstaaten Ihre Stellung- 
nahme abgegeben. Es bleibt abzuwarten, ob die 
Kommission daraufhin eine Revision der Leitlinien 
vornehmen wird. Jedenfalls hat sie bereits eine 
Erweiterung der Anwendung im Bereich Unterglas- 
anbau (Anwendung auf Maßnahmen, die nadi dem 
1. Oktober 1974 beschlossen worden sind) angekün- 
digt, 

232. D ie von Italien aus zahlungsbtlanzpolitischen 
Gründen mit Wirkung vom 8, Mai 1974 ergriffenen 
Maßnahmen zur Einschränkung der Importe (Bar- 
depotpflidit} stellten einen Verstoß gegen das Prin- 
zip des freien Warenverkehrs dar und beeinträch- 
tigten insbesondere die Agrarausfuhren der übrigen 
Mitgliedstaaten nach Italien, Nicht zuletzt aufgrund 
der Bemühungen der Bundesrepublik als Ratsmacht 
gelang es auf Gemeinschaftsebene, einen schädlichen 
Wettlauf durch die Einführung nationaler Gegen- 
maßnahmen in den einzelnen EG-Länclern zu ver- 
meiden. 

Durch Entscheidung der EG-Kommission wurde die 
Bardepotpfliciit für che wichtigsten Agrarwaren mit 
Wirkung vom 22. Juli 1974 aufgehoben, mit Aus- 
nahme von Rindfleisch, Kartoffeln und einigen Gü- 
tern des gehobenen Bedarfs (z. B. Tee, Kaffee, Cham- 
pagner), für die das Bardepot auf 25 des Waren- 
wertes gesenkt wurde. Mit Wirkung vom 23. Ok- 
tober 1974 wurde die Bardepotpflicht aucii für Rind- 
fleisch und Kartoffeln ganz aufgehoben^ 

233, fm Laufe des Sommers 1974 sind in zuneh- 
mendem Maße die von einzelnen Mitgliedstaaten 
ergriffenen nationalen Sondermaßnahmen in den 
Mittelpunkt der Wettbewerbspolitik gerückt. Diese 
Maßnahmen stellen mit Rücksicht auf ihre Ziel- 
.Setzung, ihre Durchführung und die erheblichen 
Mittel, die bei ihnen eingesetzt 'werden, eine ernste 
Gefahr für die Wettbewerbsposition der Landwirt- 
schaft der übrigen Mitgliedstaaten dar. Die Kommis- 
sion der EG hat dementspredhend gegen diejenigen 
Maßnahmen, die produktbezogen sind und die 
größte Gefahr von Weltbewerbsverfälsdiungen mit 
sich bringen, Verfahren nach .Artikel 93 Abs. 2 EWG- 


’) „Mf^inovctivdtiin üiifi die Änderungen der VVetlbe- 
werbsbedinguivgen in einigen Sektoren der Landwirt- 
schaff als Folge der veränderten Lage auf dem Ener- 
giemarkt" 
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Vertrag eingeleitet Für die übrigen Maßnalimen hat 
sie eine genaue Überprüfung beschlossen. 

234, Die Bundesregierung iinterstüt/t diese Hal- 
tung der EG-Komniission insbesondere iin Hinblick 
auf die große Gefahr dieser Entwicklung für den 
weiteren Bestand der Gemein.scbaft und audt wegen 
der damit verbundenen Möglichkeit einer Beihilfen- 
eskalafion zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten. 
Die Bundesregierung hat diese Auffassung in ihrem 
Besdiluß vom 25. September 197 1 klar zum Ausdruck 
gebraditf als sie die Annahme der Preisbeschlüsse 
des Rates vom 20. September 1974 u. a. von befrie- 
digenden Erklärungen der Mitgliedstaaten über den 
Abbau vertragswidriger nationaler Maßnahmen ab- 
hängig gemadit hat. Der Rat der EG hat dem Wunsch 
der Bundesregierung in der Entschließung vom 
2. Oktober 1974 Redinung getragen. Die Kommission 
der EG sieht die Bereidie (2) und (3) der Entschlie- 
ßung (siehe Textziffer 1Ö8) als Einheit und hat niit- 
getcilt, daß die Fragen des Wettbewerb.s in der 
Landwirtschaft einen Schwerpunkt der von ihr dem 
Rat vorznlegenden Bestandsaufnahme bilden wer- 
den. Zugleich hat die Koniinission ausdrücklich die 
Fortsetzung der bereits eingeleiteten Verfahren 
nadi Artikel 93 Abs, 2 EWG -Vertrag zugesagt, und 
zwar auch hinsiditlidi der vom Rat am 17, '20. Sep- 
tember 1974 bereits auf Antrag Erankreidis behan- 
delten Maßnahmen. 


Absatzförderung 

235. Dem bei verschiedenen Agrarprodukten cin- 
getretenen Druck auf die Erzeuger erlöse wurde auch 
durch eine Anpassung der Absatzförderung ent- 
gegengewirkt. Es wurden Sonderaktlonen zur Ab- 
salzstcigerung eingeleitet, zu deren Finanzierung 
beim Absatzförderungsfonds zusatzlidi zu den im 
Haushaltsplan 1974 des Fonds veranschlagten 80 Mil- 
lionen DM Sonde rmittel in Höhe von 8 Millionen 
DM bereitgestellt wurden. Dabei wurden vor ollem 
Maßnahmen zur Steigerung des Absatzes von Rind- 
imd Sdiweinefleisch getroffen. Zusätzliche Verkaufs - 
aklionen wurden audi für den Absatz von Hähnchen, 
Äpfeln (einschließlich Apfelsaft), Kartoffeln, Holz 
(aus Windwurf) sowie für Beet- und Balkonpflanzen 
durchgeführt. 

236. Größere Absalzerfolge wurden vor allem auf 
den Märkten der Beitrittsländer erzielt. Zur Aus- 
weitung des Exports der Ernährungsgüter (vgL Text- 
ziffern 243 und 253) haben die Auslandsaktivitäten 
der Centralen Marketinggesellsdiaft der deutschen 
Agrarwirtschaft mbH — CMA — mit beigelragen. 
Die günstige Außenwirtsdiaftssiluation und die An- 
regungen der Absatzförderungseinrichtungen wur- 
den von der deutsdien Agrarexportwiitschaft nach 
Kräften genutzt, 

237. Beteiligungen des BML und der CMA an be- 
deutenden Messen und Ausstellungen im ln- und 
Ausland unterstützten die AbsatzfÖrderungsmaßnah- 
nien wirkungsvoll. 


238- Durch Verbesserung der Auszahiungsmodali- 
täten für Erstattungen bei der Ausfuhr von rein- 
rassigem Zudilvieh in Gebiete außerhalb der EG 
hat das Bundesrninisterium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten der verstärkten Konkurrenz auf 
den Zuchlviehexporlmärkten Rechnung getragen. 


Marktslruklurverhesserung 

239- Die Bildung von Erzeugergemeinsdiaflen und 
deren Vereinigungen wird seit 19ß9 aufgrund cle.s 
Marklslrukturgeset/.es durch folgende Maßnahmen 
gefördert (vgl. audi Ubersidit 44): 

— Startbeihilfen für Erzeugergemeinsdiaften und 
deren Vereinigungen in den ersten drei Jahren 
nadi ihrer Anerkennung, 

— Investitionsbeihilfen für Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen in den ersten fünf 
Jahren nach ihrer Anerkennung, 

— Investitionsbeihilfen für üiUernehnier, die mit 
Erzeugergemeinsdiaften langfristige Liefer- und 
Abnahmeverträge eingehen. 

240, Die Bundesregierung hat ein Änderungsgesetz 
zum Marklslruklurgeselz eingebracht, mit dem im 
wesen tli dien folgende Verbesserungen bzw. Anpas- 
sungen an das neuere EG-Redit vorgenommen wer- 
den sollen: 

— Der Pörderangszeitiaura für Inveslitionshilfen 
soll von fünf auf sieben Jahre, für Startbeihilfen 
— ohne Ausw^eitung des maximalen Förder- 
bet rages — von drei auf fünf Jahre verlängert 
werden. Die Erfahrungen mit der Förderung der 
Erzeugergemeinsdiaften und deren Vereinigun- 
gen haben gezeigt, daß die bisherigen FÖr- 
derungszeiträiimo für Start- und Investitions- 
beihilfen gemessen am Zeitbedarf für Gründung, 
Aufbau und Konsolidieiung der Erzeugergemein- 
schäften nidit ausreichend sind. 

— Die Erzeugergemeinsdiaften nach EG-RedU für 
Hopfen und die Erzeugerorganisationen nach 
EG-Redit für Pisdiereierzeugiiisse sollen künftig 
auf der Grundlage des Marktstrukturgesefzes mit 
Investitionsbeilülfen gefordert werden können, 

— Die Erzeugergemeinschaften nach EG-Recht sol- 
len in iluer wettbewerbsrechtlichen Stellung mit 
den Erzeugergemeinsdiaften und deren Vereini- 
gungen im Sinne des Marktstrukturgesetzes 
gleichgestellt werden. Damit soll der Tatsache 
Rechnung getragen werden, daß nadi dem noch 
gehenden Recht durdi den Erlaß von EWG -Ver- 
ordnungen die Begünstigungen des § 1 1 Markt- 
stiukturgesetz für die Erzeugergemeinschaften 
nach EG-Recht nicht mehr ohne weiteres anwend- 
bar sind, 

241. Wie bisher w^erden auch 1975 im Rahmen der 
Gemeiiischaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" folgende Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Marklstruklur durdi- 
geführt (vgl. auch Übersicht 44 und Textziffer 450 ff): 
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— Verbessenmg der Struktur von Öffentlichen | 

SdiladithÖfen und Lebend viehmärklen {Referenz- 
märkle)r i 

— Verbesserung der Molkereistruktur, | 

— Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken. 

— Investitionsbeihilfen bei VerniarkLungsemridi- 
tungen für frisches Obst und Gemüse, 

— Investitioosbeihilfen bei Vermarktungseinrich- 
tungen für Blumen und Zierpflanzen, 

— Verbesserung der Struktur der Seefisdimarkte, 

— Investitionsbeihilfen bei Be- und Verarbeitungs- 
einriditungen für Kartoffeln, 

— Investitionsbeihilfen bei Heistellungseinriditun- 
gen für Naßkonserven. 


з. 3 InnergemeinschaftUcher Handel der 

Bundesrepublik Deutschland 

242 . Der ännergemeinschaftliche Handel der Bun- 
desrepublik Deutsrhland mit Gütern der Emährungs- 
wirtsdiaft nahm auch 1 973/74 weiter zu. Der Wert 
der ernahrungs wirtschaftlichen Bezüge aus den EG- 
Mitgliedstaaten erhöhte sich gegenüber dem Vor- 
jahr um 5^'u auf I4,ü Mrd. DM (Übersicht 49 und 
Materialband, Tabelle 91). Bedingt durch ein etwas 
höheres Preisniveau für diese Bezüge, erreidUe die 
mengenmäßige Zunahme nur knapp 3 

Im Jahre 1973, dem ersten Jahr der Erweiterung der 
Gemeinsdiaft, haben die ernährungswirtschaftlichen 
Bezüge aus den neuen Mitgliedstaaten Großbritan- 
nien und Dänemark zusammen um 45 zugenom- 
men, Im ersten Halbjahr 1974 setzte sich diese Ent- 
v/icklung nicht fort. 

An der Zunahme der ernährungswirtschäftlidien Be- 
züge aus EG-Mitgliedstaaten waren nidit alle Er- 
zeugnisse gleichmäßig beteiligt, Zugenommen haben 

и. d. die Bezüge von Getreide und Gelreideerzeug- 
iiissen, von Fleisdi und Gemüse, zurückgegangen 
sind dagegen u. a. die Bezüge von Obst und Wein. 

243. Die Lieferungen der Bundesrepublik Deutsch- 

land von Gütern der Eriiähriingswirtsdiart in EG- 
Mitgliedstaaten stiegen 1973/74 um 36 Vo auf 5,9 
Mrd. DM (Übersicht 49), Der sdion im Vorjahr zu 
beobachtende relativ starke Anstieg hat sich damit 
weiter besdileunigt. Diese Entwicklung ist überwie- 
gend auf eine Mengensteigerung zurückzuführen, so 
u. a. bei Fleisch, Butter. Ölkudmn, pflanzlichen ölen 
und Getreide. | 

Hauptabnehmerland für die deulsciien ernahriings- 
wirtsdiaftlidjen Gütc^r blieb mit Abstand Italien, I 
35 “/o der Lieferungen im innergemeinschaftlichen 
Handel und 22 "/o der ernährungswli tschaftlichen 
Exporte insgesamt wurden 1973/74 von Italien auf- 
genommen. Aus diesem Grunde waren auch die im 
Mai von Italien vorübergehend erlassenen Import- 
restriktionen für den deutsdien Agraraußenhandel | 
von besonderer Bedeutung. Größere Einbußen er- 
gaben sich dann auch bei den Lieferungen von Rind- 
vieh und Rindfleisdi aus Bayern nach Italien, Auf 
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Eriiährungs wirtschaftlicher *) Handel 
der Bundesrepublik Deutsdiiand 
mit EG-Mitgliedstaaten -) 
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den Umfang der ernährungswirtsdiaftlichen Liefe- 
rungen insgesamt hatten die Restriktionen wahrend 
der ersten drei Monate nach Inkrafttreten keine Aus- 
wirkungen, 

244. Del sich im innergemeinschaftlichen Handel 
1973/74 die Lieferungen der Bundesrepublik stärker 
erhöhten als ihre Bezüge, verringerte sich erstmals 
im Ernährungsgüterhandel der Überschuß der Be- 
züge um 9,1 *^/o auf 8.7 Mrd. DM, Somit weist die 
globale Bilanz aus, daß insgesamt gesehen von 
einem Rückgang der Marktanteile der Bundesrepu- 
blik nicht die Rede sein kann. 


3.4 Innerdeutscher Handel 

245. Der innerdeutsdie Handel soll nach dem 
Grundlagenvertrag im Rahmen der bestehenden Ab- 
kommen f orten t.wickelt werden. Der besondere Cha- 
rakter dieses Handels bleibt audi im Rahmen der 
EG erhalten. 

246, Der innerdeutsche Handel mit Agiargütern 
war 1974 rückläufig. Während die Bezüge der Bun- 
desrepublik in den letzten Jahren jeweils kräftig 
gestiegen waren (1973 noch um fast 18®/o), zeigte 
sich in der ersten Jahreshälfte 1974 ein erheblicher 
Rückgang ( — 5,5®/oi Materialband, Tabellen 92 bis 
94). Audi in der zweiten Jahreshälfte 1974 dürften 
sich die Bezüge gegenüber dem Vorjahr weiter rück- 
läufig entwickelt haben. Die Abnahme der Bezüge 
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von Agrargütern ist auf dte starke Kürzung der 
Beziigskontingenie für Vieh und Fleisch zurüdezu- 
führen. Der Anteil Berlins (West) an den Bezügen 
ist von 47 Vt> im Jahre 1973 auf 38®/o im ersten Halb- 
jahr 1974 zurüdcgegangen* Dies beruht in erster 
Linie ebenfalls auf der Kürzung der Bezugskontin- 
gente für Vieh und Fleisch. 

247. Die Lieferungen der Bundesrepublik Deutsdi- 
land an Agrargütern haben sich 1973 um wertmäßig 
20 Vo vermindert. Dieser rüd^läufige Trend hat sidi 
1974 verlangsamt. 

248- Die Absdiwächung des mengenmäßigen Gü- 
teraustausdies mit der DDR ist, abgesehen von den 
marklbedingten Kürzungen der Bezugskontingenle 
bei Vieh und Fleisch^ vor allem durch Preissteigerun- 
gen bedingt. 
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4 Programm: Außenwirtsdiaftspolitik und Weltagrarprobleme 


4.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung | 

Weltagrarsituatfon 

249. Die Weltagrarproduktion insgesamt ist — 
nadi den Schätzungen der Ernährungs- und Land- 
wirtsdiafts-Organisation der Vereinten Nationen 
FAO — im Jahre 1973 um 4 'Vo gestiegen. Die Er- 
zeugu_ng pro Kopf der Weltbevölkerung hat jedoch 
gegenüber dem Vorjahr nur geringfügig zugenom- 
men, 

250. Die WeUeriiahrungssiluation hat sidi auch 
1974 nicht entspannt. Die Nadifrage na<di einigen 
widrtigen Agrarprodukten war wiederum größer als 
das Angebot, so daß die ohnhin stark verminderten ; 
Vorräte an Getreide, Zudcer und Futtermitteln nodi 

I 

weiter abgebaut werden mußten. Die Folge war 
u. Q, ein erheblicher Preisanstieg für wichtige Agrar- , 
Produkte am Weltmarkt. Das Kauptproblem der ^ 
Weltagrarpolitik insbesondere in den Entwicklungs- | 
ländern, die Anpassung der Erzeugung an den 
wachsenden Bedarf, wird damit audi in den kom- 
menden Jahren unverändert seine akute Bedeu- 
tung behalten. 


AgraraußenhaTidel der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

251. Die starken Freiss teiger ungen aut dem Welt- 
markt, insbesondere bei Getreide, Ölfrüditen, Ka- 
kao, Zucker und vorübergehend audt bei Fleisch, 
haben sich auf die Preise für Importe aus Drittlän- 
dern voll ausgewirkt. Dagegen war der Einfluß der 
hohen Weltmarktpreise im innergememschaftlichen 
Handel dank dem System der gemeinsamen Agrar- 
marktordnungen weit geringer. 

252, Mengenmäßig hat sich die ernährungs wirt- 
schaftliche Einfuhr der Bundesrepublik aus Drittlän- 
dern 1973/74 gegenüber dem Vorjahr um fast 8 Vo 
vermindert. Hierbei wirkte sich vor allem der men- 
genmäßige Rüdegang der Drittlandimporte von 
Fleisch, Futtermitteln, Südfrüchten und pflanzlichen 
ölen aus (Materialband, Tabelle 95). 

Der Wert der Einfuhr von Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft aus Drittländern stieg 1973/74 gegenüber 
dem Vorjahr um 8 '^/n auf 13,9 Mrd. DM (übersidU 
50). Dieser Anstieg war absolut und relativ stärker 
als die Zunahme der Bezüge im innergemeinsdiaft- 
iichen Handel {+ 5 auf 14,6 Mrd. DM), Die wert- 
mäßige Einfuhr aus de?i USA, dem wichtigsten Han- 


') Redl t lieh und wirLsdialtlich ist uiUer dem ßegrilf 
^^Außenhandel" nur nodi der Handel mit Drittländern 
zu verstehen. 


delspartner im Agrarbereich, nahm 1973/74 um rd. 
ein Drittel gegenüber dem Vorjahr zu. Es erhöhte 
sich aber auch der Wert der Einfuhr aus Staalshan- 
delsländern, während die Einfuhr aus Entwidclungs- 
ländern das Vorjahresergebnis nicht ganz erreichen 
konnte. 

253. Der Wert der Agrarausfuhr der Bundesrepu- 
blik in Drittländer stieg auch 1973/74 weiter an, und 
zwar gegenüber dem Vorjahr um 39 Vo auf 3,3 Mrd. 
DM (Übersicht 50). Dieser Anstieg ist zum größeren 
Teil auf höhere Exportmengen zurüöczutühren. 

Von Juli bis Oktober 1974 hat der Wert der er- 
nährungswirtschafllichen Einfuhren der Bundesrepu- 
blik aus Drittländern gegenüber der gleidien Zeit 
des Vorjahres um 5 ^/o zugenommen. Gleichzeitig 
gingen die emährungswirtsdiaftl leben Ausfuhren in 
die Drittländer wertmäßig um 5 zurück. 


4.2 Ziele 

254, Es ist eines der vorrangigen agrarpolitischen 
Ziele der Bundesregierung, einen Beitrag zur Lö- 
sung der Weltagrar- und -ernährungsprobleme zu 
leisten und die agrarisdien Außenwirtschaftsbezie- 
hungen zu verbessern. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß die Lösung der Weltagrarprobleme 
nur durch international koordinierte Anstrengungen 
erreicht werden kann. Dabei kommt es vornehmlich 
darauf an, eine Anpassung von Angebot und Nach- 
frage bei landwirtschaftlidien Erzeugnissen zu er- 
reichen, um national und weltweit ein Hötdislmaß 
an Sicherheit der Versorgung sowie an Wirtschaft- 
Hdikeil in Produktion und Vermarktung zu verwirk- 
lichen. Ferner sollen die Voraussetzungen für einen 
von dirigistischen Eingriffen möglidist freien Wett- 
bewerb im Weltagrarhandel erhalten und weiter 
entwickelt werden. Soweit die Bevölkerung in den 
Ländern der Dritten Welt nicht ausreichend mit 
Nahrungsmitteln versorgt werden kann, sollen die 
Industrieländer insbesondere Maßnahmen zur Stei- 
gerung der landwirtschaftlichen Erzeugung in den 
Entwiddungsländern selbst unterstützen. Im einzel- 
nen strebt die Bundesregierung an; 

— Verbesserung der internationalen Zusammenar- 
beit, 

— Weltweite Anpassung der Agrarproduktion an 
den langfristigen Bedarf, 

— Steigerung des Weltagrarhandels u. a. durdi Ver- 
besserung der Import- imd Exportmöglichkeiten 
für Agrarprodukte und Abbau von Handels- 
hemmnissen, 

— Förderung der Agrarenlwicklungshilfe, 

— Verbesserung der Nahrung.smiltelversoryung in 
Ländern mit akutem Nahrungsdefizit. 
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Handel der Bundesrepublik Deutschland 
mit Gütern der Eniährungswirlsdtaft nadi Ländergruppen 

— in je\veiligen Preisen — 



Dri Ul ander 

EG- 

' Mitglied- 

j sUidten*) 

ins- 

gesaml 

Anteil 

Jdhr 

(JuU/JuniJ 

In- 

dustrie- 

länder 

Entwick- 

lungs- 

länder 

Staats- 

handels- 

länder*) 

ins- 

gesamt 

Dfitl- 

ländcr 

EG- 

Milglied- 
staaien *) 

Millionen DM 

Vo 




Einfulir/Beztlge 





1960/61 

3 109 

2 97? 

594 

6 680 

4 215 

10 895 

1 0/ 

39 

1971/72 

5 001 

4 94 1 

l 112 

1 1 084 

12 50? 

23 591 

! 

53 

1972/73 

6 058 

5 581 

1 244 

12 883 

13 898 

26 78! 

1 4H 

52 

1973/74 

6 991 

5 568 

1 374 

1 3 933 

14 584 

28 517 

i 49 

5! 



Ausiuhr/Lleferungen 





1960/61 

380 

161 

34 

575 

523 

l 098 

52 

48 

1971/72 

1 141 

472 

424 

2 037 

3 384 

5 421 

38 

62 

1972/73 

1 325 

508 

535 

2 368 

4 343 

6 711 

35 

65 

1973/74 

1 720 

835 

735 

3 290 

5 901 

9 191 

36 

64 


h einschließlich Kaffee und Tabak 

Sowjelunioii, Polen, Tsdiedioslowakei, Ungarn, RmnäTnon, Bulgariein Albanien, Nordviehiain, Mongolisdie Volks 
republik, Volksrepublik China, Nordkorea 
5 Neunergemeinschaft 


4.3 Maßnahmen 

Sonderkonferenzen der Vereinten Nationen 

255- Zur Lösung der Probleme der Dritten Welt 
(einsdiließiich der Weltagrarprobleme) wurden im 
Jahre 1974 auf hoher politisdier Ebene mehrere 
wichtige Sonderkonferenzen der Vereinten Natio- 
nen durchgeführt. Auf der 6. Sondergenera tversamm- 
lung der Vereinten Nationen über Rohstoffe und 
Entwicklung setzten die Entwicklungsländer die 
Verabschiedung einer Erklärung und eines Aktions* 
Programms über die Errichtung einer neuen Welt- 
wirtsdiaftsordnung durdi, zu denen die westlichen 
Industrieländer zahlreldie Vorbehalte eingelegt ha- 
ben. Die Beschlüsse enthalten einen weitgefädlierten 
Katalog von Forderungen der Entwicklungsländer, 
die generell auf eine Umverteilung des Wohlstan- 
des zugunsten der Entwicklungsländer hinzielen und 
die bei einer Verwirklichung zu einer erheblichen 
Umgestaltung der bestehenden internationalen Wirt* 
sdiaftsordnung hin zu einem dirigistischen System 
führen würden. Auf dem Ernäb rungsgebiet sehen 
die Beschlüsse u. a. vor, daß die Industrieländer bei 


der Gestaltung ihrer Produktions-, Lagerhaitungs- 
und Handelspolitik die Interessen der Entwicklungs- 
länder berücksichtigen und ihnen einen besseren 
Marktzugang gewähren sollen. 

256. Die Wellernährungskonferenz nahm am 
16, November 1974 in Rom eine „Deklaration zur 
Beseitigung von Hunger und Unterernährung" in 
der Welt an. In ihr wird zu einer erhöhten Nah- 
rungsmittelproduktion und einer besseren Vertei* 
lung vor allem in den Entwicklungsländern auf ge- 
rufen. Die rapide wachsende Weltbevölkerung soll 
mensdienwürdig versorgt werden. Zum Thema Er- 
nährimgssic^ieriing verabsdiiedete die Konferenz 
Entschließungen über ein umfassendes internatio- 
nales Informations- und Frühwarnsystem und über 
eine international abgestimmte Lagerhaltung. Die 
Nahrungsmittelhilfe soll fortgesetzt und verstärkt 
werden. Eine Vorausplanung der Nahriingsmitlel- 
produktion wurde im Grundsatz akzeptiert und emp- 
fohlen, daß die Geberländer alle Anstrengungen 
unternehmen, um ein Mindestvolumen von jährlidi 
10 Millionen t Getreide in Form von Geld oder Ware 
bereitzustellen. Schließlidi empfahl die Welternäh- 
rungskonferenz die Gründung eines Weltemährungs- 
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rales. der Hauptprobleme und politische Fragen der 
Weitern äh rungslage periodisch überprüfen und Lö- 
sungsvorsdiläge erarbeiten soll. 


Abgeschlossene interna lionale Vereinbarungen 

257. Die EG konnte die Zollausgleidisverhandlun- 
gen mit den anderen Mitgliedern des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens GATT nach Arti- 
kel XXIV Abs- 6 GAT T im wesenllidien einvernehm- 
lich und erfolgreich absdiließen. Die Gemeinschaft 
war zu Ausgieidiszugestäncbüssen verpflichtet, weil 
die drei neuen EG-Mitglieder Großbritannien, Däne- 
mark und Irland bei Übernahme des Gemeinsamen 
Zolltarifs einzelne ihrer bisher GATT- gebundenen 
Zölle erhöhen mußten. Die EG machte eine Reihe 
von Zollzugeständnissen bei gewerblichen und land- 
wirtschaftlidren Erzeugnissen, deren erste Rate am 
1. Januar 1975 in Kraft getreten ist- Sie vereinbarte 
ferner mit den USA und Australien, das Gelreide- 
pioblem in einem größeren internationalen Rahmen 
einer Lösung zuzuführen. Nach Ansicht der USA 
und Australiens ist, im Gegensatz zu der Auffassung 
der EG, bei Getreide nodr ein Ausgleidi zu schaffen. 
Eine Vereinbarung mit Kanada in dieser Frage steht 
noch aus. 

258. Die EG setzte ihre Politik fort, durch eine 
Serie aufeinander abgestimiiiter praktisdier Maß- 
nahmen den 1‘roblemen der Entwicklungsländer ge- 
recht zu werden. So wurde das seit 1971 bestehende 
allgemeine Zollpräferenzsyslem der Gemeinschaft 
zugunsten der Entwicklungsländer verbessert, indem 
weitere landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte 
aufgenomiiien und teilweise die Präfereiizspannen 
erhöiU wurden. Damit wurden die Einfuhrmöglich- 
keiten der Länder der Dritten Welt in die Gemein- 
schaft erneut verbessert. Die EG schloß mit Uruguay 
und 13 ras iiion — nach dem Vorbild des Argentinien- 
Abkommens — nicht-präferenzielle Handelsabkom- 
men, ijei denen der Agrarsektor mit Übereinkünften 
über den Rindfleisd’ihandel im Mittelpunkt steht. 
Mit Indien schloß die Gemeinschaft ebenfalls ein 
nidU-präferenzielles Abkommen über handelspoliti- 
sche Zusammenarbeit. 

259. Im Rahmen der FAO wurde ein Internationa- 
les Düngemiltelversorgungsprogranim beschlossen, 
das eine bessere Versorgung der von Düiigemittei- 
knuppheit und hohen Düngemiitelpreisen am härte- 
sten getroffenen Entwicklungsländer zum Ziel hat. 
Dieses Programm schließt die Bildung einer zentra- 
len Düngemittelstelle, die Einrichtung eines Infor- 
mationssystems, die Mobilisierung technisdier Hilfe 
für Dungeinittelkäufe sowie die Verbesserung der 
Düngemütelproduktion in den Enlwdcidungsländern 
mit ein, 

260. Im Bereich der internationalen Grundstoff- 
polifik beteiligten sich die Bundesregierung und die 
Gemeinsdiaft aktiv an den -Jntensiven Grundstoff- 
konsultationen", die aufgrund einer Entschließung 
dc:ir Welthandelskonfcirenz abgehaUen wurden und 
die sich u- a. auf Reis, anderes Getreide (ohne Wei- 


zen), Zitrusfrüdite, Bananen, Tee sowie Ölsaaten, 
öle und Fette erstreckten. Unter Beteiiguug der EG 
wurde audi die Internationale Weizenübereinkunft 
vom 30. Juni 1971 verlängert. 

261. Die Bundesregierung schloß im Rahmen ihrer 
Politik gegenüber den osleuropäischen Ländern wei- 
tere langfristige Regierungsabkommen über die wirt- 
schaftliche, industrielle uncl technische Zusammen- 
arbeit mit Ungarn und Polen, die auch den -Agrar- 
sc^ktor einsdiließcn. 


Laufende internationale Verhandlungen 

262. Die GATT-Vertragsparteien haben die ini 
September 1973 eröffnete Runde multilateraler Han- 
delsverhandlungen mit großer Aktivität fortgesetzt. 
Die Bundesregierung und die anderen EG-Mitglied- 
staaten haben die umfangreichen statistisdien und 
analytischen Vorbereitungsarbeiten wesentlidi ge- 
fördert, um .so die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
die dringendsten internationalen Agraihandelspro- 
h leine gelöst, werden können. 

263. Die EG setzte die Aushandiung von Assozile- 
rungsahkommen mit Algerien, Marokko. Tunesien 
und Malta sowie von Handelsabkommen niit Spa- 
nien und Israel fort. Ebenso wurden die im Ihotokoll 
Nr, 22 des Bei trittsver träges vorgesehenen Verliand- 
hmgen der Gemeinsdiafl mit 44 Entwicklungsländern 
in Afrika, der Karibik und des Pazifiks welterge- 
fübrt. In allen diesen Verhandlungen konnten spür- 
bare Fortschritte erreicht werden, um die Liefer- 
möglicfikeiten dieser Länder an die Bedingungen der 
erweiterten Gemeinschaft anzupassen. Mil Griechen- 
land wurden Verhandlungen zur Wiederbelebung 
des Assoziienings Vertrages eingeleitet. Ferner führt 
die Gemeinschaft Verhandlungen mit Japan und dem 
Iran, um für die Handelsprobleme dieser Länder an- 
gemessene Ergebnisse zu erzielen. 

264. Im Bereich nationaler Zuständigkeit wurden 
Verhandlungen der Bundesregierung mit Bulgarien 
und der CSSR abgeschlossen, um die Möglichkeiten 
wirt.sdia ft lieber Zusammenarbeit auf vertraglidier 
Grundlage weiter auszubauen. 


Geplante Vorhoben der internotionalen Agrarpolitik 

265. Die Bimdesregieiung wird ihre xAktivilätcn 
weiterhin, im Zusammenwirken mit ihren Partnern 
in der EG und in den internationalen Organisatio- 
nen, auf Aktionen riditen, die langfristig zu einer 
besseren Anpassung von Angebot und Nachfrage bei 
landwirtschafilichc^n Erzeugnissen führen v/erden. 
Hierzu ist eine Vielzahl von aufeinander abgestimm- 
ten Einzelmaßnahmen erforderlidi, wie sie audi in 
einigen Empfehlungen und Programmen der Ver- 
einten Nationen und ihrer Unterorganisationen ent- 
halten sind. Diese Entschließungen sind im Ralimen 
der gegebenen Möglichkeiten zu verwirklichen- Ins- 
besondere soll die NahningsmiltelMlfe, sow^eit sie 
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Über ijiternationale Organisationen abgewickelt wird, 
in einem mehrjährigen Rahmenprogramm erfolgen 
und die Produktion von Düngemitteln in den Ent- 
wicklungsländern stärker gefördert werden. Die 
handelspolitischen Bindimgen der EG gegenüber den 
Drittländern sind weiter auszubauen, sowohl durch 
muki laterale Abmachungen als auch durch den er- 
gänzenden Absdiluß weiterer bilateraler Abkommen 
mit europäischen und Übersee isdien Länclern. Im 
Rahmen der {nlernationalen Grundstoifpoliük er- 
scheinen weitere Maßoahrnen zur Versorgungssiche- 
rung zweckmäßig, wie z.E. die Verlängerung des 
Internationalen Weizenübereinkomniens und des 
1 nlernationalen Zucke rüberemkonmiens zu ange- 
messenen Bedingungen. 

NahrungsmittelhUfe und Agrarhilfe 

266. Die Nalirungsmilteiliiiie der Bundesregierung 
erstreckte sidi auf: 

— WeizenliGferungcn {17(>000 t) im Rahmen des 
InterndtioiialenNahrungsmittelhilfe-übereinkom- 
mens (Materialband, Tabelle 96), 

— einen Beitrag für das WeJtemäiirungsprogramm 
(2Ü Millionen DM) , 


— ein nationales Programm (25 Millionen DM). 

Im Vordergrund des Beitrages zum Welternährungs- 
programni und des nationalen Programms standen 
Lieferungen von Getreide, Magermildrpulver und 
Butteröl in die Länder der Sal^elzone. 

Iin Rahmen der GemeinsdiaftsprograiTiiiie der EG 
wurden 1974 ferner aus deutschen Interventioiis- 
beständen 113000 t Weizen^ 14 000 t Magermilch- 
pulver und 20000 t Butteröl bereitgestellt. Die Ge- 
meinsdiaftsprograimne der EG umfaßten 1974 ins- 
gesamt 580000 t Getreide, 55 000 t Magermildipul- 
ver, 45000 t Butteröl sowie Waren- und Geldspen- 
den an das VN-1-Iilfs%verk für die Palastinaflüditlinge 
(UNRWA). 

267. Die AgrarliiHe der Bundesregierung erreidite 
1973 einen Anteil von .50 an der Tedmiscäien Hilfe 
(einschließlich der PioduktioiismjtteihiHe) und O^/u 
an der Kapitalhilfe. Die. Bereitstellung von Produk- 
tionsmitteln, verbunden nüt Beratung, Kleinkrediten 
und Hilfe bei der Vermarktung, erwies sich als be- 
sonders wirksani, um die Eigeuerzeugung der Emp- 
fängeri ander zu steigere. Diese Maßnahmen bilden 
deshalb den Schwerpunkt der Agrarhilfe. 
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5 Programm: Entwicklung des ländlichen Raumes — Agrarstruktur 


5A Der ländliche Raum in der großräumigen 
Verflechtung 

268. Die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen der ländUchen Räume ist eine gesell- 
sdiaftspolitisd^e Notwendigkeit und eine der Haupt- 
aufgaben der Agrarpolitik- Diese findet Unterstüt- 
zung durdi die regionale Wirtschaftsförderung, durd^ 
den Ausbau der Einrichtungen der allgemeinen und 
beruflidien Bildung sowie dev Verkehrswege und 
der Verkehrsbedienung und durdi den Ausbau der 
sozialen und tedinisdieii Infrastruktur. Für den Aus- 
bau einer ausgewogenen Raum- und Siedlungsstruk- 
tur sind dabei die Ziele der Raumordnung und Lan- 
desplanung maßgebend. 

Zwischen ländlichen und starker verdidileten Räu- 
men bestehen enge arbeitsteilige Wediselbeziehun- 
gen, die raumordnung.spolitisdi in 38 Gebietseinhei- 
ten des Bundesgebietes ihren Nicdersdilag gefunden 
höben. Neben der land- und forstwirlsdiaf fliehen 
Produktion gewinnen Freizeit und Erholung, Was- 
servorratssidierung und ökologischer Ausgleich in 
den ländlichen Räumen zunehmend an Bedeutung. 

269. Auf Bundesebene konzentrierten sidi die Ar- 
beiten zur Raumordnung auf den vorliegenden Ent- 
wurf ,r Rau mordnungsprog ramm für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebietes" (Bundesrauni- 
ordnungspTOgramm). In diesem Programm werden 
Schwerpunklräume (Gebietseinheilen) mit besonde- 
ren Struktursdiwächen in der Erwerbs- und Infra- 
struktur sowie Problemräume ausgewiesen, die be- 
sonders abwanderungsgefährdet siiuL Diese Räume 

— in der Regel mit großen Anteilen ländlicher Ge- 
biete — weisen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 
die am stärksten ausgeprägten großräumigen Dis- 
paritäteii im Bereich der Erw^erbsstruklur und in der 
Infrastruktur auf. Der Abbau dieser Disparitäten ist 
Voraussetzung dafür^ daß die ländÜdien Räume im 
arbeitsteiligen Prozeß dieser Schwerpunkträume ihre 
Aufgaben funktionsgeredit erfüllen können. 

270. Es wird darauf ankomincn, die Förderungs- 
poLitfk von Bund und Landern stärker aufeinander 
abzustimmen, Insbesondere bedeutet dies, daß fol- 
gende Maßnahmen ergriffen werden: 

— Großräumige Festlegung und Ausbau von Ent- 
wicklungszentren und -adisen zur Entwicklung 
ausgewogener und leistungsfähiger Raum- und 
Siedlungsstrukturen. Dadurch soll die Funkfions- 
fähigkeit der kleinräumigen Siedlungsstruktur 
verbessert werden. 

— Erhaltung^ Verbesserung und Schaffung von !n- 
frastruktureinrichtungen zur Erschließung und 
zur Versorgung der Bevölkerung. 

— Sdiaffung und Sicherung von hochwertigen und 
konjunkturstabilen Arbeitsplätzen- 


— Erhaltung der Land- und Forstwirtschaft auf den 
hierfür geeigneten Böden, ihre Ausrichtung auf 
künftige Erfordernisse und Durchführung von 
Maßnahmen der ländiidien Neuordnung. 

— Erhaltung und Verbesserung der Leistungsfähig- 
keit des Naturpotentials im Rahmen der räum- 
lidi-funktionalen AiifgabenteiUing, 

— Maßnahmen des Städtebaus und des Wohnungs- 
baus. 

Der koordinierte und sch^verpunktmaßige Einsatz 
dieser raumwirksamen Maßnahmen und Mittel von 
Bund und Ländern wird auch zu einer höheren Effi- 
zienz bei der Entv/icklung des 1 and li dien Raumes 
beitragen. 

271. Die Bevölkerung des Bundesgebietes wird in 
den nächsten Jahren nidit zimebmen. Da die Bevöl- 
kerungsentwickhmg und insbesondere deren räum- 
lidie Verteilung Auswirkungen auf die Entwicklung 
der Wirtsdiafts- und Infrastruktur hat, kommt ihr 
für die weitere Enlwicklung der ländlidien Räume 
eine Schlüsselstellung zu. Für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes bedeutsam ist deshalb audi das 
Ziel des Bundesrauinordnungsprogramms, insbeson- 
dere in ländlidi geprägten, schwach strukturierten 
Problem- und Schwerpunkträumen Bevölkerungs- 
abnahmen durdi Abwanderung zu verhindern. 


5.2 Einzel- und überbetrieblicher Bereich 
5.21 Bisherige und voraussichtliche Entwiddung^) 

272. D io Entwicklung in den vergangenen Jahren 
hat deutlich gemacht, daß die strukturpolitischen 
Maßnahmen in Verbindung mit der Preis- und So- 
zialpolitik bisher nodi nicht in allen Regionen zu 
befriedigenden Ergebnissen führten. Insbesondere 
in Futterbauregionen ist der Aufbau einer ausrei- 
dienden Zahl entwicklungsfähiger Haupterwerbsbe- 
Iriebe und funktionsfähiger Nebenerwerhsbetriebe, 
die beide wichtige agrar- und gesellsdraftspoHtischo 
Aufgaben erfüllen, gefährdet. 

Ein außerlandwdrtschaftiidien Tätigkeiten vergleich- 
bares Einkommen konnte dort auch unter Aussdiöp- 
fung aller Rationalisierungsreserven in der Regel 
nicht erreicht werden. Gerade in diesen agrarstruk- 
tureli benachteiligten Gebieten konnten neue außer- 
landwirtsdiaftUdie Arbeitsplätze nur im begrenzten 
Umfang gesdi affen werden. Damit war in diesen 
Gebieten auch der Übergang zur Nebeiierwerbsland- 
Wirtschaft bzw. zur ausschließlidi außerlandwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit erschwert. Die land- 
wirtschaftlidien Betriebe mußten oftmals — ■ auch bei 


h Siehe hierzu auch die Textziffern t bis 7 
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unzureichenden Einkommens Verhältnissen und Enl- 
widtlungsniöglidikeileii — im Ilaupterwerb weiler- 
geführt werden* 

Zusätzliche Probleme für den Strukturwändel er- 
geben sidi gegenwärtig aus dem durt±i ein Nachlas- 
sen der Wirtschaftsakti vital gekennzeidineien Kon- 
junkiurverlaiiE Die in einer derartigen konjunktu- 
rellen Phase in benachteiligten Zonen meist beson- 
ders angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt er- 
schwert die Aufnahnie von außerlandwirtschafllichen 
Tätigkeiten von bisher in der Landwirtsduift Be- 
schäftigten und verlangsamt damit den Struktur- 
wandeL 

273. Die Bundesregierung hat aus der schwierigen 
Situation in den benachteiligten Gebieten Kosequen- 
zen gezogen. Neben neuen Förderungsmaßnahmen 
für die Nebenerwerbsbetriebe liat sie speziell für 
diese Regionen mit der erstmaligen Anwendung der 
EG-Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebie- 
ten und in bestimmten benaditeiligten Gebieten (vgl. 
Textz.iffer 282 ff.] ziisätzlidie finanzielle Mittel be- 
reitgestellt, Dabei verdient vor allem die Aus- 
gleidiszulage; die in der Form einer direkten Ein- 
kommensübe rtragung den Betrieben in den beson- 
ders benaditeiligten Gebieten zin Verfügung ge- 
.slelU wird, Beachtung. Sie ergänzt die Preispolitik, 
die in solchen benachteiligten Gebieten zur Verbes- 
serung der EinkommenssiUiation nicht immer aus- 
reidit. Gleichzeitig wird damit ein aus geseilsdiafts- 
politisdien Gründen notwendiger Beitrag zur Erhal- ' 
tung der Kulturlandschaft und zur AufrediterbaUung 
einer gewissen Mindestbesiedelungsdichte in struk- 
turschwachen Regionen geleistet. 

Diese Förderung ist anerding.s nidit unproblema- 
tisch, da strukturhemmende Effekte von ihr ausge- 
hen können. Die Freisetzung von Arbeitskräften 
wird in diesen Gebieten zweifelsohne zurückgehen. 
Die Bundesregierung wird deshalb deirauf hin wir- 
ken, daß das Instrumenl der AusgleidtszAilage und 
ihr regionaler Einsatz in gewissen Zeitabstäiiden im 
Lidite der jeweiligen raum- und siedlungsstrukturel- 
len Entwickiungsmögiichkeiten und -ziele überprüft 
werden. 


5*22 Ziele 

274- Die Agrarslrukturpolitik hat zum Ziel, die 
allgemeinen Lebcnsbedingungen im ländlidien Raum 
sowie die Arbeits- und Produkt ionsbedingunyen in 
den landwirtsdiaftlidien Betrieben zu verbessern 
und damit den in der Land- und Forstwirtschaft 
Tätigen die Teilnahme an der allgemeinen Einkom- 
mens- und Wohlstandsentwidclung zu ermögüdien* 
Diese Politik richtet sich gleichzeitig auf den Ausbau 
und die Erhaltung differenzierter Raiimfunktionen. 
Sie dient damit audi der niciit landwirtschaftlichen 
Bevölkerung sowie der Erhaltung der Bevölkerungs- 
dichte im ländiicdien Raum. 

Im einzelnen wird folgendes angestrebt: 

— Schaffung ausreidiender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 


— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeiti 

— - Verbesserung der Arbeits verbal biisse, 

— Verbesserung der Wohnverhältnisse, 

— Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen 
Raum, 

— Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes des 
ländlichen Raumes, 

— Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
Ökologischer Erfordernisse und der Gesidits- 
pimkle für die Freizeit in der Landschaft. 


5*23 Maßnahmen’) 

5*231 EinzelbetriebUche Maßnahmen 

275, Das Konzept des Einzelbelrieblidien Förde - 
rungsprogramms wurde in den Rahmenplänen für 
1974 und 1975 beibehalten. Es ist jedoch um die Be- 
reiche Förderung der Landwirtschaft in Berggebieten 
und benachteiligten Gebieten, (siehe Textziffer 
282 ff,) Förderung der Nebenerwerbslandwirtschaft 
(siehe Textziffer 301 ff*) und Förderung von Investi- 
tionen zur Energieeinsparung (siehe Texlziffer 130) 
ergänzt worden. Diese Ergänzungen sind am 1. Ok- 
tober 1974 bzw. am 1. Januar 1975 in Kraft getreten. 


investiiionsförderung 

276, Angesichts des hohen Zinsniveaus in den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft hat der Rat der EG 
Anfang Oktober 1974 beschlossen, die Mitgliedstaa- 
ten zu ermächtigen, die Zinsverbilligung zu erhöhen. 
Inhaber von entwicklungsfähigen Betrieben, denen 
nadi dem 6* Oktober 1974 zinsverbilligte Kapital- 
marktmittei bewilligt werden, sollen nunmehr eine 
ZinsveTbilhgung von 6 Vn (bisher 5 ^/o) erhalten kön- 
nen. Die erhöhte Zinsverbilligung gilt für die ge- 
samte Laufzeit der Darlehen. Sie führt bei den in- 
vestierenden Landwirten zu einer starken Kosten- 
entlaslung. Die Erhöhung soll allerdings nur für 
Bewilligungen bis zum 31. Dezember 1975 gelten, 
Bund und Länder madien von dieser Erniäditigung 
Gebraudi. Die Erhöhung gilt audi für Wohnhaus- 
und überbrückLUngskredite. 

277. Die Förderungsschwelle wurde vom Planungs- 
aussdiuß für Agrarstruktur und Küstenschutz für 
1975 auf 22 000 DM Aibeitseinkominen pro Arbeits- 
kraft festgesetzt. Die Fortschreibung während der 
Laufzeit des Betriebsentw ick lungsplanes bis zum 
Zieljahr erfolgt wie bisher mit 2 ^/o pro Jahr (Über- 
sicht 53). 

Der Ausgangs wert der Förderungsschwelle für 1974 
lag bei 18 800 DM Arbeitseinkommen pro Arbeits- 
kraft. Die verhältnisrnäßig starke Anhebung dieses 
Weites um 3 200 DM war bedingt durdi die zu 


0 siehe audi Übersicht 51 
siehe audi Übersicht 52 
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ü e r s j c h 1 51 


Mittel an Sätze für das Programm: Entwicklung des ländlichen Raumes — 

Agrarstruktur 


Maßnahmen 

Soll 

1974 ■) 

Soll 

1975 *) 

Soll 1970 
gegenüber 
Soll 1974 

1 974 vorge- 
sehene FÖr- 
demngslälle 

Bemerkungen 

Millionen DM 


Zahl 

Einzel betriebliche Forderung (GA) 






Aussiedlung 

1 




400 


Althofsanierung , 


^ 129,7 



1 780 


Sonstige Investitionen 







(z. B. Maschinen) 

J 


^ 1 60.8 

h24,0 

6 850 


Anpassungs- und ümstellungs- 





Neue Maßnahmen 

investitionen für Neben- 





seit dem 

erwerbsbetriebe 

— 




1. Januar 1975 

Investitionen in Berggebieten 





Neue Maßnahme 

und anderen benaditeiligten 





seit dem 

Gebieten 

40.0 *) 




1 , Oktober 1974 

Investitionen zur 





Neue Maßnahme 

Energieeinsparung ......... 

(10,0 ^}) 




seit dem 






1. Januar 1975 

UberbrütkungshiHe 

0,8 

1,1 

4- 37,5 

1 550 


Verbesserung des Wohnteils . . 

27,2 

28,2 

4- 3,7 

17 430 


Ländiidie Siedlung 






{Auffangbetriebe, Anlieger- 






Siedlung, Bodenzwisdien- 






erwerb) 

49,3 

53,0 

4- 7,5 

740 


Ausgleidiszulage 

40,0 =) 

72,1 



Neue Maßnahme 






seit dem 






1. Oktober 1974 

Buchführung . , . 

0,9 

1.5 

-f-66,7 

5 000 


Verpachtungsprämie 

6,7 

4,7 

-29,9 

3 190 

1974 für 22 200 ha 






vorgesehen 

Landarbeiterwohnungsbau .... 

6,5 

5,0 

-33,/ 

370 


ÜberbetTieblldie Fördentng (GA) 






Agrarstrukturelle Vorplanung . 

2,9 

2,9 

± 0 

150 


Flurbereinigung 

284,3 

277,3 

- 2,5 

2 760 

1974 waren etwa 






2,6 Millionen ha 






erfaßt 

Weinbergsflurbereinigung .... 

33,1 

38,7 

+ 16,9 

220 

1974 waren etwa 






15 600 ha erfaßt 

Besdileunigte Zusammenlegung 

13,3 

17,7 

+ 33J 

390 

1974 waren elw'a 






189 100 ha erfaßt 

Freiwilliger Landtausch 

1,3 

1.6 

“f/,J 

1 100 

1974 waren etwa 






5 700 ha erfaßt 

Langfristige Verpachtung in der 






Flurbereinigung 

43 

2,3 

-43,9 

1 910 

1974 für 9 200 ha 






vorgesehen 

Übertrag * 

640,f> 

666.9 

— 
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noch Übersicht 51 


noch Mittelansätze für das Programm: Entwicklung des ländlichen Raumes - — 

Agrarstruktur 


Maßnahmen 

Soll 

1974 

Soll 

1975"). 

Soll 1975 
gegenüber 
Soll 1974 

1974 vorge- 
.seheue För- 
derungsfälle 

Bemerkungen 


Millionen DM 

o/o 

Zahl 


Übertrag 

640,6 

666,9 

— 



Landwirtschaftlicher Wegebau 
außerhalb der Flurbereini- 

quna 

64,3 

61,6 

- 4,2 


1974 für 3 000 km 
vorgesehen 



Wasserwirt Schaft hebe MaßnaJunen (GA) *) 




Wdsserwirtschdftiidhe 
Vorarbeiten 

3,3 

39.6 

3.8 

39,6 

3-15,2 

45 


Landwirtsdiaftlicher Wasserbau 

- 33,6 


1974 Maßnainnen 
für 25 000 ha vor- 
gesehen (400 km 
Flußläufe) 

Schutz gegen die zerstörende 
Wirkung von Wasser und 
Wind 

53,6 

B3,l 

+ 55,0 


1974 Maßnahmen 




für 7 000 ha vor- 
gesehen (400 km 
Flußläufe, 2,5 hni^ 
Speicherinhall bei 
Rüdchaltebecken 
u. äd 

Zentrale Wasserversorgung . . . 

50,4 

60,1 

i 19.2 


1974 für 360 000 * 
Einwohner vorge- 
sehen 

Zentrale Abwasseranlagen .... 

56,5 

83,5 

+47,8 


1974 für 560 000 
Einwohner vorge- 
sehen 

Ausgleidi des Wasserabflusses 

64,5 

61,0 

- 5.4 



KÜstensdiutz (GA) 

128,6 

155,6 

-21.0 



Sonstige Maßnahmen außerhalb der Gemeinschaflsaiif gäbe 



Abwicklung alter VerpfUdi' 
tungen 

436,5 

349,0 >) 

-20ß 






Bankenvergütung 

15,4 

15,2*) 

- L3 



Eingliederung von Vertriebenen 

41,8 

38,2 5) 

- 8,6 



insgesamt . . , 

1 615,1 

I 617,6 

+ 1,5 




’) Hinzelpian 10, bei Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe Biindesanteil im Rahmenplan (GemeinschafLsaufgabe) 

•j Einzelplan 10 in der Fassung der Beschlüsse des Haushaltsausschusses bzw, vorläufiger Bundesanieil im Rahmen- 
plan (Gemeinschäftsaufgabe) 

GA = Gemeinschaftsaufgabe, vgl. auch Übersicht 5B 

Im Haushaltsplan 1974 vom Bund bereilgesteüt, aus zGiliichen Gründen aber nicht mehr in den Rahmenplan 1974 
aufgenommen. 

Im Haushaltsplan 1974 vom Bund bereilgesteJU, aus zeitlichen Gründen konnten aber — entsprechend den Anmel- 
dungen der Länder — nur 9,4 Millionen DM in den Rahmenplan 1974 aufgenommen werden. 
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U b e r s i c h t 52 


Einzelbetrlebiidie InvesHtioiisiörderung im ßahmenplari 1975 
(Stand: 1. Januar 1975, ohne Investitionen zur Energieeinsparung) 


Maßnahme 


Begünstigte. 


Verwendungszweck 


Art und Höhe der Fürder uag 


Investitionen in ent- 
wicklungsfähigen 
lanciwirtsdiaftlichejt 
Betrieben und Koope- 
rationen; ländlidie 
Siedlung 
(Grundsatz A) 

Investitionen in ent- 
wicklungsfähigen 
gemisditen land- und 
fo rs tw i rtschaf 1 1 idien 
sowie forstwirtschaft- 
lichen Betrieben 
(Grundsatz B) 


Investitionen in ent- 
wicklungsfähigen 
Betrieben in Berg- 
und bestiramten be- 
nachteiligten 
Gebieten 
(Bergbauernpro- 
gramm) 


Investitionen in 
Kooperationen (Berg- 
bauernprogramm) 


Jnvestitionshilfen für 

überbrüdvungsmaß- 

nahmen 


Haupterwerbslandwirte, 
die die Förderungs- 
sdi welle erreidien 


Haupterwerbsl and wi rief 
die die Fördemugs- 
sch welle nur zu 90 
erreichen uncl/oder die 
darauf angewiesen sind, 
daß Einkommen aus Forsl- 
und nidit gewerblidien 
N ehenbetrieben zum kind- 
wirtschaftlidien Arbeits- 
Gin komm 011 geredinet 
werden 

Haupterwerbslandwirte, 
die die Förderuugs- 
sdi welle erreichen. 
Stärkere Anreciienbarkeit 
außerlandwirtschaftlidier 
Einkommen als in nicht 
benaditeiligten Gebieten. 
Ausgleidiszulage wird in 
landwirtscbaftliclies 
Arbeitseinkommen ein- 
gereciuiet 

Landwirtschafiiidie 
Unter nehmer 


Haupterwerbsbeiriebe, 
die die Förclerungs- 
sdi welle nicht erreidien 
und die Alternativraaß- 
nahmen nach dem Gesetz 
über ein Altershilfe für 
Landwdrte nicht in 
Anspruch nehmen 


Betrieblidie Investitionen, 
die der Eationdli.sierung 
dienen. Jedodi: z. B, koiiie 
Förderung im Bereidi Eier 
und Geflügel, Beschrän- 
kungen im Bereich der 
Sdi vv e i neha Itii ng , Fö rde- 
rung der Rindviehauf- 
siockung nur in Grünland- 
und Futterbaubetrieben. 
Bei Masdiinen und 
Geräten sind lediglidi 
80 der Ansdiaffungs- 
kosten förderungsfähig. 


Betriebliche Inve.stitionen, 
die der Rationalisierung 
dienen, 

Es gelten dieselben Eio- 
sdiränkungen der Ver- 
wendungszwecke wie bei 
den „Investitionen in ent- 
widvlungsfähigen Betrie- 
ben'' 


Investitionen im Bereidi 
der gerne inschaft liehen 
Futtermittel Produktion, 
Investitionen zur Verbes- 
serung und Ausrüstung 
gemeinsam genutzter 
Weiden und Almen 


Investitionen, die zur 
Weiterführung des Betrie- 
bes notwendig sind; 
jedoch ohne bodenunab- 
hängige Veredelungswirt- 
schaf l. Im übrigen gelten 
dieselben Eiiisdirankun- 
gen der Verwendungs- 
zwecke wie bei den „In- 
vestitionen in entwick- 
lungsfähigen Betrieben" 


ZinsverbijJigung um 6 "/o 
für Kapitaimarktrn Ittel in 
Höhe von max. 145 000 
DM/AK; zusätzlich öffent- 
liche Darlehen (1 Vo Zins, 
2,25 Vq Tilgung) und Zu- 
sdiüsse für größere bau- 
iiehß Investitionen auch 
iin Rahmen der ländlichen 
Siedlung 


Zinsverbiiligung um ? "/o 
für KapitalmarktmiLlel 
in Höhe von max. 145 000 
DM/AK; zusätzlidi öffent- 
iidie Darlehen (I Zins, 
2,25 Tilgung) und Zu- 
schüsse für größere bau- 
liche Investitionen 


Zinsverbilligung um 7 'Vo 
für Investitionsvolumen 
bis zu 1 000 000 DM je 
Kooperation. 

Zusdiuß in Höhe von 
35 bzw. 50 Vo (Alm- 
gebäude) für förderungs- 
fähiges Investitionsvolu- 
men bis zu 50 000 DM 
bzw, 150 000 DM (Aim- 
gebäiide) 

Zinsverbilligung um 6 Vo 
für Kapitalmarktdarlehen 
von max. 34 000 bzw, 

38 250 DM 
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noch Übersicht 52 


noch Einzelbetriebliche Investitionsförderung im Rahnienplan 1975 
(Stand: 1. Januar 1975, ohne Investitionen zur Energieeinsparung) 


Maßnahme 

Begünstigte 

Verwendungszweck 

Art und Hohe der rörderung 

Förderung von 
Kooperationen zur 
unmittelbaren 
Flächenbewirlsdiaf- 
tung 

Haupterwerbslandwirte, 
die die Fördertings- 
schwelle nicht erreichen, 
oder Landwirte im Sinne 
des § 1, Abs, 3 GAL, die 
Nebenerwerbslandwirte 
sind und deren Ein- 
kommen das 1,5 fadie der 
Förderungs schwelle nicht 
überschreitet 

Maschineninve.stitionen 
zur Flächenbewirtschaf- 
tung im Rahmen einer 
Kooperation 

Zusdiufl von 15 Vo für ein 
förderungsfähiges Inve- 
stitionsvolumen bis zu 

12 500 DM je Betrieb 

Investitionshilfen für 

Neben€jrwerbs- 

landwirte 

Landwirte im Sinne des 
des § 1 Abs. 3 GAL, die 
Nebenerwerbslandwirte 
sind und deren Ein- 
kommen das IpSfache der 
Förderungssdiwelle nidil 
übersdhreitel 

Umstellungs- und Anpas- 
sungsinvestilionen ohne , 
bodenunabhängige Ver- 
edlung, ohne Mildivieh- 
haltung. 

Maschineninvestitionen 
werden nur im Rahmen 
einer Kooperation zur 
unmittelbaren Flächen^ 
bewirtschaftung gefördert 
(s. o.) 

Zuschuß in Höhe von 

15 Vo für Investitionsvolu- 
men von 25 000 DM bzw. 
lediglich 12 500 DM, falls 
nur Weideeinriditungen 
gesdiaffen werden 

Rationalisierung von 
Betrieben durch Ver- 
bcsserung des Wohn- 
teils 

Haupterwerbslandwirte, 
die die Fördenings- 
schwelle erreichen 

Kauf und Neubau, An-, 

Aus- und Umbau sowie 
Aufstockung von land- 
wirtsdiaftlichen Wohn- 
häusern 

Zinsverbilligung um 6 ^/o 
für Kapitalmarktdarlehen 
von max. 51 000 DM; bei 
Kauf bzw. Neubauten von 
max. 68 000 DM 


Haupterw'erbslandwirte, 
die die Förderungs- 
sdiwelle nicht erreichen 

An-, Aus- und Umbau so- 
wie Aufstockung von 
landwi rtsdiaftlichen 
Wohnhäusern 

Zuschuß in Hohe von 

23 “/o für förderungsfähi- 
ges Investitionsvolumen 
bis zu 15 000 DM 


Nebenerwerbsland wirte 
oder Landwirte im Sinne 
des § 1 Abs. 3 GAL, die 
Nebenerwerbslandwirte 
sind und deren Ein- 
kommen das LSfache der 
Förderungsschwelle nidit 
übersdireitet 

Investitionen im arbeits- 
wirtsdiaftHchen Bereich 
landwirtschaftlicher 
Wohnhäuser 

Zusdiuß in Höhe von 

23 “/o für förderungs- 
fähiges Investitionsvolu- 
men bis zu 15 000 DM 
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Übersicht 53 


Anwendimg der Förderungssdtweile ln den versdiiedenen 
Fö rd erun gsgnm dsä t2 en 


Grundsätze für die Förderung . . . 



von einzelbetrieb- 
Hchen Investi- 
tionon in der 
Landwirtschaft 
(Grundsatz A] 

von einzelbetrieb- 
lichen Investi- 
tionen in 
gennschlen land- 
und forstwirt- 
schaftlichen 
Betrieben 
(Grundsatz B) 

landwirtschaft- 
licher Betriebe 
in Berggebieten 
und bestimmten 
benachteiligten 
Gebieten 

Anweudungsbereidi 

gesamtes 

Bundesgebiet 

gesamtes 

Bundesgebiet 

ßerggebiete, 
benachteiligte 
Agrarzonen und 
kleine Gebiete, 
die durch spe- 
zifische Nachteile 
gekennzeidinet 
sind (= 29,3 ‘Vr. 
derLF) 

Höhe der Förderungsschwelle für 1975 

— Bundesdurchsdinitt DM/AK 

22 000 

20 000 

15 600 bis 22 200 

wie 

Grundsatz 

— Regionale Differenzierung DM/AK 

17 200 bis 24 400 

A 


Bei der Beredmung des vergleichbaren 
Arbeitseinkommens werden berücksichtigt 

— ' das landwirtsdiaftlidie Einkommen 

zu 

— außerlandwirtsdiaftlidie Einkommen 

. in Höhe bis yai 

der Förderungssdiwelle 

für cüne AK muß jedoch das vergleichbare 

Arbeitseinkommen zu Vo aus der 

Landwirtschaft stammen; 


Einkommen aus Forstwirtsdiaft und 
nichtgewerblichen Nebenbetrieben 
(z. B. Fremdenbetten, Brennerei, Kiesgrube) 
werden zum gerechnet 


Ausgleidiszulage für Berg^ und einige 
andere benadUeiligte Gebiete (9,3 
der LF) zu ®/o 


100 Vü 


20 «/ci 


100 Vo 


nichtlandwirt- 

schaftlidien 

Einkommen 


100 ^/o 


20 "/o 


LOO ^ 0 


landwirt- 

scbaftlidien 

Einkommen 


100 Vo 


50 ^/ö 


in Berggebieten 
(2,4 der LF) 
zu 70 ®/o, in den 
übrigen benach- 
teiligten 
Gebieten zu 
100 


landwirt- 

schaftlichen 

Einkommen 


100 ' 
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niedrige Fortschreihung von 1973 nach 1974 und 
durdi die starke Steigerung der außerlandwirtschaft- 
lidhen Hinkoimnen, an denen sidi die Fördenings- 
sdi welle orientiert. Sie war auch notwendig, um die 
Konformität der nationalen Bestimmungen mit der 
RjchlJinie Nr. 72/159/EWG über die Modernisierung 
landwirtsdiaftlicher Betriebe nidit zu gefährden uikI 
um weiterhin ErslaUungen aus dem Europäisdien 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
sdiafL (EAGFL), Abteilung Ausriditung, für das Oin- 
zelbetriebliche Förderungsprogramm und audi für 
die Landabgaberente erhalten zu können. 

Die Anhebung war vertretbar, weil gleichzeitig 
einige Erleichterungen iin Bereich der einzelbetrieb- 
lichen Förderung beschlossen wurden, z. B. 

— Einführung der Förderung in Berggebieten und i 
benachteiligten Gebieten (vgl. Textziffer 282 ff.), 

— Einführung der Förderung von Nebenerwerbs- i 

land wirten (vgh Textziffer 301 ff.)^ I 

— Verbesserung der Pörderungskonditionen (hö- 
here ZusdiüssCj öffentliche Darlehen, Zinsverbil- 
ligiangen) (vgl. Textziffer 278), 

— Verbesserung der Überbrückungshilfe (vgl. Text- 
ziffer 280), 

— Beibehaiten des Grundsatzes für einzelbetrieb- 
Uche Investitionen in gemischten land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben sowie forstwlrtschaft- 
üdien Betrieben (Grundsatz B), bei denen die 
Förderungssdiwelle um ca. 10 niedriger Hegt 
als beim Grundsatz für einzelbelriebliche Investi- 
tionen in der Landwirtschaft (Grundsatz A) und 
bei denen die Einkommen aus der Forstwirt- 
sdraft und den niditgewerblidien Nebenbetrie- 
ben (Fremdenbetten, Brennereien, Kiesgruben) 
voll angeredinet werden können (Ubersidit 53). 

278 . Bei der Fortsdireibung des Einzelbetriebliciien 
Förclerungsprogromms für 1975 spielten neben der 
Höhe der Förderungsschwelle die Fördenmgskondi- 
tionen wiederum eine besondere Rolle. Angesichts 
der Kostenentwicklung stimmte die Bundesregie- 
rung Verbesserungen zu. 

Neben der bereits erwähnten Erhöhung der Zins- 
verbilligung von 5 auf 6 handelt es sich im we- 
sentlichen um folgende Verbesserungen: 

— Für bdulidie Maßnahmen in Altgehüften 

— ■ Erhöhung der öffentlichen Darlehen für Grün- 
land- und Futterbaubetriebe von 100 000 DM 
auf 120 000 DM; 

“■ für alle übrigen Betriebe von 00 000 DM auf 
70 000 DM; 

— für Aussiedlungen 

— Erhöhung der öffentlichen Darlehen für Grün- 
land- und Futterbaubetriebe von 170 000 DM 
auf 180 000 DM; 

— für alle übrigen von 150 000 DM auf 160 000 
DM; 

— Erhöhung der Ersdiließungsbeihilfe von 
50 000 DM auf 60 000 DM; 


— für Teilaussiedlungen 

Erhöhung der öffentlichen Darlehen für Grün- 
land- und Futterbaubetriebe von 100 000 DM 
auf 120 000 DM; 

— Erhöhung der Erschließungsbeihilfe von 
40 000 DM auf 50 000 DM. 

— für Verbesserungen des Wohnleils 

Ab 1975 ist für den Kauf und Neubau von land- 
wirtsdiaftiidien Wohnhäusern (-teilen) das för- 
derungsfähige Investitionsvolumen von öO 000 
DM auf 80 000 DM erhöht worden. 

Bei diesen Erhöhungen ist zu berücksichtigen, daß 
die Aussiedlungen und Teilaussiedlungen nur finan- 
ziell gefördert werden, wenn sie auch im öffent- 
lichen Interesse liegen. Die hohe Förderung im Ein- 
zelfall ist nur dann gereditfertigl, wenn der öffent- 
liche Nutzen, der durch die Umsetzung entsteht, 
wesentlidi großer ist als der FÖrdorimgsaufwand. 
Die Zahl der geförderten Au.ssiecllungen ist in den 
letzten Jahren stark rückläufig. Tn Zukunft werden 
woid kaum mehr als 300 bis 500 Aussiedlungen pro 
Jahr gefördert werden, 

! Bei den baulichen Maßnahmen in Altcjehöften han- 
delt es sidr um die wichtigste bauliche Maßnahnre 
der Landwirtschaft. Die Zahl der geförderten Be- 
triebe liegt aber auch hier nidit besonders hoch 
(etwa 2 500 Betriebe je Jahr). 

Im Bereich der Zinsverbilligung besteht seit dem 
1. Januar 1975 die Mögiiehkeit, die Mindestinvesti- 
tionsgrenze in Ausnahmefällen von 20 000 DM auf 
lOOOÜ DM zu senken. Damit soll einerseits der An- 
reiz zu größeren Investitionen von mindestens 
20 000 DM gedämpft werden, andererseits soll aber 
die Möglichkeit einer Hilfe auch für besonders not- 
wendige und wichtige Investitionen im unteren 
Kostenbereidi gegeben werden. .Angesichts der Ent- 
wicklung des Zinsniveaus erscheint das durchaus 
vertretbar. 

279 . Eine Reihe von Ländern ergänzen durch 
eigene Land espro gram me die Hilfen für die ent- 
wicklungsfähigen Betriebe. Diese Programme ent- 
spredien zwar den regionalen Bedürfnissen, können 
aber je nach Umfang der Förderung auch zu Ver- 
sdnebungen der Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den einzelnen Bundesländern führen. 


DberbrüdtujigshiUen 

280 . Der Überbrückungshilfe lag die Überlegung 
zugrunde, daß den Haupterwerbslandwirten eine 
Hilfe zur Weiterführung des Betriebes geboten wer- 
den soll, die einerseits nidit in der Lago sind, das 
Einkommensziel der Förderungssdiwelle zu errei- 
chen und andererseits audi für die Maßnahmen des 
sozialen Ergänzungsprogramms nodi nicht in Be- 
tracht kommen. 

Von der überbrüdcungshilfe ist in der Vergangen- 
heit wenig Gebrauch gemacht worden. Möglicher- 
weise war die Maßnahme nicht ausreichend attrak- 
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Zu SchaubiJd 10 


RegionaJe und betriebliche Differenzierung der Ausgleidiszulage 


Gebiet Nn 

Bundesland 

Zuschläge zum Grundbetrag für überwiegende 
ViehhältungsformeTi in den Betrieben 
der Begünstigten 

Gebietsari -) 

2 

Schleftwig-liolstein 

50 ^/o für Rindvieh, Sdiafe 

K 



25 ®/o für Sdiafe 


4 

Sdiieswig-Holsteiri 

25 ^/o für Sdiafe 

K 

6 

Niedersadtsen/ Bremen 

25 für Sdiafe 

A 

7 

Niedersachsen 

25 für Sdiafe 

A 

8 

Niedersadisen 

25 ^/o für Schafe 

K 

12 

Nordrhein-Westfälen 

25 für Rindvieh, Schafe 

B 



25 "^/o für Sdiafe 

A 

12 

Hessen 

25 für Pensions-, Jungvieh, 

A 



Mutterküiie, Sdiafe 


15 

Rheinland-Pfalz 

25 "/o für Sdiafe 

K 

16 

Nordrhein-Westfälen 

25 "/d für Rindvieh, Schafe 

B 


Nordrhein- Westfalen/ 




Rheinland-Pfalz 

25 Vo für Schafe 

A 

17 

Hessen 



A 

19 

Hessen 


25 für 

A 

20 

Hessen 


Pensions-, Jungvieh, 

K 

21 

Hessen 


Mutterkühe, Sdiafe 

K 

22 

Hessen 



K 

22 

Baden- Württemberg 

25 für Schafe 

K 

25 

Baden- Württemberg 

25 "/o für Rindvieh, Sdiafe 

B 



25 für Schafe 

A 

26 

Bayern 

25 ^'(1 für Pensions-, Jungvieh, 

A 



Mutterkühe, Schafe 


27 

Bayern/Baden- Württemberg 

50 Vo für Rindvieh, Schafe 

B 



25 ^/ci für Pensions-, Jungvieh, 




Mutterkühe, Sdiafe 


28 

Berlin 


K 


Der Grundbelrag für die Ausgleichsziilage beträgt in allen Gebieten einheitlich 120 DM je GVE und ha Fulter- 
flädie 

") B = Berggebiel, A = benachteiligte Agrarzone, K = Kleines Gebiet 
Halligen 

*) Inseln und Deidivorländereien 
Alm- und Alpwirtschaft 


120 


Fördergebiete der 
Bundesrepublik Deutschland 

nach der Richtlinie des Rates 
über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten 


Berggebiete^ 

Benachteiligte Agrarzonen"^ 

K fei ne Gebiete^ 


Gebreie"^, in denen zusätzlich zur 
Investitionsförderung 
^ die Ausgleichszulage gewährt wird 


Chti jrlnDaminBFLS^tz.iiiy Oe\ in> T^hz^lnrvi ei'giüLa^ 

dmn CHrinöir,deverz«h^niii ta Aniaga-I der 
hs\ [fkG -Fordaunig lBndiAiitiBd~Q]riridi«r3c-iriDba iii 
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tiv urtri die Ldndwirte iidben eiiie gewisse Diskrimi- 
nierung in ihr erblickt. Zwei Bestimmungen, haben 
oftmals Probleme aufgeworfen^ nämlich die Tatsache, 
daß der Hoferbe in dem geförderten Betrieb nicht 
hauptberufüdi verbleiben sollte und daß die Lauf- 
■^eit der Kredite nicht über das 60. Lebensjahr hin- 
ausgeheii darf. Diese beiden Bestimmungen sind zum i 
l. Januar 1975 geändert worden, wodurdi eine grö- 
ßere Flexibilität erreicht werden konnte. Darüber , 
hinaus wurde das förderii.ngsfähige Investitionsvoiu- , 
men für alle Betriebe von 30 000 DM auf 40 000 DM 
und für Grünland bet riebe von 35 000 DM auf 45 000 
DM erhöht. 


Übrige Maßnahmen 

281. In der Grundkonzeption hat sich bei folgenden 
Maßnahmen bzw. Maßnahmenbündeln nichts we- 
sentliches geändert (vgi. Agrarbe rieht 1974, S. 99 f.j: 

— Verpachtungsprämie 

— Ländliche Siedlung 

— Landarheiterwohnungsbaii 

5.232 Maßnahmen zugunsten der Berggebiete und anderer 
benachteiligter Gebiete 

282. Im November 1973 hat der EG-Ministerrat 
den MaßnahniGiUeil der Richtlinie über die Land- ! 
Wirtschaft in Berggebielen und in bestimmten be- 
nachteiligten Gebieten besdilossen. Die Bunclesrc- | 
gierung hatte sich intensiv um eine rasche Verab- 
schiedung bemüht. Die Riditlinie kann gemeinsdudt- 
lich in Kraft gesetzt werden, wenn der Rat 

— das Gemeinsdraftsverzeichnis der Fördergebiete, 

— den Erstatt unyssatz für die Ausgleichsziilage aus 
dem EAGFL sowie 

— = Finanz- und allgemeine Bestimmungen hierfür 
festgelegt hat. 

283. Zu den beiiaditeiligten Gebieten im Sinne der 
Riditlinie rechnen Berggebiete, benaditeiligte Agrar- 
zonen und kleine Gebiete, die durch spezifisdre 
Nachteile gekennzeichnet sind. Für die Abgrenzung 
dieser Gebiete in der Bundesrepublik Deutschland 
sind die qualitativen Kriterien der Ridrtiinie in Zu- 
sammenarbeit von Bund und Ländern konkretisiert 
worden. Daraus ergibt sidr ein Anteil am Gesaml- 
umfang der landwirtsdiaftlidh genutzten Fläche (LF) 
(siehe Sebaubild 10) der BundeserepubÜk Deutsch- 


land von 29,3 Auf die einzelnen Gebietskatego- 
rien entfallen folgende Anteile: 

— Berggebiete 2,4 “/o der LF, 

— benachteiligte Agrar/onen 25,0 u der LF, 

— kleine Gebiete, die diirdi spe- 
zifische Na dl teile gekenir/eicJi- 

net sind 1,9 der LF, 


*) Matersalband, Tabelle 97 


284. Dir EG-Richtiinie sieht für die benaditojligUm 
Gebiete zwei Gruppen von Maßnahmen vor, und 
zAvar 

— eine gegenüber der Strukturiiditlinie 72 159./ 
EWG günstigere und umfas.sendere Tnvestitions- 
förderung und 

- eine direkte Einkommensüliertragung zum Aus- 
gleich ständiger natürlicher Nachteile (Aus- 
gleichszulage). 

285. Die Bundesregierung liat sich wegen der be- 
sonderen wirtsduiftlidien Situation der landwirt- 
schafüidien Betriebe in den benachteiligten Gebie- 
ten — überwiegend handelt e.s sich hier um Grün- 
landbet riebe (vgl. auch Texlziffcr 29) — dafür ein- 
gesetzt, daß in der Bundesrepublik die Förderung in 
benachteiligten Gebieten noch 1974 beginnen konnte. 
Irn Mauslialt batte sie hierfür 80 Millionen DM be- 
reitgestetlt. Der Planungsaussciiuß der Gemein- 
sdiaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes’' hat am 23. September 1974 
die Grundsätze für die Fördereung landwirtschaft- 
licher Betriebe in Berggebielen und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten (benadüeiligte Gebiete) 
beschlossen und zum 1. Oktober 1974 in Kraft ge- 
setzt. 

286. Die TiivestilionsfÖrderujig für die Betriebe in 
den Berg- unti benachteiligten Gebieten der Bundes- 
republik Deutschland umfaßt danach folgende Ver- 
besserungen: 

— ^ Das Erreichen der Förde rungsschwelle als Vor- 
aussetzung für die Gewährung einer einzelbe- 
trieblichen lavesliUonsförderung wird wesent- 
Hdi erleichtert (Ubersidil 53). Der Kreis der Be- 
günstigten erhöht sidi durch 

— volle Berücksiditiyuiig der Einkommen aus 
Forstwirtschaft und nidit gewerblichen Ne- 
benbetrieben (z. B. Fremdenbetten, Brennerei, 
Kiesgrube), 

— Hinzurechnung der Aiisgleichszukujc, 

— höhere Anrechnung außerlandwirtschaftlidier 
Einkommen (bis zu 50 u) gegenüber fler Re- 
gelung des Einzelbetrieblichen Förderungs- 
programms. 

— die Sonderregelung für Berggebiete, nach der 
für die erste Arbeitskraft das vergleidibare 
.A^rbeitseinkommen nur zu 70% aus der Land- 
wirtschaft .stammen muß. 

— - Die Zinsverbilligung für die einzelbetrieblidm 
Förderung wird auf 7 ®/q erhöht. 

— Für Investitionen von Kooperationen im Bereidi 
gemeinschafllidier Futtermittelproduktion sowie 
gemeinsam genutzter Weiden und Almen wer- 
den eine 7^'üige Zinsverbilligung für Darlehen 
bz\\r. Zuschüsse von 35 "/o oder 50 o des förde- 
rüngsfahigen Inveslition.svohimeus gewährt. 

287. Die Ausgleidiszulage dient der Vermeidung 
eines überhöhten Einkommensrückstandes in beson- 
ders benachteiligten Regionen (vgl. Textziffer 409) 
und ist gleichzeitig eine Vfaßnahme zur Absicherung 
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eines sinnvollen Strukturwandels in diesen Teilrau- 
inen. Sie trägt zur AufredUeriialtung der Landbe- 
wirtschciftung bei und leistet damit einen erforder- 
lichen Beitrag zur Erhaltung der Landschöft dieser 
Gebiete, die vielfach Erholungsfunktionen w’ahr- 
nehmen. 

Die Aiisgleidiszuiage kommt nur in den Berggebie- 
ten und den am stärksten benaditeiligten Teil rau men 
der benachteiligten Agrarzonen und kleinen Gebiete 
zur Anwendung, Der Umfang dieser Gebiete betragt 
9,3 ^ 0 der landwirtsdiaflhch genutzten Flad'te (siehe 
Sdiaubild 10) der Bundesrepublik Deutsdiland. 

Voraussetzung für die Gewährung der Ausgleichs- 
zulage ist, daß der Betrieb mindestens 3 ha groß ist 
und sich der Betriebsleiter verpflichtet, seinen Be- 
trieb noch mindestens fünf Jahre weiter zu bewirt- 
sdiaften. Die Höhe der Ausgleichszulage ridrtet sich 
nach der Zahl der rauhfutterfressenden Großvieh- 
einheiten (Rindvieh, Sdmfe, Ziegen). Da durch die 
Ausgleichszulage keine Anreize für eine Produk- 
tionsausweilung oder -iiilensivicrung geschaffen 
werden sollen, wird sie nur für hödistens eine Groß- 
vieheinheit je ha Futlerflädie gewährt. Darüber hin- 
aus können wegen der angespannten Situation auf 
dem Milchmarkt in den benachteiligten Agrarzonen 
und den kleinen Gebieten höchstens zehn Kühe je 
Betrieb mit 80% des Ausgleidiszulagenbetrages des 
jeweiligen Gebietes (in den Berggebieten jedodi alle 
Kühe mit dem vollen Betrag) bei ü einsichtig t werden. 

Der Grundbetrag der Ausgleichszulage betragt je 
Großvieheinheit 120 DM. Um einen Anreiz für 
extensive Hallungsfornien zu bieten imd besondere 
natürliche Nachteile auszugleichen, weiden für ein- 
zelne Vieharten regional differenzierte Zusdilage 
von 25 oder .50 gewährt (siehe auch Schaubild 10), 

288 , Die Länder Bayern. Hessen, Norclrhein- West- 
falen und Schleswig-Holstein haben bereits für das 
letzte Quartal 1974 Haushaltsmittel des Bundes für 
die Gewährung der Ausgieichszulage in Höhe von 
9,320 Millionen DM in Anspruch genommen. Die 
übrigen Länder haben die Möglichkeit, die Aus- 
gleidiszulage für das letzte Quartal 1974 erst 1.975 
zu bewUligeii und auszuzahlen, so daß den 1 and Wirt- 
schaft lidien Betrieben in den io Frage kommenden 
Gebieten keine Nachteile entstehen würden (siehe 
audi Textziffer 453). 


5.233 überbetriebliche Maßnahmen^) 

Agrar strukturelle Vorplanung 

289 * Die agrarstrukturelle Vorplanung dient der 
Entscheidungsfindung über Art und Umfang not- 
wendiger Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur. Sie kann jedoch nicht mehr all ein von den 
Erfodernissen der laud- und forstwürlschaftlichen Be- 
tric^be in den Untersudiungsgebieten ausgehen, da 
der Wunsdi w'eiter Bevölkerungskreise, im länd- 
lichen Raum zu wohnen bzw. ihre Freizeit zu ver- 
bringen sowie der Flädien bedarf für Verkehrsaiila- 

b Mittelansätze und Leistungen sielre Übersicht 51 


gen, Siedlungen, wasserwirtsdiaftiidie und andere 
raumwirksame Einrichtungen in stärkerem Maße als 
bisher die Land- und Forstwirtsdiaft berühren. Hin- 
zu kommt; daß die bisherigen Nulzimgsfomien der 
Wälder, Äcker und Wiesen von Schutz- und Sozial- 
funkt ioneii überlagert werden. Diese machen es not- 
wendig, Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur auch da nach zu beurteilen, in welchem 
Maße sie der mit der Raumordnung und Landes- 
planung festgelegten Gesamtkonzeption dienlich 
sein können. Dabei bilden Bezugsgrößen wie Nut- 
zungseignung des Bodens. Landschaflsbild sowie 
Sdiutz-, Sozial- und Wirtsdiaftsfunktionen von 
Land- und Forstwirtschaft die Pia nurigsg rund! agen. 
Die agrarstrukturelle Vorplanung hat damit die Auf- 
gabe, durdi cii\en koordinierenden Planimgsbeitrag 
eine ausgewogene Befriedigung aller Ansprüche an 
den ländlichen Raum zu ermöglichen. 


Flurbereiriigung 

29D, Die Flurbereinigung (s. Materialband. Tabel- 
len 98 und 99) ist die umfassendste Maßnahme zur 
Verbesserung der Arbeits- und Produktionsbedin- 
gungen der Land- und Forst%virtsäiQft. Sie ist mit 
dieser spezifischen Zieisetaung nadi wie vor dort 
unverzichtbar, wo Land- und Forstwirtschaft die 
regionalen Haupterwerbsquellen sind und nadi den 
natürlichen Gegebenheiten einen entsprechenden 
Vorrang einnehmen müssen. In den meisten Fällen 
ist jedodi die bodenordnende Wirkung der Flurbe- 
reinigung mit zusä tzli dien Aufgaben verbunden, die 
der städtebaulichen Ordnung, Landsdiaftspflege so- 
wie der Freizeit und Erholung dienen, und die die 
Durchführung von Maßnahmen der Wasserwirt- 
schaft und des üherödliclieri Verkehrs erleichtern. 

Zur Sicherung der Land- und Forstwirtschaft hält es 
die Bundesregierung für erforderlidi, die land- und 
forstwirlschaftlidien Vorrangflächen aus der Ver- 
fleditung mit nidulandwirlschaftüch genutzten Fia- 
dien zu lösen und so nadi Lage, Form und Größe zu 
gestalten, daß eine rentable Haupt- und Nebener- 
werbs land wirf sdiafl möglidi ist, die gleichzeitig der 
Landespflege dient, Soldie Flachen werden auch 
nach Ausscheiden ihrer Eigentümer aus der Land- 
wirtschaft leichter von vei bleibenden Landwirten 
durch Kauf oder Pacht übernonimea. Landwirtsdia/t- 
liche Fiädien, Bauland, Flädien für InfraslrukLur und 
Gemeinbedarf, Wahl und ßraddand müssen so ver- 
teilt. und in ihren Grundstücksgrenzen verändert 
werden, wie es dem gesellsdia ft liehen Bedarf, den 
natürlidien Bedingungen und den Absichten der 
Grundeigentümer entspricht. 

Wohn- und Industrieansiedlungen, der Ausbau von 
Anlagen des Verkehrs und der Wasserwirtschaft 
nehmen häufig umfangreiche land- und forslwirt- 
sdmttiiche Flächen in Anspruch, Die Flurbereinigung 
kann nach Auffassung der Bundesregierung die Flä- 
chen so bereitstelJen, wie es einer harmonisdien 
Entwicklung des Gebietes und gleichzeitig den In- 
teressen der Grundeigentümer entspridil. Unver- 
meidbare Enteignungen können auf einen größeren 
Kreis von Eigentümern verteilt, Verzicht auf Grand- 
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eigenlum vergütet und das Land den öffentUchen 
oder privaten Bedarfstrdgern zugeführt werden, 

Durcli die Fhirbereinigung werden überdies Brach- 
flachen positive Funktionen zugewiesen, und zwar 
entweder als Landvorrat für außerlandwirtschaft- 
liche Nutzungen oder als iandschaftsgestaltende, 
einem okoiogisdien Gleichgewicht dienende Reser- 
vate. 

291. Das Flurbereinigirngsgesetz vom 14. Juli 1953 
reicht nicht mehr aus, um diese Interessenverflech- 
tungen und Nutzungskonflikte zu lösen. Die Bundes- 
regierung hat daher den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Flurbereinigungsgesetzes beschlos- 
sen, der eine erweiterte Aufgabenstellung der Flur- 
bereinigung vorsieht (über Änderungen des Flurbe- 
reinigungsgesetzes vgl. Textziffer 336). 

292, D ie Einleitung einer in weitem Rahmen wir- 
kenden Flurbereinigung gibt jedem beteiligten 
Landwirt auf, seine Situation zu überdenken, und 
die sich ihm bietenden Möglidikoiten auszunutzen. 
Die Förderung der langfristigen Verpachtung irn 
Rahmen der Flurbereinigung durch Ubernalime der 
Beitrags lei Stengen hat sidi dabei als eine wertvolle 
und notwendige Ergänzung des Verfahrcuis erwie- 
sen (s. Materialband, Tabelle lOOj, 


BesdileunigEe Zusammenlegung 

293. Da die Flurbereinigung zunehmend die gesam- 
ten Belange im ländlichen Raum berücksiditigen soll, 
dauern die Verfahren häufig länger als früher. 
Das kann eine vorübergehende Benadileiiigung der 
Landwirtschaft bedeuten, svenn dadurch die Zusaui- 
menleguiig der Wirtschaftsflädien unvertretbar ver- 
zögert wircL Die beschleunigte Zusammenlegung als 
vereinfachtes Ordnungs verfahren gewinnt daher als 
sogenanntes Vorsdiallverfahren an Bedeutung, denn 
sie sdi ließt eine spatere Flurbereinigung nicht aus. 
Die Frage nadi der zu wählenden Verfahrensart 
kann nicht nur aRernativ ge.s teilt wertlen, sondern 
ist auch unter dem Gesiditspunkt zu sehen, ob die 
Besitzzerspliiterung zu einer besdüeuiiigten Zusam- 
menlegung vorab zwingt. Nadi Auffassung der Bun- 
desregierung kommt es dann darauf an, wegen des 
vorläufigen Charakters der Maßnalime für eng ab- 
gegrenzte Gebiete zu einem schnellen Eiiolg zu ge- 
langeiiT der soweit wie möglidi als Vorarbeit zur 
integralen Neuordnung angesehen wxuden kann. 


Freiwilliger Landtausch 

294- Der freiwillige Landlausdi (s. Matenölband, 
Tabelle 101) auf Eigentums- oder Paciitbasis dient 
der Verminderung der Zersplitterung des Besitzes 
weniger Grundeigentümer unabhängig von der Flur- 
bereinigung. Er ist eine w^ert volle Selbsthilfeeinrich- 
tung, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
fördert wild und kann sowohl von den Haupt- als 
auch von den Nebenerwerbsbetrieben zur Verbes- 


serung der Bewirtschaftung.sbedingungen ihrer Be- 
triebe genutzt werden. Ein freiwilliger Landtausdi 
kann eine spätere beschleunigte Zusammenlegung 
oder Flurbereinigung sinnvoll vorbereiten. 


Wirlsdiaflswegebau außerhalb der Flurbereinigung 

295. Die fortschreitende Rationali.sierung der Land- 
und Forstwirtschaft erfordert ein leistungsfähiges 
Netz untersdiiediich befestigter Wiitschaftswcge. 
Der Bedarf an Wirtschafts wegen ist vor allem in 
den Mittelgebirgslagen, aju Alpenrand und in Son- 
derkultiirgebieten noch erheblidi, so daß der Wirt- 
sduiftsw'ogebüu außerhalb der Flurbereinigung im 
bisherigen Umfang fortgeführt werden muß. über- 
dies erschließen die „ Allwetterwege" die Landschaft 
für den Spaziergänger und Radwanderer (übersidit 
51 und Materialband, Tabelle 105). 


5.234 Maßnahmen im Rahmen des Programms 
^.Stabllitätsgerechter Aufschwung^' 

296. Die von der Bundesregierung im Rahmen ihres 
Programms „Stabilitätsgerechter Aufschwung " vor- 
geseheire 7,5prozeiitige Investilionszulage wird auch 
an Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gezahlt. 
Begünstigt sind Anschaffung und Herstellung von 
neuen abnulzbaren beweglidien Wirtsdiaftsgütern 
— vor allem Maschineninvestitionen — sowie die 
Herstellung von Gebäuden, Damit weiden Investi- 
tionsanreize im einzeibetrieblichen aber auch im 
überbetrieblichen Bereidi ausgelöst. Vor^uissetzung 
ist, daß die Investitionsgüter nach dem 30. Novem- 
ber 1974 und vor dem 1, Juli 1975 bestellt w-erden 
oder mit ihrer Hei'stellung begonnen wird und be- 
stimmte Liefer- und Fertigstelluiigstermine einge- 
halten werden. Die Investitionszulage kann neben 
bereits bestehenden Fördenmgsmaßnahmen in An- 
spriidi genommen werden. 


5,3 NebenerwerbslandwirtschaÜ 


5.31 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

237. Der Anteil der Nebenerwerbsbetriebe an der 

Gesamtzahl der Betriebe betragt derzeit 40 Unter 
der Voraussetzung einer stetigen Entwicklung der 
Gesamtwirt schalt wird sich die Zahl der Nebener- 
werb sbet riebe weiter vermindern. Da jedocJi die 
Zahl der Haupt- und Zuerwerbslanclwirte relativ 
noch stärker zurückgehen wird, wird der relative 
.Anteil der Nebenerwerbsbetriebe an der Gesamt- 
zahl der landwirtsdiaftlidien Betriebe v o raussich t- 
lidt weiter steigen. Gleidrzeitig wird der Flädien- 
anteil der Nebenerwerbsbetriebe, der im Zeitraum 
von 1965 bis 1972 nahezu unverändert bei 12 ge- 
blieben isL in Zukunft leicht zunehmen. 
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Audu bei den Nebenerwerbsbet räel)en ist — wie bei 
den Hdupterwerbsbetrieben — eine Zunahme der , 
durdisdinitllichen Betriebsgröße zu erwarten, weil 
zunehmend audi Betriebe über 20 ha LF irn Neben- 
erwerb bewirtschaftet werden. Der zahlenmäßige | 
Rückgang der Nebenerwerbsbetriebe wird fast aus- 
schließlidi tlurdi einen Rückgang der Betriebe mit 
geringem Fldchenumfang verursadil werden. 1974 | 
betrug der Anteil der Nebenerwerbsbetriebe über > 
10 ha LF bereits | 

298. Sowohl in der agrarsLrükturellen als audi in 1 
fier gesellschaftspoUtisdien Fntwicklung kommt den 
Nebenerwerbsbetricbcii eine zunehmende Bedeutung 
zu. Bei entsprediender Organisation und Produk- 
lionsausridilung kann der Nebenerwerbsbetrieb für 
die einzelne Familie eine dauerhafte Form der Land- 
bewirtsdiaftung darstellen, die in bestimmten Ge- 
bieten eine Reihe wichtiger Funktionen erfüllt. Es | 
hat sich gezeigt, daß vor allem in bestimmten Grün- | 
landgebieten und Milteigebirgslagen die Nebener- | 
werbslandwirlschaft nur schwer ersetzbar ist. Teil- | 
weise stellt der Nebenerwerbsbetrieb im Struktur- j 
Wandel der Landwirtschaft jedoch lediglich ein • 
Durdigarigsstadium zwischen dem nidit entwick- j 
iung.s fähigen liaupterwerb.sbetrieb und seiner end- 
gültigen Auflösung dar. 

299. Viele Nebenerwerbsbetriebe sind nodi immer 
zu arbeits- und kapitalintensiv organisiert. Anpas- 
sungsmaßnahmen in Richtung auf Extensivierung 
der Belriebsorganisation und Produktion sind drin- 
gend notwendig, nicht zuletzt um die Arbeitsbeia- | 
stung der Familienmitglieder zu verringern. 

Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß in Acker- 
baugebieten die Betriebsorganisation der Nebener- 
werbsbetriebe unter starker Nutzung der überbe- 
trieblichen Zusanimenarbeit und unterstützt durdi 
die Beratung zunehmend extensivierL wird. Demge- 
genüber sind in einigen Grünlandgebieten und in 
den Mittelgebirgslagen eine Vielzahl von Nebener- 
werbsbetrieben (Futterbau- und Gemischtbetriebe) 
sehr stark durdi arbeitsintensive Betriebszweige ge- 
prägt, Eine strukturgeredite Umstellung bzw. An- 
passung der Betriebe scheitert hier oft an den feh- 
lenden finanziellen Möglidikeiten und an überzeu- 
genden Beispielen für eine extensive Betriebsorga- 
nisation, 


5.32 Ziele 

300. Im Hinblick auf die Verbesserung der Lebens- 
verhäitnisse ini iändlidien Raum, einem der vier 
Hauptziele der Agrar- und Ernährungspolitik, bejaht 
die Bundesregierung die VieUaU der Belriebsgrößen 
und Betriebsiormen mit ihren regionalen Besonder- 
heiten. Die Nebenerwerbslandwirtsdiaft hat wich- 
tige Funktionen (z. B. Erhaltung der Funktionsfähig- 
keit des Bodens als Produktionsreserve in bestimm- 
ten Gebieten, Sicfierung einer breiten Eigentums- 
streuung, Erhaltung der Kulturlandschaft in be- 
stimmten Regionen) zu erfüllen. 


Die widiligsten Ziele im Bereich der Neben er werbs- 

landwlrtschaft .sind: 

— Erleiditerung der arbeits Wirtschaft liehen Anpas- 
sung und Umsiel Inng durch arbeitsparende und 
a rbeitserleichternde Maßnahmen, 

— Extensivierung der Betriebsorganisalion und 
Produktion (Beitrag zur Marktentlastung), 

— Umoiientierung von Arbeitskräften aus Berei- 
chen mit geringerer volkswirtschaftlicher Produk- 
tivität (Beitrag zur regionalen Wirtschaftsent- 
wicklung), 

— Verstärkung der Partnerschaft zwischen Haupt- 
Lind Nebenerwerbsbetrieben. 


5.33 Maßnahmen^) 


Allgememe Maßnahmen 

301. Die Nebenerwerbsbetriebe nehmen bisher be- 
reits an den Maßnahmen der Markt- und Preispoli- 
tik, den überbetriebiidien Maßnahmen der Agrar- 
struktuvpolitik, den Maßnahmen der Bildung und 
Beratung sowie mit Einschränkungen tm den agrar- 
sozialen Maßnahmen teil. Diese Maßnahmen sind in 
der Regel auf die Förderung aller land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebe ausgerichtet. 

Einen umfassenden Überblick über die allgemeinen 
Maßnahmen des Bundes, soweit diese auch den Ne- 
benerwerbsiandwirten zugute kommen, gibt Text 3 
des Materialbandes. 


Besondere Maßnahmen 

302. Die bisherige inveslive Förderung der neben- 
beruflichen Landwirtsdiaft im Rahmen des Einzel- 
betrieblichen FÖrderungsprogramm.s reichte nicht 
aus, um die bestehenden Probleme — insbesondere 
in den auf Futterbau ausgerichteten Nebenerwerbs- 
betrieben — so zu losen, daß sie ihre Funktionen 
zufriedenstellend erfüllen können. Für die zweck- 
mäßige Bewirtsdiaftung eines Nebenerwerbsbetvie- 
bes sind häufig arbeitsparende Umstelhmgs- bzw, 
Aiipassungs Investitionen erforderlich. 

Um diese Entwicklungen in den Betrieben sicherzu- 
stellen, sind die bestehenden Lücken in der einzel- 
betrieblichen Förderung durch die Einführung einer 
Umstellungs“ und einer Anpassungshilfe sowie die 
Öffnung aller Kooperationen für Nebenerweibsiand- 
wirte geschlossen worden. Aufgrund der seit dem 
L Januar 1975 geltenden Förderungsgrundsätze kön- 
nen 

— Nebenerwerbslandwirte, die innerhalb einer be- 
stimmten Frist cünen außerlandwirtsdraftlichen 
Haupterwerb aufgenommen haben, vorher 
Hauplerwerbslandwirte waren und nunmehr zur 
Erleiditerung der endgültigen betrieblidien Um- 


h siehe audi Übersichten 51 und 52 


124 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3210 


Stellung von der haupt- auf die nebenberufliche 
Landbewirtschaftung Investitionen zur Verringe- 
rung des Arbeitseinsatzes im Betrieb durchfüh- 
ren, eine UmstellungshlHe erhalten. Sie wird als 
Zuschuß in Hohe von 15 "A für ein förderungs- 
fahiges Investitionsvolumen von höchstens 
25 000 DM gewährt. 

— Nebenerwerbslandw irle mit Grünland- und Fut- 
terbaubetrieben zur Erleiditerung der arbeits- 
wirtschaftlicheu Anpassung eine Anpassungs- 
hilie erhalten. Sie wird für die Durchführung von 
Maßnahmen in Wirtschaftsgebäuden und an 
Weideeinriditungen für ein maximales Investi- 
tionsvolumen von 25 000 DM als Zuschuß in Höhe 
von 15 gewährt. 

— die Nebenerwerbslancl wirte sich nunmehr audi 
an allen Kooperationen gemeinsam mit Haupt* 
erwerbslandwirten beteiligen, wobei jeder Ne- 
benerwerbslandwirt auch seine einzelbetrieb- 
liche Investitionsförderung aus der Umstellungs- 
hilfe bzw. der Anpassimgshilfe im Rahmen einer 
Kooperation ganz oder teilweise einbringeii 
kann. 

Hinzu kommt nodi die schon bisher gewährte 
Forderung von Masdiinenirivestitionen im Rah- 
men von Kooperationen mit unmittelbarer FUi- 
chenbewdrtschafliing. Tn einem Zeitraum von vier 
Jahren können Nebenerwerbsiandwirle einmalig 
für ein förderungsfähiges Maschineninvestitions- 
volumen von bis zu 12 500 DM einen Zusdiuß in 
Höhe von nunmehr 15**/o erhalten, soweit sie 
sich an einer solchen Kooperation beteiligen und 
diese Investitionen in deren Interesse tätigen. 

303. Darüber hinaus können Nebenerwerbsbe* 
triebe in den Berg- und benachteiligten Gebieten im 
Rahmen, von Kooperationen die Förderung in An- 
spruch nehmen, die für InvesUlionen Im Bereicli 
gemeinschaftlicher Fultermittelproduktioii sowie ge- 
meinsam genutzter Weiden und Almen gewährt 
werden (vgl. Textziffer 286). 

Nebenerwerbslandwirte ab 3 ha LF in Berggebieten 
und Teilen der anderen benachteiligten Gebiete er- 
halten außerdem die Ausgleichszulage (vgl. Text- 
ziffer 2B7). 


Modellvorhaben 

304. Wenn in Zukunft, insbesondere in den Grün- 
land- und Mittelgebirgslagen, eine sadi- und funk- 
tionsgerechte Bewirtschaftung von Nebenerwerbs- 
betrieben gewährleistet sein soll, so bedarf es dazu 
der Entwicklung und Erprobung überzeugender, bei- 
spielhafter Lösungen für die Gestaltung der Be- 
triebsorganisation und Produktionsstruktur dieser 
Betriebe. Aus diesem Grund hat das BML bereits 
1973 Modelivorhaben im Bereich der Nebenerwerbs- 
landwnrtschaft eingeleitet. Durch sie sollen für un- 
günstig strukturierte Grünlandgebiete Formen 
einer zwedtmäßigen, arbeits- und kapitalextensivcn 
Landbewirtsdiaftung im Nebenerwerb entwickelt 


und praktisch erprobt werden (nähere Ausführungen 
zu den Ergebnissen siehe Materialband, Text 4). 

Die Förderung der Schafhaltervereinigung Bayeri- 
scher Wald e. V, ist das umfassendste Modellvor- 
haben mit einer Beteiligung von über 500 Neben- 
erwerbslandwirten. Mit diesem Modell Vorhaben sol- 
len insbesondere beispielhafte Möglichkeiten einer 
nebenberuflichen Landbewirtsdiaftung bei Nutzung 
aller Vorteile einer überbetrieblichen Zusammenar- 
beit ' — insbesondere auf dem Gebiet der Gesund- 
heitspflege, der Vermarktung von Qualitätslaiiim^ 
fleisch und des Managements der Sdiafhaltervereini- 
gung erprobt werden, wobei eine intensive Zusam- 
menarbeit mit der staatlichen Beratung und den 
Masdiinen- und Betriebshilfsringen gewährleistet ist. 
Neben diesem Modell bestehen eine Reihe von 
Modeüvorliaben in Einzelbelrieben (z, B, ini Oden- 
wald, in denen neue Formen arbeitsparender Be- 
triebsorganisation und extensiver Produktion [z, B. 
Koppeischafhaltung. Färsenmast mit Vornutzung. 
Mutlerkuhbaltung)) erprobt werden. 


5.4 Wasserwirtschaft, Kulturbautechnik und 
Küstenschutz 


5.41 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

305. Wasserwirlsdiaft und KuUurbaulechnik lei- 
sten einen wesentlichen Beitrag zur umfassenden 
Ordnung des ländlichen Raumes im Rahmen der 
Ziele von Raumordnung und Landesplanung. Wäh- 
rend die Maßnahmen des landwirtschafllidien Was- 
serbaues vorwiegend Voraussetzungen für die Ver- 
besserung der Arbeitsproduktivität im Einzelbetrieb 
schaffen, zielen alle anderen wasserwirtsdiaftlichen 
Maßnalunen verstärkt auf eine Verbesserung der 
allgemeinen Lebensverhältnisse im ländlichen Raum 
ab. 

Der Stand der Entwicklung bei Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung kann trotz der Schwierig- 
keiten, die eine Abgrenzung des 1 and li dien Raumes 
bei den hier anstehenden Maßnahmen aufwirft. wie 
folgt grob abgeschätzt werden: 

— An zentrale Wasserversorgungen sind etwa 90 
der Einwohner ländlidier Gebiete angeschlos- 
sen, davon allerdings weniger als die Hälfte an 
Anlagen, die nach Wasserquantität oder -qualität 
nidit mehr ausreichen. 

— In den ländlidien Gebieten .sind die Haushalte 
von nur etwa 60 % der Einwohner an eine Kana- 
lisation angeschlossen und die Abwässer von nur 
rd. 30 der Einwohner werden ausreichend ge- 
klärt. fm Durchsdmitt des gesamten Bundesge- 
bietes sind die Haushalte von mehr als vier 
Fünftel der Einwohner an Kanalisation und von 
mehr als zwei Drittel der Einwohner an Kläranla- 
gen angeschlossen. Diese Zahlen zeigen, daß der 
Nadiholbedarf in ländlichen Gebieten noch sehr 
groß ist. 
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306. Die Maßnahmen des Küstenschutzes für die 
rd, 1 Million ha großen Niederungsgebiete an den 
Küsten der Nord- und Ostsee haben sidi bei den 
Sturmfluten des lierbstes 1973 erneut bewölut. 
Sturmsdiäden zeigten fast ausschließlich Deichsirek- 
ken, deren Ausbau noch bevorsteht. Seit 1962 sind 
ca. 640 km Deidie erhöht und verstärkt worden 
(Materialband, Tabellen 102 und 105). 


5.42 Ziele 

307. Auf wasserwirtsdiaftlidiera Gebiet wird im 

einzelnen folgendes angestrebt; 

— Förderung der Produktivität im Einzelbetriebj 

— Verbesserung der Infrastruktur im ländlidien 
Raum, 

— Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes, 

— Erhaltung und Entwicklung der Lei.stungs- und 
Nutzungsfähigkeit des Bodens und des Wasser- 
haushalts, 

— Landschaftsgestaltung unter Berüdcsichtigung 
ökologischer Erfordernisse und der Gesidtts- 
punkle für die Freizeit in der Landschaft, 

— ■ Schutz vor den zerstörenden Wirkungen der Na- 
turkräfte, insbesondere im norddeutschen Küsten- 
gebiet, 


5.43 Maßnahmen 

308. Iin Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" stellen die wasserwürtschati liehen und kultur- 
bautechnischen Maßnahmen (ohne Wegebau außer- 
halb der Flurbereinigung) einen wesentlidien sadi~ 
lidien Sdiwerpunkt dar, auf den rd. ein Drittel der 
Mittel der Gemeinschaftsaufgabe entfallen (Über- 
sicht 51 und Materialband, Tabellen 102 und 103). 

309. Die Vorarbeiten, die wassorwirtschaftlidie 
und kullurbautechnische Zweckforschung und Unter- 
suchungen umfassen, verdienen angesidits der viel- 
fältigen Funktionen der Wasserwirtsdiaft zuneh- 
mende Aufmerksamkeit. Sie schaffen die planeri- 
schen Grundlagen für eine abgestimmte und effi- 
ziente Maßnahniengestaltung. 

310. im Rahmen des landwirtschaftlichen Wasser- 
baues werden vor allem Ent- und Bewässerungen 
landwirtschaftlicher Nutzflächen durdigefühit. Land- 
sdiaftsükologisdie Sdiaden, die sich bei bodenver- 
bessernden Maßnahmen unter bestimmten Umstän- 
den ergeben können, sind hierbei möglichst weit- 
gehend zu vermeiden. 

311. Wegen des großen Nadiholbedarfs bei den 
zentralen Wasserversorgungs- und Abwasseranla- 
gen im ländlidien Raum werden etwa die Hälfte der 
wasserwirtschoftiiehen und kuUurbautechni sehen 
Investitionen in diesem Bereich durdigefühit. Neben 
den FordeTungsmiUein, die hierfür im Rahmen der 


Gemeinschoftsaufgabe zur Verfügung gestellt wer- 
den (Übersicht 51), führen einzelne Länder ohne Be- 
teiligung des Bundes außerhalb der Gemeinschafts- 
aufgabe nodi eigene Förderungsmaßnahmen durch. 

312. Dem Ausgleich des Wasserabflusses und dem 
Schutz gegen die zerstörenden Wirkungen von Was- 
ser und Wind dienen u. a. der Bau von Rückhalte- 
becken, die Wildbadiverbauung, der Ausbau von 
Gewässern zur Verhütung von Hoch Wasserschäden 
und Sdiutzpflanzungen. 

313. Im Rahmen des Küstenschutzes werden Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten 
der Nord- und Ostsee sowie an den fließenden ober- 
irdischen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturm flu- 
ten durdigefühit. Zur Beseitigung der Schäden in 
Höhe von 52 Millionen DM nach den Sturmfluten 
im Herbst 1973 wurden vom Bund zusätzlich 45 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt, ln den Ländern 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein sind in den 
kommenden Jahren nodr rd. 400 km Deiche auf die 
zur Abwehr der Sturmfluten erforderlidie Höhe und 
Stärke zu bringen. In den Ländern Bremen und Ham- 
burg sind nodi einige Sperrwerke zu errichten (siehe 
auch Materiall)and, Tabelle 104). 

Im Zusammenhang init dem Beschluß der Bundes- 
regierung über das „Programm stabil itätsgerechter 
Aufschwung" bat die Bundesregierung gleichzeitig 
beschlossen, zusätzliche Bundesmittel für den Kü* 
stenschutz entsprechend den Bestimmungen des Ge- 
mein sch oft sau fgabengesetzes für eien Einzeiplan 10 
bereitzustellen (siehe Textziffer 457). Diese Mittel 
sind ;n dem Plafond für den Rahmenplan 1975 (1,372 
Mrd. DM) enthalten. 


5.5 Verbindung zur regionalen Wtrtschafls- 
lörderung 

5.51 Regionale Wirtschaftsförderung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

5-511 Bisherige und voraussichtMcfie Entwicklung 

314. Durch die regionale Wii tsdiaftsförderung 
wurden von 1969 bis 1973 513 000 neue Arbeits- 
plätze geschaffen. Die Neuschaffung und Sicherung 
von bereits vorhandenen Arbeitsplätzen im Rahmen 
dieser Förderung setzt nahezu ausschließlich in 
Schwerpunktorten an. Die von hier ausgehenden 
Eritwicklungsinipulse strahlen auf die umliegenden 
ländlichen Räume. Die regionale Wirtsdiaftsförde- 
rimg ergänzt so die agrarpolitisdicn Bemüluingen, 
die auf die Erhaltung und Entwicklung einer funk- 
tionsfähigen Land- und Forstwirtschaft gerichtet 
sind. Andererseits tragen die agrarpolitischen Maß- 
nahmen wesentlich zum Erfolg der regionalen Wirt- 
sdiaftsfüiclerung bei. Je stärker zukünftig die wedi- 
selseitigen Beziehungen zwisdieii den ländlidien 
Gebieten und den Verd ich tu ngs räumen Im Rahmen 
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der gesa 11.1 tidumli dien Verflechtung werden, um so | 
mehr müssen Agrarstruktur- und rcgiuruile Wirt- I 
scbaftspülUäk auch im Hinblick auf die Beschäfti- 
gungsiage aufeinander abgesfinimt werden. 


5.512 Ziele 

315. Das Hauptziel der regionalen WirtschaÜsiör- 
derung liesteht nadi dem Gesetz über die Gemain- 
schaftsaufgabe ..Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaflsstruktur" darin, wirtsdiaflliche Naditeile in 
Gebieter; auszugleidien, 

— deren Wirtschaftskraft, erheblidi unter dem Buii- 
desclurch schnitt liegt oder erheblich darunter ah- 
zusinken droht oder 

— in denen Wirtschaftszweige vorherrsdien, die 
vom Strukturwandel in einer Weise betroffen 
oder bedroht sind, daß negative Rückwirkungen 
auf das Gebiet in erheb! idiem Umfang eilige tre- 
ten oder absehbar sind. 

Daraus ergibt sidi gleichzeitig auch ein Zielbeitrag 
zvi einem der agrarpolitisdien Hauptanliegen, näm- 
licli der Ve rbes.se rung der Lebe.msverhäHnisse im 
ländlichen Raum durch vermelirte außerland wirt- 
schaftlidie Erweibsmoglidikeiten. 


5.513 Maßnahmen 

316- Mit Einführung der Regionalen AkUons Pro- 
gramme im Jahre 1969 erliit?lt die regionale Wirt- 
sdiaftsförderung eine wesentliche Neuorientierung. 
Das bis dahin angewendete Prinzip der „Flädienför- 
derung" wurde durch eine Sdiw'erpunktförderung, 
cl. h. durch die Förderung von zentralen Orlen abge- 
löst. Mil dem Gesetz über die Gemeinsdiäftsaufgabe 
..Verbesserung <ler regionalen Wii tsdiaft-sstruktur“, 
dem 1972 der erste Rahnienplan folgte, konnte die 
sdiwerpunktbezogene Förderung bundese in heit lieh 
gestaltet werden. 

Für den Vierten Rahnienplan der Gemeinschaftsauf- 
gabe ..Verbesserung der regionalen Whrtschafts- 
stniklur" wmrde unter anderem eine Neuabgrenzung 
der Förde rgebiete beschlossen. .Ab 1975 werden für 
die Abgrenzung nidit mehr politische oder geogra- 
phische Geliielskategorien, sondern die Voraussicht- 
lidie Entwicklung am regionalen Aibeitsmarkt, die 
regionale Einkommenshöhe ünd die Ausstattung der 
Region mit Infrastruktur zugrunde gelegt. Diese 
Indikatoren eröffnen Möglichkeiten einer bundes- 
einheitlichen Bewertung der weiteren Förderung 
und der erzielten Erfolge. 

Die Bundesmittel für die Forderung wurden für 
1975 um 28 Millionen DM auf 294 Millionen DM 
erhöht. Die Auswahl der Schwerpunktorte wdrd in 
Zukunft nacii einer einheitlichen Richtlinie erfolgen, 
die Staffel der Förderungspraferenzen wmrde ge- 
strafft und liegt nunmehr zwisdren 15 und 25 ^/ 0 . 


Sonderprogramn;i zur Stützung der 
Besdiäftiguiigslage 

317, Zur Stützung der Beschäftigungslage in eini- 
gen gefährdeten VVirt.sf.haftszweigen beschloß die 
Bundesregierung im Herbst letzten Jahres ein Son- 
derprogramm in Höhe von Ö5Ü Millionen DM, 

Zur Förderung von Projekten ira Ernähr uogs- und 
Agmrbereidi standen davon 27,3 Millionen DM zur 
Verfügung. Diese Projekte wi^rden vorrangig dort 
durchgeKihrt, wo die Arbeitslosenquote über dem 
Bundosdurdisduiitt lag und die Besdtäfligungslage 
der Bauwirlsdiaft gezielt verbessert werden konnte. 
Um möglichst, rasch die gewünschten Au.swirkungcn 
erreidien zu können, wurde das Ausschreibungsver- 
fuhren beschleunigt. Die Fördeiungsmittel wurden 
in Form von Investitionszusdiüssen gewährt. Die 
Förde ruiigsprojekte selbst bezogen sich auf Bau vor- 
ha ben 

— der Wasserwirtschaft, 

— - des Wohnungsbaus für Avbeituehmer der kleinen 
Hochsee- und Küstenfischerei. 

— der Rationalisierung landwörtschafllicher Betriebe 
durch Verbesserung des Wohn teils, 

— der Marktslrukturverbesseiutig. 

5,52 Regionale Wirtschaftsförderung ln der EG 

318. Audi in dem Gesaratraum der Furopäisdren 
Gemeinsdiaft können Agrarstrukturpoiitik und Re- 
gionalipolilik nidit isoliert voneinander betiaditel 
und gestaitef werden^ da die Beseitigung räumlicher 
Unausgewogeuheiten nur im Rühinen umfassender 
Konzeptionen gelingen kann. Die Bundesregierung 
unler.stützt die Absidit. einen europäischen Regio- 
uaJfonds einzurichten. .Auf ihrer Sitzung in Paris am 
9, und 10. Dezember 1974 haben die Regierungs- 
diefs der EG besciilossen, diesen Fonds ab l. Januar 
1975 zu verwirklichen, i lauptdulgabe des Fonds .soll 
e.s .sein, die größten regionalen Ungleichgewichte in 
der Gemein.sdiaft zu korrigieren, die insbesondere 
auf einen vorw iegend landwirtschaft liehen Charak- 
ter, Strukturändeiuugen im inchrslriellen Bereidi und 
strukturbeding ie Unterbesdiäfligung zurückzuführen 
sind. Der Fonds wird 1975 mit 300 Millionen RE und 
in den Jahren 1976 und 197? mit jeweils 500 Millio- 
nen RE (inscje.samt 1,3 Mrd, RE) ausgestaitet. In die- 
sem Gesamtbetrag sind 150 Millionen RE aus Miltein 
des E.AGFL (Abteilung Ausrichtung) enthalten. 


5,6 Freizeltmögfichkeiten im ländlichen Raum 

5.G1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

319, Freizeit srliafft dem einzelnen die Möglichkeit 
der Erholung und der persönlidien HnlfaUung auBer- 
halb des beruHidien W'iikuug.skrGises. 1973 bat etwa 
jeder zweite Bundesbürger eine Urldubsreise unter- 
nommen. 
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Die natürlidie Beschaffenlieit der La7idschaft ist für 
die Freizeitgestaltung von grolier 3ede\itung. Sie ist 
daher sowohl in stadtnahen als auch in stad l fernen 
Frei/eilgcbieten vorrangig zu erluiUen oder zu vei* 
bessern* 

320* Die Möglidikeiten zur Freizeitgestaltung in 
der Nalur werden zunehmend ein gesdi rankt durch 

— den Bau von Wohn-, Geweilte- und Verkehrsan- 
lagen und die Nichteinhaltung der Mindestgrö- 
hen für funktionsgerechte naturnahe Flädien zur 
Freizeitgestallung, 

— Luitverunreinigung und Lärm, 

— Gewasserversehrnutzung, 

— Betretungsverbote, insbesondere an Gewässer- 
ufern und auch im Zusamnrenhang mit der Zu- 
nahme von Zweitwohnsitzen, 

— Visuelle Beinträditigungen durdi Bauwerke, Ab- 
grabungen und Ablagerungen sowie durdi nach- 
teilige Änderungen der Landmitzuncjr 

— gebietsweise Überlastung durch die Besucher der 
Lanclsdiaft selbst. 

321. In Vorronggebieten für Freizeit und Erholung 

ist im allgemeinen eine gewisse landwirtsdiaftUche 
Mindest nutzung Voraussetzung für die Funkiiotis- 
fähigkeit dieser Gebiete. Sie stellt eine infrastruktu- 
reile Grundausstattung und im Regelfall ein ab- 
wechslurigsreidies Landschaftsbild sicher. Der Fnnn- 
denverkehr und die damit verbundene Möglich- 
keit der Gäste-Beherbergung ist aber andererseits 
für mandie Landwirte audi ausschlaggebend für den 
Entschluß, die Landbewirtsebaftung beizubehaltcn, 
Soll der Fremdenverkehr in den dafür geeigneten 
ländlichen Räumen auf Dauer erfolgreidi erhalten 
bleiben, so bedarf es einer ständigen Anpassung der 
öffenllidren und privaten Einrichtungen an die wei- 
ter steigenden Freizeit- bzw. Urlaubsansprüche, 

322. Der „Urlaub aui dem Bauernhof' hat gemes- 
sen am gesamten Uriaubsangehot eine zunehmende 
Bedeutung. 2,5 ®/o aller Urlaubsaufenthalte ini In- 
land und knapp 7 der im Tourismus insgesamt 
angebotenen Bcherbergungskapazität entfallen auf 
diese Urlaubsform. Von spezifischen Bevölkerungs- 
gruppen, insbesondere Familien mit Kindern, wird 
er jedoch sehr stark in Anspruch genommen. 1971 
gab es rcL 23 600 landwirtschaftliche Betriebe, die 
„Urlaub auf dem Bauernhof' angeboten haben. Das 
Angebot „Urlaub auf dem Bauernhof" stellt in sei- 
nen Hauptverbreitungsgebieten eine wichtige Ergän- 
zung zu den ge\verbiichen Ubernadilungsmöglich- 
keiten dar. Der Ausstattungsstandard auf Urlauber- 
bauernhöfen kann aLs gut bezeidmet werden. Doch 
die Wünsdre und Erwartungen des Urlaubers neh- 
men im Hinblick auf Qualität und Vielfalt ständig 
zu. Es sind daher auch hier laufende Anpassungs- 
Investitionen erforderlidi, die allerdings häufig nur 
mit finanziellen Hilfen durdi führbar sind. 

Die Mehrzahl der Anbieter erwarten audi in Zukunft 
positive Chancen und Entwicklungsmüglidrkeiten für 
ihr Angebot. Es kann damit gerechnet werden, daß 


das Angebot „Urlaub auf dem Bauernhof" relativ 
stabil bleiben wird und — wie bisher — nur geringe 
Fluktualionsraten zu verzeichnen sind. Die meisten 
Landwirte, die mit der Gästebcherbergung beginnen, 
betrachten diesen Erwerbszweig nidit als kurz- 
fristige Einkommensquelle. Seit 1970 habem rd. 20 "/u 
der Anbieter ihre Bettenkapazitäten erweitert, ln 
den nächsten Jahren werden rd. Vrt aller Anbieter 
ihre Angebotskapazitäten voraussichtlich nicht ver- 
ändern (siehe auch Materialband, Texte 5 und 6}. 

323. Als weitere Freizeitmöglidikeit im ländlidien 
Raum gewinnt das Camping zunehmend an Bedeu- 
tung. In der Bundesrepublik gibt es 1 179 zur Be- 
herbergungsstatistik meldende Campingplätze mit 
einer Gesamtfläche von über 25 Millionen ejm 
(U April 197*1). Im Sommerhalbjahr 1973 wurden 
16,7 Millionen Übernachtungen von Touristen (ohne 
die sogenannten Dauercamperj gezählt. 

Die Gesamtzahl der Campingplätze dürfte wesentlich 
höher liegen. Die Zahl der Wohnwagenzulassungen 
hat sich von 21 000 im *Jahr 1968 auf 46 000 im Jahr 
1973 erhöht. Es kann mit einer weiter anhaltenden 
Zunahme des „Camping" gerechnet werden. Beson- 
dere Probleme bereiten die Einordnung der Plätze 
in die Landschaft, ihre Zuordnung zur bestehenden 
Siedluncjsslruklur und ihre Infrastrukturausstat- 
tungen* 

324* Insgesamt erfordert die infrastruklurelle Aus- 
slatttmg auch auf dem Freizeitsektor erhebliche In- 
vestitionen sowohl von öffentlicher als auch von 
privater Seite, Eine besonders landschaftsangepaßte 
Form der Infraslniktureinrichtungen muß dabei 
seibslverständlidi sein. Hier müssen die agrarstruk- 
Uirelien Maßnahmen durch Aktivitäten in anderen 
Bereichen ergänzt und unterstützt v/erden. 


5.62 Ziele 

325* Auf dem Gebiet der Freizeitmögllctikeileii im 
ländlidien Raum werden folgende Teilzlele ange- 
strebt: 

— Sidierung einer ausgewogenen Verteilung natur- 
naher Freizeityebiete, 

— Landsdiaftsgestaltung unter Berücksichtigung der 
Gesichtspunkte für die Freizeit in der Landschaft, 

— Schaffung der Voraussetzungen für die Freizeit 
in der Landschaft. 


5.63 MaBnahmen 

326, Der Verwirklichung dieser Ziele dienen fol- 
gende Forderungsmaßnahnien : 

— Verstärkte Ausriditung der überbetrieblichen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und cies Küstensdiutzes, insbesondere der 
Wasserwirtschaft (Anlage von Wasserflädien, 
Verbesserung der Wasserver- und -entsorgung) 
und der Flurbereinigung auf die Belange des 
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Fremdenverkehrs sowie des Ausflugsverkchrs in j 
den Vorranggebieten für Freizeit. | 

— Verbesserung der Voraussetzungen für die Auf- 
nahme von Urlaubsgästen auf Bauernhöfen 
durch Investitionshjlfen im arbeitswirtscbaft- 
lidien Bereich landwirtschaftlidier Wohnhäuser. 

— Durchführung von Modellvorhaben und Unter- 
suchungen zur Verbesserung des Angebotes von 
Gästezimmern bzw. Ferienw^olinungen auf 
Bauernhöfen. 

— Fortführung des Wettbewerbs „Vorbildliche 
Camping-Plätze in der Landschaft" mit dem Ziel, 
eine bessere Einordnung und Gestaltung der 
Campingplätze und ein nachfragegerechtes An- 
gebot zu erreichen. 


5.7 Agrarrecht 
5.71 Höferecht 

327. Das in den norddeutschen Ländern geltende 
Anerbenredit ist aus agrar- und rechtspoHtiscben 
Gründen dringend reformbedürftig. Es erstreckt den 
höfereditlichen Sdiutz audi auf l?etriebseiriheilen 
(ab 10 000 DM Einheilswert), an deren ungescdimä- 
lerter Erhaltung im Erbgang kein agrarpolitisches 
Interesse besteht. Die Abfindung der weichenden 
Erben auf der Grundlage des einfadien Einheits- 
wertes entspridit vielfach nicht der Leistungsfähig- 
keit der landwirtsdiaflhdien Betriebe, benachteiligt 
die weidienden Erben und ist daher als Abfindungs- 
grundlage nicht geeignet. Da.s der Höfeordnung 
zugrunde liegende Prinzip des Zwangsanerbenredits 
sowie gewisse Benachteiligungen des überlebenden 
Ehegatten sind ebenfalls verfassungsrechtlich be- 
denklich. 

328. Bei der Novellierung der norddeutschen llüfe- 
ordniing verfolgt die Bimdesregierimg deshalb ins- 
besondere die folgenden redits- und strukturpoii- 
tisdien Ziele: 

- Besdiränkung des höfereditlichen Schutzes auf 
langfristig existenzfähige Betriebe, 

— Einführung eines fakultativen, d, h. auf Antrag 
aussdiließbaren Höferedits, 

— eine der Leistungsfähigkeit der landwirtschaft- 
lichen Betriebe angemessene Abfindung der 
weichenden Erben. 

329. Die Bundesregierung 1ml den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung der Höfeordnung 

vorgeiegL der die Höfeordnung an die heutigen 
agrar- und redüspolitisdien Erfordernisse anpaßt. 
Nach Ansicht der Bundesregierung sollte die parla- 
mentarische Behandlung des Gesetzes im Jahr 1975 
abgeschlossen w^erden. 


5.72 Pachtrecht 

330, Das geltende La ndpadU recht ist den heutigen 
Erfordernissen mit dem Zwmng zur schnellen An- 
passung an veränderte wirtsdiafthche Verhältnisse 
nicht mehr gew^achsen. Insbesondere trägt es der 
unternehmerischen Position des Pächters nicht aus- 
reidiend Redmung. 

331, Generelles Ziel einer .Änderung des Land- 
pachtredits ist es, die Stellung des Päditers als 
Bewirtschafter unter Berücksichtigung der Interes- 
sen des Verpächters zu verbessern, die Verpach- 
tungsbereitschaft und Padit willigkeil zu erhöhen 
und damit zu einer stärkeren Boclenmobilität bei- 
zutragen. 

332, Ein Gesetzentwurf zur Aufhebung des Lajid- 
pachtgesetzes und zur Neufassung des Landpadit- 
redils iiTi BGB würd zur Zeit vorbereitet. Im Bundes- 
ministeriurn der Justiz ist in Zusammenarbeit mit 
dem Hundesministerium für Ernährung, Landw'irt- 
schaft und Forsten der Referentenentwurf eines Ge- 
setzes zur Neuordnung des landwirtsdiaft liehen 
Pachtrechts fertigge.stGllt und den Ländern und 
Fachverbänden zur Slellungnahme übersandt wor- 
den. 


5.8 Bodenpolitik 


5.81 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

333, Der ausgeprägte Wandel in Gesellsdiäft und 
Wirtschaft hin zu industriell-städlischen Lebens- 
und Wirtsdiaftsformen und (1er unveränderte Ge- 
gensatz zwischen den gering besiedelten landlidien 
Gebieten und den stadlisdien Verdidiliingsgcbieten 
bleibt unverändert be.stehen und stellt insbeson- 
dere die ländlichen Gebiete vor zunehmende Pro- 
bleme. 

Trotz der edleblichen Bemühungen des Bundes, der 
Länder und Gemeinden ist es bisher nicht befrie- 
digend gelungen, die Leistungs- und Fimktions- 
fähigkeit des ländlichen Raumes den Anforderun- 
gen, die (1)0 heutige Gesellschaft an sie stellt, an- 
zupassen. 

Ein wesentliches Merkmal aller Maßnahmen zur 
Behebung der vorerwähnten strukturellen Mange! 
ist ihre Flädienbezogenheit. Grund und Boden rük- 
ken daher in den Mittelpunkt des öffentlichen In- 
teresses und machen die Bodenpolitik zu einem 
Schwerpunkt der Struktur- und Gesellsdiaftspolilik. 
Die Diskussion über eine Reform des Bodenrechts 
konzentriert sidi gegenwärtig immer nodi über- 
wiegend aut den Bereidi des Bauboden rechts. Diese 
enge Sicht wird jedoch der umfassenden gesell- 
schaftspolitischen Bedeutung der Bodenreditspro- 
blematik nidit gerecht. Der ländliche Raum kann 
einen wesen tlidien Beitrag zur sachgerechten Lö- 
sung bodenpolitischer Probleme leisten. Lösungs- 
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ansätze ergeben sidi aus der Flädieiimobilllat der 
sich wandelnden Landwirtschaft, die bei einer ent- 
spredienden Ausrichtung des gesetzlichen und 
agrarpolitischeii Instrumentariums optimal nicht nur 
für agrarstruk tu Teile Verbesserungen, sondern auch 
für nichtlandwirtsdiaftlidie Zwecke genutzt wer- 
den kann. Aufgabe einer Agrarpolitik, die sidi nicht 
nur als Politik für die Landwirte, sondern als Poli- 
tik für alle auf dem Lande wohnenden, arbeitenden, 
ihre Freizeit dort verbringenden bzw. aus seiner 
Ökologischen Ausgieichsfiinktion Nutzen ziehenden 
Menschen versteht, ist es auch, die bestehende 
Bodenordnung und die sie tragenden Rechtsgrund- 
lagen den verändertem bodenpolilischen Erforder- 
nissen anzupassen. Die Bemühungen der Raum- 
ordnung und Landesplanung um eine funktions- 
geredite Entwicklung ländlicii geprägter wüe ver- 
dichteter Räume zielen ebenfalls auf die Lösung 
bestehender Probleme dev Fläcliennutzung ab. 


5,82 Ziele 

334. Die Verbindung der Strukturpolitik mit einer 
Reform des ländlichen Bodenredits soll zu einer 
Verbesserung der allgemeinen Lebeasbedingungen 
im ländlidien Raum führen, Wesentlidie Teilziele 
dieser Politik sind 

— Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im lanclwirtsdiaft- 
lichen Einzelbetrieb, 

— Verbesserung der Infrastruktur im ländlidien 
Raum, 

— Verbesserung der Bodenordnimg, 

— Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes des 
ländlidien Raumes, 

— Landsdiaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
ökologischer Erfordernisse und der Gesidits- 
punkte für die Freizeit in der Landschaft, 

— Aufrechterhaltung und Förderung einer breiten 
Eigentumsstreuung. 

Bei allen Maßnahmen zur Verwirklichung dieser 
Teilziele bleibt das Eigentum an Grund und Boden 
in sozialer Bindung als Ausdruck individueller 
Freiheit die Grundlage der Bodenreditspolitik. 


5.83 Maßnahmen 

335- Die Bundesregierung hält es für erforderiieh, 
diejenigen bodenrechtlidien Vorschriften, die vor- 
wiegend den ländlidien Raum betreffen, zu über' 
prüfen mit dom Ziel, einen optimalen Beitrag der 
Agrarpolitik zu den notwendigen bodenpolitischen 
Reformen zu ermöglichen und gleidizeitig die Ent- 
widdnng des ländlidien Raumes sidierzustellen. 
Einen bedeutsamen Schritt in dieser Riditung stellt 
die Novelle zum Flurbereinigungsgesetz dar. Das 
gleidie gilt in weiten Teilen auch für die Novelle 
zum Bundesbaugesetz. Darüber hinaus untersucht 
die Bundesregierung Möglichkeiten für wirksame 


und dabei finanziell tragbare Förderungen einer 
Boden bevorratung. 


Fl u rb e r e in igun gsgese tz 

336- D^lS Flurbereinigungsgesetz aus dem Jahre 
1953 soll an die erweiterten Aufgaben der Neu- 
ordnung des ländlichen Raumes angepaßt werden. 
Die Flurbereinigung soll nicht mehr vorrangig als 
Instrument der rein landwirtschafllichen Boden- 
ordnung zur SLeigenmg der land- und forstwirt- 
.sdiaftlichen Produktion dienen* Vielmehr soll sie 
neben der Verbesserung der ProduktionS’ und Ar- 
beitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
zugleich der Borücksidrtiguag der Freizeitansprüche 
der Bevölkerung, der ökologischen Ausgieidisfunk- 
tion des ländlichen Raumes und der Bereitstellung 
von Flächen für infrastrukturelle und andere öffent- 
lidie Zwecke dienen. Damit soll vor allem aucti die 
Bodenordnung in den städtischen Randzonen ver- 
bessert werden. Mit der Änderung des Flurberei- 
nigungsgesetzes wird ferner der Redilsentwicklung 
in verschiedenen Bereichen — z. B, Raumordnungs- 
redit, Böurecht, Städtebaiiförderungsgesetz, Stra- 
ßenrecht, Wasserrecht, Natursdiutz- und Land- 
sdraftspflegerecht — Rechnung getragen. Denn all 
diese Bereiche haben wesentlidie Berührungspunkte 
mit der Flurbereinigung. Der Entwurf sieht ini ein- 
zelnen folgende wesentliche Regelungen vor: 

— Der Begriff „Flurbereinigung" wird ab Gestal- 
tungsauftrag der Flurbereinigungsbehörde neu 
definiert. Land- und forstwirtsdiaftliche Inter- 
essen und die Interessen der allgemeinen Lan- 
deskultur sowie der Landentwicklung sollen 
gleichrangige Bedeutung haben. 

— Die rechtlidien Voraussetzungen für einen ge- 
genseitigen Austausch landwirtschaftlidier Flä- 
chen und Bauflädien sollen verbessert werden. 

— Die Erfordernisse des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sollen unter Berücksichtigung 
der Freizeitfunktion und der Ökologisdien Aus- 
gküdisfunktion des ländlichen Raumes stärker 
in den Vordergrund gerückt werden. 

— Durch die gesetzliche Regelung des freiwilligen 
Landtauschverfahrens soll der Austausch von 
ländlidien Grundstücken zur Verbesserung der 
Agrarslruktur auf freiwilliger Basis sdineller 
und einfacher vonstalten gehen können* 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Flurbereinigungsgesetzes dem 
Deutschen Bundestag zuge leitet. Die parlamentari- 
sche Behandlung des Gesetzentwurfs sollte nach 
Ansldit der BiuKlesregierung in der 7. Wahlperiode 
abgeschlossen werden. 


B o denz w j sehe n er we rb 

337, Die Durch führimg von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Lebensverhältnisse im ländlidien 
Raum (insbesondere durdi Maßnahmen zur Verbes- 
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serung der Agrarstruktur, der allgeineinen W iri- 
sche fts Struktur, der InfrasiTuktur einsciiließlidi der 
Verkelusstruktur sowie der FreizeilmöglicbkeiLen) 
kann erheb! i dl besdileunigt, erleiditert, verbilligt 
und oftmals erst erniöglidit w'erden, wenn das benö- 
tigte Land nidit erst iin Zeitpunkt des tatsädilidien 
Bedarfs erworben werden muß. Aufgabe einer vor* 
ausschauenden BodenvorralspolHik ist es daher, die 
benötigten Flächen reditzeitig zu beschaffen und 
auf diese Weise die Grundlagen für ausgewogene 
Lebens- und Arbeitsbedingungen iin städtischen und 
ländlidien Bereich zu erbriiujen. Die Bodenrnarkt' 
Situation io Verdidd.ungsräunien kann dadurch ent- 
sdiärft werden. Es wird gegenwärtig untersudit, auf 
weldie Weise zeitlich befristete Bodenbevorratung 
am wirtsdiaftlidisten und wirksamsten du.rchgeführt 
werden kann. In diesem Zusammenhang wird eine 
Ausweitung des siedlungsrediHichen Vorkaufs- 
rechts zur Untor-slützLing dieser Bodenbevorratung 
zu prüfen sein. 


Buiidesbaugesetz 

333. Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bun- 
destag den Entwurf einer Novelle zum Biuidesbau- 
gesetz zugeleilei. Der Entwurf gibt den Gemeinden 
die notwendigen instrumenta rien und Handhaben, 
um — auch im ländlidien Raum — emeii Städtebau 
zu betreiben, der unseren heutigen Anfoixlenmyeu 
entspricht^ er trägt weiter in vielfältiger Weise den 
Be Um gen der Landwirtsdiaft und insbesondere dem 
Strukturwandel in der Landwirtsdiaft Rechnung. 

Die aus der Land wirlsdi alt ausscheä elenden Perso- 
nen legen vielfach Werf darauf, ihre bisherige Woh- 
nung beiz u behalten. Die Entscheidung zugunsten 
eines Berufswechsels sollte aber nichi dadurch er- 
schwert werden, daß diesen Personen bauliche Maß- 
nahmen zur Beslandserhahung und sonstige Maß- 
nahnien zur wirtsdiaf fliehen Nutzung der Gebäude 
unjnöylich gemadit oder erheblfdi erschwert wer- 
den. 

Im Rahmeo der Novelle zum Bundesbaugesetz ist 
daher vorgesehen, die Vorsdiriften in § 35 des Bun- 
desbauge.setzes über die Zalcissigkeit der Oebaimng 
im Außenbereich den Erfordernissen des strukturel- 
len Wandels anzupassen. Im einzelnen ist folgendes 
vorgesehen: 

— Der Landwirt,, der im Wege vorweggenoinmener 
Erbfolge seinen Hof übergeben hat, .soll unter 
besfinimten Voraussetzungen auch dann noch ein 
Alten teilerhaus erridhlen dürfen, wenn der Hof 
nachträglich aufgegeben worden ist. Hierdurch 
wird dem Umstand Rechnung getragen, daß ein 
Landwirt zu vorzeitiger Hof Übergabe gewöhn ■ 
Udi nur bereit ist, wenn er „seine alte Scholle" 
nicht zu verla.ssen braucht. Die vorgesehene Ge- 
setzesänderung hat mithin einen in doppelter 
Hinsicht positiven Effekt: Sie fördert die mög- 
lidisl frühe Übergabe laiulwirtsrhaff.licher Be- 
triebe ohne der sdiutzwürdigen Sdiollengebun- 
denheit des Landwirts zuwiderzulaufen. 


— Die Möglichkeiten, landwirtschaftlidie Gebäude 
für andere Zwecke zu nutzen, sollen au.sgeweilet 
werden. Nadi dem geltenden Recht wird einem 
Landwirt eine andere als iandwirtsdiaftliche 
Nutzung in der Regel verwehrt, weil sie den 
Darstellimgen des Fiädiennutzungsplanes wider- 
spreche, die natürlidie Eigenart der Landschaft 
beeinträduige oder die Entstehung einer Split- 
tersieeUung befürditen lasse. Solche Einwäncle 
sollen Nutzungsänderungen aus den oben durge- 
legten Gründen künftig nicht mehr entgegeiu 
gehalten werden können, 

— Die VVohngebäude landwirtsdiaftlidier Betriebe 
werden oft modernen Anforderungen an ge- 
sunde Wohn Verhältnisse nicht gerecht. Während 
gegenwärtig nur eine — nicht selten unwirt- 
.sciiaftliche - — Renovierung zulässig i.sl, soll in 
Zukunft unter bestimmten Voraussetzungen an- 
stelle des alten Wohnhauses ein neues Haus er- 
richtet werden köiirien. 

Der Entwurf der Novelle überträgt ferner die be- 
reits im StäcUebaufÖrderungsgesetz enthaltenen Re- 
gelungen über Städtebau] idie Viaßnahmen im Zu- 
sammenhang mit Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur in das allgemeine Städtebaorecht. Es 
soll damit sichergeslellt werden, daß in beiden Be- 
reidien eng zusammengearbeilet und den Belangen 
der Landv/Irtsdiaft aus reichend Rechnung getragen 
wird. Im einzelnen wird folgendes geregelt: 

— Maßnahmen der .Agrarstruktur und die Baulei l- 
pianimg sind frühzeitig miteinander abzustim- 
meii; 

— die Gemeinde wird verpfliditet, einem Landwirt 
bei der Beschaffung von Ersalzland behilflidi zu 
sein; sie hat dazu ihr gehörende Grundstücke, 
soweit sie nicht für andere Zwecke benötigt wer- 
den, zur Verfügung zu stellen; 

— werden Grundstücke für städtebauliche Maß- 
nahmen im größeren Umfang in Anspruch ge- 
nommen, so kann zu diesem Zweck ein Flurbe- 
reinigungsverfahren eingeleitet weiden, mit dem 
Ziel, die den Betroffenen, entstehenden Landver- 
luste nach Möglidikeit durch Maßnahmen im 
Rahmen der Flurbereinigung zu mildern. Es kann 
so ereicht werden, daß dem weichenden Land- 
wirt neues Ersatzland zur Verfügung gestellt 
wird. 


5.9 Steuerpolitik 


5.91 Ziele 

339. Bei der Reform des Steuer rechts läßt sich die 
Bundesregierung von der Vorstellung leiten, ge- 
wichtige agrarpolitische Erfordernisse durch ange- 
messene steuerpoUti.sche Regelungen zu unterstüt- 
zen. 
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5.92 Maßnahmen^) 


5.921 Behandlung der Landwirtschaft ln der Steuerreform 


Vermögen- und Erbschaftsteuerreformgesetze 

340. Die 1974 verabschiedeten Gesetze zur Reform 
des Vermögen- und Erbsdiaftsteuerrechts tragen 
den agrarpoHtisdien Erfordernissen Rechnung. Wäh- 
rend beim Grundvermögen zur Berücksichtigung der 
seit 1964 eingetrelenen Wertenlwidtlung die auf 
den L Januar 1964 festgestellten Einheitswerte für 
Zwecke der Vermögenssteuer und der Erbsdiafls- 
sleuer mit einem Zuschlag von 40 'VV> angesetzt wer- 
den, wurde wegen der andersgearteten Situation im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft auf einen sol- 
chen Zuschlag verzichtet. 

341. Das Vermögensleuerreiormgesetz steUt außer- 
dem die kleinen und mittleren Vermögen, wozu die 
der Land- und Forstwirte überwiegend gehören, im 
Vergleich zum bisher geltenden Redjt besser. Der 
Freibetrag je Person, der bislang 20 000 DM betrug, 
ist auf 70 000 DM erhöht worden. Für ein Landwirle- 
ehepaar mit zwei Kindern bleibt daher — wenn 
keine anderen Vermögenswerte vorliegen — land- 
und forlwirtschaftliches Vermögen bis zu einem 
Einheitswert von 280 000 DM vermögensteuerfrei. 

Im Rahmen der Vermögensteuerreform wurden auch 
Hemmnisse abgebaut, die der Bildung land- und 
forstwirtsdiaftlicher Kooperationen entgegenstehen. 
Die bisher bereits geltende Freistellung der land- 
wirtsdiaftlidien Nutzungs- und Verwertungsgenos- 
senschaften von der Vermögen- und Gewerbesteuer 
wurde auf Vereinigungen in der Rechtsform von 
Vereinen ausgedehnt. Außerdem wurde der steuer- 
befreite Tätigkeitsbereidi erweitert. Schließlich er- 
halten Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
und Vereine, die selbst Land- und Forstwirtschaft 
betreiben, zur Erleichterung der Anlaufsdiwierig- 
keiten einen Vermögensteuerfreibetrag von je 
100 000 DM für die Dauer von zehn Jahren. Von der 
Gewerbesteuer ist die.se Form gemeinschaftlicher 
Produktion freigestellt. Bei der KÖrpersdiaftssteuer 
erhalten diese Zusammensdilüsse nadi einer Parul- 
lelregelung im Zweiten Steueränderungsgesetz 1973 
für zehn Jahre einen Freibetrag von jährlich 30 000 
DM, 

Außerdem bringt die Vermögensteuerreform eine 
Neuabgrenzung des land- und forstwirtschaftlidien 
Vermögens gegenüber dem Grundvermögen. Aus 
bodenpolifisdien Gründen werden land- oder forst- 
wirtsdiafUich genutzte Flädien, die in einem Bebau- 
ungsgebiet als Bauland ausgewiesen sind, künftig 
unter bestimmten Voraussetzungen nicht mehr dem 
land* und forstwirtschaftÜdien VermögeUr sondern 
dem Grundvermögen zugeredinet. Die sich aus der 
Einordnung dieser Flächen als Grundvermögen er- 

0 Eine weitergehende Ubersidil über Maßnahmen aus 
dem Bereich der SteuerpoHtäk ist im Materialband, 
Text 7 abgeciriickt. 


gebenden höheren Einheitswerte führen zu Mehr- 
belastungen des Eigentümers bei der Grundsteuer 
und in Ausnahmefäilen audi bei der Vermögens- 
steuer. Hier du r dl soll ein Anstoß zur baldigen Be- 
bauung und zur Veräußerung zuin Zwecke der Be- 
bauung erfolgen. Von der Höherbewertung bleibt 
die Hofstelle und 1 Hektar damit in Verbindung 
stehende Fläche ausgenommen. Diese werden wei- 
terhin dem land- und forstwirtschafüidien Vermö- 
gen zugerechnet, 

342. Die Neuregelungen des Erbschaftsleuerreforni- 
gesetze.s führen dazu, daß der Übergang der land- 
und forstwirtsdiaftlidien Vermögen in weiten Be- 
reichen völlig steuerfrei erfolgt und im übrigen in 
der Rege! gegenüber dem alten Redit eine Steuer- 
entlaslung eintritt. Der Freibetrag für Kinder ist 
beispielsweise von bislang 30 000 DM auf 90 000 DM 
erhöht worden. Damit bleibt der Übergang eines 
landwirtschaftlidien Betriebs auf Sohn oder Tochter 
unter durchschnittlichen Verhältnissen bis zu etwa 
50 ha landwirtsdiaftlicher Nutzung von vornherein 
erbsdiaftsteuerfrei. Außerdem sind die Steuersätze 
für steuerpfliditige Vermögensübergänge in Steuer- 
klasse T bis zu einer Bemessimgsgrundlage von 
125 000 DM (nach Abzug der Freibeträge) niedriger 
als bisher. Sdiließlich enthält das Gesetz eine Be- 
stimmung, die den Empfängern von gewerblichen 
oder land- und forstwirtsdiaftlidien Betriebsvermö- 
gen einen Rechtsansprudi auf Stundung der Erb- 
sdiaftsteuer bis zu .sieben Jahren gewährt, soweit 
dies zur Erhaltung des Betriebes notwendig ist. 


Einkommensteuerreforrngeselz 

343. Land- und Forstwirte, die gesetzlidi nidit zur 
steuerlidien Buchführung verpfiiditet sind, können 
für die Emkommensleuer den Gewinn nach Durdj- 
schnittsätzen ermitteln. Die bislang hierfür gelten- 
den Vorschriften eines besc,)nderen Gesetzes (GDL) 
sind 1974 ausgelaufen. Mit dem Beginn des Wirt- 
schaftsjahres 1974/75 wurde die Gewinnermittlung 
nadi Durchsdinittsätzen in das Einkommensteuerge- 
setz übernommen. Gleidizeitig wurde das Verfahren 
in einigen Positionen geändert. Die Gewinnermilt- 
lung gehl nunmehr von den Einheitswerten 1964 
aus. Der Wert der Arbeitsleistung des Betriebsinha- 
bers und der mitarbeitenden Familienangehörigen 
wurde, um der Wirklichkeit näher zu kommen, von 
3 300 DM auf 4 400 DM bis 4 800 DM erhöht. 

Da andererseits die Zahl der je Hektar hödistens zu 
berüdcsichtigeiiden VoUarbeilskräfte von 0,1 auf 0,07 
gesenkt wurcie, dürfte auch die Neuregelung bei 
einem Großteil der niditbuchführungspflichtigen 
landwirtschaftlichen Betriebe günstig sein und zu 
keinen steuerlidien Mehrbelastungen führen. In 
einigen Fällen, insbesondere dort, wo weniger als 
0,07 familieneigene Arbeitskräfte je ha gegeben 
sind, wird eine maßvolle Anhebung der Durch- 
sdinittsgewinne eintreten. Dies kann bei nachhalti- 
gem übersteigen von 12 000 DM Gewinn die steuer- 
liche Buch führiingsp flicht zur Folge haben. 
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344, Die Neuregelung des ramüienlastenaus- 
gleichs, die die Kinderfreibeträge bei der Einkom- 
mensteuer aufhebt und statt dessen das Kindergeld 
kräftig erhöbt, bringt insbesondere für hauptberuf- 
liche Land- und Forstwirte mit Gewinnerniittlung 
nach Durdischnittsätzen erhcdj liehe Verbesserungen. 
Hier blieben bisher die einkommensteuerlichen Kin- 
derfreibeträge weitgehend ohne Wirkung. Ab 1975 
wird ein verheirateter Landwirt mit drei Kindernn 
der der Durchsebnittbesteuerung unterliegt und bis- 
her keine Einkommensteuer zu zahlen hatte, jährlich 
1 860 DM mehr an Kindergeld erhalten als nach gel- 
tendem Reciit. 


5,922 Anhebung der Vorsteuerpauschale 

345, Im Umsatzsieuergesetz ist seit Einführung der 
Mehrwertsteuer im Jahre 1968 die Pausdiale zur 
Abgeltung der Vorsleuern, die auf dem Einkauf von 
Betriebsmitteln und dem Bezug sonstiger Leistungen 
ruhen, für die Landwirtschaft auf 5 und für die 


FoistwirtsctiafI aid 3 V» des Nettouinsatzes festge- 
legt. In den letzten Jahren ist die tatsächliche Vor- 
steuerbelastung über die Pauschalw^erte hinaus an- 
gestiegen, Hinzu kam der Wegfall der Investitions- 
steuer ab Dezember 1973, die die pauschalierenden 
Land- und Forstwirte im Gegensatz zu gewerblichen 
Unternehmen und solchen Landwirten, die sich der 
Regelbesteucrvmg unterwerfen, nicht belastet batte. 
Durdi die gestiegene Vorsleuerbelaslung wurde die 
Anhebung erforderlich. Die Bundesregierung hat da- 
her 1974 beschlossen, die Durchschnittsätze und die 
Vorsteuerpausdialen sowohl für Landwirte als auch 
für Forstwirte um jeweils 1 Prozentpunkt anzuhe- 
ben. Nadt Verabschiedung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes und des Aufwer- 
tungsausgleidigesetzes im Dezember 1974 durdi 
die parlamentarisdion Gremien konnten die erhöh- 
ten Vorsteuerpausdialen — wie vorgesehen — zum 
1. Januar 1975 in Kraft treten. Diese Maßnahme 
bringt bezogen auf die Umsätze von 1974 den Land- 
und Forstwirten Mehreinnahmen von jährlich 41Ü 
Millionen DM, Die Verbraudierpreise werden da- 
durch kaum beeinflußt. 
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6 Programm: Forst- und Holz Wirtschaft, 


6.1 Bisherige und voraussichtüche Entwiddung 

Forstwirlschaft 

346h Es ist damit zu redinen, daß im Bundesgebiet 
in den nädisten Jahren weitere Flädien aus der 
landwirtsdiaftlichen Produktion ausscheiden und 
aufgeforstet werden. Die Zunahme der Waldfliidie 
ist insgesamt gesehen im Hinbiidt auf den zuneh- 
menden Holzbedarf und die daraus resultierende zu- 
nehmende Jmportabhängigkeit. von Rohholz und 
Holzerzeugnissen, vor allem aber im Hinblick auf 
die Sozialfünktionen des Waldes positiv zu beurtei- 
len. Leider nimmt der Wald jedoch nur in den 
sdiwacb besiedelten, überwiegend sdion jetzt wald- 
reidien Regionen zu. In den didtt besiedelten meist 
waldarmen Gebieten gehl demgegenüber der Wald 
immer mehr zurück, 

347. hn Forstwirischaftsjahr 1973 belief sidi der 

tatsächlidie Einschlag einschließlich des Sturmholz- 
anfalls auf rcL 30,7 Millionen Erntefestmeter; dies 
entspricht einer Dbernutzung von Der Soll- 

einsdilag für das Forstwii tschaftsjahr 1974 betrug 
rd. 28 Millionen Eintefestmeter. Durdi die rasdie 
Aufarbeitung des Sturmholzes und die günstigen 
Witterimgsbedingimgeii in den Wintermonaten 
1973/74 konnte der Einschlag zügig durchgeführt 
und die heimische Industrie ausreidiend mit Roh- 
holz versorgt werden. Ledig üdi bei den industrie- 
holzverarbeitenden Betrieben traten gewisse Ver- 
sorgungslücken auf. Grund hierfür w^ar, daß die 
Waldbesitzer infolge des ungünstigen Preis-Kosten- 
Verhaltnisses bei den Schwachholzsortimenten den 
Einschlag gedrosselt hatten. Eine derartige Entwidc- 
iung ist für eine Pflege des Waides nachteilig, da 
sich Du rchforstungsrücks Lande bilden wodurch die 
Wälder besonders slurmgefährdet sind. Der Ein- 
schlag 1974 erreidite mit schätzungsweise 31,8 Mil- 
lionen Erntefestmetern einsdiließlich des Sturmholz- 
anfalls eine Höhe, wie sie seit den ersten Nach- 
kriegsjahren nidit mehr verzeidinet wurtle. 

Im Zeitraum von 1964 bis 1971 war im gesamten 
Wald der Bundesrepublik eine jahrlidie Einsdilags- 
steigerung von 0,5 bis 0,8 "/u zu verzeichnen. Diese 
Entwicklung dürfte sich audi in den kommenden 
Jahren fortsetzen, 

348. Während in den vergangenen Jahren der In- 
dex der Erzeugerpreise forstwirtschaftlicher Pro- 
dukte unter dem Basisjahr 1962 lag oder es nur 
knapp überschritt, lag der Index 1973 für Roh hol/, 
aus Staatsforsten bei 102,0 und 1974 bei 121,0. Die 
relativ niedrigeren Preise, die in den Siurmsdmdens- 
gebieten für Schadholz erzielt werden, blc^iben in 
diesem Index allerdings %vreit gehend unberücksich- 
tigt (Materialband, Tabelle 106). 


Jagdwesen 


Infolge der konjunkturellen Entwicklung auf dem 
Bausektor ist die Nadifrage nach Holz und Holz- 
erzeugnissen (mit Ausnahme der Nadifrage nach 
Faserholz) im Laufe des Jahres 1974 zurückgegan- 
gen, so daß die Preiskurve bereits Mitte 1974 ihren 
Höchstpunkt erreichte und die Einfuhren an Holz in 
der zweiten Jahreshälfte 1974 zurückgingen- Die 
Verteuerung des Erdöls und die damit verbundene 
Verleuerujig anderer industrieprodukte, die mit 
Holz in Konkurrenz stehen, könnte sich jedoch län- 
gerfristig audi auf die Preisentwicklung bei Rohholz 
auswirken. Insofern besteht die Möglichkeit, daß in 
der Preisentwicklung 1974 auch eine strukturelle 
Preis verändenmg für Rohholz zum Ausdruck 
kommt. 


Holzwirtsdiait 

349. ln den Betrieben der Holzwirtschaft stieg die 
Erzeugung von Schnittholz und anderen Holzhalh- 
wraren 1974 auf rd, 17,5 Millionen cbm (+ 1,2 
(Material band, Tabelle 108). Bei der Erzeugung von 
Holzspanplatten war wie bereits in den Vorjahren 
der Zuw'achs am größten. Der Verbrauch von Faser- 
holz einschließlidi Industrierestholz stieg 1974 um 
rd. 4^-0 auf 19,4 Millionen Raunimeler. 

Die konjunkturelle Entwicklung auf dem Bausektor 
sdilug sidi 1974 immer deutlicher im Sduiitthoizab- 
satz nieder. Obwohl seit Beginn des Jahres 1974 ein 
Überhang an nicht fertiggestellten Wohnungen be- 
stand, nahmen die Auftragsbestände bei Handel und 
Schnittholzerzeugern stark ab. 

350* Aufgrund des großen Angebots an Windwurf- 
hoiz ging die Einfuhr von Holz im Jabre 1973 nahe- 
zu bei allen Sortimenten zurück. Dieser Rückgang 
setzte sich auch 1974 mit Ausnahme von Faserholz 
fort. Bedingt durch den großen Bedarf der Zellstoff- 
und Papierindustrie an Faserholz nalini die Einfuhr 
von Nadelfaserholz im ersten Halbjahr 1974 um 
24 ^/o gegenüber dem ersten Halbjahr 1973 zu (Ma- 
lerialband, Tabelle 109). Die im Ausland höheren 
Preise für einige Holzsortimeiite führten 1973 und 
1974 zu einer verstärkten Ausfuhr (Materialband, 
Tabelle 109). 

351. Die Erzeugerpreise für Schnittholz (inlandsab- 
satz) und sonstiges bearbeitete,? Holz lagen 1974 um 
rd. lO’Va über den Preisen des Jahres 1973. Wäh- 
rend die Preise für Spanplatten unter dem Niveau 
des Jahres 1962 lagen, sind insbesondere die Preise 
für Sperrholz stark angestiegen (Materialband, Ta- 
belle HO). Mit einer Steigerung um 40 haben sich 
1973 die Einfuhrpreise für Schnittholz stark verteuert 
(Malerialband, Tabelle 111). Besonders betroffen 
von den Preissteigerungen waren Nadelschnittholz 
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und Sperrholz. Der Preisanstieg liat sich 1974 fort- 
gesetzt. 

6.2 Ziele 

352. Im Bereich der Forst- und Holzwirtschafl wird 

vorrangig folgendes angestrebt: 

— Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
tedmbdier Fortschritte, 

— Verbesserung der überbetriebiichen Zusammen- 
arbeit, 

“ Landschaftsgestaltung unter Berücksiditigung 
ökologisdier Erfordernisse und der Gesichts- 
punkte für die Freizeit in der Landsdiaft, 

— Erhaltung eines den land- und forstwirtschaft- 
lidien Erfordernissen angepaßten Wildbestande.s. 


6.3 Maßnahmert^) 

Buiideswaldgesetz 

353. Der im Jahre 1973 von der Bundesregierung 
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Erhaltung des 

h siehe audi Übersicht 54 


Waldes und zur Förderung der Forstwirtsdiaft (Bun- 
deswaldgesetz) wurde am 14. November 1974 vom 
Bundestag in dritter Lesung beschlossen und am 
19. Dezember 1974 im zweiten Durdigang vom Bun- 
des rat behfindeU. Der Bundesrat hat zu einer Reihe 
von Punkten den Vermittlung.saussduiß angerulen. 

Aufgabe des Gesetzes ist es, 

- — den Wald wegen seiner Nutz-, Schutz- und Er- 
hol uiigs funk! ioii zu erhalten und seine ordnungs- 
gemäße Bewirtschaftung naciihalHg zu sichern, 

— die Forstwirtschaft zu fördern, 

— einen Aiisgleidi zwischen dem Interesse der AH- 
genieinheit und den Bedangen der Waldbesitzer 
herbeizuführen. 

Von besonderer Bedeutung sind die im Gesetz ver- 
ankerte forstliche Rahmenplauuug, die der Verbesse- 
rung der Forsts tmktiir und der Erhaltung sowie dem 
Schulz des Waldes dient sowie die Normen zur Er- 
haltung und Bewirlsdiaftung des Waldes, die von 
den Ländern entsprechend den örtlidien Gegeben- 
heiten gesetzlich konkretisiert werden müssen. Für 
das Betreten des Waldes wurde ein Kompromiß zwi- 
sdmn den Interessen der Spaziergänger, Reiter und 
Waldbesitzer gefunden: Straßen und Wege im 
Walde sind zum Reiten grundsätzlich freigegeben; 
nur in bestimmten Waidgebieten ist das Reiten nur 
dann gestattet, wenn eine besondere Befugnis vor- 
liegt oder Reitwege bzw, -flächen au.sgewiesen sind. 


Übersicht 54 


Miltelansätze für das Programm: Forst- und Holzwirtschaft, Jagdwesen 


Maßnahmen 

Soll 

1974 9 1 

Soll 

1975 “) 

Soll 197.5 
gegenüber 
Soll 197^ 

Bemerkniigen 

Milhonen DM 

Hii 

Sturmschäden 

33,0 

13,0 

-60ß 


1 

Vorarbeiten 

0,2 

0,1 

-50ß 

GA 

! 

Aufforstung 

5,2 

5,0 

- 3ß 

GA 


Umwandlung in Hochwald . . , 

2,0 

2,0 

± 0 

GA 


Wertästung, Trennung Wald 






und Weide sowie Schutz- 






pflanzungen 

1,7 


-35,3 

GA 


Forstwirtschafllidier Wegebau . 

10,3 

12,1 

-\- 17,5 

GA 


Forstwirtschaftiidie Zusammen- 






sdilüsse 1 

1 

2,9 

2,3 

-20,7 

GA 


insgesamt . . . | 

55,3 

35,0 

~35ß 



') Einzelplan 10, bei Müßnühinen der Gemeiiischaftsaufgabe Bundesciirite]! im Rahinenplan (Gemeinschtiflsciiifgiibe) 

-) Einzelpldn 10 in der Fassung der Beschlüsse des Hanslialtsausschusses bzw. vorläufiger Bundesanteil im Rnbrneii 
plan (Gemeinschaftsaufgabe) 

*1 GA = Gemeinsdiaitsaufgabe, vgL auch übers idU 58 
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Das Buiideswaldgesetz sieht in der vom Bundestag 
angenommenen Fassung Investitionshilfen des Bun- 
des an die Lander für die Anlage und Unterhaltung 
von i^chutz- und Frholungswald sowie zur Vermei- 
dung oder Verminderung von Schaden vor. Wenn 
die bisher zulässige Nutzung des Waldes zugunsten 
der Allgemeinheit aufgehoben oder eingesdiränkt 
wird oder wenn den Waldbesitzern Aufwendungen 
entstehenr die nicht auf der Verpflichtung zur ord- 
nungsgemäßen Bewirtsdiaftung des Waldes beruhen, 
so können den Waldbesitzern von den Ländern Ent- 
schädigungen bzw. Aufwendungsersatz geleistet wer- 
den. Dadurdr soll erreicht werden, daß der Wald 
noch besser als bisher seine Schutz- und Freizeit- 
funktionen erfüllt. 

Das Gesetz, das audi das Forslrecht auf Bundesebene 
neu ordnet, dürfte audi eine geeignete Grundlage 
für eine Koordinierung der Forstpolitik innerhalb 
der Europäischen Gemeinsdiaft sein. 


Vorsteuerpauschale 

354 . Die Durdisdmillssälze und die Vorsteuerpau- 
sdiale für Forstbetriebe wurden zum 1. Januar 1975 
um 1 ^/o-Punkt auf 4 ’^/o angehoben (siehe Textziffer 
345). Für die Forstwirtsdiaft wird dies zu Mehrein- 
nahmen von jährlich rd. 20 Millionen DM führen^ 


Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen 

355 . Zur Verbesserung der Produktions- und Ar- 
beitsbedingungen in der Forstwirtsdiaft werden seit 
dem 1. Januar 1973 im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe HrVerbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" nadi den Grundsätzen für die För- 
derung waldbaulicher und sonstiger forstlicher Maß- 
nahmen folgende Förderungen durchgeführt: 

— Aufforstung von landwirtsdiafUlchen Grenz- 
ertragsböden, von Bradrflädien und Ödland, 

— Umwandlung sowie Umbau von ertragsschwacher 
Oestodeung in standortgemäßen Hochwald, 

— Wertästung, 

— Trennung von Wald und Weide, 

— Sdiutzpflanzungen, 

An diesen Maßnahmen beteiligte sich der Bund im 
.Jahre 1974 mit 8,9 Millionen DM. Für 1975 sind hier- 
für im drillen Rahmenplan Bundesmittel in Höhe | 
von 8,1 Millionen DM vorgesehen. j 

Die iorstwirtschaftlidien Kooperationen nach dem j 
Gesetz über forstwirtsdiaftliciie Zusammenschlüsse i 


wurden 1974 mit Beihilfen für Investitionen und Zu- 
schüssen zu den VerwaUungskosten in Höhe von 
insgesamt 3,0 Millionen DM gefördert. 

Darüber hinaus wurden 1974 für .Aufforstungen so- 
wie für den Bau und Ausbau von forstlichen Wirl- 
schaft.swegen Mittel des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garautiefonds (EAGFLj — Abteilung Ausridi- 
tung — 7.ur Verfügxmg gestellt. 


Sturmsdiäden 

356. Zur Beseitigung der Sturmschäden vom 13. No- 
vember 1972 hat die Bundesregierung 1974 zusätz- 
lich zu den bereits 1973 den Ländern zur Verfügung 
gestellten 37,5 Millionen DM weitere Mittel in Höhe 
von 33 Millionen DM für Hilfsmaßnahmen der Län- 
der zugunsten von Privatpersonen der Forstwirt- 
schaft boreitgestellt. Die Mittel wurden zur Fort- 
führung der bereits 1973 durdigeführten Hilfsmaß- 
nahmen und für die Wiederaufforslung der Sturm- 
schadensflächen verwendet. 


Jagdwesen 

357 . Die moderne Rechtsent Wicklung, insbesondere 
im Hin bilde auf das neue Waffenrecht und das neue 
Tiersdiutzgeselz, madit eine Änderung der jagd- 
lidien Vorschriften erforderlich. Entsprechend dem 
Umweltprogramm der Bundesregierung soll der 
Schutz gefährdeter und in ihrem Bestand bedrohter 
Wildarten verbessert werden. 

Durch ein Gesetz zur Änderung des Bundesjagd- 
gesetzes und durch Rechts Verordnungen sollen 

I — die Verpflichtung zur Hege, 

— der Katalog der dem Jagdreebt unterliegenden 
Tierarten, 

— die Vorschriften über die Jagdpacht, 

— die Versagungsgründe bei der Erteilung des Jagri- 
sdieins, 

— ■ die Vorschriften über die Jagdausübung sowie 
über die Jagd- und Schonzeiten, 

— die Veräußerung und der Versand von Wild 
neu geregelt werden. 

Die neuen Vorschriften des Bundes w'^erden zusam- 
men n’iit speziellen Bestimmungen der Bundesländer 
die Grundlage für geeignete Schutz- und Erhaltungs- 
maßnahmen zugunsten der dem Jagdrecht unter- 
liegenden und der übrigen Tierarten bilden. 
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7 Programm: Fischwirtschaft 


7.1 Bisherige und voraussidttliche Entwicklung 

Struktur 

358* Die Große Hodiseefisdierei verfügt im Frost- 
flschbereich über eine leistungsfähige moderne Flotte. 
Lediglich einige ältere Froster müssen noch moder- 
nisiert werden. Die weiteren Aussichten für den 
Frostfischbereidi werden günstig beurteilt: Der Ver- 
brauch von FrosUisch nimmt stetig zu. Die Ungewiß- 
heit über die künftige seerechtliche Entwicklung 
dürfte den Einsatz von Vollfrostern mit ihren welt- 
weiten Einsatz- und Absatzmöglichkeiten weniger 
beeinträchtigen. 

359, Bei der Frischfisdiiltjlte besteht eine starke 
Überalterung (DurchschniUsalter ca. 14 Jahre). In 
den nächsten Jahren wird eine Reihe weiterer 
Sdüffe aus Altersgründen außer Dienst gestellt wer- 
den müssen, so daß die bereits auf ca. 100000 t ge- 
schrumpfte Fangkapazität ohne Neuzugänge nicht 
mehr aufrechterhalten werden kann (vgl. audi Dber- 
sicht 50). 


Produktion 

360. Die Entwiddung des Internationalen Seeredits 
1973/74 schränkte die Bewegungsfreiheit der deut- 
schen Hodiseefisdierei weiter ein. 

Die Verhandlungen über den Einsatz deutscher 
Schiffe in der von Island beanspruchten 50-MeiIen- 
Fischereizone führten bisher zu keinem Ergebnis. 
Der von Island u. a, verlangte vollständige Aus- 
schluß der deutsdien VollfrosLer in dieser Zone kann j 
nidU hingenoinmen werden. Er läßt befürditen, daß 
weitere Küstenländer auch ln anderen Fanggebieten 
eine entsprediende Beschränkung des Einsatzes 
deutsdier Fischereifahrzeuge fordern. 

Nach dem Urteil des Internationalen Gerichtshofs 
vom 25. Juli 1974 dürfte Island seine Fisdierei- 
grenze nidit einseitig ausdehnen. Vielmehr seien 
die Parteien verpflichtet, Verhandlungen zum 
Zwecke einer billigen Lösung ihrer Meinungsver- 
sdiiedenheiten aufzunehmen. Die Bundesregierung 
hofft, daß sidi die isländische Regierung hiervon 
bei den weiteren Verhandlungen leiten läßt. 

Leider hat Island durch die völkerrechtswidrige Auf- 
bringung eines deutschen Trawlers das Verhand- 
lungsklima stark gestört. Als Gegenmaßnahme wur- 
den auf Beschluß der Bundesregierung und der vier 
deutschen Küstenländer die isländisciien Direktan- 
landungen in den deutschen liäfen zunächst ge- 
sperrt. Die Bundesregierung hofft weiterhin auf ein 
Einleriken der isländischen Regierung, 


361, In der ersten materiellen Phase der 3, See- 
rechtskonferenz der Vereinten Nationen (Caracas 
19, Juni bis 29. August 1974) zeichnete sicii eine 
weltweite Tendenz zur Anerkennung eines Hoheits- 
gewässers von 12 Meilen und einer sich anschlie- 
ßenden Wirtschaftszone von 188 Meilen ab. Inwie- 
weit andere Staaten als der Küstenstaat in dieser 
Wirtschaftszone noch aus eigenem Redit wenigstens 
ihre traditionelle Fischerei fortsetzen können, wird 
erst auf der nächsten Sitzungsperiode im Frühjahr 
1975 in Genf entschieden werden. Die Bundesregie- 
rung hat sidi im Rahmen eines Vorschlages von acht 
EG-Staaten — außer Großbritannien — dafür einge- 
setzt, daß bei der Schaffung einer 20Ü-Meilen-Zone 
traditionelle Fischerei rechte angemessen herücksidi- 
tigt werden müssen, 

362, Die im Herbst 1973 ausgebrochene Energie- 

krise führte zu wirtschaftlichen Problemen für die 
deulsdie Seefischerei. Der prozentuale Anteil der 
Treibstoff kosten an den Gesamtkosten erhöhte sich 
bei der Hochseefisdierei von ca, (1972) auf ca. 
25 ®/o und bei der Kutterfischerei von 12 (1972) 

auf Cd. 30 Vo. 

363, In der Kuller fisdier ei las.sen der begrenzte 
Fangbereich und die im wesenüichen gleidiblei- 
bende Fangkapazität eine Erhöhung der Fatigmen- 
gen künftig kaum erwarten, 

[ 364, Die steigende Nachfrage nach Süfiwasseriisdi 

I wird bisher zu einem wesentlichen Teil durch Im- 
porte gedeckt. Bei einer Verbesserung der Markt- 
struktur durch weitere Zusammenschlüsse der Er- 
zeuger mit entsprechenden Absatzeinrichtungen und 
einer größeren Rationalisierung der Produktion 
konnten jedoch die günstigen Marktchancen auch 
durdi die deutsdie Binnenfischerei besser als bisher 
genutzt werden. 


Märkte und Preise 

365* Das Angebot an Seefischen und Fischwaren 
insgesamt auf dem deutsdien Markt ist 1973 infolge 
einer Steigerung der Anlandungen der deutschen 
Seefischerei und einer (nodi stärkeren) Zunahme des 
Einfuhrüberschusses gegenüber dem Vorjahr um 
26^0 gestiegen (Ubersidit 55 und Materialband, 
Tabelle 112). Der Sclbstversorgungsgrad 1) betrug 
1973 (53 ’Vo. Während die von der deutschen Flotte 
im Bundesgebiet angelandeten Frischfischmeagen 
von 202 200 t in 1972 auf 193 300 t in 1973 zurüdi- 
gingen, stiegen durch die Umstrukturierung der 


9 Anlaudungen der deutschen Seefischerei in ^/o des 
Gesamtangebots auf dem deutschen Markt. 
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Übersicht 55 


Versorgung der Bundesrepublik Deutschland mit Seeflsdien und Fisdwaren *) 



1971 

i 1972 [ 

1973 

Veiändenmg 
1973 gegen 1972 

1 

1 000 t Fauggewichi 

Anlandungen der deutsdien Seefischerei 

493 

405 

456 

1 

4- 13 ' 

davon: 




1 

Große Hochseefischerei 

345 

268 

315 i 

i H- 18 

Kleine Hodisee- und Küsienfisdierei 

140 

130 

!33 

-h 2 

Loggerfischerei . 

8 

7 

8 

-h 10 

EinfuhrübersdiuB -j 

201 

166 

265 

-r 60 

Gesamtangebot auf dem deutschen Markt 

694 

571 

721 

+ 26 

davon: 





für Konsumzw'ecke zur Verfügung io.sgesamt . . 

630 

528 

64? 

4^ 23 

je Einwohner (kg) 

10,3 

8,6 

IÜ,4 

-h 21 


’ j< ohne Süßwasserlisdie 
“j Einfuhr minus Ausfuhr 


deutsdien Hodiseefischereiflotle die Anlandungen 
von Tiefkühlware um 41 700 1 (T 29 ^/o) auf insge- 
samt 1 84 400 t. 

366. Der Verbrauch zu Konsumzwecken an See- 
fisdien und Fisdiwaren erhöhte sich 1973 gegen- 
über dem Vorjahr um über 20 

Im ersten Halbjahr 1974 hat die Große Hodiseefi- 
sdierei 50 500 t Frischfisdi (1. Halbjahr 1973: 52 500 t) 
angelandet. Der Durchschnittspreis je kg erhöhte 
sich von 1J4 DM auf 1,35 DM. Die Aniandungen an 
Tiefkühlfisch stiegen wahrend dieses Zeitraumes 
von 26 200 t auf 35 900 t. Die Produktionsmenge der 
deutsdien Fisdh Industrie stieg 1973 gegenüber 1972 
um rd. 5 700 t auf 246 275 t an. Der Umsatz erreichte 
insgesamt rd. 1,2 Mrd. DM. 


7.2 Ziele 

367- Die Bundesregierung stiebt im Bereich der 
Fischwirtsdiaft vor allem zur Sicherung einer aus- 
reidienden Versorgung der Bevölkerung mit quali- 
tativ einwandfreien Fischereierzeugnissen an: 

— ' Erhaltung einer leislungsfahigen Fisdierei, 

— Förderung der Produktivität, 

— Erhallen und Auf finden von Fischfanggründen, 

— Sldierung angemessener Einkommens- und Ar- 
beitsbedingungen für die in der Fisdiwirlsdiaft 
Tätigen, 


— Verbesserung der Vermarktung, 

— Herstellung gleidier Wettbewerbsbedingungen 
in der EG, 


7.3 MaOnahmen 


Struktur 

368. Für das Jahr 1974 hat die Bundes reg ienmg die 
Struktur- und Konsoüdlertiiigshllfe für die Seefi- 
sdierei einmalig um 15 Millionen DM erhöht. Diese 
zusätzliche Struklurhilfe hat wesentlich dazu beige- 
tragen, daß der deutsche Fischfang trotz erheblicher 
Mehrbelastungen infolge der Energieverteuerung 
erhalten blieb, 

369. Daneben wurden die bisherigen Förderungs- 
maßnahmen zur Rationalisierung und Modernisie- 
rung der Fischereifiotte fortgeführt. Hierbei legte 
die Bundesregierung besonderes Gewidrt auf die 
Erneuerung der KutLerflotte. Die hohen Iiweslitions- 
und Betriebskosten ersdiweren jedodi in vielen Fäl- 
len Kutterneubauten. Daher werden nunmehr auch 
der Ankauf von neuwertigen Hochseekuttern und 
grundlegende Umbaumaßnahmen durdi Zuschüsse 
gefördert. 


0 siehe auch übersidii 56 
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Miltelansät^^e für das Programm: Fischivirtscliaft 


jVlaÜn ahmen 

Soll Soll 

1974') 1975^) 

Süll 1975 
gegenüber 
Soll 1374 

1 

1 

Bemerkungen 

Millionen DM 

®/o 

Förderung der Großen Hochsee- 
und der Kleinen Hoebsee- und 
Küstenfisdierei 

Zusammonsdilüsse nach EG-VO 

Erkundung neuer Fanggebiete . 

Fischerci.sdiutzboote 

42,4 32,8 -22ß 

0,17 0.08 53ß 

5,0 ß.O 1 20,0 

16,6 16,3 ^ Iß 

6,8 8,4 -f 23,5 

GA 

Fischerei forschungsschiffe 

insgesamt , . . 

71,0 63,6 -lO.-i 

1 



Eiiizelplan 10, bei Moönabmea der Gemeinschaftsautgahe BundesaiUeil im Rahmeapian (Gcmeinschaftsaufgabo) 

“J Eiozelplan 10 in der Fassung der Beschlüsse des T laiishohsausschusses bzw. vorläufiger Bundesanteil im Rahmen 
plan (Gemeinschaftsaufgabe) 

GA = Geineinschaftsaufgaber vg!. audi Übersicht 5B 


370- Im Frisciifischbereid'i der Hodiseeflscherei ist 
der Ünibciu von unwirtschaftlich gewordenen Voll- 
frostern zu Frischfischlrawlern als Zwisdienlösnng 
zur Erhciltimg der für eien Marklbedarf notwendigen 
Tonnage nahezu abgeschlossen. Im Hinblick auf den 
zu erw^üitenden weiteren Rückgang der Fangkapa- 
zität und dicj tladurdi entstehende Angebotslücke 
bei Frisdifisch ist insbesondere unter wirtsdiaft- 
lidren Aspekten und unter Berücksiditigung der see- 
reditlidien Entwlddung sowie der Haushalte die 
Möglichkeit einer Förderung des Neul^aus von 
Frischfisdifängern zu prüfen. 

371. über den Koinmissionsvorsdilag zur llarmo- 
nisierung der Beihilfen für Seefischerei in der EG 
konnte nod: keine Einigung cu zielt w^erderr Die 
Bunde.sregierung wird sich bei den weiteren Bera- 
tinigen dafür einsetzen, daß die bi.sherigen deut- 
schen Möglichkeiten zur Strukturhilfe im wc^sent- 
lichen aufrechterhalten bleiben. 

372. In der Binnenfischerei sind eine Reihe von 
Investitionsvorhaben nach den Grundsätzen für die 
Förderung von einzel bet rieb liehen InvesUlionen in 
der Landwirtschaft inzwisdien angelaufen. Der Bin- 
nenfischerei kommen ferner die Maßnahmen zur 
Reinerliallung der Gewässer, insbesondere der Bau 
von AbwTissGrkläranlagen und -kanalisalionen 
(Textziffer 311) sowie Fördenmgon im Rahmen des 
Marktstrukturgesetzes (Textziffer 24 1 ) zugute. 


Produktion 

373, Aufgrund der Notwendigkeit, die Fisdibe- 
stande im Interesse ihrer langfristigen Erhaltung 
zu schonen sowie der zunehmenden Inanspruch- 
nahme %"on Vorredüen durdi die Küstenstaaten, de- 
nen sich die Mehrheit der Staaten nidit mehr wicler- 
setzt, wurden die Fongquoten irn Gebiet des Nord- 
westatlantiks für die Bundesrepublik Deutschland 
wie für alle Staaten außer für Kanada und die LISA 
reduziert. Im Nordoslatlantik wurden erstmals Fang- 
qiiolen eingeführt. Durch Festsetzung von Fangquo- 
ten im Gebiet um die Färöer wurde auch dort die 
Expansion der cleiitscben Fange, die zum teilweisen 
Ausgleich für die Fangersdiwmrungen bei Island 
erforderlidi gewesen wäre, begrenzt. 

374, Durdi die Konvention vom 13, September 
1973 über die Fischerei und den Sdiutz der lebenden 
Res.sourcen in der Ostsee und den Belten werden 
auch in der Ostsee wirksamere Sdionmaßnabmen 
als bisher ermöglicht. Die Konvention wurde auch 
von der Bundesrepubiik Deutsdiland unterzeichnet. 
Ihre Ratifi/terimg wird vorbereitet. 

375, Durdi den Abschluß eines Fi.sdierei-Abküm- 
mens mit Polen hat die Bundesregierung sicherge- 
stellt, daß die deutsdien Fischer innerhalb der pol- 
nischen 12-Seemeilen-Zone bis zur 6-Meilen-Liiiie 
fischen dürfen. 
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376. Darüber hinaus hat die Bundesregierung der 
veränderten seereditlidien Situation durdi den Ab- 
schluß eines bilateralen Abkommens mit Mexiko 
Rechnung getragen. Dies sieht vor, daß zunächst die 
Fischbestände vor der mexikanischen Küste durch 
deutsdie Fischereifahrzeuge erforsdit und dann von 
diesen im Rahmen gemischter Unternehmen genutzt 
werden. Die Maßnahme soll audi langfristig zur 
Versorgung des deutschen Marktes beitragen. Es 
wird erwogen, ähnlidie Abkommen mit anderen 
Staaten abzusdilieöen, vor deren Küsten Fisch- 
bestände nodi ungenutzt sind. Darüber hinaus sollen 
in Zusammenarbeit mit Frankreich antarktische 
Fischbestände mit dem Ziel erforsdit werden, diese 
für Fang und Verarbeitung durch die deutsdie Fisch- 
wirtsdiaft zugänglich zu machen, 

377- Die Bundesregierung wird sich auch in Zu- 
kunft vor allem im Rahmen der internationalen 
Fisctiereiorganisationen^ denen auch nadi Absdiluß 
der Seerechtskonferenz noch eine bestimmende Rolle 
bei der Regelung der Nutzung der Fischbestände 
zukommen dürfte, weiterhin für die Belange der 
deutschen Fischwirtschaft einsetzen. Sie wird den zu 
erwartenden Forderungen Großbritanniens und Dä- 
nemarks, die Fischerei Politik der Europäischen Ge- 
meinsdiaften dahin gehend zu revidieren, daß der 
Fischfang in einer 200-Meilen-Zone der Mitglied- 
staaten nicht sämtlichen anderen Mitgliedstaaten 
in gleicher Weise offenstehen soll, entgegenlreten, 

378. Um die für die Hntwickhmg der Fischbestände 
sowie der sonstigen lebenden Me eres Organismen 
notwendigen natürlichen Voraussetzungen zu erhal- 
ten, und um zu verhindern, daß che Nutzung des 
Meeres als Nahrungsmitlelquelle durch Wasser Ver- 
schmutzung beeinträchtigt wird, hat die Bundesre- 
gierung die Bemühungen uni die Erhaltung und Ver- 
besserung der Meeresumwelt auf internationaler 
Ebene mit Nachdruck fortgesetzt Am 22. Mai 1974 


wurde von der Bundesrepublik Deutsciiland und den 
übrigen sechs Anrainerstaaten der Ostsee in Hel- 
sinki das Übereinkommen zum Sdiulz der Meeres- 
umwell iin Ostseeraum unterzeidrnet Dieses Über- 
einkommen ist beispielhaft, weil es erstmalig auf 
dem Gebiet des marinen Umweltsdiulzes die Be- 
kämpfung sämtlicher Verschmutzungsarteu zum Ge- 
genstand hat. Erfaßt sind die Verunreinigungen, die 
vom Lande ausgehen und die von Schiffen verur- 
sacht werden, die Abfallablagerungen sowie die Be- 
eintiäditigungen durch Arbeiten auf dem Meeres- 
boden. 

Außerdem wurde von der Bundesrepublik Deutsch- 
land am IL Juni 1974 das am 22. Februar 1974 in 
Paris verabsdüedele übereinkommeu zur Verhütung 
der Meeresversdimutzung vom Lande aus unter- 
zeichnet, Dieses Übereinkommen dient dem Schutz 
des Nordostatlantiks, 


Märkte und Preise 

379- Im Rahmen der Marktorganisation Fisdie wur- 
den für 1974/75 die Orientierungspreise sowie die 
davon abgeleiteten Preise gegenüber dem Vorjahr 
erhöht. Die Preisanhebungen betrugen bei Schell- 
fisdi, Rotbarsch und Kabeljau 10 Seelachs 8 
Schollen 15 ^/o, Makrelen und Heringen 0 Vo sowie 
Garnelen und Krabben Zum 7. Oktober 1974 

wurden die Orientic^rungspreise für Fische — wie 
alle anderen Marktordnungspreise — um weitere 
5 Vo erhöht 

Bei den Beratungen der EG -Einfuhrregelung für 
Speisekarpfen aus Drittländern, die am 1. August 
1974 in Kraft trat, setzte sidi die Bundesregierung 
mit Erfolg für einen ausreichenden Schulz der Er- 
zeuger in der Gemeinschaft und die Aufrediterhal- 
tung der bisherigen Handeisströme, insbesondere 
in die Bundesrepublik Deutschland, ein. 
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8.1 Bisherige Entwicklung 

380 ; Die agrarsozialpolitischen Maf5nahmen ge* 
winnen ein immer größeres Gewicht- 1974 steilte der 
Bund hierfür 2,34 Mrd. DM oder ixh 43 Vo der Ge- 
samtausgaben ini Eiiizelplan 10 bereit. Das Bei- 
tragsaufkommen der Landwirte zu ihrer eigenen so- 
zialen Sicherung belief sich im gleichen Zeitraum auf 
insgesamt 1,24 Mrd. DM. Auch für die landwirtsdiaft- 
lidien Arbeitnelimer wurde die soziale Sicherung 
ausgebaiil. 

381 . Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bun^ 
destag am 15. Juni 1974 einen Erfahrungsbericht über 
die Ausführung des am 1. Oktober 1972 in Kraft 
getretenen Ge.se tzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte vorgelegt (Drucksache 7/2346), In die- 
sem Bericht wird die Entwicklung der landwirt- 
schafthc^ie[i Krankenversicherung ausführlich dar- 
gestellt. Die Landwirte haben ihre Krankenversiche- 
rung überraschend schnell und sachkundig ange- 
nommen. Die landwirtschaftlichen Krankenkassen 
haben die salzungsrechtlichen Mehr- und Ermes- 
sensleistungen mit den Leistungen der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherimg und der Altershilfe 
für Landwirte so abgeslimmt, daß sie möglichst naht- 
los ineinander greifen. 

382 . Die Situation der landwirtschaftlidien UnfaU- 
versidierung ist dadurch gekennzeichnet, daB Un- 
fälle bei landwirtschaftlicheti Arbeiten häufiger 
einen .schwerwiegenden Verlauf nehmen als in den 
übrigen Wirtsdxaftsbereichen. So entfielen 1973 
19.4^/fr aller Arbeilsunfalle (einsdil. Wegeiinfälle 
und Berufskrankheiten) mit tödlidiem Ausgang und 
20,8 aller Arbeitsunfälle, die zu völliger Er- 
werbsunfähigkeit führten, auf die Landwirtschaft. 

Die Zahl der Unfälle in der Landwirtschaft ist nidit 
nur in der Bundesrepublik sehr hodr. Die land^virt- 
sdiaftlidien Soziaiparlner haben daher in Verbin- 
dung mit der EG-Kommission in allen Mitgliedstaa- 
ten 1974 zu einer Europäischen Sicherheitswoche 
aufgerufen. Sie fand in der Zeit vom 15. bis 22. Sep- 
tember 1974 statt. Sie sollte der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung sowie Herstellern und Konstrukteuren 
von Landraasdiinen die Notwendigkeit verstärkter 
Unfallverhütungsarbeit deutlich machen. 

383 . Zum 1 . Januar 1974 wurden die Verbesserun- 
gen des Gesetzes über die laufende Anpassung der 
Altersgelder in der Altershilfe für Landwirte (Sie- 
bentes Ändenmgsgesetz GAL) wirksam. Die Alters- 
gelcler wurden um 10 Vo angehoben. Das Finanzie- 
rungssystem wurde umgestelU. Die Höhe der Bun- 
desmittel verändert sidi nunmehr jährlich in glei- 
chem Umfang wie der Aufwand für die Altersgelder, 
Mit einer konstanten Beteiligung von 87,5 Vo an 


! diesen Aufwendungen trägt der Bund den besonde- 
ren Verhältnissen in der Landwirtschaft Rechnung. 

384 , Die Landabgaberente trägt sowohl zur ßoden- 
mobilisienmg als auch zur Verbesserung der AUers- 
struktur der ln der Landwirtschaft Tätigen bei und 
damit insgesamt zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur. Seit Inkrafttreten dieser Maßnahme am 1. Au- 
gust 1969 wurden rd. 280 000 ha strukturverbessernd 
abgegeben (siehe Malerialband, Tabelle 118), Nur 
in rd. aller Abgabefälle wurden die Flächen 
verkauft, rd. 220 ha wurden aufgeforstet. 35 ®/o der 
Betriebe wurden geschlossen und 65 geteilt ab- 
gegeben. 1974 lagen etwa 40 der aufnehraenden 
Betriebe in der Größenklasse 20 bis 50 ha, etwa 3 ®/o 
in der Größenklasse über 50 ha. 

385 . Landwirtsdiaftlicfie Arbeitnehmer sind hin- 
sichtlich ihrer gcsetzlic^jen sozialen Sidierung mit 
den Arbeitnehmern in Industrie und Gewerbe voll 
gleidigestellt. Aufgrund der Lohnstruktur in der 
Landwirtschaft haben sie jedoch besonders niedrige 
Altersrenten. Auf Initiative der Bundesregierung 
wurde deshalb für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschdft eine Zusatzversorgungskasse gesetz- 
lidi verankert, die ehemaligen Arbeitnehmern einen 
Ausgleich zu ihrer Rente aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung leistet. Das Gesetz wurde am 3. Au- 
gust 1974 verkündet (BGB]. I 1974 S. 1660), 


8.2 Ziele 

388. Ejn bedeutendes Ziel der Agrarpolitik ist die 
Verbesserung der Lebens Verhältnisse der in der 
Land- und Forstwirtschaft tätigen Mensdien sowie 
derjenigen, die im strukturellen Anpassungsprozeß 
aus der Landwirtsdiaft aussdreiden. Hierzu gehören 
folgende Teilziele: 

— Sicherung bei Krankheit, 

- — Sicherung bei Unfällen, 

— Sicherung im Alter, 

— = Verbesserung der Arbeilsverhältnisse, 

— ■ Sidierung der Altersversorgung beim Übergang 
und Ausscheiden. 


8.3 Maßnahmen^) 


Krankenversicherung der Landwirte 

307- Im Durchschnitt des Jahres 1974 waren 980 400 
Personen in der Krankenversidierung der Landwirte 

siehe aiidi übersidit 57 
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Mjttelansätze Eür das Programm: Sozialpolitik 


Maßnahmen 

Soll 

19?1 ') 

Soll 

197.S-) 

Soll 1975 
gegeniiboi 

Soll 1974 

Bemorkufigen '‘l 


Millionen DM 

Vo 


Krankenversicherung der 

Landwirte 

435.Ü ■*) 

580,0 

■ ^1 

1974 980 400 Mit- 


} 

glieder, davon 

403 500 AUenteiier 

Landwirtsdiaftiidie 
Unfallversicherung 

320.0 

208.0 

406,5 

+ 27,0 



.Einmaliger Zuschuß 
für 1974 

Altershilfe für Landwirte 

I 198,0 

f 381,0 

-c 15,3 

1974 569 000 Alters- 


geldempfänger 

Landabgaberente 

147,0 ") 

140,0 

4.8 

1974 31 000 Land- 
abgaberentenhezieher 

Nachentrichlangszuschuß zur 
Rentenversicherung 

4,0 

,5,0 

+ 25Jj 

1974 250 neue 

Anträge gestellt 

Anpassimgshilfe für iand- und ^ 
forstwirtsdiaftlidie 1 

Arbeitnehmer 

0,9 

0,7 

— 22.2 

GA 

Zusatzversorgung für land- und 
forstwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

24,0 

26,0 

+ 8.3 


insgesamt . . . 

2 336.9 

2 539,2 

+ 8,7 

1 


*) Einzelplan IO, bei Maßnahmen der Gemeinscliaftsaufgabe Bundesanteil im Rahmenplan (Genieinschaftsautgabe) 

“) Einzelplan 10 in der Fassung der Beschlüsse des Hausiialtsausschusses bzw, vorläufiger Bundesdnteii ijm Rahmen- 
plan (Gemeinschaftsaufgabe) 

’h GA ^ Gemeinsdiaftsaufgabe; vgl. audi Übersicht 58 

Der Ansatz wurde durch eine überplanmäßige Ausgabe um 85 Millionen DM aufgestockt. Die Steigerung des SOLL's 
107.5 gegenüber dem SOLL 1074 (einschließlich der überplanmäßigen Ausgaben) beträgt ll,5”/<ii. 

■*) Einsdiließlich 22 Millionen DM für Waisengeld 
Das Haushdlts’lst betrug 1974 118 Millionen DM 


versidiert. Die Leistungen — ohne Leistungen an 
Altenteiler — betrugen 1974 725 Millionen DM 

(Matenaiband, Tabellen 113 und 114), Davon ent- 


fielen auf 

ärztliche Behandlung , , 22 

zahnärztlidie Behandlung , * 15 

Krankenhauspflege 27 Vo, 

I 

Arzneien, Heil- und Hilfsmittel 20 i 

Betriebs- und HaushaUshilfe 2 ^/o. 


Je Mitglied wurden 1974 durdisäinitthch 1 256 DM 
aufgewendet 

Die Aufwendungen für die veisidierten aktiven 
Landwirte und deren Familien werden voll aus Bei- 


trägen finanziert. Die laiidwirtsdiaftlichen K ranken - 
kas.sen sind innerhalb des gesetzlidien Rahmens in 
ihrer Beitragsgestaitung autonom (Selbstverwaltung 
in der Sozialversicherung). Je Mitglied wurde im 
Durchschnitt aller Versicherten ein Beitrag von mo- 
natlidi 117 DM erhoben, wobei der niedrigste Bei- 
trag 45 DM und <ler höchste Beitrag 186 DM monat- 
lich betrug. 

Die Leistungen für die Altentetier werden vom Bund 
getragen, der dafür 1974 520 Millionen DM — hier- 
von 85 Millionen DM überplanmäßig — an fge wen- 
det hat. Für Altenteiler, die zugleich Renlenbezieher 
sind, leistete die Rentenversicherung Zuschüsse in 
Höhe von 30 Millionen DM. Für 1975 ist ein Bundes^ 
Zuschuß von 580 Millionen DM vorgesehen. 
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Lund vvirlschaftli die Uniallversicherung 

388. Die Uiifallreiileii der landwirtschaftlichen Ai- 
beitnehiner, die nadi § 579 RVO jährlidi engepaßt 
werden, sind zum !. Jüiiuar 1974 um 9,4^4, zuni 
1. Januar 1975 um il,6'Vo erhöht worden (1(\ und 
17. Rentenatlpössungsgesel^^ BGBl. 1 1973 S. 525 und 
BGBl. I 1974 S. 821). 

Die Unfallreiiten der landwirtsdiäftlidien IJiitomeh- 
mer, deren Berechnung ein durchsdinittÜcher .fahres- 
Arbeitsverdienst zugrunde liegt, werden im Jalire 
1975 — dem zweijährigen Rhythmus entsprechend • — 
neu festgesetzt. Sie werden dabei um 25 erhöht 
w^erden. Die Zulage an Schwerverletzte, die voll 
aus Bund esrnilt ein getragen wird, wird auch weiter- 
hin gewahrt. 

Die Ausgaben der landwirtsdiaftlichen Berufsgenos- 
sensdiaften für Leistungen und Verwaltungskosten 
betrugen 1974 750 Millionen DM. 

Die Beitragslast der Landwirtschaft für die Unfall- 
versicherung war 1974 mit 82 Millionen DM bedeu- 
tend niedriger als im Vorjahr (Materialband, Ta- 
belle 115), Durch eine Erhöhung des Zusdnisses ge- 
genüber dem Vorjahr um 228 Millionen DM ent- 
lastete der Bund die Landwirtschaft um insgesamt 
528 Millionen DM. Pur 1975 ist ein Bundcsziisdiuß 
von 400,5 Millionen DM vorgesehen. 


Altershüfe für Landwirte 


389 , Landwirte, die für mehr ab Io volle Kalender- 
jahre Beiträge gezahlt haben, erhallen seit dem 



Verheiratete 

1 Alleinstehende 


OM 


Cnindbelrag (15 Beitragsjahre) 

1974 

264,00 

176,00 

1975 

293,60 

195,80 

1976 

326,20 

217,60 


16 Beitrag.sfalire 

1974 

272,00 

181,30 

1975 

302,50 

20i,70 

1976 

336,00 

224,20 


17 Beilragsiahre 

1974 

279,90 

186,60 

1975 

311,30 

207,60 

1976 

345,80 

230,70 


iS Beitragsjahre 

1975 

320,10 

213,50 

1976 

355,60 

237,20 


19 Beitrags jalire 

1976 

365,40 

243,80 


1. Januar 1974 für jedes weitere Beitragsjahr einen 
Zuschlag von 3 Vo des Allersgeldgrundbetrages. Seil 
Oktober 1974 gibt es erstmals Altersgeldempfänger 
mit 17 Beitragsjahren. Zum 1. Januar 1975 wurden 
die Altersgelder entsprechend dem Steigerungssatz 
der Renten aus der gesetzlidien Rentenversidierimg 
um lL2®/o angehoben. Zum 1, Januar 1976 hat die 
Bundesregierung durdi Kabiuettsbeschluß vom 
16. Oktober 1974 iui Entwurf des 18. Rentenanpas- 
sungsgesetzes eine Anhebung um 11,1 Vu vorge- 
sehen. 

Die Zahl der AllersgeldempSänger hat 1974 nur um 
0,5 ‘Vu zLigenommen; 1973 war sie um 2,3 “/u ange- 
stiegen. Gleichzeitig ging der Bestand an BeiLrags- 
pfliditigen um 1,8 Vo auf 714 000 am 31. Dezember 

1974 zurück {Materialband, Tabelle 116). 

Die Gesamtaufwendungen der Alterskassen (Alters- 
geid, Rehabilitation, Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten) beliefen sich im Jahre 1974 auf 1 545 Mil- 
lionen DM. Die Altersgeldaufwendungen betrugen 
1 370 Millionen DM, das sind 12,0 mehr als 1973, 
Aufgrund des 7. Änderungsgesetzes — GAL ver- 
ändert sich der Bundeszuschuß zur Alterskasse im 
gleichen Verhältnis wie die Aufwendungen für da,s 
AltersgelcL Der Bund steiite daher 1974 1 198 Millio- 
nen DM und damit 12,0% mehr als 1973 für die Al- 
tershilfe der Landwirte zur Verfügung (Material- 
band, Tabelle 117). Die landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer [rügen durch einen monatlichen Beitrag von 
41 DM mit 347 Millionen DM zu diesem Zweig ihrer 
sozialen Sicherung bei. 

Für 1975 wurde der Bundesanteil an den Altersgeld- 
aufwendungen auf 1 359 Millionen DM vorgesdiätzt; 
weitere 22 Millionen DM sind zur Einführung eines 
Waisengeldes vorgoselien. Der monatlidie Beitrag 
der landwirtschaftlidien Unternehmer wurde für 

1975 auf 48 DM festgesetzt. Aufgrund der geänder- 
ten Finanzierungsregelung wird ein Uberschuß oder 
ein Defizit an Einnahmen bei der nadisten Beitrags- 
festsetzung berücksichtigt. 


Betriebs- und Haiishaltshilfe 

390 . Die Träger der landwirtsdiafllidien Sozial- 
versicherung stellen bei Durchführung von Rehabili- 
tationsmaßnahmon, beim Tod des Unternehmers 
oder seine.s Ehegatten, hei Krankenhauspflege oder 
Heilanstaltspflege Betriebshelfer oder Dorfhelferin- 
nen als Ersatzkräfte zur Verfügung. 

Die Betriebs- und Haushallshilfe hat erheblidie be- 
triebswürtsdiaftlidie und soziale Bedeutung erlangt. 
Die Zahl der Einsätze stieg 1974 auf 80 000. Die Auf- 
wendungen hierfür betrugen insgesamt 71 Millio- 
nen DM. 


Lanclabgaberenle 

391 . Die Landabgaberente wurde mit dem 7. Ände- 
rungsgesetz * — GAL zum 1. Januar 1974 in die Erhö- 
hung und Dynamisierung des Altersgeldes einbe- 
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zogen. Sie liegt um monatlidi 175 DM für Verheira- 
tete und um 115 DM für Alleinstehende über dem 
jeweiligen Altersgeidgrundbetrag. Sie beträgt: 



Verheiratete 

Alleinstehende 

1974 

439,00 DM 

291,00 DM 

1975 

468,60 DM 

310,80 DM 

1976 

501,20 DM 

332,60 DM 


Jm Dezember 1974 wurde Löndgaberente an 31 000 
ehemalige landwirtsdiaftliche Unternehmer oder 
deren Witwen/Witwer gezahlt, darunter 3 723 Neu- 
zugänge 1974 (Materialband, Tabelle 118). Seit 1969 
wurden durch diese Maßnahme rd. 280 000 ha struk- 
turverbessernd abgegeben (vgh Textziffer 384). 

Die Ausgaben des Bundes für die Landgaberente be- 
liefen sich 1974 auf 118 Millionen DM; für 1975 sind 
140 Millionen DM vorgesehen. 


Nadien triditungszusdiuß 

392, Das 7. Änderung sgesetz — GAL hot die enge 
strukturpolitische Bindung für die Gewährung des 
Bundeszusdiusses zur Nadientriditung von Beiträ- 
gen zur Rentenversicherung gelockert und der so- 
zialpolitischen Zielsetzung der Maßnahme größeres 
Gewicht gegeben. Die seit 1. Januar 1974 geltende 
Regelung geht von der Überlegung aus, daß Land- 
wirte, die sidi beruflich aus der Landwirtsdiaft lö- 
sen, die Möglichkeit erhallen sollen, diesen Schritt 
audi hinsiditiidi ihrer Alterssicherung zu vollziehen 
(s, Agrarbericht 1974 S. 118). Trotz dieser ErleidUe- 
rungen wurden 1974 nur 250 Anträge gestellt, Seil 
Inkrafttreten der Maßnahme am L Januar 1971 
wurde in insgesamt 440 Fällen der Nadientrichtungs- 
zAischuß in Ansprudi genommen. Die Aufwendungen 
des Bundes beliefen sidi 1974 auf 2.3 Millionen DM; 
für 1975 sind 5 Millionen DM vorgesehen. 


Anpassungsbilfe für fand- und forstwirtschaftlidie 
Arbeitnehmer 

393. Landwirtsdiaftliche Arbeitnehmer über 55 
Jahre erhallen eine Anpassungsbilfe, wenn sie ihren 
Arbeitsplatz wegen Auflösung oder Stillegung des 
Betriebes oder von Betriebsleilen verlieren und 
keine neue Tätigkeit in der Landwirtschaft aufneh- 
men, Die Anpassungshilfe beträgt für jeden Monat 
vom Tage der Entlassung bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres 60 DM, höchstens jedodi insgesamt 
7 000 DM und wird als Abfindung in einer Summe 
ansgezahlt. Diese Maßnahme wird auch 1975 im 
Ralimen der Geme'mschaftsaiifgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes'' durdi- 
geführl. 


Zusatzalters Versorgung für land- und forstwirtsdiaft- 
liche Arbeitnehmer 

394, Die Tarifparteien der Land- und Forstwirt- 
schaft haben eine Zusalzaltersversorgung für die 
land- und forstwirtsdiafüichen Arbeitnehmer Larif- 
vertraglidi vereinbart. Im Rahmen dieser Regelung 
entriditen die land- und forstwirtschaftlidien Ar- 
beitgeber für jeden ständig beschäftigten Arbeit- 
nehmer seit !. Juli 1972 einen MonaUbeitrag von 
10 DM an ein Zusatzversorgungswerk, das Beihilfen 
zu den Renten der gesetzlidien Renlenversidierung 
gewährt. Voraussetzung für die Gewährung ist eine 
langjährige Tätigkeit als Land- oder Forstarbeiter. 
Diese larifverlraglidie Regelung wird ergänzt durch 
das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 3L Juli 1974 (BGBL f S. 1660). 
Land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer, die 
bereits aus dem Arbeitsleben ausgeschieden sind 
oder die wegen vorgerückten Alters nur eine ge- 
ringe Beihilfe aufgrund des Tarifvertrages bekom- 
men, erhalten die Beihilfe als Ausgleidisleistung 
des Bundes. Hierfür sah das Gesetz für 1974 24 Mil- 
lionen Bundesmittel vor. Die Ausgleidisleistung be- 
lief sich für 1973/74 auf monatlich 50 DM für Ver- 
heiratete und 30 DM für Alleinstehende. Rund 
42 000 Anträge wurden fristgeredit gestellt. 
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9 Programm: Bildung und Beratung 


9.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 


Vorsdiülisdie und schulisdie Bildung 

395 . Die BilduiicjsmötjHchkeiten in struktureil 
sch Weideten Gebieten, zu denen überwiegend die 
ländlichen Räume gehören, wurden in den letzten 
Jahren verbessert durch: 

— Einridilung neuer Kindergartenplätze, 

— Einrichtung von Zentralschulen, 

— Model Iversuciie zur Erprobung neuer Sdiul- und 
Unterrichtsformen, 

— ein breiter gefäciiertes Angebot von beruf] idien 
Ausbildungsmöglichkeiten und -platzen. 

Diese Maßnahmen tragen mit dazu bei, die wirt- 
sdiaft liehe, soziale und gesellsdiaftlidie Lage der 
auf dem Lande lebenden Menschen dem allgemein 
erreichten Standard anzugleidien; sie müssen audi 
in Zukunft fortgesetzt werden. 


Berufsbüdting 

396. Ini Bereich der Berufsbildung wurden seit In- 
krafttreten des BerufsbiJdungsgeselzes folgende 
Maßnahmen durchgefüiirt oder eiiigeleitet: 

— Erlaß von Verordnungen zur bimdeseinheitlichen 
Regelung der .Ausbildung, der Eignung der Aus- 
büdungsstätten und der Anforderungen in der 
Meisterprüfung für die Mehrzahl der Berufe des 
Agrarbereichs, 

— Förderung der beruflichen Ausbildung durch 
finanzielle Unterstützung von Modellvorhaben 
für die überbetriebliche Ausbildung. 

— Abstimmung der Rahmenlehrpläne für das Be- 
rufsgrunclbildungsjahr mit den Ausbiidungsord- 
nuagen aufgrund von Vereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern. 

397 . Seit Ende der sedizigtir Jahre geht die Zahl 
der Jugendlidien, die sidi innerhalb des Agrarbe- 
reichs einer geregeUeii Berufsausbildung unterzie- 
hen, stark zurüdc. Dieser Rückgang hat sich jedoch 
Inzwischen verlangsamt (1973: ”7,7 Vo). Bei den 
Berufen des Gartenbaus und der Mülkeretwlrtsdiaft 
ist erstmals seit 1969 die Zahl der Auszubildenden 
wieder leicht angestiegen (Materialband, Tabellen 
119, 121 und 123), Rückläufig ist aber immer noch 
die Zahl der Sdiüler an den Fadisdiulen des Agrar* 
bereidis (Materialband, Tabellen 120 und 122). 

338, Staatlidie Einrichtungen und freie Träger set- 
zen sidi: verstärkt für eine Verbesserung der Wei- 


terbildung der ländlichen Bevölkerung ein. Inhalt 
und Durdiführung der Woiterbildungsinaßnahmen 
werden zunehmend saddich und pädagogisch auf die 
Erfordernisse zeitgerediter Erw^achsenenbildung ab^ 
gestellt. Im Rahmen von Arbeitsgemeinsdiaften be- 
mühen sich die in der Weiterbildung tätigen Institu- 
tionen um Abstimmung und KoorcHnierung ihrer 
.Aktivitäten. 

Die Zahl der Teilnehmer an Weiterbilduugslehrgan- 
gen der Fachschulen und Lehranstalten im Agrar- 
bereich sowie der ländlichen Heimvolkshochschiiien 
ist weiter angestiegeii. 1973/74 beteiligten sich rd. 
350 000 Personen an diesen Lehrgängen. 

399 . Die Teilnehmerzahl von bisher landwirtsdiaft- 
lidren Erwerbstätigen an den UmschulungsmaÖnah- 
men der Bundesanstalt für Arbeit ist hingegen wei- 
ter rückläufig. 1973 traten nur nodi 1 431 Männer 
und 197 Frauen neu in diese Maßnahmen ein (1972: 
2 200 Männer, 261 Frauen). Diese Entwicklung läßt 
vermuten, daß zunehmend Arbeitsplätze bevorzugt 
werden, für die keine besondere beruf Hebe Ausbil- 
dung verlangt wird. Dies bestätigt auch eine Berufs- 
verlaufsunlersudiung des Instituts für Arbeitsmarkl- 
iind ßerufsfoTschmig der Bundesanstalt für Arbeit. 
Sie kommt zu dem Ergebnis, daß 26 Vo aller männ- 
lidien Er Weibspersonen als uo- oder angelernte 
Arbeiter beschäftigt sind, daß abc^r von den ehemals 
selbständigen Landwirten fast öO Vu eine Tätigkeit 
aLs un* oder angelernter Arbeiter ausüben. 

400 . An den wissenschaftl leben Hochschulen hat 
die Zahl der Studierenden der versdiiedenen agrari- 
schen Faciirichtungen seit Ende der sechziger Jahre 
stark zugenommen. So hat sich z. ß. die Zahl der 
Land Wirtschaftsstudenten im Wintersemester 1973/74 
gegenüber 1964/65 uni 2 271 auf 3 890 erhöht. In der 
neuen Fachrichtung Haushalts- und Ernährungswis- 
sensdiaften, die 1964/65 erst an einer Hochschule nnl 
32 Studierenden vorhanden war, erreidUe sie 1973 '74 
bereits 2 133. Für die Absolventen emiger Fachrich- 
tungen dürfte es bei gleichbleibendem Stellenange- 
bot sdiwierig sein, eine der Qualifikation enfspre- 
diende berufliche Tätigkeit zu finden. Besondere 
Schwierigkeiten ergeben sich im Bereich der Haus- 
halts- und Ernährungswissensdiaften, da Absolven- 
tinnen aus diesem Fachbereich außer für den Lehr- 
imcl Beratungsdienst bisher nur in geringer Zahl 
nachgefragt werden. 


Beratung 

401 , Durdi organisatorische und methodische Ra- 
tionalisierungsm aßnah men konnten gezielte Pro- 
gramme insbesondere audi zur Verstärkung der Er- 
nährungsinformation der Bevölkerung im ländlidien 
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Ruum eingesetzt werden. Der Aufbau bzw. Ausbau 
der sozio-ökonomischeu Beratung entsprediend A'*- 
tikel 3 der RidUlinie 72 '161 /EWG bradite in allen 
Bundesländern neue zUsSalzliche Aufgaben. Sie be- 
inhalten; 

— Allgemeine Information der landwirtsdiaftÜchen 
Bevölkerung über Möglidikeiten zur Verbesse- 
rung der soziO“ökonoinischen Situation. 

— Unterriditung und Beratung der InLeresseiiten im 
Hinblick auf eine Fortsetzung der lüiidwirtschaft- 
lidien Erwerbstätigkeit, die Aufnahme einer 
außerlandwirtschafUkhen Tätigkeit oder die end- 
gültige Einstellung ihrer landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit. 

— Untorrichtung über die FortbildungsniögiidikGi- 
tcn der in der Laadwirtsdiaft tätigen Personen 
und die Zukunftsaussiditen der Kinder in der 
Landwirtschaft oder in anderen Erwerbszweigen. 

In der Land- und Hauswirtschaft waren 1974 4 764 
Berater eingesetzt. Sie w-urden von 3 Ö51 tedinisdien 
Hilfskräften unterstützt (Materialbond, Tabelle 124). 


9.2 Ziele 

402. Der rasch verlaufende Strukturwandel im 
Agrarbereich erfordert eine ständige Verl^esseiung 
des Biidungsangebüts und der Beratung. Es werden 
daher im Bereich Bildung und Beratung folgende 
Ziele angeslrebt; 

— Verbesserung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung einschließlich der Weiterbildung, 

— Verbesserong der sozio-ökonornischen Infonna- 
tion und Beratung, 

— Verbesserung des regionalen Unischulungsange- 
bots. 


9.3 Maßnahmen 

Berufsbildung 

403. Zur Regelung der Berufsausbildung und der 
beruflichen Forlbüdung nadi dem Berufsbildungs- 
gesetz werden w^eitere Rechts Verordnungen vorbe- 
reitet. Inzwisdien liegen die Verordniuigsentwürfe 
für die Berufsausbildung zum Tieiwirt sowie lür deji 
Bereich Pferdezucht und Pferdehallung und für den 
in einer gemeinsamen Verordnung zu regeinclen Be- 
reich der iändlidien und städtischen Hauswirtsdmft 
vor. In Vorbereitung sind ebenfalls die Verordnun- 
gen über die i-Vnfordenmgen in der MeistorprüfuiKj 
und der Eignung der Ausbildiiogsstätte für die Be- 


rufe Meister der ländlichen Hauswirtsdiaft, Forst- 
wirti Winzc?r und Fisdiwirt sowie Verordnungen 
über die Anforderimgen an die fachliche und päda- 
gogische Eignung der Ausbilder. Ferner sollen Ver- 
ordnungen über die Anrechnung eines Berufsgiund- 
bildungs Jahres und des Besuchs der BerufsfadisduUe 
auf die Ausbildungszeit erlassen werden (Material- 
band, Text 8), 

Nach Verabsdiiedung der Rahmenlehrplanentwürfe 
für das Berufsgrundbildungsjalir in den Berufsfel- 
dern Landwirtschaft und Ernährung, Keiuswürtschaft 
wird die Ab.stimmung zwischen Ausbildungsordnun- 
gen und Lehi])länen fortgesetzt, mit dem Ziel, neue 
Rahmenlehrpiäne für die Fadistufe der Berufsschule 
zu erarbeiten. 

404- Für den Bereich der Weiterbildung haben die 
Lander in Anwendung der Richtlinie 72/lGl/EWG 
ein in den Grundsätzen einheitlidies Weiterbil- 
dungsprogramm entwickelt. Hierdurch sind die Vor- 
aussetzimgen geschaffen worden, die eine Rücker- 
stattung von Aufwendungen für Weiterbildungsver- 
anstaltungen von mindestens 60 Stunden Dauer er- 
möglidiein Nadr positiver Entsdieidung der EG- 
Komnnssion über das vor gelegte Programm wird 
der Bund um die weitere Koordinierung der beriif- 
iiehon Weiterbildung bemüht bleiben. 

Die Bimdesaostait für Arbeit informiert in Zusam- 
menarbeit md der LandwirLsduiftsverwalUmg und 
den Bauernverbänden die landwirtschaftliche Be- 
völkerung über die berufiidien Förderungsmaßnah- 
meii nadi dem ArbeilsfÖrderungsgeselz. Im Rahmen 
ihrer Aktion ,,3 W — Wollen — Wissen — Weiter- 
kommen" werden nunmehr vorrangig ehemalige 
Landwirte angesprochen, die ohne Qualifizierung 
den Beruf gewechselt haben und als Hilfsarbeiter 
oder angelernte Arbeiter beschäftigt sind. 


Beratung 

405. Da die Rechts Verordnungen zur Umsetzung 
der Richtlinie 72/1 61 /EWG über die sozio-ökono- 
misdie Information in nationales Recht bisher noch 
nicht die Zustimmung der EG-Kommission gefun- 
den haben, wird das Ausbildungsprogramm für die 
sozio-ökonomischen Berater erst in diesem Jahr vc)Il 
dnlaufen {s. Materialband, Text 9), 

Der Land- und HaUvSwirtsdiaftlidie Ausweitungs- 
imd Informationsdienst (AID), der vom Bund finan- 
ziell getragen wird, imterstiUzt die Maßnahmen im 
Bereich der Berufsausbildung, der beruflichen Wei- 
terbildung und der Beratung durch BereitslGllung 
von Arheits- und Informationsunterlagen, clurdr zen- 
trale Arbeitstagungen sowie durch Kontakte zu den 
entsp reichenden auslandisdion Diensten, 
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10 Programm: Einkommensausgleich aus besonderen Gründen 


10.1 Ziele 

406. Ini Raiiuien ties Progrdnrins „Einkomuiens- 
avisgleidi aus besonderen Gründen'' werden fol- 
gende Tcil;^iele verfolgt: 

— Vermeidung wdluungsbedingter Cinkoinmens- 
verlustei 

— Vermeidung eines überhöhten Einkommensrück- 
standes in besonders benachteiligten Regionen 
unter raumordniings- und uinweltpolitisdien 
Aspekten ; 

407. Einen besonders hohen agravpolitisdien Stel- 
lenwert hat das Ziel „Verniesdnug währungsbeding- 
ter Einkommensverluste", Mit dem agrarpoljtisdien 
Ilauplziel einer vollen Teilnahme der Londwirt- 
sdiaft an der allgemeinen Einkommens- und Wohl- 
standseiitwicklung und der in Artikel 30 EWG-Ver- 
trag festgelegten Gewährleistung eines angemes- 
senen Einkomniensniveaus der in der Landwirt- 
sdraft tätigen Menschen wäre es nicht vereinbar, 
wenn Änderungen des Wechselkurses einer natio- 
nalen Wälirung zu Einküinmenseinbiißen führen 
würden. Diese von der Bundesregierung stets ver- 
tretene Auffassiing ist vom Rat der Europäischen 
Gemeinschaften in den Grimdsat/heschlüssen vom 
16. März 1972 und L Mai 1073 bekräftigt worden. 
Danach stellen einkommenspolitische Maßnahmen 
zur Vermeidung von Einkommens Verlusten aus Pa- 
ritätsänderuogen bis zur Verwirklichung der Wirl- 
sdiafts- und Währungsunion ein imentbehrliches 
Mitte! der Agrarpolitik dar. 

408. Auch unter raumordiiungs- und umwellpoiiti- 
sdien Aspekten gewinnen einkoniinensergärtzende 
Maßnahmen immer mehr an Gewicht. Derartige 
direkte Ausgleichszahlungen an die Landwirtschaft 
für ihre landsciiaflspflegerische Leistung werden es 
auf Dauer ermöglichen, in bestimmten Gebieten ein 
Minimiini an Bevölkerungsdidite und die Erhaltung 
der Kill turhind Schaft zu .sichern. 


10.2 Maßnahmen 


10.21 Aufwertungsausglelch 

409. Durch die Verordnung (EWG) Nr, 2464/69 vom 
9. Dezemb(?r 1969 wmrde die Bundesrepublik 
Deutsddand vom Rat rler EG ermächtigt, für einen 


Zeitraum von zunächst vier Jahren die der deut- 
schen Landwirtschaft au,s der DM- Auf Wertung vom 
27. Oktober 1969 entstandenen Verluste auszuglei- 
chen. Der Rat )mtte sich in dieser Verordnung Vor- 
behalten, vor Ablauf des .Jahres 1973 die w irtschaft- 
liche Entwicklung der deutschen Landwirtsdiaft seit 
der DM- Aufwertung von 1969 unter dem Einfluß 
des gewährten Ausgleichs zu prüfen und gegebe- 
nenfalls eine Verlängerung vorzusehen* Bei dieser 
auf der Sitzung vom lO./lI. Dezember 1973 vor- 
genommenen Prüfung gelangte der Rat zu dem 
Ergebnis, daß die Einkommensentwickhmg der deut- 
sdien Landwirtsdiaft seit der DM-Aiifw ertung von 
1969, insbesondere wegen des im Vergleich zu an- 
deren EG-Mitgiiedstaaten ungünstigen Verhältnisses 
von Erzeugerprei.s- und Betricbsmittelpreisindex, 
eine Weiterführung des Aufw^ertungsausgleichs 
über 1973 hinaus erforderlidi macht. 

Durdi Enlsdreidung vom ] 1, Dezember 1973, formell 
verabschiedet am 2L Januar 1974, hat der Rat daher 
die Bundesrepublik Deutschland ermächtigt, den 
Auf\^^ertungsausgleich über die Mehrwertsteuer 
fortzüführen; einer Beibehaltung auch des flädren- 
bezogenen Ausgleidis versagte er dagegen seine 
Zustimmung. 

Der mehrwerlsteuerlidie Aufwerlungsausgleich 
(teduiisdi als Erhöhung der Mehrwertsteuer lun 
3 Prozenlpunkte bei gleichzeitigem Kürzungsan- 
sprudi in dieser MÖhe gegenüber der Fi na nz Verwal- 
tung nusgestoUet) stellt von seinem Finanzvolumen 
her eine besonders einkommenswürksame Fonn des 
Ausgleichs dar und ge wuährl eistet wegen seiner Um- 
satzbezogen heil ein Hödistmaß an gerechtem Aus- 
gleicii. 


10.22 Ausgleichszulage 

410. Dem Ziel Vermeidung eines überhöhten Ein- 
kommensrückstandes in besonders benaditeiligten 
Regionen unter raumord niings- und uinweitpoliU- 
sdien Aspekten trägt in besonderer Weise die Aus- 
gleidi.szulage des Programms zur Pürdeiung kind- 
wirtsdiaftlidier Betriebe in Berggebieten und in be- 
stimmten benachteiligten Gebieten Rechnung, Sie 
stellt eine gezielte und differenzierte direkte Ein- 
kommensübert Tagung dar, die nach einheitlichen 
Grundsätzen auf EG-Ebene eingesetzt wdrd. Die 
Maßnahme steht in einem engen Zusammenliang 
mit der investiven Förderung landw irtschaftlicher 
Betriebe in benachteiligten Regionen (vgl. deshalb 
hierzu im einzelnen unter Text Ziffer 267). 
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11 Programm: Umweltpolitik 


11.1 Bisherige und voraussichtlidie Entwicklung 

411, Grundlage aller umwellpoU tischen Aktivitä- 
ten ist das im Herbst 1971 vorgelegte Umwellpro- 
gramm der Bundesregierung, das zur Zeit fortge- 
schrieben wird. Hier soll die „Querschnittsaufgabe 
Umweltschutz in der Agrarwirtschaft“ in Verbin- 
dung mit dem eigenständigen Bereich ,, Naturschutz 
und Landschaftspflege'^ mit den wesentlichen Um* 
weltproblemen zusammenfassend behandelt wer- 
den. Die speziellen Aspekte sind, da sie aus dem 
iädispezi fischen Zusammenhang nicht herausgelöst 
werden können, in den einzelnen Programmen be- 
reits da.rgestelU worden. 


11,11 Natur und Landschaft 

412, Der fort-sdireitende soztü-okonomisdie Struk- 
turwandel in der Bundesrepublik Deutschland und 
das wirtschaftliche Wachstum haben insgesamt die 
Ansprüche an Natur und Landschaft weiter erhöht, 
die Belastungen des Naturhaushaltes verstärkt und 
die Veränderungen der Landschaftsstruktur und des 
Landsdiaftsbildes beschleunigt. 

Verursachend für die ßeiastüngen und — überwie- 
gend nachteiligen — Veränderungen von Natur und 
Landschaft sind vor allem folgende Nutzungs- 
ansprüche: 

~ das Wadistuni und die strukturellen Verände- 
rungen der Siedlungs- und Industriegebiete, 

— das Wachstum des Verkehrs und der Ausbau des 
Verkehrsnetzes, 

— der erhöhte Rohstoff- und Energieverbrauch, 

— die Zunahme der festen Abfalle, Abwässer und 
Emissionen, 

— der agrarstrukturelle Wandel und der damit 
verbundene Nutzungswandel des Bodens in 
ländlichen Räumen sowie 

— der wachsende Flächenbedarf für Freizeit. 

Diese Nutzungsansprüche treffen oft itinerhalb der- 
selben Räume aufeinander, wo sie sich gegenseitig 
beeinträchtigen oder auch gegenseitig ausschUeßen 
können und hierdurch zu versdiärften Belastungen 
führen. 

413, Den aufgezeigtcn Ansprüchen entspretiien 
Änderungen in der Flächetinutzung, Der Fladiem- 
beclarf für Wolmen, Industrie und Verkehr wächst 
ständig. Bei Verkehrsanlagen müssen die vom Ver- 
kehr ausgehenden Emissionen in Rechnung gestellt 
werden, die auch große Gebiete außerhalb der 


überbauten Flädien beeinträditigen und — als 
Folge der Zerschneidung der Landsdiaft — häufig 
die verbleibenden Restflächen in ihrem Wert stark 
mindern oder sogar völlig entwerten. 

Die landwirtschaftlidie Nutzfläche ist zurücicgegan- 
gen, Wald- und Brachfiädien nehmen zu. Diese Zu- 
nahme ist jeweils nach der örtlichen Situation unter- 
sdiiedlidi zu beurteilen. Die ökologisdien Auswir- 
kungen sind fast durchweg positiv. Für Freizeit- 
aktivi täten kann ein zu hoher Anteil nachteilig sein. 

414, In engem Zusammenhang mit den Eingriffen 
in die Ökosysteme steht die Verniditung oder Ge- 
fährdung von Tier- und Pilanzenarten. Artenviel- 
fait ist aber eine wichtige Voraussetzung für einen 
leistungsfähigen Nalurhaushalt. 

Die Ermittlung ausgestorbener oder gefährdeter 
Pflanzenarten in der Bundesrepublik ist im Gange. 
Teilergebnisse liegen für Baden- Württemberg vor. 
Seit 1900 sind hier 59 Pflanzenarten ausgestorben 
oder versdiollen, nahezu 200 Pflanzenarten sind 
mehr oder weniger stark gefährdet. 

Einwirkungen auf die Lebensbfjdingungen und Le- 
bensräume von Tierarten haben am stärksten die 
niederen Wirbeltiergruppen (Kriedüiere, FLsche, 
Lurche) und die wirbellosen Tiere (z. B. Insekten, 
Weichtiere) getroffen. Bei den Kriechtieren sind 
40 ^/ü aller heimischen Arten stark gefährdet oder 
regional unterschiedlich stark gefährdet. Unter den 
Säugetieren und Lurdien beläuft sich der Anteil 
der stark oder regional iintersdiiedlidi stark ge- 
fährdeten Arten auf insgesamt 55 Vo. In der Vogel* 
fauna der Bundesrepublik sind 7 der Arten in 
den letzten !5fl Jahren versdiwunden, etwa 40^/0 
müssen gegenwärtig als gefährdet angesehen wer- 
den. 

415, Die Maßnahmen von NaLursdiutz und Land- 
schaftspflege stützen sich auf das Reidisnalarscliutz- 
gesetz von 1935, das nach 1945 zunädist in meist nur 
wenig abgewandeiter Form als Landesredit weiter- 
galt. 

Inzwischen sind in mehreren Bundesländern neue 
Gesetze für Naturschutz und Landschaftspflege in 
Kraft getreten oder als Eiitw'ürfe erarbeitet w'orden. 
Sie weisen untereiitander und gegenüber dem 
Reidisnaturschutzgesetz z, T. starke Untersdilede 
auf. Ein Geselzenlwurf der Bundesregierung zur 
Schaffung einer bundeseinheitlichen gesetzlidien 
Grundlage liegt sdron seit 1972 vor (vgl. Textzif- 
fer 425). 

416, Gegenw^ärtig gibt es in der Bundesrepublik 
52 Naturparke, 6 Erholungsgebiete im Sinne von 
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Naturparken sowie den ,, Nationalpark ßayerisdier 
Wald' und den „ Alpen-Nationalpark Königssee"- 
Während Naturparke vorrangig der naturnahen 
Erhohmg dienen, steht in Nalionalparken der 
Sdmly^-Aspekt iin Vordergrund. 

Dem Natnrparkprogramm wird große Bedeutung 
beigemessen. Deshalb wurde 1974 die Naturpark- 
forderung mit Bundesmitteln wieder aufgenommeri; 
den Ländern wurden 7,5 MiJ Honen DM zur Ver- 
fügung gestellt. 

Die Pianungs- und Kartierungsarbeiten für die 
Gründung des grenzübersdireitenden deutsdi-nie- 
derländischen Naturparks ..Maas-Schwalm-Nette“ 
wurden fortgesetzt. Für die Errichtung des „Natio- 
nalpark Wattenmeer" wurden die Vorarbeiten 1974 
intensiviert. 


11.12 WecHselwlrkungen zwischen Agrarwirtschaft 
und Umwelt 

417, Die Wechselwirkungen zwisdien Agrarwirt- 
schaft und Umweit sind vielsdiichtig und vielfältig. 
Um die inierdependenten Wirkungen und geeignete 
Ansatzpunkte für Einzelmaßnahnien zur Verbesse- 
rung der Umwelt erkennen zu können, ist eine 
Erfassung des Gesamtkomplexes und eine detail- 
lierte Aufschlüsselung der einzelnen Bereiche ver- 
sucht worden, Dabei zeigte sich, daß der Wissens- 
.stand noch gering ist. Dennoch ist eine vorläufige 
Bewertung der Umweltwirkungen der Agrarwirt- 
schaft nach qualitativen Gesiditspunkten vorgenom- 
nten worden, die zur Zeit folgende Aussagen er- 
möglicht: 


Nahrungsmittel 

418- Die deutsdre Agrarwirtsdiaft ist bestrebt, die 
Verbraucher mit qualitativ hochwertigen Erzeugnis- 
sen zu versorgen, Tn der Bundesrepublik Deutsdiland 
bestehen umfangreiche rechtliche Regelungen, die 
dem Verbraucher die Gewähr geben sollen, daß ge- 
sundheitliche Gefahren durch mögliche Kontamina- 
tionen der Nahrungsmillei z. B. durch Fremdimmis- 
sionen {insbesondere Schwermetalle), Pflanzen- 
sdiutz- und Vorratssdiutzmilteb Arzneimittel sowie 
duidi unzureichende Hygiene in der landwirtschaft- 
lichen Produktion, im Bereich der Be- und Verarbei- 
tung sowie in der Vermarktung, nidit auftreten (vgL 
Programme: Verbraudherpolitik im Ernährungsbe- 
reich sowie, Produktion und Produktqualitäl). Um 
die Einhaltung dieser Regelungen sidierzus teilen, 
müssen die Bemühungen um eine wirksamere Kon- 
trolle fortgesetzt werden. 


Wasser 

419. Durdi Pflege und Bewirtschaftung des Bodens 
kann seine Fähigkeit, Nutz- und Schadstoffe aus 
dem Wasser herauszufillern, erhöht werden. Das 


gilt audi für Schadstoffe in Abfällen, die durch Nie- 
derschlagswasser gelöst und dann vom Boden auf- 
genommen werden. Insbesondere der Wald, der 
außerdem als Wasser regulator unentbehrliche Funk- 
tionen erfüllt, hat diese Fähigkeit. Andererseits gibt 
cs aber beachtliche Probleme im Bereich der Was- 
serbelastung, die in erster Linie bei der ße- und 
Verarbeitung agrarisdier Produkte durdi sauerstoff- 
zehrende Stoffe (Holz Verarbeitung, Molkereien, 
Zuckerfabriken, Schlachthöfe, StärkeheTSteilung) 
auftreten. Eine Nahrstoffbeiastung kann in be- 
stimmten Fällen durdi Auswaschung von Stickstoff 
und — in geringem Maße — durdi oberflächigen 
Abtrag von Phosphat bei starken Regenfällen erfol- 
gen. Die Belastung des Wassers mit gesundheitsge* 
fährdenden Stoffen, wie z. B. durch Reinigungs- und 
Desinfektionsmittel, Pflanzen- und Vorratssdiutz- 
mittel und Keime, ist im Bereidi der Agrarwirtschaft 
theoretisch zwar in vielfältiger Weise möglidi, prak- 
tisch aber insgesamt gesehen sehr gering. Bestimmte 
agrarwirlsdiaftliche Be- und Entwässerungsmaßnah- 
men oder au dl Bewirtsdiaftungsmethoden (wie z. B. 
solche mit Bodenverdichtungs folgen) können einen 
negativen Einfluß auf die Wasserquantität ausüben. 


Pflanzen- und Tierarten 

420, Durch den ökonomisdien Zwang zur intensi- 
ven Flächennutzung I Eins atz von Pfianzensdiutzmit- 
teln-, Be- und Entwässerungen, Kulturtechnik, ein- 
seitige Fruchtfoigen, großflädiiger Anbau) werden 
wildwachsende Pflanzen- und freilebende Tierarten 
in zunehmendem Maße bedroht. Dadurch entstehen 
Gefahren des irreparablen Genverlustes und für die 
Stabilität ökologischer Systeme. Diese Probleme 
sind bisher unterschätzt worden. 


Luft 

421- Für die Regeneration der Luft sind Pflanzen 
unersetzbar. Besonders groß ist in dieser Hinsidit 
die Leistung des Waldes. So werden z.B. durch einen 
Hektar Waldflädie jährlich 30 bis 60 Tonnen Staub 
gebunden und aus der Luft entfernt. 

Andererseits können Beeinträchtigungen der Luft 
durdi die Agrarwirtsdiaft in Form von Geruchsbe- 
lästigungen, z. B. durch Intensivtierhallüngen oder 
im Zusamenhang mit der Verarbeitung agrarisdier 
Produkte (z, B. Fisch, Fleisch, Zuckerrüben, Kartof- 
feln), erfolgen. Die Sdiadstoffbelastung der Luft aus 
dem Bereich der Agrarwirtschaft ist sehr gering. 


Boden 

422. Die moderne Landbewirtschaftung hat insge- 
samt gesehen die Fruchtbarkeit des Bodens verbes- 
sert. Sie sichert die Ernährung und erhält dabei 
gleidizeitig die Kuiturlandsdiaft. Mit der Verwer- 
tung von Siedlungsabfälien kann sie einen bemer- 
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kensweiten Beitrag zu einer umweltgerechten Ab- 
laUbeseitigimg leisten. Voraussetzung für eine ver- 
mehrte Verwert img in der Land Wirtschaft ist vor 
allem die ausreidiende Hygienisieiung der Sied- 
lungsabfcille, die Einhaltung von Grenzwerten für 
organische und anorganisdie Sdiadsloffe sowie eine 
möglidist kostenfreie Abgabe an die Landwirtsdiaft. 
Die Belastung des Bodens durch Bewirtschafliings- 
methoden mit Erosionsfolgen, Schadstofranreidie- 
rungeiip Hunmsabbau und Beeinträchtigung der Bo- 
denslruktur ist insgesamt gesehen versdiwindend 
gering. 


Landschaftsbild 

423. Die Landwirtschaft hat eine vielfältig geglie- 
derte Lanclsdiaft mit verschiedenen Nutzungsmög- 
Ijchkeiten gesdiaffen. Das entstandene Landschafts- 
bild ist für die Freizeitmöglichkeiten der Bevölke- 
rrmg von erheblidier Bedeutung. In bestimmten Ge- 
bieten kann nur durch Offenhalluiig der Landsdiaft 
(z. B. reizvolle Wiesentäler) der Freizeitwert erhal- 
ten werden. Durch Wege wird die Landschaft aucfj 
für die Freizeit erschlossen. Die Beeinträchtigung 
des Landschafts bi Ides durdi agrarwirtsdiaftUdie 
Maßnahmen ist demgegenüber gering. 


11.2 Ziele 

424. In der Agrarpolitik stehen ökologisdie und 

ökonomische Ziele gleichwertig nebeneinanderr Ins- 
besondere werden zur Verbesserung der UmweU- 

qualilät folgende Teilziele verfolgt: 

— Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und 
Nutzmigsfähigkeit des Bodens und des Wasser- 
haushaUeSr 

— Vermeidung und Abbau von Beeinträditigungen 
der Luft, VermeicKmg von Lärm, Erhaltung und 
Verbesserung des regionalen und örtlid^en Kli- 
mas, 

— ■ Erhaltung von Pflanzen- und Tierarten und eines 
den landsdjafllichen Verhältnissen angepaßten 
Bestandes, 

— Schulz und Gestaltung bestimmter Flächen und 
Gebiete, Erhaltung von Landsdiaftsel einen ton, 

— Vermeidung von Eeeinträchligungen des Land- 
schaftsbildes, Ausgleich von unvermeidbaren Be- 
oin t rädi t igu ngen, 

— Sidierong einer ausgewogenen Verteilung zwi- 
schen ökologisch belasteten Gebieten und ökolo- 
gischen Ausgleichsraumen, 

— Schaffung von Voraussetzungen für die Freizeit 
in der LandsdiafL 

— - Verlüitung oder Verminderung von Kontamina- 
tionen in Produktion, Re- und Verarbeitung und 
Vermarktung, 

— Verbesserung des Verhaltens zur Umweit. 


11.3 Maßnahmen 


11.31 Naturschutz und Landschaftspflege 

Bundesgesetze 

425. Der Entwurf des Bundesgesetzes über Natur- 
schutz und Laiidsdiaftspfleger der bereits in der 
6. Legislaturperiode eingebracht worden war, wurde 
unverändert nochmals vom Bundeskabinett verab- 
sdiiedet. Nachdem der Bundesrat den Entwurf in 
Verbindung mit der gleidifalls geforderten konkur- 
rierenden Gesetzgebungskompelenz abgelehnt hat, 
liegt er jetzt dem Bundestag vor. 

Der federführende Ernährungsausschuß veranstal- 
tete am 3, Oktober 1974 eine Anhörung von Sadi- 
verständigen; er ist nunmehr in die Sachberötimg 
eingetreten. Dieser Gesetzentwurf soll die Rechts- 
einheit auf dem Gebiet des Natursdiutzes und der 
Lcinclsdiaftspflege im Bundesgebiet sidiern. Insbe- 
sondere soll er in den Bereichen der Landschafts- 
planung, des Schutzes von Tier- und Pflanzenarteii 
(„ Artenschutz ') und des Schutzes, der Pflege und 
Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Land- 
schaft („Gebietsschutz" und „Objoktsdiutz") in den 
Grundzügeii bundeseinheitlidie Regelungen treffen. 

Widitig für die Belange von Naturschutz und Lanci- 
sdiaftspflege sind ferner insbesondere der Entwarf 
eines Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und zur 
Förderung der Forstwirtschaft (Bundes waldgesetz) 
(vgl. Textziffer 353), der Entwurf einer Novelle zürn 
Bundes jagdgesetz und zur Jagdzeitenverordnung 
(vgl. Textziffer 357) sowie der Entwurf einer No- 
velle zum Flurbereinigungsgesetz (vgL Textziffer 
336), 


Internationale Zusammenarbeit 

426. Die Bundesregierung hat die internationalen 
Aktivitäten im Bereich NatursdiuLz und Landsdiafts- 
pflege eriieblidi verstärkt. Sie betreffen in erster 
Linie den Schutz von Tier- und Pflanze riarten, ferner 
den Schutz von Ökosystemen und die Erhaltung und 
Verbesserung der Landsdiaft für Freizeit und Er- 
holung. 

427. Das „Übereinkommen über den inlernaliona- 
len Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere 
und PUanzen" wurde durch die Bundesrepublik 
Deutsdiiand am 3. März 1973 in Washington unter- 
zeichnet. Zweck des Übereinkommens ist es, ein 
internationales System von HandelskontrollGn zur 
Einschränkung der wirtsdiaftlidien Nutzung gefähr- 
deter Arten zu schaffen. Der Entwurf des Ratifizier 
ru ngsgesetz.es zum Wa.shingtoner Artenschutzüber- 
einkommen liegt dem Bundestag zur Beratung vor. 

428. Das „Übereinkommen über Feuchlgebiete 
— insbesondere als Leben sraiim für Wasser- und 
Watvögel — von internationaler Bedeutung'', trägt 
der Tat. Sache Rechnung, daß die Zahl der Feuddge- 
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biete als Folge versdiiedeiiarliger tedinisdier Ein- 
flüsse stark abgeiioinnien hat und dadurch zabheidie 
Wasser- und VVatvogolarten vom Ausslerben be- 
droht sind. Die Bundesregierung hat das UlDerein- 
kojjimen am 2Ö. November 1974 unterzeiduiet und 
strebt die baldige Ratifr/ierimg an. Dazu ist für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsdiland eine Karte 
mit 34 sdiützens werten Feudrtgebieten erarbeitet 
worden, die z. Z. zwischen Bund und Ländern abge- 
stimmt wird. Der Intensivierung der internationalen 
Bemühungen im Zusammenhang mit diesem Über- 
einkommen diente audi eine Konferenz über Feucht- 
gebiete, die auf Einladung der Rimdesrepiiblik 
Deutsddand im Dezember 1974 in Heiligenhafen 
stattgefimden bat. 

429. Eine internationale „Konvention über zie- 
hende Arten"' befindet sidi im Stadium der Vorbe- 
reitung. Die Initiative der Internationalen Nalur- 
sdnilz-Union (TUCN) wird von der Bundesregierung 
unlcrslülzt. 

430. Die Ratifizierung der Inteniatioiialen Vogel- 
sdiutzkötiveuiion bereitete bisher Schwierigkeiten 
W(;gen der Unvereinbarkeit mit geltenden jagd recht- 
lichen Beslimmungen. Derzeit wird jedodi an der 
Novellierung des Bundesjagdyesetzes und der Jagd- 
zeiten Verordnung gearbeitet; dadurdi soll auch flio 
Ratifizierung dieser Konvention enndgiiebt werden. 

431. Die Bundesregierung hat ferner im Raimien 
ihrer Möglichkeiten Initiativen ergriffen, die dom 
Fangen und Töten von Vögeln aiiRerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland entgegenwirken .sollen. Ins- 
besondere wurden entsprediende Aktivitäten in 
internationalen Institutionenp vor allc-un dem Euroija- 
rat, der EG und der FAO veranlaßt oder unterstützt. 

432. Auf Einladung der Bundesregierung und un- 
ter der Sdiirmherrschcjft des Europcirats wird im 
Juni 1975 in Hamburg eine europäische Fachkonfe- 
renz über „Erholung in der Lands thalt und Sdiutz 
der Natur" stattfinden. 


Investitionen in Natur und Landsdiaft 

433. .Auf der Grundlage des Gesetzentwurfs über 
Naturschutz und Landschaftspflege strebt die Bim- 
desregierung Investitionen für Maßnahmen der 
Landschaf (spflege zur Sidierung des Naturhausballs 
und zur Ausgestcillung von Orholungslandschaften 
an. Im Haushalt 1975 sind hierfür wiederum 10 Mil- 


lionen DM vorgesehen. In diesem Rahmen könnten 
auch Naturparke weiterhin eine Förderung erfah- 
ren. 


11.32 Umwellfreundliche Agrarwirtschaft 

434. Zur Vermeidung von Umweltbelastungen und 
zur Verbesserung der Uiiiweltc[ualität werden alle 
agrarpolitischen Maßnahmen auf ihre Um weit Ver- 
träglichkeit geprüft. Dazu dient die Zielstruktur des 
BML, in der ökologische Ziele gleichrangig neben 
ökonomische gestellt sind. Für die Prüfung im ein- 
zelnen werden Kriterien und Meßgrößen erarbeitet. 

435. Während des Berichtszeitraums sind zahl- 
reiche Maßnahmen ergriffen worden, die einen Bei- 
trag zAir weiteren Sicherung einer iimweUfreund- 
lictien Agrai Wirtschaft leisten (vgl. Material band, 
Text 10). 

436. Durch die weit fortgeschrittene Integration 
des Agrarmarktes können nationale um weltpoliti- 
sche Maßnahmen erhebliche Wettbewerbsverzerriio- 
geii vcnirsadien. Die Bundesregierung hat deshalb 
zum Aktionsprogramm dev EG für den Umweltschutz 
spezifizierte Vorschläge für die Durdiführung EG- 
einheiüicher IJmweltsdiutzinaflnahmen im Agrar- 
bereidi vor ge legt. 

437. Umweltschutz als Querschnitts auf gäbe erfor- 
dert eine voraussduiuende Plnining. Ziel- und Pro- 
gramm Struktur des BML bieten gute Ansätze, um 
diesen Bereich zu strukturieren, konkreti.sieren und 
nach Prioritäten zu ordnen. Dazu werden die Aktivi- 
täten zur Erfassung der Wechselwirkungen zwisdien 
Agrarw'irtschaft und Umwelt fortgesetzt, um damit 
Ansatzpunkte für die Entwicklung und EirileiUmg 
weiterer Maßnahmen zu finden, die darauf abziel en, 
positive Wirkungen zu fördern und negative zu 
unterbinden. 

438. Gl undsätzlidi ist aus Umweltsdiulzgesidils- 
punkten keine Alternative zur jetzigen agrarpoliti- 
sdien Grundkonzeption erforderlich. Es ist inöglidi, 
den produktionstechnisdien Fortschritt weiterhin zu 
nutzen, w'enn für Belastungsljereidie neue, bessere 
Produktionsmethoden entwickelt und zusätzlidie 
Nonnen gesetzt werden. Für verbleibende Restbc- 
lastungen müssen Maßnahmen zum Ausgleicii ge- 
troffen werden. Das ist z. E. bezüglidv des Natur- 
haushaltes durch Schaffung und Erhaltung ökologi- 
scher Ausgleidiszellcn möglich. 
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Teil III 

Programmübergrelfende Aspekte und Aktivitäten 


1 EG-Agrarpoiitik 


Rückblick auf die EG-Agrarpolilik des Jahres 1974 

439, Die gemeinsame Agrarpolitik war im abgelau- 
fenen Jahr großen Belastungen ausgeseUt, die einer- 
seits auf den starken Anstieg der Preise für wichtige 
Betriebsmittel — vor allem im Zusammenhang mit 
der Energiekrise und der weltweiten Rohstoffver- 
knappung — und andererseits auf die sinkenden 
Erzeugerpreise bei einigen wesentlichen Agrarpro- 
dukten zurückzu führen waren. 

Im Mittelpunkt der Aktivitäten der gemeinsamen 
Agrarpolitik standen: 

— Festsetzimg der Agrarpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1974/75 im März 1974, 

^ — ■ weitere Erhöhungen der Agrarpreise für das lau- 
fende Wirtsdiaftsjahr 1974/75 im Oktober 1974, 

— ■ Maßnahmen im Zusammenhang mit der von Ita- 
lien am 29, April 1974 eingeführten Bardepot- 
pflichh 

— Anpassungen des GrenzausgleicJis in einigen Ab- 
wertungsländern, 

— Reaktionen auf nationale, nidit EG-konforme 
Beihilfe-Maßnahmen einiger Mitgliedstaaten, 

— strukturpolitisdie Maßnahmen, insbesondere die 
Richtlinie für die Londwirtsdiaft in Berggebieten 
und in benaditeiiigten Gebieten. 

440, Trotz erheblidier Schwierigkeiten, die auf die 
außerordentlich unterschiedlidien Preisvorstellungen 
der einzelnen Mitgliedslaaten zu rück zu führen wa- 
ren, gelang es dem Rat nach mehrfaciien Tagungen 
in seiner Sitzung vom 2h bis 23, März 1974, Eini- 
gung über die Agrarpreise für das Wirlsckaftsjahr 
1974/75 zu erzielen. Damit konnte ein schwieriges 
Verhandiungspaket verabsciiiedet werden, in dem 
die folgenden Problemkreise auf das engste ver- 
knüpft waren: 

— Festsetzung gemeinsamer Agrarpreise. Die ita- 
lienischen Wünsdie für die Beihilfeprodukte 
Harlxveizen und Olivenöl bereiteten besondere 
Schwierigkeiten (siehe audi Textziffer 186 ff.), 

— Britische Sonder wünsche. Im Rahmen der gemein- 
samen Verträge und Bestimmungen wurde eine 


Lösung gefunden (z. B. Verbraudierbeihilfe für 
Butter). 

— Maßnahmen zur Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik nach den Vorsdilägen der EG-Kom- 
mission. Ein Teil der Vorschläge wurde verwirk- 
licht. Die übrigen Vorschläge sollen bei den künf- 
tigen BesdTlüssen des Rates berücksidüigt wer- 
den. 

441. Trotz der Anhebung der Marktordnungspreise 
zu Beginn des Wirtsdiaflsjahres 1974/75 um durch- 
schnittlich 8,5 ^/tt, die sich bei einigen wichtigen Pro- 
dukten nur wenig bzw. nur mit erheblicher zeit- 
licher Verzögerung auf die Erzeugerpreise aus- 
wirkte, versdilediterle sich infolge des Kostenan- 
stieges und des Rückgangs der Erzeugerpreise ins- 
besondere bei Sdilachtrindern und -sdiweinen die 
Einkommenslage der Landwirtschaft in verschiede- 
nen Gebieten der Gemeinsdiaft, Einige Mitgliedslaa- 
ten gewährten daraufhin nationale Beihilfen für 
ihre Landwirtschaft. 

Zur Vermeidung einer Eskalation der nationalen 
Beihiifemaßnaiimen, die den gemeinsamen Agrar- 
markt in besonderer Weise belasten, v-uirden zu- 
sätzliche Preisojibebungen für das laufende Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 unvermeidlich. 

In einer Sondersitzung des Rates am 2. Oktober 
1974 wurde eine Einigung über eine lineare 5^/eige 
Preisanhebung erzielt. 

Durch die konsequente Haltung der Bundesregie- 
rung konnte erreicht werden, daß die Mitgliedslän- 
der sidi bereit erklärten, für eine strikte Einhaltung 
der Beihilfevorsdiriften des EWG-Vertrages in be- 
zug auf die gegenwärtigen und künftigen Beihilfen 
Sorge zu tragen. Der Rat hat die Mitgliedstaaten 
außerdem aufgefordert, bis zum Ende des Jahres 
1974 einen vollständigen Katalog der bestehenden 
BeihiHen vorzulegen (siehe auch Textziffer 188). 
Der Bundesregierung gelang es damit, daß ihren 
integrationspoiilischen Überlegungen Rechnung ge- 
tragen wurde. 

Trotz dieser zusätzlichen Preisanhebung und trotz 
weiterer gemeinschaftlich finanzierter Prämien im 
Rindersektor konnten die zusälzlicheii Ausgaben im 
laufenden EG-Haushalt abgedeckt werden. Dies war 
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aber nur durch Einsparungen ln anderen Bereichen 
und durch die veränderte WeUmarklsitimtion (ins^ 
besondere bei Getreide und Zucker) mdghdi. 

442* Die aufgrund der ZahlungsbilanzsdiwierigkeL- 
ten von Italien am 29. April I974 eingeführte Bar- 
depotpflidU in Höhe von 50 ^/o des Warenwertes 
galt anfangs auch für den Agrarbe reich mit .Aus- 
nahme der Produkte Getreide, Zucker, Milchpul vor, 
öle und Fette. Die Bundesregierung hat sich mit 
Nachdruck für einen raschen Abbau der Bardepot- 
pflidit eingesetzt. Für den Agrarbereich ist es ge- 
lungen, sie stufenweise zu verringern. Seil dem 
23. Oktober 1974 ist sie für alle Agrar%varen, mit 
Ausnahme einiger unbedeutender Produkte, <iufge- 
hoben. 

Die nur im Agrarbereich erfolgte Aufhebung des 
Bardepots ist ein Zeidien dafür, daß trotz größter 
Schwierigkeiten im Bereidi der Wäbrungs- und 
Wirtschaftspolitik der gemeinsame Agrarmarkt be- 
züghdi des Warenverkehrs funktionsfähig geblieben 
Ist 

443* Im vergangenen Wirtsdiaftsjahr wurden erst- 
mals im Rahmen des geltenden Grenzausgleidis- 
Systems Anpassungssdiriüe durdi Abwertung der 
„grünen Paritäten" in einigen Ab wertungsi ändern 
vollzogen. Die Notwendigkeit dafür ergab sich aus 
dem starken Koslendruck, dem die Landwirtsdiaft 
gerade in diesen Ländern ausgesetzt war (siehe 
Textziffer 189). Italien wurde überdies durch die 
Zustimmung des Rates zur Abwertung der „Grünen 
Lira" der Abbau des Bardepots für Agrargüter er- 
möglidit. Der deutsdie Grenzausgleich in Höhe des 
vollen Unterschieds zwlsdien DM-Parität und DM- 
Leitkurs blieb unangetastet. 

444. Im Rahmen der RidUHnien des Rates über die 
rriandwlrlschaft in BerggeMeten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten" haben die Mitgliedstaaten 
ihre Gebietsvorstellungen angemeldet. In Deutsch- 
land wird die Riditlinie seit dem 1. Oktober 1974 
angewendet (siebe Textziffer 282 ff.). 

445. Der Rat beschloß am 2. Oktober 1974, die 
Zinsverbilligung nach der EWG-Struktiirriditlime 
159/72 (Modernisierung fand wirtschaftlich er Betrie- 
be) von 5 cTuf 6 'V(i zu erhöhen. Die Erhöhung der 
ZinsverbilliguiKj ist in Deutsdiland bereits wirksam 
geworden (siehe Textziffer 276), 


Bestandsaufnahme der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und Probleme 

446. Im Oktober 1973 befaßte sich das Agrarkabi- 
nett in Dinklage eingehend mit cier W’^eiterentwidv- 
lung der gemeinsamen Agrarpolitik, insbesondere 
mit den Möglidikeiteii zur Wiederherstellung des 
Ma rktg leidige w ich ts bei einigen Erzeugnissen. In 
die gleiche Richtung zielten die von der EG-Kom- 
mission in ihrem Memorandum zur Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik im Oktober 1973 unter- 


breiteten Vorsdiiäge, die inzwischen zu einem Teil 
bereits verwirklidit sind, so zum Beispiel: 

— Änderung der Bewertung von Fett und Eiweiß 
bei Milch (vgl. Textziffer 210), 

— Verbesserung der Preisrelation zwischen Brot- 
und Futtergelreide (vgl. Textz.iffcr 190), 

— Schrittweise Abschaffung der Denaturierung bei 
Getreide (vgl. Textziffer 193); 

— Abbau der Produktionserstattung bei Stärke, 

— ■ Vereinheitlichung der Reports und Streidvung 
der Übergangsvergütung bei Getreide, 

— Abschaffung der Regionalisierung bei Gerste 
(vgl. Textziffer 195), 

— Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa* 
tion für Trockenfutler (vgl. Textziffer 127), 

— Marktorganisation Soja. 

In anderen Bereichen wurden Grundsatzbeschlüsse 
gefaßt: 

— Maßnahmen zur Stabilisierung des Milchmarktes 
bei übermäßigen Butterbeständen; zusätzliche 
deutsche Protokojlerklärung zur Erzeugermitver- 
anlw Ortung und zur Höhe der „übermäßigen Be- 
stände" (vgl. Textziffer 212), 

— Neuregelung des Beihilfesystem für Hartweizen 
und Olivenöl. 

447. In der Zwisdienzeit sind Entwicklungen ein- 
getreten, die eine erneute Überprüfung der gemein- 
samen Agrarpolitik erforderüdi machten, Auf der 
einen Seite sind bei der angestrebten Harmonisie- 
rung der Wirtschafts- und Währungspolitik keine 
Fortschritte erzielt worden. Die Wirtsdiaftsentwidv- 
lungen in den Mitgliedstaaten sind vielmehr in im- 
mer stärkerem Maße auseinandergelöufen. Hier- 
durch ist die gemeinsame Agrarpolitik zunehmend 
beeinträditigt worden. Dazu kommen Sdiwierig- 
keiten, die in erster Linie — wie z. B. die Marktun- 
gleidigewidite bei Milch, Rindfleisch und Wein — 
durdi die Anwendung des agrarpolitischen Instru- 
mentariums bedingt sind. Darüber hinaus bereitet 
die WeUernährungslage große Probleme (vgL Text- 
ziffer 25ö). 

Der EG -Mini Ster rat hat in seiner auf deutsche InU 
tiative verabsdiiedeten Entschließung vom 2. Okto- 
ber 1974 die Kommission gebeten, vor dem I. März 
1975 nach Prüfung aller ihr zur Verfügung gestellten 
Angaben eine vollständige Bestandsaufnahme der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellen. Dabei hat 
sich die Bundesregierung Vorbehalten, einen Beitrag 
für die vorzu nehmende Bestandsaufnalime zu lie- 
fern. 

Die Bundesregierung kommt in ihrer Bestandsauf- 
nahme zu dem Ergebnis, daß durdi die gemeinsame 
Agrarpolitik zweifellos zahlreidie positive Resultate 
erzielt wurden. So sind die vertraglichen Ziele des 
freien Warenverkehrs, der Steigerung der Produk- 
tivität, der Sidierstellung der Versorgung und ange- 
messener Verbraucherpreise weitgehend verwirk- 
licht. 
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Diese Erfolge dürfen jedoch nach Auffassung der 
Bundesregierung nicht darüber hinweg Lauschen, daß 
wesentliche Ziele, insbesondere das Marktgieidigc- 
wicht bei einigen Produkten und unverfälschte Wett- 
bewerbsbedingungen, nidii oder nur teilweise er- 
reicht wurden und darüber hinaus schwerwiegende 
Mängel bei der Durdiführong der gemeinsamen 
Agrarpolitik aufgetreten sind. Hierfür müssen iiacli 
Ansicht der Bundesregierung Lösungen gefunden 
werden. 

44Ö. Als Lösungsansätze für die notwendigen Ver- 
besserungen hält die Bundesregierung folgende 
Maßnahmen für geeignet: 

— Marktpolitik 

Herstellung des Marktcjlekhgewichts bei Milch 
durdi eine vorsidilige PreispoHlik und eine Mit- 
verantwortung der Erzeuger an der Uberschuß- 
Verwertung. 

Herstenung des Marktgleichgewichts bei Rind- 
fleisch durdi eine vorsichtige Preispolitik und 
eine Änderung der derzeitigen Intel ventions- 
regelung. 

Zusammenfassung und Koordinierung des Ange- 
bots lanchvirtsdiaftlidier Erzeugnisse unter Wah- 
rung eines funktionsfähigen Wettbewerbs, um 
dadurdi die Anbieter von Agrarprodukten stär- 
ker in die Verantwortung für das Marktgesdie- 
hen einzubeziehen. 

— Einkorn menspolilik 

Die vor allem in bestimmten benaditeiligten Re- 
gionen auftretenden Einkommensprobleme soll- 


ten in erster Linie durch Struktur-, regionab und 
sozialpolitische Maßnahmen gelöst werden. Die 
mit den gemeinsamen Strukturrichtlinien, dem 
Bergbauern Programm und dem europäisdieu Re- 
gionalfonds eingeleiteten Maßnahmen gehen in 
diese Richtung, Im übrigen erscheint eine grund- 
sä tzlidie Änderung der bisherigen Einkommens- 
politik für die Landwirtschaft nicht erforderlich* 

— Wetlbewerbspolitik 

Zur Gewährleistung eines unverfälschten Wett- 
bewerbs ist die Einhaltung der Gemeinschaftsver- 
fahren unabdingbar, außerdem sollten neue ge- 
meinsame Beurteihuigskriterien für die Verein- 
barkeit von nationalen Beihilfen mit dem ge- 
meinsamen Markt von der Kommission ausge- 
arbeilet werden, 

— Stmkturpoüttk 

Die Anwendung der strukturpolitischen Maßnah- 
men sollte flexibler an die regionalen Erforder- 
nisse angepaßt werden. Außerdem erscheint eine 
stärkere Einbettung der Agrarstrukturpolitik in 
regionale Entwicklungsprogramme erfoTderlidi. 

449- Die Bundesregierung hat die Ergebnis.se ihrer 
Analyse der gemeinsamen Agrarpolitik zusammen 
mit er.sten Ansatzpunkten für Lösungen der in der 
Analyse lierausgearbeiteten Problemgruppen der 
Kommission zugeleitet. Damit ist sidiergeslellt, daß 
die Kommission die deutsdien Überlegungen bei 
ihrer eigenen Bestandsaufnahme berücksichtigen 
kann. 
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2 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 


2.1 Rahmenpläne 1973 bis 1976 und 
1974 bis 1977 

450. Das Gesetz über die Gemeinschaftsauigabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes*' wird seit dem 1. Januar 1973 angewandt. 
Mit dem Inkrafttreten de.s ersten Rabmenplanes 
(Buiiclestagsdrucivsadie 7/61 und 7/480) wurde die 
Agrarstrukturpolitik des Bundes und der Länder 
auf eine neue Grundlage gestellt. Während vorher 
die einzelnen Maßnalimen der Agrarstrukturverbes- 
senmg nadi Bundes- und Landesriditlinien durchge- 
führt, jew*oils vom Richtliniengeber finanziert und 
Bundesmittel teilweise nur dann gewährt wurden^ 
wenn sid) die Länder finanziell beteiligten, tragen 
nunmehr Bund und Länder gleichermaßen Veranl- 
woilung. An die Stelle pragmatisdi entwickelter 
Verantwortungsbereidie trat eine verfas.sungsrecht- 
lidi abgesidierte Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern. 

451. Die gemeinsame Verantwortung von Bund 
und Ländern spiegelt sidi in der gemeinsamen Pla- 
nung und Finanzierung der Maßnahmen wider. An- 
gesichts der unterschiedlichen agrarstruktiu eilen und 
agrarpolitisdien /Xusgangssituation und der z, T. 
divergierenden ZielseUungen war die Erarbeitung 
einheitlidier Förderungsgrundsätze mit erheblichen 
Sdiwierigk eiten verbunden. Die mit dem ersten Rah- 
menplan erreichte Harmonisiei ung der Förderungs- 
maßnahmen wende jedoch durdi zusätzlictie Länder- 
prog ramme teilweise wieder in Frage gestellt. Es 
war nicht möglidi, diese Sonderprog ramme, soweit 
sie nicht nur regionale Bedeutung haben, sondern 
auch überregional bedeutsam sind, zu vereinheit- 
lichen. Der Planungsausschuß hat diese Praxis der 
Bundesländer für die Jahre 1973 und 1971 zuge- 
iassen. Sduvierigkeiten ergaben sich bei der Auf- 
stellung der Rahmenpläne auch durch die Tat- 
sache, daß die Ländcranmeldungeo zum Teil be- 
trächtlich über die entspredienden Komplementär- 
mittel des Bundes lünausgingen. 

Erhebliche Probleme ergaben sich jeweils bei der 
regionalen Mittel Verteilung (Ländersdilüssel). Man- 
gels besserer Daten wurde für die beiden ersten 
Rahmenpläne jeweils ein Verteilerschlüssel be- 
sddossen, der sich aus den Mittel zu Weisungen des 
Bundes in vergangenen Haushaltsjahren äblcitete. 
Dem Auftrag des Gesetzgebers, räumlidie und sach- 
liche Schwerpunkte zu bilden, konnte bei diesem 
Verfahren nur begrenzt entsprochen werden. 

452. Eine bei Verabschiedung des Gemcinsdiafts- 
aufgabengesetzes noch nicht zu übersehende Ein- 
schränkung des Entsdreidungsspielraumes ergibt 
sidi dadurch, daß inzwischen für einen beaditlichen 


Teil der AgrarstrukUirmaßnabmen Richtlinien und 
Verordnungen des EG-Ministerrales bestehern 

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung und die 
Förderung der langfristigen Verpadrtung ciurdr Prä- 
mien wurden walirend der Laufzeit des ersten Rah- 
menplanes durch eine entsprechende Ergänzung 
(Bundostacjsdrucksadre 7/480) an die Richtlinien des 
Rates Nr. 72/159/EW''G und 72/ 160/ EWG angepaßl. 

Die vom EG-Ministerrat im Januar 1974 in ihrem 
verfügenden Teil beschlos.sene Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Rerggebieten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten wurde im Bundesgebiet 
national vorgezogen und zum 1. Oktober 1974 in 
Kraft gesetzt (Bimdestagsdrucksache 7/2587 als Er- 
gänzung zum zweiten RuhmenpLan; siehe auch Text- 
ziffer 205). 

In bestimmten Fällen war auf Grund von EG- Rege- 
lungen kein ausreichender nationaler Entscheidungs- 
spielraum vorhanden, um die Fördeiungsgrundsätze 
so zu gestalten, wie es den regionalen Gegebeiiliei- 
ten öm besten entsprodren liatte. Diese zu geringe 
Flexibilität führte zum Teil zu Sdiwierigkeiten. 


2,2 Rahmenplan 1975 bis 1978 

453, Die Bundesregierung hat für die Gemoin- 
sdraftsaiifgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für 1975 insgesamt 1 372 
Millionen DM Bundesmittel bereitcjesteilt. Bei der 
Aufteilung der Mittel auf die Lander sind zwei Tat- 
sadien besonders zu berücksiditigen: 

— Ca. 72 Millionen DM werden für die Ausgleichs- 
zulage im Rahmen der Förderung der Landwirt- 
sdiaft in Berg ge bieten und besUmmton benach- 
teiligten Gebieten aufgewendet. ln diesem Be- 
reich erfolgte die Verteilung entsprediend den 
Anmeldungen der Länder. Der Bedarf wird voll 
gedeckt, 

— Im Zusammenhang mit dem Beschluß über das 
Programm „Stabilitätsgerediter Autschw'ung" hat 
die BuiidesregieriHig beschlossen, für Maßnah- 
men des Küstensdiutzes und unmittelbar damit 
zusammenhängende Investitionen bis zu 50 Mil- 
lionen DM entsprediend den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsaiifgabcngesetzes bereitszus teilen. 

Nachdem der Planungsausschuß für Agrarstruk- 
tur und Küstensduitz — als Besdüußgrerniuin 
für die Gemeinschaftsanfgabe — besdilossen 
hatte, von den 50 Millionen DM 40 Millionen 
DM direkt auf den Küstensduitz und 10 Millio- 
nen DM für andere Maßnahmen zu verteilen, er- 
gibt sich folgende Verteilung der Mittel: 
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Gemcinsdiafts- 
aufgabe ohne 
Ausgleidis- 
zulage 

1 

Ausgleichs- 

zulage 


Millionen DM 

Sdileswig-Holstein . 

160,365 

1,187 

Hamburg 

16,400 

— 

Bremen 

8,875 

0,234 

Niedersadisen i 

297,479 

13,427 

Nordrhein- 
Weslfalen 

143,185 

3,307 

Hessen < 

85,531 

3,984 

Rheinland-Pfalz . . . 

104,285 

3,750 

Saarland 

12,799 

— 

Baden- 

Württemberg . - . . 

172,613 

16,200 

Bayern 

296,632 

30,000 

Berlin 

1,733 

0,014 

zusammen 

1 299,897 

72,103 

Gemeinsdiaftsauf- 
gäbe insgesamt . . 

1 372,000 


454* Für den dritten Rahmenplan, der den Pla- 
nungszeitraum 1975 bis I97B umfaßt, hatten die 
Länder Anmeldungen vorgelegt, für die 1975 Bun- 
desinittei in Höhe von nmd 1 550 Millionen DM er- 
forderlich gewesen wären. Da der Bund für die Ge- 
meinschaffsaufgabe ,, Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstensdnitzes" jedodi nur 1,372 Mrd. 
DM zur Verfügung stellen konnte, mußten die An- 
forderungen der Länder entsprechend angepaßt wer- 
den (Übersicht 58). 

Die Schwerpunkte bei den einzelnen Maßnahmen 
bilden Flurbereinigung, Wasserwirtschaft, Einzelbe- 
trieblidie Investitionsförderung, Küstenschutz und 
Maiktstrukturverbesserung. Ein neuer Schwerpunkt 
wird clurcti die Förderung der Landwirtschaft in 
ßerggebieten und sonstigen benadileiliglen Gebie- 
ten gesetzt. Die Ausgleidiszulage wird vor allem in 
Bayern, Baden-Württemberg und Niedersadisen ge- 
währt. 

Bei den norddeutschen Flädienstaaten liegen die 
Finanzierungssdiwerpunkte bei wasserwdrtsdiaft- 
lichen Maßnahmen und beim Küstenschutz, die deut- 
lich vor der Flurbereinigung rangieren, während die 
Flurbereinigung in Bayern, Rheinland-Pfalz, Nord- 
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg an der 
Spitze steht. Durdi die Bereitstellung von zusätz- 
lidien Mitteln für den Küstenschutz im Zusammen- 
hang mit dem Programm „Stabilitätsgerechter Auf- 


übersicht 58 


Mifteiaiisätze für die Gemeinschaft sauf gäbe „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küslensdiufzes'’ 



Raiimenplan 1974 

Rahmenplon 1975 



Maßnaluuen 

ios- 

gesamt 

davon 

Bund 

ins- 

gesamt 

davon 

Bund 


Maßnahme 
gehört zürn 
Programm . . . 



Mdlionen DM 



Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeu- 
gung 

24,9 

14,9 

29.2 

17,5 


Produktion 

Beschaffung von Rebpflanzgut 

2,3 

lA 

2,1 

L3 


und Produkt- 
qualitüL 

Investitionen zur Eneigieeinsparung ...... 

— 





( übers idit 36) 

Umstellungsprämie Milch / Rindfleisch 

42,0 

25.2 

32.7 

1 9,6 



Förderung aufgrund des Marktstruklui- 
gesetzes 

46,0 

27,6 

52,8 

31,7 


Markt- und 

Zusammenschlüsse nach EG-VO Obst und 
Gemüse sowie Hopfen 

8,3 

5.0 

6,0 

3.6 


“^Preispoliük 
(Übersidit 44) 

Verbesserung der Marktstruktur 

101,9 

61,2 

99,8 

59.9 



Übertrag . . . j 

225,4 

135.3 

222,6 

133,6 
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noch Mitteiansatze für die Gern ein schaftsauf gäbe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 



Rühmenpi 

an 1974 

Rdhmenpl 

an 1975 

Maßnahmen 

ins- 

gesamt 

davon 

Bund 

inS’ 1 

gesamt 1 

davon 

Bund 



Millionen DM 


Übertrag . , . 

225,4 

135,3 

222,6 

133,6 

Einzelbetriebliche Inveslitionsförderung ein- 
schließlich Investitionen zur Eiiergieein- 
sparüng 

345,0 

207,0 

405,3 

243,2 

Ausgieichszulage 

15,7 

9,4 ’^) 

120,2 

72,1 

Buchführung 

E5 

0,9 

2,6 

1,5 

Verpachlungspramie 

11.2 

6.7 

7,9 

4,7 

Landarbciterwohiiungsbau 

1 0,8 

6.5 

8,4 

5,0 

Agrarkulturelle Vorplanung 

4,8 

2,9 

4,9 

2,9 

Flurbereinigung 

551,1 

330,7 

555,6 

333,7 

Freiwilliger Landtausch 

3,0 

1,8 

2,7 

1,6 

Langfristige Verpachtung in der Flurbereini- 
gung 

0,8 

4,1 

3.9 

2,3 

Landwirtschaftlicher Wegebau außerhalb der 
Flurbereinigung 

107,2 

64,3 

101,9 

61,6 

Wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

(ohne Wegebau) 

479,9 

237,9 

551,8 

331,1 

Küstenschutz 

183,7 

128,6 

222,3 

155,6 

Wald bau liehe Maßnahmen 

15,2 

9,1 

13,7 

8,2 

Forstwirtschaftlicher Wegebau 

17J 

10,3 

20,2 

12,1 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

4,9 

2,9 

3,8 

2,3 

Zusammenschlüsse nach EG-VO Fische . , . , 

0,3 

0,2 

0,1 

0.1 

Anpassungshilfe für land- und forstwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer . 

1,5 

0,9 

1,2 

0,7 

insgesamt . . . 

1 985,1 

1 209,4 

2 249,1 

I 372,0 


Maßnahme 
gehört zum 
Programm . . 


Entwicklung 
des ländlichen 
Raumes — 
Agrarstruktur 
(Übersicht 51) 


Forst“ und 
sHolzwirtsdiaft 
(UbersidU 54) 

Fisdiwirtsdiaft 
(übersidit 56) 

Sozialpolitik 
(Übersicht 57) 


Im I laushdltsplaji 1974 balle der Bund 10 Millionen DM für diese Maßnahme bereitgestelUr die Maßnahme wurde 
jedoch aus '/eillidien Gründen nidiL in den Rahmenplan 1974 aufgenommen. 

Betrag für 1975 ist in der Position ^Eänzetbotriebliche Invest [tionsförderung enthalten. 

*) Im HaushaUspIan 19/4 hat der Bund 40 Millionen DM boreitgesteUt; aus zeitlichen Gründen konnten — ent- 
sprediend den .Anmeldungen der Lander — nur 9,4 Millionen DM in den Rdbmenplan 1974 aufgenommen wer- 
den. 
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Schwung" der Bundesregierung (s. Texlziffer 296) 
war eine deutiidie Aufstockung der Mittel für den 
KüstensduUz im Vergleich zu den ersten Anmeldim- 
gen der Länder vom März 1974 möglidi. 

Nord rhein- Westfalen hat besdilossen, im Rahmen 
der Gemeinsdiaftsaufgabe nur sieben Maßnahmen- 
gruppen durdizuf Übten. 

Insgesamt wird der Rahmen plan 1975 bis 19?8 ein 
finanzielles Volumen für 1975 von 2,25 Mrcl. DM 
aufweisen. 


2.3 Programmplanung 

455. Gemäß § 2 Abs. 2 des Gesetzes über die Ge- 
meinsdia.ftsaufgQbe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstensdiutzes" sind bei der Erfül- 
lung der Gemein sdiaftsaufgal>e sachlidie und räum- 
liche Schwerpunkte zu bilden. Außerdem sind die 
Maßnahmen mit anderen öffentlichen Neuordnimgs- 
und Enlwidclungsmaßnahmen abzustimmen. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten legt hierbei gemäß § 7 Abs. 3 GemAgrG 
neben den Anmeldungen der Länder seine eigenen 
Vorstellungen dem Pianungsausschuß zur Beschluß- 
fassung vor, ln der Arbeitsgruppe „Programmpla- 
nung Gemeinschaftsaufgabe" versudien Bund und 
Länder gemeinsam die erforderlidie Grundlage für 
die Erfüllung dieses Auftrages zu schaffen (vgl. 
AgrarberidU 1974, Seite 129). 

456. Bei der Progranituanalyse hatte sich der Bund 
das Ziel gesetzt, durdi eine vergleidiende Effizienz- 
analysc die relativ^e Vorzüglidikeit der Maßnahmen 
im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele der 
Gemeinschaftsaufgabe feslzustellen. Aufgrund die- 
ser Untersuchungen sollte eine MiUelumverleilung 
zugunsten der Maßnahmen mit den höchsten Ziel- | 
beitragen im Verhältnis zu den Kosten erfolgen. , 
Dieses Vorhaben konnte bisher wegen der metho- 
disdien Sdiwierigkeilen von Kosten-Nutzen-Analy- 
sen bei den Maßnahmen der Gemeinsdiaftsaufgabe 
und wegen grundsätzlidier Meinungsunterschiede 
zwischen Bund und Ländern in dio.ser Frage nicht 
gelöst werden. Aufgrund dieses Sadiverhaltes stand 
die Arbeitsgruppe vor der Aufgabe, ein vereinfach- 
tes Verfahren für die Mittelverteihing auf die Maß- 
nahmen der Gemeinschaftsaufgabe (Maßnahmen- 
schlüssel) anzuwenden, 

Grundlage mehrerer alternativer Vorschläge zum 
Maßnab menschlüssel waren dabei die Ansätze im 
Rahmenplan 1974, die Anmeldungen zum Rahmen- 
plan 1975 sowie die aufgrund einer Prioritäten- i 
Skala veränderten Anmeldungen zum Rahmenplan 
)975. I 


Größere Fortschritte wurden in der Regionalisierung 
der Haushaltsmittel je Maßnahme {Regionalanalyse) 
erzielt, Dennodi konnte wegen der stark divergie- 
renden strukturpolitisd^en Vorstellungen in der bis- 
her zur Verfügung stehenden Zeit nicht für alle 
Maßnahmen eine Methode entwickelt werden, die 
von allen Beteiligten akzeptiert wird, 

457. Auf der Grundlage der Ergebnisse der Ar- 
beitsgruppe hat der Bund gemäß § 7 Abs. 3 Gem- 
AgrG dem Unteraussciiufl einen eigenen Vorsdilag 
für einen neuen Länderschlüssel vorgelegt. Dieser 
Vorschlag ging u. a. davon aus, daß 

— eine Variante auszuwählen war^ die dem hohen 
Nadihülbedarf an Struktur verbessernden Maß- 
nahmen in den süddeutsdren Ländern besonders 
Redinung trägt, 

— bei den Maßnahmen mit vergleichsw^eise gerin- 
ger agrarpolitisdier Priorität bzw. Effizienz von 
einer relativ stärkeren Kürzung des angemelde- 
ten Bedarfs auszugehen war als bei den Maß- 
nahmen mit vergleichsweise holier Priorität bzw. 
Effizienz. 

Auf der Basis eines Mittelvoiumens (BundesanleU) 
von 1,2? Milliarden DM wies der BML-Vorschlag 
zum Verteilerschlüssel folgende prozentuale Mittel- 
aufteilung auf die Bundesländer aus: 


1 

BML-Vorsd)laq 
für 1975 1 

ivüiiinüiipiasi 

1974 

1 —Soll — 

Schleswig-Holstein . 

10,72 'Vö 

12,3 "/n 

Hamburg 

1 ,34 '’/o 

2.2 “,'n 

Bremen 

0,Ü4 “/ii 

0,7 V<i 

Niedersachsen .... 

22,06 “/ü 

22,5 «/u 

Nordrhein- 

W'estfaien ...... 

ll,19«/u 

10,9 “/u 

Hessen 

6,80 "/o 

6,7 "/o 

Rhein Idiuh Pfalz 

8,3 t % 

8,3 “/'o 

Saarland 

1,13 «Al 

0,9 % 

Badeii-Württem- 
benj 

13,57 «/o 

13,7 o/o 

Bayern 

24,09 *.'» 

21,6 "/o 

Berlin 

0,15 «/o 

0,2 ®/u 


Ausgehend von diesem Planungsergebnls beschloß 
der Planungsausschuß die Mittelverteihing auf die 
Länder für das Jahr 1975, 
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3 Forschung 


3.1 Bisherige und voraussidittiche Entwicklung 
— Forschungseinrichtungen 

458. Oiß von der Bundesregierung im Geschäftsbe- 
reich dos BML unterhaltenen Bundesiorschungsan- 
stalten (s. Materialband. Text 11) mit rd. 660 Wis- 
senschaftlern haben die Aufgabe, wissenschaftliche 
Grundlagen als Entscheidungshilfeii für die Agrar- 
und Ernährungspolitik /u erarbeiten und die wLs- 
senscbaltlidicn Erkenntnisse auf diesen Gebieten 
zum Nutzen dos Gemeinwohls zu erweitern. 

Die Aufgaben umfassen 

— die Gebiete der Erzeugung in den Wirtsdiafts- 
bereidien Land- und ForslwirtsdiafL Gartenbau 
und Fischerei, 

— die Qualitätserhaltung und “Verbesserung bei 
der Be- und Verarbcitimg land-, forst- tmd eniäh- 
rungswirlsdiaftlicher Produkte, 

— betriebswirtsdiafttidie, marktwirtschaftliche, 
strukturelle und soziale Probleme, 

— Probleme des Veterinärbereichs, 

— Natursdiutz und Landscbaftspflege. 

459. Die im Jahre 3 969 begonnene Neuordnung j 

der Forsdiung wurde durch Erlaß tles Bu u desmini- 
ste ri ums für Ernährung, Landwirtsdiaft und For- 
sten voiTi 29. Januar 1974 weiterentwickelt. Mit die- 
sem Erlaß wunden die bisher in drei Fadibereiche 
gegliederten Bundesforsdumgsanstallen durch die 
Bildung eines „Senates der Bun desto rscbungsanstal- ] 
ten"' zusarn in engefaßt. .Außerdem wurde eine Mu- 

stersatzung für die Bimdesforsdiuugsanstalten ver- | 
fügt. Hierdurdi sollen die — geschieht 3 ich bedingt — i 
untersdriedlichen Anstalts.slrukturen vereinheitlicht 
und die Mitwirkung der wissensdiaftlichen Mit- 
arbeiter an Entsdieidungsprozessen institutionali- 
siert werden. 

460. Wie bereits im Agrari^e rieht 1974 angekündigt, 
wurde inzwi.srhen das Max-Planck-Institut für Tier- 
zucht und Tierernährimg Mariensee in den Ge- 
schäft sbereidi des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Lcuulwärtschaft und Forsten übernommen und 
zusammen mit der vormaligen Bundesforschimgs- 
anstrdt für Kleintierzucht Celle in die Forsdiiings- 
anstedt für Landwirtsdiaft Braunsebweig- Völken- 
rode eingegliedert (vgl. auch Textziffer 123). Dar- 
über hinaus wurden die Bundesanstalt für Quali- 
lätsforschung pfianzlidior Erzeugnisse in Geisen- 
heim und die BündesforscliungsünstaU für tlauswurt- 


') Dem .Senat der Bundesforschungsdnstalteii" gehören 
die Leiter der Bnndesfoisdningsanslalten und sieben 
dazugewähUe vvissensdiafthdie Mitarbeiter an. 


schalt in Stuttgart-Hohenheim mit der Bundesfor- 
schungsansialt für Leben.smitlelfrischhaltung zu 
einer „lUindesforschungsanstaB für Ernährung'" zii- 
sammenfaßt. 

461, Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten gewährt an zehn außerhalb der 
Bundes vGiwaltung stehende Forsdiungseinrichtun- 
gen Zusdiüsse und erteilt darüber hinaus zeitlich be- 
fristete Forsdiungsauftrage. In diesem Zusammen- 
hang ist andi die ernährungsphysiologisdie und die 
gesundheitlidi orientierte Lebensmittelforsdiung des 
Bundesgesuneiheitsarntes zu nennen, das zum Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit (BMJFG) gehört. 


Internafionale Zusammenarbeit 


462. Die mit einer im Jahre 1968 abgeschlossenen 
Vereinbarung begonnene deutsdi-niederländisdie 
Zusammenarbeit in der .Agrarforschung ist auf eini- 



reibiologie, Abfallbeseitiguag) intensiviert worden. 
Eine Vereinbarung über Zusammenarbeit üi der Ab- 
teilung Kartoffeln der Genbank an der Für.schimgs- 
anstalt für Landwirtschaft Braunsclnveig- Völkenrode 
ist von den Agrarministern beider Länder im Fe- 
bruar 1974 unterzeichnet w'orden. Für die Zukunft 
Word eine Verbesserung der Zusammenarbeit auch 
auf den Gebieten der St roh Verwertung, de?r Sorten- 
diagnose von Kulturpflanzen und der Agrardoku- 
rnentation angestrebt. 

463. Im Rahmen der am Hi Oktober 1973 zwischen 
der Bundesrepublik Deutsdiland und Rumänien ab- 
gesdilossenen Vereinbarung über Zusammenarbeit 
im Bereich der Agrarforschung fand im Jahre 1974 
ein umfangreidier Erfahrungsaustausdi statt. 30 ru- 
manisdie Experten hielten sich zu Informationsbe- 
suchen und Studienaufeuthalten in der Bundesrepu- 
blik auf; 20 dc^utsche Wissenschaftler und Verwai- 
tungsfachleute informierten sich in Rumänien über 

I bestiiLunle Themen, 

Verhandlungen über ähnliche Abkommen mit wei- 
teren Landern werden z. Z. vor])ereitet. 

464. Der Minisierrat der Europäischen Gemein- 
sdmften hat im Juni 1974 die Verordnung Nr. 1728' 
74 des Rates vom 27. Juni 1974 über die Koordinie- 
rung der Agrarforschung verabsdiiedet. Die Ver- 
ordnung siebt vor, daß der Rat über die Koordinier 

I rung bestimmter einzelstaatlidior Forsdiungsmaß- 
I nahmen auf Gemeinschaftsebone und über die 
! Durdiführung gemeinsamer Vorhaben, die den Zie- 
i len der gemeinsamen Agrarpolitik entsprechen, be- 
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schließt. Ein Ständiger Agrarforschungsaiissdiuß aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten wird die Kommis- 
sion bei der Ausarbeitung von Vorschlägen beraten 
und an der Durchführung von Ratsbeschlüssen nadi 
dem Verwaltungsausschußverfaliren mitwirken. 


3.2 Ziele 

465. Aufgabe der ressortzugehörigen Agrar- und 
Ernährungsforsdiung ist es, die Erfüllung der agrar- 
und ernährungspolitisdien Zielsetzungen und der 
verwaltungsbezogenen Aufträge der Bundesregie' 
rung zu unterstützen. Diese Unterstützung besteht 
in der Erarbeitung wissensdiaftlidier Unterlagen 
und EntscheiciungshiUen. 


3.3 MaOnahmen 


For s dl u ngsm i f t el 

466. Im Haushaltsjahr 19?4 wurden rd. 142 Mil- 
lionen DM für die Bundesforsrhnngsanstalten und 
rd. 18 Millionen DM für bezuschußte Einrichtungen^ 
für zeitlich befristete Forschungsaufträge, für Stu- 
dienreisen und -aufenlhalte ausländisdicr und deut- 
scher Wissenschaftler, für wissenschaftliche Veran- 
staltungen und für die VeröffentHdumg wissen- 
schaftlicher Forsdiungsergebnisse bereitgestelU. Der 
Haushaltsentwurf 1£)?5 sieht Ausgaben in Höhe von 
rd. IßO Millionen DM für die Anstalten und rd. 
19 Millionen DM an Zuschüssen vor. 


Fors diun gs pla nu n g 

467. fin Forschungsplan 1973—1975 des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten sind über l 600 Forschungsvorhaben der Bun- 
desforschungsanstalten und zweier bezusdiußter 
Forschungseinrichtungen den Haupt-, Unter- und 
Teilzielen der Zielstruktur des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, entspre- 
chend ihrer Jeweils hauptsächlichen Zielwirkung, 
zugeordnet. Der Forsdmngsplan hat den Zweck, die 
Transparenz hinsiditlidi der Ausrichtung der Res- 
sortforschung auf die Ziele und Aufgaben des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtsdiaft und 
Forsten zu erhöhen und die Nutzbarmadiung der 
Forsdiungsergebnisse sowie die Koordinierung und 
Zusammenarbeit zu fördern. 

fm Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten werden Möglichkeiten geprüft, 
die Festlegung von Prioritäten für den Forschungs- 
bereidi auf eine objektivere Grundlage zu stellen, 
und zwmr zunächst einmal im Bereich der umwelt- 
relevanten Forsdiung, 


468. Durch ein verbessertes Verfahren bei der Ver- 
gabe von zusätzlichen Forschungsaufträgen und 
durch eine Begleitung dieser Forschimgsprojekte 
durdi das an den Ergebnissen interessierte Fachre- 
ferat wird angestrebt, Forschung sergeVmisse besser 
als bisher der Arbeit des Ressorts nutzbar zu ma- 
chen. Vorarbeiten für eine EDV-gostülzte Projekt- 
administration und -begleitung für alle Forschungs- 
projekte der Bundesforschungsanstalten sind einge- 
leitet. 

469- Bestandsaufnahme und Lüdcenkatalog eines 
gemeinsamen Aussdiusses von BML und BMJFG für 
die Ernährungsforschiing werden im Rcssortbereich 
des BML für die organisatorische Straffung und fach- 
liche Intensivierung der Ernährungsforsduing aus- 
gewertet werden. Darüber hinaus wird eine ver- 
stärkte Ausriditung der Forschung auf die sozial- 
ökonomisdien Gebiete in Angriff genommen wer- 
den. 


Forschungsschwerpunkte 

470. Die politisdien und administrativen Zielset- 
zungen der Bundesregierung bedingen im ßcreidi 
der wissensdiaftlidien Aktivitäten der Bundesfor- 
sdiungsanstalten u. a. folgende Sdiwerpunkte der 
Ressortforschung : 

— Erhaltung und Verbesserung der Qualität der 
Produkte der Agrar- und Ernährungswirtschaft, 

— Entwicklung umweitfreurKlUdier Produktions- 
und Verarbeitungsverfahren in der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft, 

— Agrarpolitik und Agrarökonomie, 

— Struklurprobleme im landlidien Raunn 

— Schutz von Natur und Land.schaft; Tiersdiutz, 

— ■ Sicherung einer angemossenen Eigen Versorgung 
und Beiträge zum Problem Weitern äh rung. 


Agrardokumeiitatiou und -infomiation 

471, Zur Unterstützung der Forschungsplanung und 
ForschungsverwalUing werden funktionsfähige Do- 
kumentations- und InformatioTissysteme benötigt. 
Die Dokumentation über die laufenden Forschungs- 
vorhaben im Bereidi der Landbau-, ErnahrungS', 
Forst- und Holz Wirtschaftswissenschaften sowie der 
Veterinärmedizin werden technisch und inhaltlidi 
verbessert. Die Koordinierung und Verbesserung 
des nationalen und internationalen Informations- 
und Dokumentationswesens wird weiterhin verfolgt. 
Eine Zusammenfassung der auf Bund- und Länder- 
ebene vorhandenen Aktivitäten der Agrardokumen- 
tation in der Zentralstelle für Agrardokumentation 
und -infonnation (ZADI) konnte wegen ungelöster 
Fragen auf Länderseite noch nicht realisiert werden. 
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4 Finanzierung 


4.1 Haushalt für den Geschäftsbereich des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

Haushalt t974 

472- Sowohl in dem Ministerratsbeschluß vom 
9. De^^eiuber 1969 als auch in dem nationalen Durdi- 
führiuicjsgesetz ziiin Au hverliingsausgleichsgesetz 
vom 5- Juni 1970 ist festgelegt worden, daß der Di- 
rcktaiisgleidi (Flädienausgleich) nur bis zum Jahre 
1973 gewährt werdet! sollte. 

Trotzdem wurden in den HaiishaUsentwiiif 1974 
vorsorglich 400 Md Honen DM ei ngestellt. Eiutspre- 
diend dem Kabinettsbesctiluß vom 5. September 1973 
war die Zweckbestimmung die.ser für besondere 
agrarpoH tische Maßp-ahmen vorgesehenen Ausga- 
ben neu festzu legen, wobei mindestens ein Drittel 
dieser Summe für Sozial- und Strukturmaßnahmen 
bereitgestellt werden sollte. 

Wegen der angespannten Kostern- und Weitbe- 
werbssituation des Agrarsektors, die u. a, audi 
durch die Energiekrise verursacht worden war, 
wurde der größte Tei! der Ausgaben unmittelbar 
einkommeDswirksam eingesetzt, Folgende Aufiei- 
hmg der Mittel wurde vorgenommen: 

— 208 Millionen DM auf die teihveise Erstattung 
von Beiträgen zur landwirtsdiaftlidien Unfa li- 
ve rsicheruiig; 

— 40 Millionen DM für die Deckung des Mehrbe- 
darfs aus der 7. Novelle zum Gesetz über die 
Altershilfe für Landwirte; 

— 40 Millionen DM zum .Ausgleich nalurbediTigter 
Standortnaditeile für landwirtschaftliche Betriebe 
in Berggebieten und anderen benachteiligten Re- 
gionen; 

— 32 Millionen DM zur Beseitigung cier Sturni- 
sdiäden vom November 1972 und zur Wieder- 
aufforstung io den Schadeusge^bieten ; 

— 10 Millionen DM für den Gef lüge] -Stabilisie- 
rungsfonds; 

— 70 Millionen DM für Hilfen bei Existenzgefähr- 
dung infolge von Wettbewerbsverzerrungen. 

Bei den zuletzt genannten 70 Millionen DM handelt 
es sidi um Hilfsmaßnahmen zum Ausgleich von 
besonderen V/eUbewerljsnadrteilen. Diese hatten in 
der Bundesrepublik durch die untersdiiedliche Ent- 
wicklung der onergiepolitischen Situation in den 
einzelnen Mitgliedstaaten zu einer Existenzgefähr- 
dung zahlreidier Betriebe der Seefischerei, des 
Ünterglas-Gartenbaus und der Trocknungsanlagen 


b In der Fassung der Besdiiüsse des MaushdUsciiis- 
sdiusses 


geführt. Es wurden folgende Maßnahmen beschlos- 
sen : 

— Aufstockung der Struktur- und Konsolidieriings- 
hilfe für die Kutter- und Hochseefisdierei 15 Mil- 
lionen DM; 

— Sondeimaßnahmen zugunsten der Unterglas- 
Gartenbaubetriebe zum Ausgleidi von Wett- 
bewerbs Verzerrungen 38 Millionen DM; 


Übersicht 59 


Mittelansälze des Einzelplans 10 


K ap i t e 1 / M d ß nahm e 

Soll 

1974 

Entwurf 
1975 9 

Millionen DM 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kap. 10 02) 

A. Landwirtschaftliche 

Sozialpolitik 

2 336,0 

2 538,5 

B. LändJidre Siedlung ...... 

55,8 

52,2 

C. Absatzförderung, Aufklä- 
rung, Verbraucherbera- 
tiung 

25,6 

25,7 

D, Forschung -) 

17,7 

19,1 

E. Fischerei 

70,9 

63,5 

F. Abwicklung alter Ver- 
pfliditungen und auslau- 
fende Fördenmgsm aßnah- 
men 

449,2 

354,7 

G. Gasöl Verbilligung und 
sonstige Maßnahmen .... 

760,2 

632,5 

(Summe 10 02) 

(3 715,4) 

(3 686,2) 

Genieinsdiaflsaufgabc 

(Kap, 10 03) ') 

i 250,0») 

l 372, 0'*) 

Marktordnung (Kap. 10 04) ... 

193,4 

171,9 

übrige Kapitel 

211,2 

246,8 

Einzelpaln 10 , . 

5 370,0 

5 476,9 


9 In der Fassung der Beschlüsse des i laushaltsaussciius- 
ses 

T Die MdUshdllsmittel für die Forsdiungsanslalten des 
Bundes im Bereich des BML sind in den „übrigen Ka- 
liiteln'' enthrdten. 

®) Einzelaufteilung siehe Textziffer 450 ü. und Über- 
sicht 58 

Ministerium, Bundesämter, BviuciesforsdiungsanstaUen 
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— Forderung der Heißluftlrodtnung von eiweiß- 
reichem Grünfutler und stärkehaltigen FuUer- 
kartoffein 7 Millionen DM; 

— Förderung von Investitionen zur Energieeinspa- 
rung (im Rahmen der Gemeinsdiaftsaufgabe) 
IO Millionen DM. 


Hdiishalt ld75 

473. Nadi dem Regierungsentwurf in der Fassung 
der Besdilüsse des Hauslialtsaussdiüsses sind für 
1975 im Ein'.selp]an 10 — Gesdiäflsbereidi des Bun- 
desministeriums für Ernährung; Landwirtschaft und 
Forsten — Ausgaben in Höhe von 5,477 Mrd. DM 
(1974: 5,370 Mrd. DM) vorgesehen (Übersicht 59). 
Gegenüber dem Vorjahr steigen die Ausgaben um 
rd. 107 Millionen DM (-h2,0“/o). 

474. Die Aufteilung der Ausgaben auf die einzel- 
nen BML-Programnie geht aus der übersidil 60 her- 
vor. Schwerpunkt sind — wie in den Jahren zu- 
vor — die Mittel an Sätze für che landwirtschaftliche 
Sozialpolitik und für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes. 

Übersicht 60 


Die Marktordnungsausgaben, soweit sie in nationa- 
ler Zuständigkeit bleiben (Kapitel 1004), liegen 
1975 mit rd. 172 Millionen DM etwas niedriger als 
im Vorjahr (193 Millionen DM). Dies ist im wesent- 
lichen auf den zwangsläufigen Rückgang bei den 
Vorratshaltungskosten sowie auf den Wegfall der 
einmaligen Beihilfe für die Erzeugung von Trodcen- 
futter zurückzuführen (Übersicht 61). 


4.2 Agrarhaushalt der EG 


Allgemeiner Überblick 

475. Die Mittel zur Finanzierung der Ausgaben für 
die gemeinsame Land wir tsdiaftspolitik der EG sind 
im Einzelpian HI des GesaintliaushuUs der EG^ dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtsdiaft (EAGFL), veransdilagt. 

476. Für den EAGFL, den größten Ausgabenblodc 
des Gemein schaff shau.shaltS; sind nadi dem Haus- 
haltsvoranschlag für das Jahr J975 4,3. Mrd. RE 
(= 15,76 Mrci. DM) (^ 74,5 Vp des Gesamtvolumens) 


Mittelansätze für die Agrar- und Ernäliruiigspoiitik nach Programmen -) 


Maßnahmen 

Soll 1 

1974 1 

1 

Enlwujf 
1975 3 

Entwurf 1975 
gegenüber 
SoH 1974 

Bemerkungen 


Miilionen DM 

"/ö 


Verbraucherpolitik 
im Ernährungsbereich ....... 

5,6 

6,7 

- 19,6 

' i 

siehe Textzlffer 97 

Produktion und Produktqualität . . 

586,3 

573,8 

- 2,1 

siehe Dbersidil 36 

Markt- und Preispolitik 

383,3 

332,7 

- 13,2 

sieiie Ubersidu 44 

EiUivicklung dos kindlichen 

Raumes — Agrarstruktur ...... 

1 615,1 

L 617,1 

- 1,5 

siehe Übersicht 51 

Forst- und Flolzwirtsdiaft, 
Jacjdwesen . 

55,, 3 

35,6 

-35,6 

siehe Übersicht 54 

Fischwirtsciiaft 

71,0 

63,6 

- 10,4 

siehe Ubersidit 56 

Sozialpolitik 

2 336,9 

2 539,2 

+ S,7 

siehe Übersicht 57 

Umweltpolitik 

1 10,0 

10,0 

± 0 

siehe Textziffer 433 

Sonstige Mittclansälze 

1 306,5 

298,2 

- 2,7 


insgesamt . . . 1 

! 5 370,0 

5 476,9 

-r 2,0 

1 


I) Einztjplan 10 

-) Ohne die Prfigramme , Außenwirtsdiaftspolitik und Weltagrarprobieme“, „Bildung und Beratung" sowie „Direkte 
Einkommensübertragungen", für die es keine programrnspezifisdien Mittelansälze im Haushalt gibt. 

In der Fassung der Besdüüsse des Hausliaüsaussdiusses 

*) Mitteiansätze, die keinem Programm direkt zugeordnet werden können wie z. B. die Miltelansätze für Verwal- 
iungsausgaben, für das Bundesamt Ihr Ernährung und Forslwirtsdiafl, für die Bundesforsdmngsanstalten nsw'. 
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vorgesehen. Von diesen Ausgaben entfallen 92,5 *Vo 
auf die Abteilung Garantie (Markt) und 7,5 *Vo auf 
die Abteilung Ausriditung (Struktur). 

Die Ausgaben des Gesamthaushalls der EG werden 
seit dem 1. Januar 1971 aufgrund des Besdilusses 
des Rates vom 21, April I97Ü aus den Absdiöpfungs- 
einn ahmen, dem Zol lauf kommen und durch einen 
l^estimmten Anteil am Mehrwertsteueraufkümmen 
(bis 7iir Vereinheitlichung der Bemessungsgrund- 
Jage für die Mehrwertsteuer: Anteil am BSP) der 
Mitgliedstaaten gedeckt. 

Die Bestimmungen des genannten Rntsbe.sddusses 
über die eigenen Einnahmen der Gemeinsdiaft wer- 
den ab 1973 grundsät/lidi auch von den neuen Mit- 
gliedstaaten angewandt. Während einer Übergangs- 
zeit bis Ende 1978 braudien die neuen MitgiiecLstaa- 
1;en die Einnahmen jedodi nur in eiiiem beschränk- 
ten, jährlich steigenden Umfang ab/nfiihren. 


EAGFL, Abteilung Garantie 

477 . Die Marklordnungsau.sgäben im Rahmen des 
EAGFL, Abteilung Garantie, sind seit Einführung 
der vollen Gemeinsdiaftsfinanzierung äm Jahre 1968/ 
69 stark angestiegen (Übersidit 62). Bei einem Yer- 
g lei dl <ier einzelnen I laiishaltsjahre ist jedoch zu 
berücksiditigen, daß das Finanzierungssystem im 
Jahre 1970 geändert wurde (vom Rückvergütungs- 
verfahren zur Mittelzuweisung) und ab 1973 infolge 


Ü b e r s i c h t fi 1 


Mittelansätze für die Marktordnungsausgaben 
(nationale Zuständigkeit) 


Maßnahme 

1 ')74 1 

1 1975’) 

Millionen DM 

Verwaltungskoslen der Ein- 
fuhr- und Vorratsteilen . . 

23,4 

27,7 

VorratshalUmgskosten der 
Einfuhr- und Vorrals- 
stellen 

121,8 

98,5 

Erstattung bei der Ausfuhr 
von Zuchtvieh 

6,0 

(5,5 

Fradithilfe Getreide 

35, ,0 

89, 0 

Beihilfe Erzeugung Trocken- 
futter 

?r0 



Verwaltungsausgaben des 
Slabilisierungsfonds Wein 
(als Bundesoberbehurde) . . 

0,2 

0,2 

insgesamt . . . 

!93,4 

171,9 


9 Hiujslialtsenlwuif in der Fassung der Besdilüsse des 
Haushai tsaussdmsses 


der Erweiterung der EG auf neun Staaten neue Aus- 
gaben entstanden sind. 

Eine Analyse der Ausgaben 1975 nach Marktord- 
nungsbereicben zeigt, daß der Schwerpunkt der Aus- 
gaben bei den Interventionsproclukten Milch, Ge- 
treide und Rindfleisdi liegt. Die Ko.slen der Mildi- 
marktordnung werden von der Kommission auf 1,53 
Mrd. RE (= 5,59 Mrd. DM) gesdiälzt, was einem 
Anteil von rd. 38 an den Gesamtausgaben ent- 
spridit. Bis 1977 reohnet die Kommission mit einem 
Anstieg auf ehva 1,83 Mrd. RE (= 6.7 Mrd. DM), der 
Anteil an den Gesamtausgaben würde dann bei rd. 
45 liegen. Die Ausgaben für die Getreidemarkt- 
ordnung werden 1975 — wenn die derzeit den inter- 
nationalen Markt und die Preise bestimmenden 
Faktoren weiter andauern — gegenüber dem Vor- 
jahr den in der Übersicht genannten Betrag nicht 
erreichen; es wird ge,schälzt, daß sie sich auf vor- 
aussiditlicfi 320 Millionen RE (— 1 , 1 ? NJixl, DM) ver- 
ringern können. Dies würde dann einem Anteil von 
8 Yo an den Gesamtausgaben entsprechen, Sduit- 
Zungen über die weitere Ausgaben ent Wicklung bei 
Getreide sind wegen der unsidieren Wellmarktlage 
außerordentlich schwierig und problemalisdr. Für 
1976 und 197? rechnet die Kommis.sioii wieder mit 
einem stärkeren Ansleigen der Marktordniingsaus- 
gaben bei Getreide. Bei Rindfleisch mußte für 1975 
gegenüber den Vorjahren infolge der angow^achse- 
nen Interventionsbestände ein größerer Ausgabebe- 
trag vorgeseheur werden. Neue Sdiälzungen besagen, 
daß voraussichtlidi 595 Millionen RE (— 2,18 Mrd. 
DM) benötigt werden. Bei Zucker wird der in der 
Übersicht genannte Betrag nicht ausreidien. Um eine 
angemessene Versorgung der gesamten Gemein- 
schaft mit Zucker zu gewährleisten, wird voraus- 
sichtiidi ein weiterer Betrag von mindestens 200 Mil- 
lionen RE ( 732 Millionen DM) für Einfuhrsubven- 

tionen dnzusetzen sein. 

Erhebliche Ausgaben entstehen audi bei den Pro- 
dukten mit einem Beibilfesystem. lin Haushalt 1975 
sind z. B. für Olivenöl 266 Millionen RE (= 974 
Millionen DM), ölsaaten 77 Millionen RE (= 280 
Millionen DM] und Tabak 166 Millionen RE (= 608 
Millionen DM) veranschlagt. Gemessen an ihrem 
Beitrag zum Prachiktionswert der Landwirtschaft ver- 
ursachen dagegen Produkte ohne ständige Preis- 
stützung, wie z. B. Obst und Gemüse, Schweine- 
fleisdi, Eier und Geflügel und Wein vergieidisweise 
geringe Kosten. 

Im Rahmen der mittelfristigen Vorausschau werden 
die Ausgaben 1975 nad:i Sdiätzungen der Kommis- 
sion gegenüber den voraussiciitlichen Ausgaben des 
Jdhrcs 1974 (3,5 Mrd, RE 12,8 MrcL DM) auf 3,98 
Mrd. RE (- 14,5 Mrd, DM) und dann bis 1977 auf 
mindestens 4,05 Mrd. RE (— 14,8 Mrd. DM) anslei- 
gen. 

Die Aiisgleidisbeträge (Währung und Beitritt), die 
bei Ausfuhren von Marktordnung^ waren gewährt 
werden, können niciit auf die einzelnen Wareube- 
rei die dufge teilt werden. .Sie werden in den Folge- 
jahren wegen des Abbaus der Beitrittsausgleichs- 
beträge absinken. 
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Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie 


Erzeugnis 

1973 1 

1974 -] 

) 1973 1 

1976 >) 

) 1977 ") 

Millionen RE 

Getreide 

! 039,7 

615,0 

630,0 

902,0 

1 073,5 

Reis 

11,4 

25,0 

29,7 

34,0 

34,0 

Mileberzeugnisse * . * 

1 527,6 

t 577,7 

1 526,8 

I 696,0 

1 827,0 

Fetter Olivenöl 

282,2 

233,0 

265,5 

220.0 

189.0 

öisaaten 

86,8 

75,9 

76,5 

83.9 

101,7 

Zucker 

137,8 

166,2 

112,1 

1 10,0 

110.0 

Rindfleisch 

17.0 

20,5 

395,0 '*) 

200,0 

100,0 

Schweinefleisch 

104,2 

88,5 

130,0 

110,0 

110.0 

Eier und Geflügel 

24,2 

17,6 

26,0 

25,0 

25,0 

Obst und Gemüse 

35,2 

68,1 

83,5 

70,0 

70.0 

Wein . . * 

12,2 

41,1 

99,2 

65,0 

50,0 

Tabak 

129,7 

141,0 

166.4 

153,0 

160,0 

Fische 

1,3 

3,0 

2,5 

2.5 

2,5 

Fladrs und Hanf 

6,5 

12.0 

12.6 

12,0 

12,0 

Saatgut 

15,6 

15,0 

18,5 

18,0 

18,0 

Hopfen * . . . 

4,7 

8,0 

7,2 

7-0 

7,0 

Seidenraupen 

0,3 

1,0 

2,0 

DO 

1,0 

Trockenfutter 

— 

— 

10.5 

11,0 

12,0 

Sonstige Marktordnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Nichi-Anhang-lT’Erzeugnisse ........ 

27,4 

30,0 

32,2 

30,0 

30,0 

Beitrittsausgleich 

290,6 

200,0 

248,8 

190,0 

110,0 

Währungsausgleich 

1 

1 156,9 

163,0 

105,4 

— 

— 

insgesamt . , . 

3911,3 

3 501,6 

3 980,5 

3 940,4 

4 052,7 


vorläufige Abredinung 
-) Haushaltsansatz 

HaushaUsvoransdilag (Stand Oktober t9‘?4) 

Vorsdiätzung der EG-Kommission ohne Berüdcsichtigung der Agrarpreisbesdilüsse 1074/75 (Oktober 1974) 
Ansätze durdni M’arklentwidtluiig überholt 
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478 - Das Aufkommen an eigenen Einnahmen der 
EG im Agrarbereidi (insbesondere Agrar-Absdiöp- 
fungen und Zucke rabgciben) schätzt die Kommission 
für 197S bei den Abschöpfungseinncihmen auf 423,8 
Millionen UE (= 1,55 Mrd. DM) und bei den Ziicker- 
abgaben (Produktions- und Lagerkoste nausgieidis- 
abgaben) auf 106,7 Millionen RE (=-- 390 Millionen 
DM)- 

479 - Für das Haushaltsjahr 1973 ergeben sich aus 
der Gcyenüberstellang der Beiträge und Ausgaben 
für die Abteilung Garantie des EAGFL folgende 
Nettozahlungen bzw. Netto rüde flüsse: 


Mitgliedstaat 

Netto- Netto- 
zahlungen rfKkfhisse 

Millionen DM 

Bundesrepublik Dcutsdi- 


fand 

1 416 

Vereinigtes Königreidi , . 

620 

Belgien 

279 

Italien * 

266 

Luxemburej 

4 

Irland 

288 

NiederlaiidG 

678 

Frank reidi . 

688 

Dänemark 

931 


Diese Aufstellung sagt jedodi wenig über den 
volkswirtschaftlichen Nutzen bzw. über die Volks- 
wirtschaftlichen Belastungen aus, weil die Ausga- 
ben teilweise nicht von den Mitgliedstaat.en gezahlt 
werden, die die eigentlich Begünstigten sind. So ent- 
fallen u. a. die Marktordnungsausgaben teilweise 
auf die Produktionen anderer Mitgliedstaaten (z. B. 
Inlervenlionskosten für französisches Getreide in 
der Bundesrepublik Deutschland) und der Beitrilts- 
ausgleich für das niedrigere Preisniveau im Ver- 
einigten Königreidi wird nicht vom Vereinigten 
Königreich, das hier der volkswirtsdiaftlidi Begün- 
stigte ist, sondern von den anderen Milgliedstaaten 
gezahlt Wird der Beitrittsausgleich (1973 ca. 900 
Millionen DM) dem Vereinigten Königreich voll zu- 
geredinet, ist das Vereinigte Königreidi, solange es 
diesen. Ausgleidi gibt, nicht den Nettozahlern, son- 
dern den Nettoempfängern zuzu rech neu, Dement- 
sprechend vermindern sich die finanzieHeri Vor- 
teile für Dänemark und die Niederlande um jeweils 
300 Millionen DM, für Frankreich und Irland um je- 
weils 150 MdUonen DM. 


EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

480 . Seit 1964 werden aus dem Europäisdmn Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL), Abteilung Ausrichtung, Maßnahmen auf 
strukturellem Gebiet in der Gemein-schaft mitfinan- 
ziert. Im Gegensatz zur Abteilung Garantie han- 
delt es sich bei der Abtei hing Ausrichtung um eine 
Teiliinanzierung in der Recjel von 25 Vo. Die Höhe 
der jährlidi verfügbaren Mittel ist plafondierl und 
beträgt 325 Millionen Reduiungseiiibeiten, In der 
Vergangenheit ist der größte Teil dieses Plafonds 
stets für die Eijizelvorhaben im Bereich Marktstruk- 
Lur- und Agrarstrukturverbesserung verausgabt 
w ordern Hinzu kommen versdriedene Sonde rmafl- 
nahmen, die der Rat beschlossen hat, 

Seil 1972 gibt es in der Gememsdiaft drei Slruklur- 
richtUnien, Sie betreffen die Modernisierung laiid- 
wirtschaftiidier Betriebe, das Aussdieiden aus der 
Landwirtsdiaft und die sozio-ökononiische Informa- 
tion und Beratung, Einzelne Maßnahmen dieser 
Richtlinien werden als sogenannte gemeinsame Maß- 
nahmen nach der VO 729/70 durdi den EAGFL, Ab- 
teilung Ausriditung, mitfinanziert. Die Finanzierung 
von gemeinsaiDen Maßnahmen wird die Finanzie- 
rung von Einzelvorhaben nadi der VO 17/64 mehr 
oder weniger ablösen. Im Laufe des Jahres 1974 
hat die Mehrzahl der Mitgliedstaaten von der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die Ent- 
scheidung erhalten, daß für die Durdiführung der 
SUuktLirrichtlinien Erstattungen aus dem EAGFL 
gezahlt werden können. Auch die Bundesrepublik 
Deutsdiland kann auf Grund der TatsachOr daß die 
nationalen DurdiführungsbesLimmungen mit den 
EG-Restiniraungen konform sind, Erstattungen er* 
halten. Das trifft für die Maßnahmen des einzelbe- 
trieblidien Förde rungsprogramms und audi für die 
Land abgabe reute zu. Zu Zahlungen aus dem EAGFL 
wird es im Laufe des Jahres 197,5 kommen. 

Im Ministerrat der EG ist 1974 eine grundsäizlidie 
Einigung über die Förderung der Landwiilsdiaft in 
Bei-ggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten erzielt. Auch bei den im Rahmen dieser 
Riditlinie geförderten Maßnahmen handelt es sich 
um gemeinsame Maßnahmen auf strukturellem Ge- 
biet. 

481 . Seit Eiririditung des EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, im Jaiire 1964 hat die Bundesrepublik 
Deutschland für Strukturv^erbesserungsmaßnahmen 
nach der Verordnung Nn 17/64/EWG rd. 1,05 Mrd. 
DM erhalten. Diese Mittel wurden von 1964 bis ein- 
sdiließlidi 1973 {X. Tranche) für insgesamt 903 Vor- 
haben bewilligt. Der Hauptanteil von 595;57 Millio- 
nen DM oder 56,8 ’Vn entfiel auf 459 Vorhaben zur 
Verbesserung der Agrarstruktur, und zwar vor 
allem auf Maßnahmen der FJurbereinigung, der 
Wasserwirtsdiaft und des Wirtschaftswegebaues. 
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Die bisher (L — ’X. Tran die) von der Kommission 
den einzelnen Mitgliedstaalen für die Einzelvorha- 
ben bewilligten Zusdiüsse verteilen sich wie folcft: 


Milgüedslaal 

bewilUgter Zuschuß 

MiUionen 

DM 1 

Bundesrepublik 

1 048,9 

27.4 

Belgien 

268,4 

7,0 

Dänemark , 

17,2 

0,4 

Frankreidi 

825,5 

21,6 

Irland 

25,2 

0,7 

Italien * 

1 257,8 

32,8 

Luxemburg . 

20,5 

0,5 

Niederlande 

295,2 

7,7 

Großbritannien 

73,2 

1,9 

insgesamt - , 

3 831,9 

100,0 


Bei diesen Zahlen ist zu berüdtsiditigen, daß die 
Lander Dänemark, Irland und Großbritannien für 
1973 zum ersten Mai einen Züsdiuß aus dem Agrare 
fonds erhielten. 

Außerdem iverden zur Zeit insbesondere folgende 
Sonderinaßnahmen aus Mitteln der EAGFL, Abtei- 
lung Ausriditimg finanziert: 

— Beihilfe für die Er/eugergemeiiischaften von 
Obst und Gemüse, 

— Absdilachtpräniien und Prämien für die Nichlver- 
marktung von Mildi und Mildiprodukten, 

— Prämie für die Rodung von Obstbäumen, 

— Verbesserung auf dein Sektor der Zitrusfrüchte- 
Die Zusdiüsse für die Finanzierung dieser Sonder- 
inaßnahiuen ans dem EAGFL, Abteilung Aus rieh tung^ 
an die Mitgliedstaaten werden sidi nadi Schätzun- 
gen der Kommission für das Jahr 1975 auf insge- 
samt 34 Millionen RE (= 124 Millionen DM) belau- 
fen. 
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1 Zielstruktur des BML für die Agrar- 

Hauptziel Unterziele 


A-’l 

Einkommensverbesse- 
rung durch markt- und 
preispolitische iWaßnah- 
men 


Verbesserung der 
LebensverhäUnisse 
im ländlichen Raurn 
sowie gleichrangige 
Teilnahme der in der 
Land-’), Forstwirt-. 
EchaU und Fischerei 
Tätigen an der ali- 
gemeinen Einkom- 
mens- und Woht- 
standsentwicktung 


1) einschließlich 
Gartenbau 


AHI 

Einkorn monsverbesse- 
rung durcti Maßnahmen 
Im Bereich der Erzeu- 
gung 


A-lll 

Elnkommensverbesse- 
rung durch Maßnahmen 
im Bereich der Vermark- 
tung 


A-Vi 

Verbesserung der sozia- 
len Sicherung der in der 
Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei Tätigen 


A-Vlll 

Erleichterung des teü- 
weisen oder vollständi- 
gen Übergangs zur 
außerland Wirtschaf tl ichen 
Erwerbstätigkeit 


A-IX 

Schaffung von Voraus- 
setzungen für außerland- 
wirtschaftliche Einkom- 
men in zumutbarer Ent- 
fernung vom Wohnort 


A--X 

Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der 
Holzwirtschaft 


und Ernährungspolitik 

Tellzlele 


Anhang 


A— 1—1 Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 

zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenenuvick- 
tung und im Rahmen der gesamtwirtschahlichen 
und stabllitätspolifischen Erfordernisse 

A-l-2 Stabilisierung der Märkte und Vermeidung struk- 

tureller Mafktunglejchgewichte 

A-l-3 Einkommenssicherung durch marktpolitische Maß- 

nahmen 

A-l— 4 Mitverantwortung der Erzeuger für Überschüsse | 


A-1P1 Schaffung ausreichender Betnebskapazdäten und 

Förderung der Produktivüät im Einzelbetrieb 

A— II— 2 Verbesserung der überbetriebl. ZusamuTjenarbell 

A— II— 3 Wetlerentv/icklung und Einführung prodoktions- 

technischer Fortschritte 

A-ft— 4 Herstellung glei'Cher Wettbewerbsbedingungen in 

der EWG 


A-lll-1 Steigerung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen 

A— III— 2 Verbesserung des Absatzes durch Markelrng | 

A-lll— 3 Verbesserung der überbelriebl. Zusammenarbeit | 

A— Ml— 4 Herstellung gleicher Wetlbewerbsbedingungen in 

der EWG 

A-lll-5 Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Marktlransparenz 


A--1V 

Einkommensausgleich 
aus besonderen Gründen 
(z, B. Vermeidung wäh- 
rungsbedingter Einkom- 
mensverluste) 


A-V 

Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse der in 
der Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei Tätigen 


A— V~1 Verbesserung der Arbeilsverhältnisse 


A-V--2 Verbesserung der Wohnverhältnisse 


A“V-3 Verbesserung der soziO’Ökonomischen Information 
und Beratung 


[ A— VI— 1 Sicherung bgi Krankheit 

•( A— Vi— 2 Sicherung bei Unfällen 


p 

I A~VI-3 Sicherung im Al te r 


A-Vli 

Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse und des 
Bitdungsstandes im länd- 
lichen Raum 


A-VII-l Verbesserung der Bodt^nordnung 


A-VII-2 Verbesserung der mfrastTuktur 


A— V!l“3 Verbesserung des Wohn- und Freizeiiwertes 


A-VII-4 


Verbesserung der Möglichkeiten für die Land- 
nuizung ohne Marktangebot 


A--ViI-5 


Aufrechterhaltung und Förderung emer breiten 
Eigentumsstreuung 


A-VII-6 


Ausbau der raumstrukturellen Aufgabenteilung 
zwischen stärker verdichteten und ländl. Räumen 


A--VII-7 


Verbesserung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und der W^ferbildung 



A-Vlll-1 

Verbesserung des Umschulungsangebots | 


A-Vlll-2 

Gewährung finanzieller Hilfen beim Übergang und 
Ausscheiden 


A-Vlll-3 

Sicherung der Altersversorgung beim Übergang 

und Ausscheiden 

— 

A-Vtt!-4 

Verbesserung der nabenberufllchen Landbewirt- 
schaftung 




A-tX-1 

Erleichterung des Zugangs zu außerlandwirtschaft- 
lichen Arbeitsplätzen 

— 

1 1 

X 

! 

< 

Schaffung und Sicherung außerlandwirtschaftlicher 
Arbeitsmöglichkeäten vornehmlich in solcJien Ge- 
bieten. in denen der Anteil abwanderungswilliger 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft relai. hodi ist 


A-IX-3 

Stärkere Abstimmung der regionalpolitischen Maß- 
nahmen mit agrarslrukturpoti tischen Maßnahmen 
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noch: Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 

Hauptziel Unteizlere TeHxleEe 
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noch; Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 


Hauptzlet Unterziele TellzleEe 
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noch: ZielstruKlur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 


Hnuptzfe] Unterzi«l9 Teilziele 
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2 Begriffsdefinitionen, Ableitung der ErfolgsmaOstäbe 
und Betriebssysteme in der Agrarwirtschaft 


Betriebliche Erfotgsbegriffe 

Die einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen wer- 
den bei den Buchführungsergebnissen netto^ d. h. 
ohne Mehrwertsteuer, ausgewiesen. Eine positive 
Mehrwertsteuerdifferenz wird zum Betriebsertrag, 
eine negative zum Betriebsauiwand gerechnet. 


Betriebsertrag 

Der ßetriebsertrag umfaßt alle baren Einnahmen und 
die unbaren Leistungen des landwirtsdiafflidien Be- 
triebs einschL Forst, Jagd, Fisdierei sowie nidrlge* 
werblichen Nebenbetrieben (z. B. Sägewerk, Bren- 
nerei, Dienstleistungsbetrieb) und Sonstiges sowie 
die Bestandsveränderungen an Vieh und selbster- 
zeugten Vorräten. 


Bereinigter Betriebsertrag 

Der bereinigte Betriebsertrag erredinet sich aus dem 
Belriebsertrag abzüglich des Viehzukaufes, des Auf- 
wandes an zugekauften Futtermitteln und Saatgut 
sowie der Einnahmen aus Fuhrlohn und Masdiinen- 
vermietuiig. 


Betriebsauiwand 

Der Betriebsaufwand ist gleich der Summe aus Sach- 
aufwand, Betriebssteuern und Lasten, Lohn für ent- 
lohnte Arbeitskräfte und Unfallversicherung. Die 
Ausgaben für Investitionen sind nidit im ßetriebs- 
aufw'and enthalten. 

Der Sachaufwand umfaßt alle baren Ausgaben für 
sädiliche Betriebsmittel und in Ansprudr genommene 
Dienstleistungen, den Wert der Bestandsverände- 
rungen an zugekauften Vorräten sowie die Ab- 
sdireibungen. Im Sadiaufwand sind Aufwendungen 
für Jagd, Forst, Fischerei, nidilgewerbliche Neben- 
betriebe und Sonstiges enthalten. 

Abschreibungen werden bei Wirtschaftsgebäuden, 
Grundverbesserungen, Masdiinen und in Einzelfäi- 
len bei Zuchtvieh vorgenommen. Den Abschreibun- 
gen liegen normale, nach der Lebensdauer des Inven- 
tars berechnete Abschreibungssätze zugrunde. 
Steueriidi zulässige Sonderabsdireibungen sind aus- 
geschaltet worden, da nur die betriebswirtschaft- 
li<dien Verhältnisse dargestellL werden sollen, 

FremdlÖhne, Sdiuldzinsen und Pachtzahlungen sind 
nicht io den Sachaufwand einbezogen. Damit ist ein 
Vergleich auf der Grundlage eines schulden- und 
pachlfreien Betriebes und unabhängig von der 
Arbejtsverfassung möglidi. 


Der Arbeitsaufwand umfaßt die Löhne für die frem- 
den Arbeitskräfte und die entlohnten Familienange- 
hörigen sowie den Lohnansalz für den Betriebs- 
inhaber und die mitarbeitenden, nicht entlohnten Fa- 
milienangehörigen. 

Der Fremdiohnaufwand enthält den Barlohn für die 
fremden Arbeitskräfte und die entlohnten Familien- 
angehörigen, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 
sicherung^ die Ausgaben für den Betriebshaushall 
und den Nalurrallohn- Im Naturallohn sind die Auf- 
wendungen für die Beköstigung der fremden Ar- 
beitskräfte und der entlohnten Farailienangehörigen 
aus wirtsdiüftseigenen Erzeugnissen, die Lieferun- 
gen des Betriebes für Deputatzwecke sowie die 
Leistungen für freie Wohnung, für Viehhaltung und 
Depulatland enthalten. Die Bewertung dieser Lei- 
stungen erfolgt zu Erzeugerpreisen bzw. zu orts- 
üblichen Sätzen. 

Zu den Belriebssteuern und Lasten gehören nur die 
Steuern und Lasten, die bei der Einkommens- und 
Reinertragsberedinung als Wirtschaftsausgaben gel- 
ten, Das sind die Grundsteuer^ die Wasser- und 
Wegelasten, der Landwirtschaftskammerbeitrag 
(Landwirtschaftsabgabe), die anteilige Kraftfahr- 
zeugsteuer, die Hundesteuer und eine negative 
Mehrwertsteuerdifferenz. Nicht zu den Betriebs- 
Steuern gehören Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Vermögensteuer und Lastenausgleidisabgaben. 
Diese Steuern müssen aus dem Einkommen bzw. dem 
Reinertrag gezahlt werden. 

Lohnaiisatz 

Der Lohnansatz für die Familienarbeitskräfte stellt 
das Entgelt für die Arbeitsleistung des Betriebs- 
leiters und seiner mitarbeilenden, nicht entlohnten 
Familienangehörigen dar. Die Bewertung erfolgt in 
Anlehnung an die für fremde Arbeitskräfte gezahl- 
ten Löhne (Monatslöhne). Für den Betriebsleiter wird 
außerdem ein Zuschlag für seine leitende Tätigkeit 
vorgenommen. 

Reinertrag 

Der Reinertrag errechnet sich als Differenz aus Be- 
triebsertrag abzüglich ßetriebsaufwand und Lohn- 
ansatz. Der Reinertrag umfaßt den Zinsertrag des im 
Betrieb eingesetzten Aktivkapilals und das Entgelt 
für die unternehmensdre Tätigkeit. Bei der Beredi- 
nung wird ein schulden- und pachtfreier Betrieb 
unterstellt, der nur mit entlohnten Arbeitskräften 
bewirtschaftet wird. 
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Belriebselnkommen 

Betriebsertrag abzüglidi Sachaufwand. Betriebs- 
Steuern und Lasten ergibt das Betriebseinkommen. 
Das Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt 
der im landwirfsdiaftlidien Betrieb tätigen Arbeits- 
kräfte (einschlieJilidi der Beiträge zur Sozial- und 
Unfallversicherung), den Zinsertrag des im Betrieb 
eingesetzten Aktivkapitals und das Entgelt für die 
unternehmerische Tätigkeit aus dem schulden- und 
paditfrei gedachten landwirtschaftlichen Betrieb. 


Roheinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich der Fremdlöhne, der 
Beiträge zur Sozialversicherung und Unfallversiche- 
rung, der Ausgaben für den Betriebshaushalt und 
des Wertes für den Naturallohn ergibt das Roh- 
einkommen. Das Roheinkommen umfaßt das Arbeits- 
entgelt des Betriebsinhabers und seiner mitarbeiten- 
den. nichtentlohnten Familienangehörigen, den 
Zinsertrag des Aktivkapitals und das Entgelt für die 
unternehmerische Tätigkeit aus dem schulden- und 
pachtfrei gedachten landwirtsdiaftlichen Betrieb. 

Arbeitsertrag 

Betriebseinkomnien abzüglich Zinsansatz für das im 
Betrieb investierte Aktivkapital ergibt den Arbeits- 
ertrag. Es ist das Arbeitsentgelt der im landwirt- 
schaftlichen Betrieb tätigen Arbeitskräfte ein- 
schließlich des Entgelts für die unternehmerische 
Tätigkeit. 

RelneinKommen (Gewinn) aus dem land- und forst- 
wirtsdiaftlichen Unternehmen 

Das Reineinkommen (Gewinn) aus dem Unterneh- 
men errechnet sich aus Unternehmensertrag abzüg- 
lich Unternehmensaufwand, Der Unternehmens- 
ertrag umfaßt: 

— den landwirtschaftlichen Betriebsertrag. 

“ die Einnahmen aus verpachteten Flächen und 
Gebäuden des Unternehmens, 

“ Zinsen und Dividenden für Finanzvermügen des 
Unternehmens. 

Im Unternehmensaufwand sind enthalten: 

— der landwirtschaftliche Betriebsaufwand (ohne 
Lohnansatz für den Besitzer und die familien- 
eigenen nichtentlohnten Arbeitskräfte). 

— Aufwendungen für zugepachtete Flädien und Ge- 
bäude, 

— Zinsen für Fremdkapitai des Unternehmens. 

Das Reineinkommen (Gewinn) ist der Betrag, der 
dem Unternehmer und seiner Familie als Entgelt für 
die Arbeitsleistung einschließlich dispositiver Tätig- 


keit, den Einsatz des Eigenkapitals und die unter- 
nehmerische Tätigkeit zufließt, 

Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen errechnet sich wie folgt: 
Reineinkommen 

h Einkünfte aus selbständiger und außerbetrieb- 
licher Tätigkeit des Betriebsleiterehepaares und 
des Hofnadhfolgers, 

h Einkünfte aus unselbständiger Tätigkeit des Be- 
Iriebsleiterehepaares und des Hofnadifolgers, 

+ Renten und andere wiederkehrencie Bezüge 

— Aufwendungen für außerbetriebliche Einkünfte, 

= Erwerbsein kommen 

-f- Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapital- 
vermögen, Vermietung und Verpachtung und 
Sonstiges 


= Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen umfaßt sämtliche Einkünfte, 
die dem Betriebsleiterehepaar und dem Hofnadifol- 
ger zufließen. 

Aktivkapital 

Zum Aktivkapital eines landwirtschaftlichen Betrie- 
bes gehören alle im Produktionsprozeß eingesetzten 
Wirtsdiaftsgüter, Dabei werden die jeweiligen 
Eigentumsverhältnisse nicht berücksichtigt. Im ein- 
zelnen zählen dazu: Boden und Grundverbesserun- 
gen, Wirtsdtaflsgebäude und bauliche Anlagen, 
Dauerkulturen, Maschinen und Geräte, Vieh und das 
UmlaufkaphaL 

Eigenkapita) 

Das Eigenkapital ist die Differenz aus dem Vermö- 
gen insgesamt abzüglich Fremdkapital. Wegen ge- 
wisser Probleme bei der Vermögensbewertung, ins- 
besondere von Grund und Boden, wird auf die Dar- 
stellung der absoluten Höhe des Eigenkapitals ver- 
zichtet. Da die Bewertung am Anfang und am Ende 
des Wirtschaftsjahres aber immer nach denselben 
Grundsätzen erfolgt, ist die Ermittlung der Eigen- 
kapitalveränderung möglich. Sie ist die Differenz 
zwischen dem Eigenkapital am Ende und dem Eigen- 
kapital am Anfang des Wirtschaftsjahres. Die Eigen- 
kapitalveränderung ist ein wesentlicher Maßstab für 
die Beurteilung der Unlernehmensentwicklung. 


In den Buchführungsergebnissen des Wirtschaftsjahres 
1971/72 waren die Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 
privatem Kapitalvermögen und Vermietung und Ver- 
pachtung noch nicht enthallen. 
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Vergleichsredinung nach § 4 Landwirtschaftsgesetz 
— Unternehmensansatz — 


Vergleichsreineinkommeii 

Das Verg leides re ineinkoiri men errechnet sich aus 
dem Reineinkommen zuzüglich eines 37^/oigen Zu- 
schlages zum Wert des Eigenverbrauchs. Dieser Zu- 
schlag, der auf den Ergebnissen einer besonderen 
Untersuchung beruht, soll die Differenz zwischen 
dem Werl der Belriebsentnahmen zu Erzeugerprei- 
sen und dem Wert zu Einzelhandelspreisen ausgJei- 
chen, wobei die zusätzlichen Aufwendungen der 
bäuerlichen Familien zur Aufbereitung und Konser- 
vierung der Nahrungsmittel bis zur Konsumreife 
verrechnet werden. 

Summe der Vergleichsansätze 

Sie setzt sich zusammen aus 

— Vergleichslohn = gewerblicher Vergleichslohn 
für den Betriebsinhaber und seine mithelfenden 


Fömiiienangehörigen einsditießlidi des Arbeit- 
geberanleils zur Sozialversicherung. 

— dem Betriebsleiterzusdilag, 

— dem Zinsansatz für das Eigenkapital 

Abstand 

Der Abstand ist die Differenz zwischen dem Ver- 
gleichsreineinkommen und der Summe der Ver- 
gleichsansätze. Er wird in Prozent der Summe der 
Vergleichsansälze (Summe der Vergleichsansätze 
= 100) dargestellt. 


Die Vergleichsredmung nach § 4 LwG wurde für den 
Agrarberidit 75 vom „Betriebsansatz* auf den pünter- 
nehmensansatz" umgesleUt (vergleiche Textziffer 25). 
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Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 


Die Landwirtschaftliche Gesamtrechnung ini vorlie- 
genden Beridit gibt ein Bild der wirtsdiaftlichen Lei- 
stung des Produklionsbereidis Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fisdrierei). Ausgangsgröße ist 
der Produktionswert. 

Produktionswert der Landwirtsdiait 

Der Produktionswert der Landwirtschaft umfaßt alle 
mit durchschnittlichen Verkaufspreisen bewerteten 
Verkäufe von landwirtschaftlidren Erzeugnissen an 
andere Wirtsdiaftsbereidie, den Eigenverbrauch, die 
Vorratsveränderungen bei pflanzlichen und tieri- 
schen Produkten, die selbsterstellten Anlagen (Vieh) 
und die Dienstleistungen auf der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerstufe* 

Vorleistungen 

ln den Vorleistungen sind der ertragsteigernde Auf- 
wand (Zukauffuttermittel, Handelsdünger, Pflanzen- 
sdiutzmitlel, zugekauftes Saatgut und eingeführtes 
Nutzvieh), die Aufwendungen für die Unterhaltung 
der Wirtschaftsgebäude und des Inventars, die Aus- 
gaben für Brenn- und Treibstoffe sowie elektrischen 
Strom und die allgemeinen Wirtschaftsausgaben 
zusammengefaßt. 

Beitrag der Landwirtschaft 
zum Bnittolnlandsprodukt 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (zu Marktpreisen} ergibt sich als Differenz 
von Produktionswert und Vorleistungen. 


Beilrag der Landwirtsdiaft zum Nelloinlandsprodukt 
zu Faktorkoslen (Werlschöpfung) 

Aus dem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ergibt 
sich durch Abzug der verbrauchsbedingten, zu Wie- 
derbesdiaffungspreisen bewerteten Abschreibungen 
der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen, Hieraus leitet sidi durch Kürzung um die indi- 
rekten Steuern und durch Addition der für die lau- 
fende Produktion gezahlten staatlichen Subventio- 
nen der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor-' 
kosten (= Wertschöpfung) ab. Die Wertschöpfung 
stellt die Entlohnung der Produktionsfaktoren Boden, 
Arbeit und Kapital dar. 

Schematische Darsteilung 

Produktionswert der Landwirtschaft 
X Vorleistungen 


Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
Produkt zu Marktpreisen 

X Abschreibungen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen 

X indirekte Steuern 
Subventionen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Eaktor- 
kosten = Wertschöpfung 
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